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Beginn: 9.03 Uhr

Präsidentin Diezel:

Guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ich begrüße die Abgeordneten recht herz-
lich, die Besucher auf der Tribüne und die Mitglie-
der der Landespressekonferenz.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, neben mir
hat Platz genommen der Abgeordnete Dr. Hartung
als Schriftführer. Die Rednerliste führt der Abgeord-
nete Recknagel.

Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt:
der Abgeordnete Barth, der Abgeordneter Kemm-
rich, die Abgeordnete König, der Abgeordnete von
der Krone, der Abgeordnete Primas und der Herr
Minister Reinholz.

Gibt es noch Anmerkungen zur Tagesordnung? Ich
sehe, das ist nicht der Fall. Dann rufe ich auf den
Tagesordnungspunkt 11

Gesetz zur Änderung des Thü-
ringer Schulgesetzes und des
Thüringer Gesetzes über die
Finanzierung der staatlichen
Schulen
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 5/1561 -
ERSTE BERATUNG

Die Landesregierung wünscht das Wort zur Be-
gründung. Bitte sehr, Herr Minister Matschie.

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen,
wir haben in den letzten Monaten eine intensive bil-
dungspolitische Debatte in Thüringen geführt. Ich
finde es gut, dass wir uns ausführlich Zeit genom-
men haben, die Schwerpunkte der Bildungspolitik
für die nächsten Jahre zu diskutieren. Ich glaube,
es ist auch ein Ausdruck dafür, dass dieses Thema
Bildung in der Gesellschaft zunehmend an Bedeu-
tung gewinnt. Jetzt legt die Landesregierung einen
Vorschlag auf den Tisch. Mein Ziel ist, dass wir
einen möglichst breiten Konsens in dieser Frage er-
reichen. Schulentwicklung, Bildungspolitik braucht
langfristige Perspektiven. Sie braucht Verlässlich-
keit für die Handelnden, für Schulen, für Schulträ-
ger, aber auch für die Eltern. Deshalb werbe ich
heute dafür, dass wir in den kommenden Wochen
sehr intensiv gemeinsam über den vorliegenden
Gesetzentwurf diskutieren, dass wir möglichst viel
Gemeinsamkeit in dieser Debatte suchen und am
Ende auch herstellen können.

Ich glaube, es ist nicht gut, wenn in der Bildungspo-
litik die Debatte allein kontrovers geführt wird und

jeder auf seinem Standpunkt beharrt, seinen ideolo-
gischen Vorgarten pflegt, sondern Bildungspolitik
muss geprägt sein vom Willen zu größtmöglicher
Gemeinsamkeit, zum Konsens in der Gesellschaft.
Wenn das nicht der Fall ist, dann drohen die
Schulen Schaden zu nehmen.

(Beifall SPD)

Das Schulgesetz, was wir heute vorlegen, ist der
zweite große und wichtige Baustein nach dem Kita-
Gesetz. Wir wollen auf diese Art und Weise Schritt
für Schritt Thüringen zum Bildungsland Nummer 1
in Deutschland machen. Bildungspolitik ist die Wirt-
schaftspolitik des 21. Jahrhunderts. Die Entwick-
lung in Thüringen wird nur so gut sein, wie unsere
Bildungspolitik ist. Aufstieg und Fall von Regionen
wird in Zukunft vor allem davon abhängen, wie die
Qualität der Bildungssysteme aussieht.

Lassen Sie mich etwas zu den Kernpunkten des
vorgelegten Gesetzes sagen: Wir führen mit dem
neuen Schulgesetz eine neue gleichberechtigte
Schulart ein - die Thüringer Gemeinschaftsschule.
Die Thüringer Gemeinschaftsschule soll es möglich
machen, dass Kinder länger gemeinsam lernen.
Das ist ein Wunsch sehr vieler Eltern. Das hat zu-
letzt auch noch einmal eine Studie der Friedrich-
Ebert-Schule deutlich gemacht, in der 86 Prozent
der befragten Thüringer gesagt haben, wir wollen,
dass die Kinder über die 4. Klasse hinaus länger
gemeinsam lernen können.

Es gibt gute Begründungen für diesen Weg, denn
es ist schwer, schon in der 4. Klasse zu entschei-
den, welche Schullaufbahn, welchen Abschluss ein
Kind anstreben sollte. Hier liegt auch ein wesentli-
ches Problem für Chancenungleichheit im Bildungs-
system, denn weil diese Entscheidung zu diesem
Zeitpunkt so schwer ist, spielt oft der soziale Hinter-
grund der Kinder eine wesentliche Rolle für die
Schullaufbahnentscheidung. Deshalb ist es richtig,
dass wir genau an diesem Punkt ansetzen und den
Eltern klar signalisieren, wir wollen eine Schule, in
der ihr nicht so früh entscheiden müsst, in der die
Kinder mehr Zeit haben für diese wichtige Lebens-
entscheidung.

(Beifall SPD)

Die Gemeinschaftsschule soll grundsätzlich die
Klassenstufen 1 bis 12 umfassen. Wir wollen aber
auch vorsehen, gerade am Beginn dieser Entwick-
lungsphase, dass Gemeinschaftsschulen auch mit
einer oder mehreren Grundschulen kooperieren
können oder eben für die Oberstufe mit einem
Gymnasium kooperieren können.

Wichtig für das längere gemeinsame Lernen ist,
dass wir das verknüpfen mit einer besseren indivi-
duellen Förderung von Kindern. Hier geht es eben
nicht einfach nur um ein anderes äußeres Modell
von Schule, sondern hier geht es vor allem um eine
neue innere Entwicklung von Schule, die wirklich
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damit ernst macht, dass Kinder und Jugendliche
sehr unterschiedlich lernen, dass sie unterschiedli-
che Geschwindigkeiten beim Lernen haben und
dass sie deshalb auch individuelle Förderung auf
ihrem Lernweg brauchen. Ich will, dass wir diese
Schulentwicklung verbinden mit modernen Ansät-
zen des Lernens und des Lehrens in unseren
Schulen, denn es geht heute nicht mehr nur darum,
Kindern Wissen vorzusetzen und dafür zu sorgen,
dass kurzfristig so viel wie möglich im Kopf bleibt,
zur Prüfung abrufbereit ist und was danach ist, in-
teressiert uns nicht mehr. Es muss heute vor allem
darum gehen, Fähigkeiten von Menschen zu ent-
wickeln. Dazu gehört sicher Wissen, dazu gehört
eine gute fachliche Ausbildung, dazu gehört aber
heute auch, dass Kinder und Jugendliche lernen,
im Team gemeinsam zu arbeiten, dass sie lernen,
sich selbstständig Entwicklungs- und Lernziele zu
setzen, dass sie lernen, Wege zu beschreiben, wie
sie diese Ziele erreichen können, dass junge Men-
schen lernen, sich selbst einschätzen zu können
und andere einschätzen zu können, dass sie sozia-
le Kompetenzen erwerben und in der Lage sind, in
einer sich immer komplexer entwickelnden Gesell-
schaft Orientierung zu haben.

(Beifall SPD)

All das ist heute Aufgabe von Schule, die weit über
die reine fachliche Wissensvermittlung hinausgeht.
Wir wollen mit dem neuen Schulgesetz Impulse für
eine solche Entwicklung setzen und diese Entwick-
lung wird auch in den Lehrplänen verankert. Für die
Grundschule ist das mit diesem Schuljahr bereits
eingeführt, für die anderen Schularten wird es in
den kommenden Jahren auf den Weg kommen.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, wie
sieht das konkret in der Gemeinschaftsschule aus?
Die Schüler werden in dieser Schule bis zur
8. Klasse einschließlich gemeinsam unterrichtet mit
guter individueller Förderung. Ab Klasse 9 erfolgt
dann abschlussbezogenes Lernen der Schüler je
nachdem, ob der Hauptschulabschluss, der mittlere
Schulabschluss oder das Abitur angestrebt wird.
Ich bin sicher, dass wir mit diesem neuen Schulm-
odell wichtige Entwicklungsimpulse setzen und ich
bin sicher, dass dies auch ein Beitrag dazu ist, ein
vernünftiges Schulnetz aufrechtzuerhalten - auch
bei weiter sinkenden Schülerzahlen -, denn ein sol-
ches Schulmodell ist auch in der Lage, als relativ
kleine Schule eine breite Angebots- und Ab-
schlussvielfalt anzubieten. Ich glaube, auch das
wird ein wesentlicher Punkt für die Schulentwick-
lung sein. Ich möchte, dass die neue Schule auch
eigenverantwortliche Schule ist und die Impulse der
Schulentwicklung, die hier gesetzt worden sind,
aufgreift und weiterentwickelt. Denn eins zeigen al-
le Erfahrungen: Dort, wo Handlungskompetenz vor
Ort ist, dort, wo man selbst Verantwortung für Ent-
wicklungswege wahrnehmen kann, dort entsteht
natürlich auch sehr viel mehr Engagement und

Kreativität als an den Stellen, wo man alles vorge-
setzt bekommt und andere über die Schulentwick-
lung entscheiden und nicht die Schule selbst.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mir ist wichtig, dass Schule keine Insel ist, sondern
dass Schule gut vernetzt ist in der Kommune, mit
Vereinen, mit Unternehmen, mit dem Umfeld der
Schule. Denn für Schüler muss erlebbar und erfahr-
bar sein, dass sie mitten im Leben lernen und dass
sie für das Leben lernen und nicht nur für irgendei-
nen theoretischen Wissenserwerb. Deshalb wollen
wir auch die Ansätze, die erfolgreich erprobt wor-
den sind in den letzten Jahren, zur besseren Ein-
bettung von Schulen in das kommunale Umfeld
weiter voranbringen. Wie kann diese neue Schule
entstehen? Sie kann auf drei Wegen entstehen.
Schulträger können Schulen neu errichten, das ist
immer möglich. Das wird aber wahrscheinlich die
Ausnahme sein in der demographischen Situation,
in der sich Thüringen befindet. Deshalb werden die
anderen beiden Wege die wichtige Rolle spielen,
nämlich Umwandlung bestehender Schulen, entwe-
der auf Initiative der Schule hin und dann im Kon-
sens mit dem Schulträger oder Umwandlung auf In-
itiative des Schulträgers hin. Auf jeden Fall ist not-
wendig, dass die Schulkonferenz sich für einen sol-
chen Weg entscheidet. Das ist mir auch wichtig.
Wir haben in den letzten Wochen immer wieder
auch die Debatte gehabt, man müsse das neue
Modell gleich flächendeckend einführen, quasi per
Dekret von oben. Ich halte das für falsch. Wir ha-
ben es hier mit einem sehr anspruchsvollen
Schulmodell zu tun.

(Beifall SPD)

Dieses anspruchsvolle Modell kann nur dann wirk-
lich gut funktionieren, wenn sich die Lehrer hinter
diese Entwicklung stellen, wenn die Eltern eine sol-
che Schulentwicklung wollen und auch wenn der
Schulträger diese Entwicklung konstruktiv begleitet.
Deshalb gehört es zu diesem Konzept dazu, dass
es eben nicht mit einem Federstrich von oben ein-
geführt wird, sondern dass wir sagen, für diese
Schule muss die Entscheidung vor Ort fallen, nicht
gegen die Menschen, sondern mit ihnen gemein-
sam muss diese Schule wachsen.

(Beifall CDU, SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sie wis-
sen aus der Umfrage, das Interesse der Eltern ist
groß. Wir haben schon erste Schulen, die vor In-
krafttreten des Gesetzes in einer Pilotphase sich
auf den Weg gemacht haben. Wir haben gerade
drei weitere Schulen für diese Pilotphase geneh-
migt. Weitere sechs Schulen haben sich gemeldet,
dort stehen aber zum Teil noch die Genehmigun-
gen durch die Schulträger aus. Auch Schulen in
freier Trägerschaft haben sich gemeldet, um diesen
neuen Weg zu gehen. Ich bin sicher, wenn wir die
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gesetzliche Grundlage geschaffen haben, dann
werden sich viele Schulen auf diesen Weg bege-
ben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wollen
mit diesem Schulgesetz aber auch weitere Entwick-
lungen in den anderen Schularten anstoßen. Auch
das gehört zur Weiterentwicklung des Schulsys-
tems dazu. Wir verlängern mit dem neuen Gesetz
die Vollzeitschulpflicht von bisher neun auf zehn
Jahre. Das bedeutet, dass man in Zukunft die
Schule nur nach neun Jahren dann verlassen kann,
wenn der Hauptschulabschluss erreicht ist und eine
Lehrstelle nachgewiesen wird. In diesem Fall wird
das zehnte Jahr der Vollzeitschulpflicht in der Be-
rufsschule absolviert. Für alle, die zu diesem Zeit-
punkt noch keinen Abschluss oder keine Lehrstelle
haben, gilt dann die Schulpflicht in der allgemeinbil-
denden Schule auch für das zehnte Jahr. Wir wol-
len die Schulzeit nicht einfach nur verlängern, son-
dern wir wollen sie vor allem nutzen für eine stärke-
re Praxisorientierung des Unterrichts und für eine
praktische Ausbildung und Berufsvorbereitung von
Schülerinnen und Schülern.

(Beifall CDU, SPD)

Die Erfahrungen, die gemacht worden sind mit der
flexiblen Schulausgangsphase, zeigen, dass es
wichtig sein kann, neben dem normalen Schulalltag
noch einmal neue Impulse für bestimmte Schülerin-
nen und Schüler zu setzen, die es schwer haben
auf ihrem Bildungsweg. Deshalb sind gerade sol-
che praktischen Impulse ganz entscheidend. Heute
kann man es in einer Zeitung auch nachlesen, das
Beispiel wie u.a. über Schülerfirmen und die Heran-
führung an ganz praktische Aufgaben, Schüler mo-
tiviert und befähigt werden, auch wenn es schwer
ist, dann doch den Schulabschluss noch zu schaf-
fen. Deshalb sage ich Ihnen ganz deutlich, unser
Ziel, was wir damit verbinden, ist, dass wir in eini-
gen Jahren so weit sind, dass wir sagen können,
keine Schülerin, kein Schüler muss die Thüringer
Schule mehr ohne Abschluss verlassen. Wir wollen,
dass alle gut auf den Weg ins Leben kommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir wollen, dass die Regelschulen, die sich dieser
Herausforderung in besonderer Weise stellen, näm-
lich diese praktische Orientierung, dieses Ziel kein
Schüler ohne Abschluss, die ganztägige Angebote
ausbauen, dass die ein Qualitätssiegel erwerben
können und noch mehr Anreize für diese Schulent-
wicklung haben. Dieses Qualitätssiegel Oberschule
sollen Schulen tragen können, die besondere Ent-
wicklungsanstrengungen in diesem Bereich ma-
chen. Ich will, dass wir damit auch die weitere Ent-
wicklung der Regelschulen in Thüringen stärken.
Es gibt weitere wichtige Aspekte, die wir in dem
Gesetzentwurf aufgreifen. Es ist in den letzten Jah-
ren immer wieder diskutiert worden, dass wir für ei-

ne bessere individuelle Betreuung von Schülerin-
nen und Schülern, aber auch für eine bessere Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf einen weiteren
Ausbau von Ganztagsangeboten brauchen. Auch
dieser Aufgabe stellen wir uns mit dem neuen
Schulgesetz.

Wir wollen das bewährte Modell der Ganztagsbe-
treuung über die Grundschule hinaus erweitern und
auch auf die Klassenstufen 5 und 6 aller weiterfüh-
renden Schularten ausdehnen.

Ich glaube, damit machen wir einen wichtigen
Schritt für bessere individuelle Betreuung, aber
auch einen wichtigen Schritt für die Eltern. Denn
das Problem Schule und Kinder und Beruf mitein-
ander vereinbaren zu müssen, das endet ja nicht
mit der Grundschulzeit, auch wenn die Schüler
dann schon etwas selbstständiger sind. Viele Eltern
wünschen sich, dass auch darüber hinaus insbe-
sondere in den Klassenstufen 5 und 6 solche ganz-
tägigen Angebote zur Verfügung stehen. Das wol-
len wir mit dem neuen Schulgesetz sicherstellen.

Abschließend möchte ich einen Punkt erwähnen,
den wir ebenfalls anpacken mit dem neuen Schul-
gesetz, der sich mit den Berufsschulen beschäftigt.
Sie wissen, dass wir aufgrund der demographi-
schen Entwicklung Veränderungen im Berufsschul-
netz brauchen. Wir müssen dafür sorgen, dass die-
ses Netz auch in Zukunft effizient arbeiten kann,
dass ausreichend große Klassen zusammenkom-
men und eine sinnvolle Planung in den Regionen
möglich ist. Deshalb eröffnen wir hier Eingriffsmög-
lichkeiten für das Bildungsministerium für die Fälle,
in denen sich Schulträger nicht auf gemeinsame
Einzugsbereiche einigen können. Denn dies ist die
Voraussetzung für die Schaffung entsprechender
Klassengrößen und damit für ein effizientes und
kostengünstiges System der Berufsschulbildung.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, die
Schulpflicht hat Verfassungsrang und sie hat eine
lange Tradition in Thüringen. Das erste Mal, dass
die Schulpflicht eingeführt worden ist, das war in
Gotha.

(Beifall SPD)

Thüringen ist auch in dieser Frage Vorreiter gewe-
sen. Ich verstehe aber heute Schulpflicht nicht nur
als Pflicht aller Kinder, die Schule zu besuchen,
sondern ich verstehe sie in erster Linie auch als ei-
ne Pflicht des Staates, sich um gute Schule für sei-
ne Kinder zu kümmern. Das wollen wir mit diesem
neuen Gesetz in besonderer Weise tun.

Das Thema Bildung ist das Zukunftsthema
schlechthin. Wir wollen mit weiterentwickelten Rah-
menbedingungen, aber auch mit dem Haushalt,
den wir gestern diskutiert haben, dafür sorgen,
dass in Thüringen bestmögliche Bildung für alle
Kinder möglich ist.
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Ich werbe um eine konstruktive Beratung, auch
wenn ich weiß, dass es durchaus Unterschiede in
den Ansätzen der einzelnen Parteien in der Bil-
dungspolitik gibt. Ich möchte aber darum bitten,
dass wir uns in dieser Debatte nicht in ideologische
Gräben zurückziehen und dass jeweils Einzelne be-
tonen. Ich möchte an dieser Stelle dafür werben,
dass wir bei allen bestehenden Unterschieden in
der Debatte versuchen, das Gemeinsame festzu-
stellen, das wir gemeinsam hier auch auf den Weg
bringen können. Eine breite Zustimmung in diesem
Haus zum neuen Schulgesetz, so wie uns das beim
Kita-Gesetz gelungen ist, wäre ein gutes Signal für
die Schulentwicklung in Thüringen, wäre ein gutes
Signal für die Eltern und wäre positiv für die Ent-
wicklung unserer Kinder. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Minister. Ich eröffne die Ausspra-
che. Als Erste spricht Frau Michaele Sojka von der
Fraktion DIE LINKE.

Abgeordnete Sojka, DIE LINKE:

Verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren Abgeordneten, sehr geehrte Mithörer am Inter-
net - ich hoffe es jedenfalls, dass Sie das interes-
siert, was wir heute hier diskutieren. Da liegt es nun
auf dem Tisch, das zweite Meisterwerk aus dem
Hause Matschie. Und wieder hoffen Sie - Sie haben
es gerade gesagt -, dass es eine Sternstunde im
Thüringer Landtag wird, wenn es im Dezember ver-
abschiedet werden sollte. Aber nicht nur ich vermu-
te, dass es allein die Stimmen der SPD sein wer-
den, die diesem Gesetz zu seiner Gesetzeskraft
verhelfen. Die CDU enthält sich wahrscheinlich aus
Koalitionsdisziplin und die anderen Oppositionspar-
teien werden wohl dagegen stimmen, fürchte ich.

(Unruhe im Hause)

Wissen Sie warum und wissen Sie was fehlt, was
der Unterschied zum Kita-Gesetz ist? Diesem Ge-
setz fehlt die Kraft der Straße.

(Beifall DIE LINKE)

Dazu kommt die Enttäuschung der vielen Wählerin-
nen und Wähler, die im letzten Jahr den bildungs-
politischen Wechsel tatsächlich wollten,

(Beifall DIE LINKE)

weg von der Trennung nach Klasse 4, hin zu wirkli-
chem längeren gemeinsamen Lernen für alle Her-
anwachsenden in Thüringen. Aber die haben Sie
tief enttäuscht und das Placebo-Gesetz für die
SPD-Basis wird Ihnen jetzt vielleicht noch als Kom-
promiss von der eigenen Basis abgenommen, aber
Wählerinnen und Wähler werden in wenigen Jahren
merken, was sich verändert hat, nämlich rein gar

nichts. Sechs Piloten, die ihr Eingangsschild ausge-
wechselt haben, und kein einziges gelungenes Pro-
jekt zusätzlich; sollte ich mich korrigieren müssen,
wäre ich froh. Sechs Piloten - oder wegen mir auch
neun - die ihr Eingangsschild ausgewechselt ha-
ben, nicht mehr und nicht weniger.

Ich begründe Ihnen im Folgenden warum: Die
Schulgesetznovelle beinhaltet hauptsächlich die ge-
setzliche Fixierung der Einführung einer optionalen
Gemeinschaftsschule als zusätzliche siebente oder
achte Schulart neben den bereits bestehenden und
in unveränderter Form weitergeführten Grund-, Re-
gel-, Gesamtschulen und Gymnasien. Das längere
gemeinsame Lernen wird nur als weitere Option für
die Schulen und Schulträger eingeführt. Die bisheri-
gen Optionen für längeres gemeinsames Lernen in
Gesamtschulen der Klassen 5 bis 13 oder Pilot-
schulen der Klassen 1 bis 10 oder 1 bis 13 beste-
hen alle weiterhin fort. Damit wird das Schulsystem
in Thüringen für Eltern und Schüler unüberschau-
bar und beliebig. Alles ist möglich, wobei der vor-
herrschende Grundsatz der frühen Trennung der
Schüler nach Klasse 4 eben beibehalten wird. Da-
mit bleibt die Einführung der Gemeinschaftsschule
in der SPD-CDU-Form überflüssig, denn die Bil-
dung dieser Schulformen des optionalen gemeinsa-
men Lernens ist bereits im bestehenden Schulge-
setz geregelt - siehe Jenaplanschule in Jena, wel-
che sich jetzt zur Gemeinschaftsschule im Aufbau
umbenennt, aber seit ihrer Schulgründung eine Ge-
meinschaftsschule ist.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Was wird denn an der Jenaplanschule Jena - eine
der besten Schulen Deutschlands, mit dem Deut-
schen Schulpreis ausgezeichnet - aufgebaut oder
erprobt, was nicht seit Langem zu dieser Schule
gehört beziehungsweise diese Schule auszeichnet?
Dass das bereits bestehende Schulgesetz eine sol-
che Schulentwicklung ermöglicht hat, was ist also
neu, Herr Minister?

Interessant war für mich insbesondere die Verände-
rung zwischen dem ersten und zweiten Kabinetts-
durchlauf. In einer Übergangsphase von zehn Jah-
ren werden Gemeinschaftsschulen geduldet, die
keine wirklichen Gemeinschaftsschulen sind, näm-
lich Gemeinschaftsschule ab Klasse 5 ohne ver-
pflichtende Kooperation mit einer Grundschule. Das
heißt, es sind klassische Gesamtschulen, zum Teil
ohne gymnasiale Oberstufe. Das stand vor der
Sommerpause noch nicht drin, im Gegenteil, da
gab es eine Verpflichtung für die Schulträger, über-
all das Angebot der Gemeinschaftsschulen zu
schaffen. Aber, Herr Emde - es ist offensichtlich auf
Betreiben der CDU Fraktion dann so ins Gesetz ge-
kommen -, diese Übergangszeit der Nichtverände-
rung von zehn Jahren, die hätten Sie sich sparen
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können. Ich verspreche Ihnen, so lange regieren
Sie nicht mit in Thüringen.

(Beifall DIE LINKE)

Wie gesagt, diese Übergangsphase gab es im ers-
ten Entwurf nicht, dafür aber eine Anschubfinanzie-
rung, die sogar zusätzliche fest angestellte Sozial-
pädagogen ermöglicht hätte. Diese ist nun wegge-
fallen. Dafür wird mit der Einführung eines Quali-
tätszertifikats Oberschule für Regelschulen eine
scheinbare Qualitätssteigerung der Regelschulen
angestrebt. Wahrscheinlich wird dieses Prädikat
von den Qualitätsagenturen verliehen. Allerdings
handelt es sich hierbei nur um die Schaffung eines
zusätzlichen Schuljahres für Hauptschüler, eine ge-
nerelle Flexibilisierung des Schulausgangs für alle
Schulabschlüsse, welche sinnvoll und notwendig
wäre, wird nicht umgesetzt. Letztlich wird mit die-
sem Oberschulzertifikat eine Nähe zum integrativen
anerkannten DDR-Schulsystem vorgetäuscht. Was
das Schlimmste ist, Regelschulen ohne Prädikat,
Oberschule, Unesco-Schule, Europaschule, Um-
weltschule oder eigenverantwortliche Schule wer-
den nun endgültig zur Thüringer Restschule. Nie-
derschmetterndes Fazit: Mit dem Kniefall vor der
konservativen CDU-Bildungspolitik wird das beste-
hende gegliederte, auf frühere Trennung setzende
Schulsystem zementiert.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Jeden kleinen Fortschritt hat man sich durch die
CDU wieder herausverhandeln lassen. Dieses Ge-
setz ist nur noch ein überflüssiger Papiertiger. Eine
notwendige Änderung der Lehrerausbildung in Thü-
ringen auf der Grundlage einer Orientierung auf das
längere gemeinsame Lernen und der damit einher-
gehenden Anforderung der Pädagogen zum Unter-
richt in leistungs- und altersheterogenen Lerngrup-
pen erfolgt nicht. Das würde ja bedeuten, die Ände-
rung des Lehrerbildungsgesetzes gleichzeitig mit
vorzulegen bzw. die Änderung des Lehrerbildungs-
gesetzes so zu vollziehen, dass eine Umwandlung
der schulartspezifischen in eine altergruppenspezi-
fische Lehrerbildung erfolgen würde. Grundlegende
Änderungen und Erneuerungen des Thüringer
Schulsystems, die über die optionale Einführung
der Gemeinschaftsschule hinaus notwendig sind
und von der SPD vor der Landtagswahl, aber auch
danach angekündigt wurden, finden nicht statt. Das
betrifft unter anderem die Notwendigkeit der Stär-
kung der Eigenverantwortung von Schulen. Dazu
steht überhaupt nichts im Gesetz. Die Stärkung des
gemeinsamen Unterrichts von Schülern mit oder
ohne sonderpädagogischen Förderbedarf durch die
Abschaffung des Förderschulgesetzes und die Ein-
bindung der sonderpädagogischen Förderung in
das Schulgesetz und vor allem durch verbesserte
Bedingungen und durchgängiges Zweipädagogen-
system statt stundenweisem Einsatz von Flüster-

pädagogen. Die außerunterrichtliche Bildung, Erzie-
hung und Betreuung in den Schulen wird zwar über
die Grundschule hinaus erweitert, bleibt aber auf
die Klassenstufen 5 und 6 beschränkt. Wirkliche
Gemeinschaftsschulen, also Schulen als Lern- und
Lebensraum, beziehen alle Schüler aller Jahrgänge
ein.

(Beifall DIE LINKE)

Eine finanzielle Grundlage zur Gestaltung von Ge-
meinschaftsschulen wird aber nicht geschaffen
bzw. gesichert. Im Gegenteil, die Landesregierung
schreibt die Möglichkeit der außerunterrichtlichen
Bildung an den Schulen in den Klassen 5 und 6 in
das Schulgesetz, ohne die dafür notwendigen per-
sonellen und sächlichen Voraussetzungen zu
schaffen. Also kein zusätzliches Geld für Schulsozi-
alarbeit, keine Erhöhung der Schuljugendarbeit, der
Jugendpauschale oder fest angestellte Schul- oder
Sozialpädagogen - wir haben den Landeshaushalt
auf dem Tisch -, wir waren enttäuscht.

Besonders zu kritisieren sind neben oben genann-
ten Punkten folgende Änderungen bzw. Rege-
lungen: An der besonderen Leistungsfeststellung
an Gymnasien und nun auch an den Gemein-
schaftsschulen wird festgehalten. Warum bitte
schön? Die Beteiligung der Schüler ab Klasse 11
bzw. der Schüler an berufsbildenden Einrichtungen
an den Kosten der Schülerbeförderung ist auch
weiterhin vorgesehen, trotz massiver Kritik der El-
tern- und Schülervertretungen und entsprechender
Zusagen von SPD bzw. Änderung von Interessen-
vertretung in der vergangenen Legislatur. Nur die
Streichung der Möglichkeit der Essenszuschüsse
an die kommunale Ebene wurde zurückkorrigiert.
Links wirkt eben doch schon ein wenig. Nun müs-
sen Sie nur noch unserem Haushaltsänderungsan-
trag zustimmen, den kennen Sie ja schon aus dem
letzten Jahr, und dann wären wir dort vielleicht
einen Schritt weiter.

(Beifall DIE LINKE)

Ich will auch ein paar positive Sachen hervorheben.
Es steht jetzt im Gesetz die Verpflichtung der
Schulen zur individuellen Förderung als generelles
Prinzip, allerdings ohne finanzielle Unterstützung im
Landeshaushalt. Wir haben die Zuschrift des Philo-
logenverbandes, die sagen, das geht schlicht nicht.

(Zwischenruf Prof. Dr. Merten, Staatssekre-
tär: Na, klar!)

Ja, ich denke auch, dass das schon geht, aber per-
sonelle Ressourcen dazu braucht man schon und
die Glückswolke, die es immer noch gibt, die könn-
te man ja nutzen für solche Dinge. Der Erwerb der
Fachhochschulreife an Gymnasien und Gemein-
schaftsschulen, damit erlangen Schüler, die in der
gymnasialen Oberstufe lernen, neben dem Abitur
eine weitere Zugangsvoraussetzung zu einer wei-
terführenden akademischen Ausbildung. Das ist
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insbesondere dann von Vorteil, wenn das Abitur
nicht erlangt werden kann. Das halten wir für gut.
Wir halten es auch für sinnvoll - das haben wir
schon seit Langem eingefordert -, dass das Ministe-
rium eine Eingriffsmöglichkeit bei der Festlegung
von Schuleinzugsbereichen von berufsbildenden
Schulen schafft. Aber es ist wie immer inkonse-
quent, ohne Zielvorgabe, ohne Zeitvorgabe, einfach
so, es wird sich nicht von selbst umsetzen, siehe
Kita-Gesetz. Aber wenn man eine Eingriffsmöglich-
keit reinformuliert, muss man es dann auch konse-
quent handhaben. Da muss man wenigstens sa-
gen, bis zu welchem Zeitpunkt sich geeinigt werden
muss, ansonsten passiert auf der kommunalen
Ebene nichts.

Präsidentin Diezel:

Frau Sojka, einen ganz kurzen Moment. Herr
Staatssekretär, keine Dialoge bitte.

Abgeordnete Sojka, DIE LINKE:

Wir finden auch gut, dass es eine Möglichkeit ge-
ben wird, auf die Notengebung zugunsten anderer
Bewertungsformen zu verzichten. Wir finden es na-
türlich gut - und das haben wir im letzten Plenum
schon besprochen -, dass es eine erweiterte Mög-
lichkeit von Schulen gibt, auf das Sitzenbleiben zu
verzichten. Allerdings habe ich da den Satz über
die Rechtsverordnung fünfmal lesen müssen, weil
das eine Kann-Bestimmung ist und das „kann“ steht
an so einer Stelle, wo ich nicht weiß, ob das heißt,
dass die Rechtsverordnung gemacht werden kann
oder ob auf das Sitzenbleiben verzichtet werden
soll. Also wenn das Erstere der Fall ist, dann gibt es
möglicherweise diese Rechtsverordnung am Ende
der Legislatur immer noch nicht.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Wer weiß.)

Ihre Veränderung der Dauer der Vollzeitschulpflicht
bzw. der Berufsschulpflicht konnte von uns noch
nicht abschließend beurteilt werden. Wieso sollte
es für schulmüde Schülerinnen und Schüler besser
sein, eine weitere Warteschleife an der Regel-
schule zu verbringen? Warteschleifen sind dort
oder dort sinnlos. Motivation muss anders heraus-
gebildet werden. Wir freuen uns auf eine spannen-
de Diskussion im Ausschuss, insbesondere in der
öffentlichen Anhörung am 9. November im Landtag,
wenn das der Ausschuss heute so beschließt. Da
unsere Debatte im Internet zu verfolgen ist und das
Gesetz auf der Homepage unserer Fraktion veröf-
fentlicht wurde, hoffe ich auf viele weitere Zuschrif-
ten von interessierten Menschen in Thüringen, ab
2011 soll das Gesetz ja bereits gelten. Aber alles
steht unter dem Vorbehalt der dazu notwendigen

sechs Rechtsverordnungen und fünf davon im Be-
nehmen mit unserem Ausschuss. Das kann dauern.
Vielleicht haben Sie deshalb im Ministerium perso-
nell um mehr als 30 Personen aufgestockt. Hoffent-
lich können diese dann Rechtsverordnungen
schneller schreiben. Ich befürchte, bei den Erfah-
rungen mit dem Kita-Gesetz haben wir, haben Sie,
damit die ganze restliche Legislatur zu tun. Also,
ändern wird sich vermutlich nichts, ich sagte es be-
reits. Schade eigentlich, denn die Form einer Ge-
meinschaftsschule, so wie sie die SPD konzipiert
hat und nun einführen wollte, entspricht in vielen
Punkten unserer im alternativen Schulgesetz defi-
nierten integrativen Regelschule, wobei die Begriffe
völlig unwichtig sind. Das war unser Vorschlag für
eine Gemeinschaftsschule, weil wir nicht den Titel
ändern wollten. Allerdings wollen wir diese unsere
Gemeinschaftsschule für alle Schüler und auch für
die Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf. Gymnasien würde es nach einer längeren,
aber weniger als 10-jährigen Übergangsdauer dann
nur noch nach Klasse 9 geben. Zugegeben, eine
solche Veränderung muss sich anders legitimieren
als durch zufällige Landtagswahlergebnisse eines
zufälligen Wahltermins. Um diesen Schulfrieden zu
erzielen, braucht man den politischen Handlungs-
auftrag durch einen Volksentscheid. Davon sind wir
nach wie vor überzeugt und die Mehrheit der Thü-
ringer ebenso. Lesen Sie einfach die Studie der
Ebert-Stiftung noch einmal und handeln Sie ent-
sprechend. Solch einen Hauruck-Husarenstreich
wie bei der Schulgesetzgebung Anfang der 90er-
Jahre, als ohne gesellschaftliche Diskussion das
komplette Schulsystem zurückentwickelt wurde,
würde sich heute keiner mehr bieten lassen, mit
Recht. Wenn Sie aus „Stuttgart 21“ und so vielen
anderen Entwicklungen die richtigen Schlussfolge-
rungen ziehen würden, dann hätten Sie den Mut zu
einem Volksentscheid und Thüringen könnte dann
wirklich in wenigen Jahren das modernste deutsche
Bildungsland sein. Danke.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Für die CDU-Frak-
tion spricht jetzt der Abgeordnete Volker Emde.

Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren Abgeordneten. Frau Sojka ruft natürlich so-
fort den Widerspruch hervor, aber ich will mich ein
bisschen mäßigen. Sie haben ja alle Möglichkeiten
in der Hand, die Verfassung ändern zu wollen. Es
gibt eine Verfassung des Freistaats, die das geglie-
derte Schulwesen festschreibt. Und wenn Sie das
ändern wollen, dann müssen Sie das selbst initiie-
ren. Sie haben das in der Hand, Sie können es
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gern tun. Aber ich sage auch, wir stehen jetzt vor
der dritten größeren Novelle des Thüringer Schul-
gesetzes. Wir hatten zunächst nach 1990 ein vor-
läufiges Bildungsgesetz. Mit dem haben wir ein
paar Jahre gearbeitet. Dann gab es 1993 das Thü-
ringer Schulgesetz. Mit dem hat man dann zehn
Jahre gearbeitet, dann gab es im April 2003 eine
Novelle im Schulgesetz und jetzt Ende 2010 gehen
wir dies noch einmal an. Ich sage, eine Stärke von
Thüringer Schule basiert eben genau auf dieser
Kontinuität. Es ist nicht die Revolution, die Frau
Sojka gern hätte in der Schullandschaft, sondern es
ist die Kontinuität von der gute Schule lebt und wir
werden dafür sorgen, dass diese Kontinuität erhal-
ten bleibt.

(Beifall CDU)

Ein zweites Standbein, meine Damen und Herren,
waren die fortwährend hohen Ausgaben für unser
Bildungssystem. Ich will einfach nur ein paar Zah-
len nennen aus den aktuellen internationalen Bil-
dungsindikatoren 2010. Im Sekundarbereich geben
wir 8.100 € pro Schüler im Jahr aus. Deutschland-
weit sind es 6.700 € und der OECD-Durchschnitt
liegt bei 7.000 €. Es ist uns etwas wert, gute Schule
zu machen. Ich sage auch einmal gemessen an
den Zielstellungen, dass man gewisse Anteile vom
Bruttoinlandsprodukt für Bildung ausgibt. In Thürin-
gen werden für alle Schulen 4 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts aufgewandt, bundesweit sind es
2,9 Prozent. Der OECD-Durchschnitt liegt bei
3,5 Prozent. Das macht deutlich, dass dieses zwei-
te Standbein gut trägt.

Es gab und gibt ein drittes Standbein für gute Thü-
ringer Schule, das ist nämlich der Anspruch auf
Leistung und Förderung jedes einzelnen Schülers;
gelebt auch durch vielfältige Partnerschaften zur
Verbesserung dieser Qualität der Schulen, und
zwar der Schulen als Ganzes und des Unterrichts
im Speziellen, und dies alles in einem gegliederten
Schulsystem, das auf die spezifische Kompetenz
der Schularten Grundschule, Regelschule, Gymna-
sium und berufsbildende Schule setzt. Mit diesen
drei Grundfaktoren haben es die Thüringer Schüler
immer wieder auf deutschlandweit vordere Plätze
und auch OECD-weit auf beachtlich gute Ergebnis-
se gebracht.

Meine Damen und Herren, jede Änderung im
Schulgesetz und jede schulpolitische Diskussion
muss - soll sie verantwortlich geführt werden - dies
berücksichtigen. Im Sport ist es klar. Wenn man er-
folgreich ist, wechselt man nicht einfach den Trai-
ner oder gar die Trainingsmethoden. Es bedarf
dann lediglich anders gesetzter Reize und der Er-
neuerung der Motivationslage. So kann man si-
chern, dass man auch weiterhin auf Spitzenniveau
Sport treibt. Dasselbe trifft für Schule auch zu. Ich
will dazu später noch einmal kommen.

Meine Damen und Herren, der lauten Forderung
der LINKEN und der GRÜNEN nach flächen-
deckendem Umbau der Schullandschaft hin zur
Einheitsschule

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das haben wir noch nie
gefordert.)

kann man aus fachlicher Sicht, aus Verantwortung
für die Schüler, nur eine Absage erteilen. Frau Ro-
the-Beinlich, ich habe Sie aus der Zeitung so zitiert,
wenn Sie es so nicht gesagt haben, wäre es mir ja
sehr recht.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das Zitat zeigen Sie mir
mal.)

Jedenfalls wollen Sie den flächendeckenden Um-
bau der Schullandschaft und das wird es mit uns
nicht geben.

(Beifall CDU)

Im Übrigen sage ich es noch einmal: Das geglieder-
te Schulsystem ist in Thüringen in der Verfassung
verankert und die können Sie nur mit einer Zweidrit-
telmehrheit ändern.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Daran müssen Sie noch hart arbeiten, sehr hart.
Aber ohne uns werden Sie es nicht schaffen. Noch
ist es so, dass an der CDU in diesem Haus nichts
vorbeigeht, und das wird, denke ich, auch so blei-
ben.

(Beifall CDU)

Also die CDU ist auch Garant für kontinuierliche Bil-
dungspolitik.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Kollege Emde, wo sind denn Ihre Kollegen?)

Frau Rothe-Beinlich, Ihre Forderung nach dem ge-
meinsamen Lernen bis Klasse 9 ist in Thüringen
aber auch längst Wirklichkeit. Aber es gibt eben
auch ein grundgesetzlich garantiertes Wahlrecht
auf freie Schulwahl. Deswegen können Eltern auch
künftig darüber entscheiden, ob ihr Kind ein acht-
jähriges Gymnasium in Thüringen besuchen möch-
te. Dafür werden wir ganz stark eintreten. Ich selbst
bin fest davon überzeugt, dass ein Gymnasium von
Klasse 5 bis Klasse 12 der richtige Weg ist, Mäd-
chen und Jungen mit intellektuellen Begabungen
auf ein Studium vorzubereiten.

(Beifall CDU)

Frau Sojka merkt als Kritik an, dass die Gemein-
schaftsschule in homöopathischen Dosen einge-
führt würde. Ich verstehe das aber dann eher als
Lob, Frau Sojka.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Ja,
das glaube ich.)
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Warum? Homöopathen kenne ich so, dass sie zu-
nächst mal eine ganzheitliche Sichtweise auf den
Organismus haben und sie setzen auf die Stärkung
seiner eigenen Kraft. Und so verstanden, kann die
Thüringer Gemeinschaftsschule auch etwas wer-
den. Laut Wikipedia haben klinische Studien keine
Wirksamkeit homöopathischer Medikamente oder
homöopathischer Mittel nachgewiesen, aber immer
mehr Menschen greifen zu und auch die Kranken-
kassen spielen schon mit.

Mit der Einführung der Gemeinschaftsschule auf
freiwilliger Grundlage kommt es nun zum Neben-
einander von Schulmedizin und Alternativmedizin,
wenn man es bildlich sprechen will. Genauso wie
die Schulmedizin haben sich unsere staatlichen
Schulen aber in den letzten zwei Jahrzehnten
enorm weiterentwickelt. Sie müssen neben der Um-
setzung moderner pädagogischer Erkenntnisse
auch auf massiv veränderte gesellschaftliche und
familiäre Rahmenbedingungen reagieren; zum Bei-
spiel zieht die Einführung von Doppeljahrgangsstu-
fen über zwei Jahrgänge massiven Veränderungs-
bedarf in den Lehrplänen nach sich, massiven Ver-
änderungsbedarf in den schulinternen Kooperatio-
nen oder Koordinierungen. Oder ein anderes Bei-
spiel: Gab es 1995 wohl kaum eine Regelschule,
damals noch dreizügige Regelschule, an der es
nicht eine Hauptschul- und eine Realschulklasse
gab, die nebeneinander geführt wurden, wird heute
wohl an allen Regelschulen nur noch in Kursen dif-
ferenziert bzw. weitgehend binnendifferenziert un-
terrichtet. Oder: Viel stärker noch als damals wer-
den Kinder mit Förderbedarf an allgemeinbildenden
Schulen gemeinsam mit den anderen Kindern un-
terrichtet.

All das will ich sagen, um aufzuzeigen, wie stark
sich Schule schon verändert hat und dass Pädago-
gen jeden Tag neu daran sind, ihre Unterrichtspra-
xis auf den Prüfstand zu stellen und die Schule
nach vorn zu entwickeln. Nicht zuletzt haben sich
viele Schulen auf den Weg zur eigenverantwortli-
chen Schule gemacht und somit Prozesse zu mehr
Schulqualität, zu mehr Unterrichtsqualität einge-
schlagen. Das alles sind Vorgänge, die mit unend-
lich vielem Umstrukturieren, mit enormem Abstim-
mungsbedarf, mit der Entwicklung neuer Methoden
und Materialien, mit erheblichem Fortbildungsbe-
darf der Lehrerinnen und Lehrer, aber natürlich
auch mit Überzeugungsarbeit einhergehen.

Eine gelingende Einführung der Gemeinschafts-
schule kann nur in einer gesunden Mischung von
Homöopathie und Schulmedizin aus meiner Sicht
stattfinden, aber daneben müssen natürlich auch
alle anderen Schulen ihre Möglichkeiten zur Weiter-
entwicklung haben. Dem will der vorliegende Ge-
setzentwurf Rechnung tragen.

Erstens: Die Gemeinschaftsschule wird als gleich-
berechtigte Schulart eingeführt. Dazu soll es einen

Übergangszeitraum von zehn Jahren geben. Die
Schulkonferenz, also Eltern, Lehrer, Schüler, sind
beteiligt. Sie entscheidet darüber, ob der Weg zur
Gemeinschaftsschule beschritten wird, genauso
wie dort auch darüber entschieden wird, ob der
Weg zur Oberschule eingeschlagen werden soll.

Zweitens: Die Regelschulen erhalten eine Entwick-
lungsoption hin zur Oberschule. Sie haben das
Recht, dieses Qualitätssiegel zu führen, wenn sie
eine individuelle Schulausgangsphase anbieten, die
folgende vier Bausteine nachweist:

a) Schon an der Grundschule stellen die Regel-
und die mit ihr kooperierende Berufsschule die För-
dermöglichkeiten für die Schüler dar, um einen
Weg bis hin in die berufliche Laufbahn hinein früh-
zeitig aufzuzeigen.

b) Es gibt für Schüler, bei denen die Prognose
steht, dass sie einen Abschluss nicht schaffen, ein
Konzept zur individuellen Förderung und die Mög-
lichkeit zum Lernen in betrieblicher Praxis.

Der Minister hat das Ziel genannt, es muss das Ziel
bleiben: Kein Schüler verlässt die Schule ohne Ab-
schluss. Daran müssen wir arbeiten und wir sind
dabei schon weit gekommen, aber das muss das
große Ziel sein.

(Beifall CDU, SPD)

c) Ein dritter Baustein der individuellen Schulaus-
gangsphase ist: Ab dem 9. Schulbesuchsjahr sind
die Methoden des produktiven Lernens anzuwen-
den. Die Stundentafel kann dann gestreckt werden.

d) Schüler mit besonderen Begabungen werden in
den letzten beiden Schuljahren auf den Einstieg ins
Berufsleben oder einen weiterführenden Bildungs-
gang vorbereitet.

Für alle Schulen sollen im Anschluss an die Grund-
schulzeit noch mehr Ganztagsangebote entstehen.
Das ist sicherlich ein Thema, bei dem es breiten
Konsens gibt. Die Frage ist nur, welchen Weg be-
schreitet man, so dass die Konzepte der Schule
dort sich wiederfinden und zum anderen natürlich
auch die finanziellen Möglichkeiten des Freistaats
und der Kommunen dort einfließen können und wie
gelingt es uns, die Potenziale der Kommunen zu er-
schließen und wie gelingt es uns, am Ende sozial-
raumbezogene Aspekte auch mit einzubinden.
Denn wir können uns nicht alles leisten, aber dort,
wo notwendig, wollen wir uns mehr ganztägige An-
gebote in allen Schulen leisten.

(Beifall CDU)

Vierter Schwerpunkt bei diesem Gesetz ist sicher-
lich auch, dass die Feststellung von Schulnetzen
für berufsbildende Schulen künftig stärker mit ei-
nem Eingriffsrecht des Ministeriums verknüpft sein
soll. Das ist sicherlich richtig. Ich sage aber auch,
hat man sich in den Regionen auf ein Schulnetz ge-
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einigt, dann sollte das Ministerium auch dieser Eini-
gung nachkommen und entsprechende Pläne ge-
nehmigen.

(Beifall CDU)

An dieser Stelle ein Schwenk, der sich nicht im
Schulgesetz wiederfindet, der mir und meiner Frak-
tion aber große Sorgen bereitet: Das ist die Frage
der Zukunft unserer Förderschulen und des Um-
gangs mit dem gemeinsamen Unterricht. Ich denke,
auch im Sinne der Schulträger, aber natürlich zu al-
lererst zum Wohle der betroffenen Kinder ist die
Frage zu stellen, ob wir bei der Gesetzesberatung
nicht auch über den Bestand der Förderschulen
und über die Umsetzung des gemeinsamen Unter-
richts Regelungen treffen sollten.

Meine Damen und Herren, die Bildungspolitik war,
ist und bleibt Schwerpunkt Thüringer Landespolitik.
Das kann nicht anders sein. Wir sind damit so er-
folgreich, dass wir bei Tests vorn mitlaufen. Studen-
ten kommen in großer Zahl in unseren Freistaat,
weil es sich herumgesprochen hat, dass es sich
hier gut studieren lässt. Andere Bundesländer über-
nehmen Thüringer Schulmodelle und Thüringer
Lehrpläne. Mit anderen Worten, wir sind Vorbild.
Ich will nicht das Wort in den Mund nehmen, wir
sind Nummer 1, aber wir sind Vorbild in Deutsch-
land mit unserem Schulsystem und das sollten wir
auch bleiben.

(Beifall CDU)

Da zur nachhaltigen Entwicklung im Sinne unserer
Kinder neben guter Bildung auch schuldenfreie
Haushalte gehören - das muss ich einfach loswer-
den nach der gestrigen Haushaltsdebatte -,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

gehört beides zusammen - nachhaltige Entwicklung
im Sinne von Bildung, aber auch nachhaltige Ent-
wicklung im Sinne der Haushalte. Deswegen mah-
ne ich an, auch bei dieser Gesetzesberatung die
Frage der Effizienz der eingesetzten Steuergelder
im Blick zu behalten. Auch der Bildungsbereich
muss sich daran messen. Ich glaube, wir haben
hier noch Reserven, die gilt es zu erschließen. Ich
beantrage die Beratung im Ausschuss für Bildung,
Wissenschaft und Kultur.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Emde. Als Näch-
ste spricht Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich von
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, liebe Gäste, uns liegt ein

neues Schulgesetz vor, über das wir sicher auch im
Ausschuss noch trefflich diskutieren werden und
vieles ist hier auch schon gesagt worden. Ich möch-
te auch mit dem Positiven beginnen, denn es war
sehr ernst gemeint, als wir immer wieder dazu auf-
gefordert haben, dass sich aus unserer Sicht alle,
die mit Bildung beschäftigt sind, alle, denen die Bil-
dung unserer Kinder am Herzen liegt, tatsächlich
auch an einen Tisch setzen müssen. Denn an der
Stelle kann ich nur allen recht geben, die da sagen:
Über Bildung entscheiden wir nicht im wüsten
Streit, wie wir ihn hier mitunter auch schon erleben
mussten, sondern in der Bildung braucht es einen
breit getragenen Konsens, der dann aber auch al-
len Kindern und allen Lernenden und auch den
Lehrenden zugute kommen muss. Deswegen, mei-
ne ich, müssen wir tatsächlich streiten um den bes-
ten Weg, aber nicht gegeneinander, sondern indem
wir Argumente abwägen, indem wir einander auch
zuhören und indem wir einander nicht immer nur ir-
gendwelche Reizworte unterschieben, Herr Emde,
so muss ich das leider sagen. Sie können es natür-
lich noch sehr oft wiederholen, dass wir eine Ein-
heitsschule für alle verordnen wollten, das wird da-
von nicht richtiger, das muss ich Ihnen an dieser
Stelle auch noch einmal sagen, aber ich werde
gleich erläutern, worum es uns geht.

Wir wissen, Bildung öffnet die Türen zur Welt und
Köpfe sind unser Kapital hier in Thüringen. Wir ha-
ben schon oft die Tradition beschworen, dass es
hier die erste frühkindliche Bildung und Erziehung
gab, dass wir gute Schulen haben wollen für alle
und trotzdem haben wir sehr unterschiedliche Ein-
schätzungen darüber, wie wir dorthin kommen. Ich
hoffe, dass wir dazu tatsächlich einen Dialog auf
Augenhöhe führen und alle einbeziehen, die auch
in der Bildung tätig sind.

Wir wissen, dass der Zugang zur Bildung eine der
zentralen Gerechtigkeitsfragen des 21. Jahrhun-
derts ist. Gute Bildung entscheidet nicht nur über
den beruflichen Erfolg, sondern auch über die Teil-
habe an Kultur, an Gesellschaft und letzten Endes
auch an Demokratie. Da passt im Übrigen auch die
Debatte über die Shell-Studie ganz gut dazu, wo ja
Jugendliche befragt werden.

Immer mehr Eltern, Schülerinnen und Lehrerinnen
wünschen sich eine Schule, die ungeachtet - das
sage ich ganz deutlich, denn das ist ein Problem,
was wir auch in Thüringen haben - der Herkunft för-
dert. Die Herkunft kann sehr unterschiedlich ge-
meint sein. Das kann bedeuten, dass es Kinder
gibt, die aus weniger gut begüterten Elternhäusern
kommen, es kann sein, dass es - das ist auch so -
Kinder gibt, die unterschiedliche Bildungshinter-
gründe in ihren Familien haben. Und wir wissen,
dass dies leider heute immer noch zur Folge hat,
dass sie nur deshalb, weil sie einen anderen Hinter-
grund haben als beispielsweise das Kind aus der
Akademikerfamilie, keine Laufbahnempfehlung für
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eine weiterführende Schullaufbahn erhalten. Das
finden wir hochgradig problematisch.

Genau da muss ich mit einem Kritikpunkt an der
Gesetzesvorlage ansetzen. Denn wenn es darin
faktisch heißt - meine Kollegin Sojka hat es schon
ausgeführt -, dass die Trennung nach der 4. Klasse
auch weiterhin möglich ist, und uns Herr Emde hier
wortreich erklären möchte, dass das längere ge-
meinsame Lernen schon jetzt ab der Klasse 5 mög-
lich ist, dann muss ich Ihnen ganz deutlich sagen,
dann ist ein Grundproblem nicht verstanden wor-
den. Das Grundproblem ist die frühzeitige Tren-
nung, die frühzeitige Trennung in der 4. Klasse. Es
ist schon sehr oft hier darüber diskutiert worden,
weil uns das auch alle Entwicklungspsychologen
sagen und auch lernpsychologische Erkenntnisse
ergeben haben, dass mit zehn Jahren Kinder in ei-
nem Alter sind, wo wenig Verlässliches über ihre
späteren intellektuellen Entwicklungsmöglichkeiten
und Begabungen gesagt werden kann.

Ich will jetzt einen positiven Aspekt aus dem Gesetz
aufgreifen, den ich ausdrücklich begrüßen möchte,
nämlich die Aufnahme der Verpflichtung der indivi-
duellen Förderung der Schülerinnen und Schüler,
und dass entscheidend ist, der individuelle Lern-
und Bildungserfolg für alle Lernenden, der gesichert
werden soll. Ich bin davon überzeugt, wir sind da-
von überzeugt und, ich glaube, auch die Mehrheit
der Thüringerinnen und Thüringer ist davon über-
zeugt, dass, wenn dies ernst gemeint ist, was im
Gesetz steht, nämlich dass konsequent individuell
gefördert wird - das ist das Gegenteil von Einheits-
schule, Herr Emde, individuelle Förderung -,

(Beifall SPD)

dass dann die Trennung in der 4. Klasse auch nicht
mehr zu rechtfertigen ist, weil wir alle wissen, es
gibt Kinder, deren Knoten sinnbildlich später platzt.
Ich kann da ganz gut anknüpfen an den gestrigen
parlamentarischen Abend der Volkshochschulen.
Da hat sich ein junger Mann vorgestellt mit seiner
Bildungslaufbahn, der zunächst einen Hauptschul-
abschluss gemacht hat, dann über die Volkshoch-
schule in Suhl seinen Realschulabschluss nachge-
holt hat, schließlich das Abitur nachgeholt hat und
dann sogar ein Studium abgelegt hat. Er hat sich
bedankt, dass die Volkshochschulen da eine ganz
wichtige Aufgabe übernommen haben, die offen-
kundig vorher nicht wahrgenommen wurde, nämlich
die individuelle Förderung eines jungen Menschen,
der zunächst einmal weniger Bildungserfolge hatte,
erst einmal die Ausbildung zum Maler und Lackie-
rer - das hat er ja erzählt - gemacht hat und erst
später einen solchen Schulweg beschritten hat. Ich
meine, auch diesen Weg müssen wir weiter offen-
halten, nicht dass Sie mich falsch verstehen, dass
es auch Quereinstiege gibt, weil Bildungsbiografien
sehr unterschiedlich verlaufen. Wir wissen aber al-
le, dass Laufbahnempfehlungen in der 4. Klasse

sehr oft nur danach getroffen werden, vor welchem
Hintergrund die Kinder betrachtet werden, nämlich
dass darauf geschaut wird, aus welcher Familie
kommen sie, welche Unterstützung erfahren sie
von zu Hause zusätzlich, was leistet „die Familie
selbst auch zur Bildung“, das meint auch beispiels-
weise Nachhilfeunterricht, weil eben die individuelle
Förderung noch nicht so stattfindet.

Dass eine individuelle Förderung mit Binnendiffe-
renzierung ganz viele Herausforderungen mit sich
bringt und auch mehr Personal verlangt in den
Schulen, das muss hier auch einmal gesagt wer-
den, und dass wir zudem wissen, dass beim länge-
ren gemeinsamen Lernen, bei individueller Förde-
rung unter Berücksichtigung von Heterogenität und
dem Umgang mit Binnendifferenzierung - viele wis-
sen, was Wochenpläne sind, in ganz vielen
Schulen wird inzwischen mit Wochenplänen gear-
beitet, die ganz unterschiedlich sind für jede einzel-
ne Schülerin, für jeden einzelnen Schüler, und das
in einer Klasse - der Bildungserfolg am Ende bei al-
len besser ist, sowohl bei den Leistungsschwäche-
ren als auch bei den Leistungsstärkeren. Deswe-
gen unser Kritikpunkt, dass die Trennung in der
4. Klasse nach wie vor so vorgesehen ist für den
Großteil der Schulen, das halten wir für ein Hinder-
nis mit Blick auf den Zugang zu bestmöglichen Bil-
dungsabschlüssen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist auch der Punkt, den wir bedauern. Wir freu-
en uns aber, dass zumindest die individuelle Förde-
rung endlich verbindlich aufgenommen wurde als
Verpflichtung. In gewisser Weise teile ich natürlich
auch die Hoffnung, dass sich viele Schulen nun von
selbst auf den Weg machen und sagen, auch wenn
es offenkundig nicht die politischen Mehrheiten gibt
oder den Mut gibt, grundsätzlichere Veränderungen
in der Schullandschaft vorzunehmen, machen wir
das vor Ort. Da möchte ich auf ein Problem einge-
hen, was wir im Moment praktisch erleben. Minister
Matschie hat vorhin gesagt: „Die Schule ist keine
Insel.“ Das ist völlig richtig, das sehe ich auch so,
Schule muss Lern- und Lebensort sein, aber wir ha-
ben in Thüringen Inseln, und das im Flächenstaat.
Ich möchte eine Insel benennen und das ist das
Eichsfeld. Das Eichsfeld ist insofern eine Insel,
dass dort die Landrätinnen und Landräte ihren
Schulleitern und Schulleiterinnen quasi verordnet
haben, keine Gemeinschaftsschulen einzurichten.
Das halte ich für ein Problem, denn wenn wir die
Gemeinschaftsschule als gleichberechtigte Schulart
neben all den anderen im Schulgesetz festschrei-
ben - meinen jedenfalls wir -, muss der Zugang zur
Gemeinschaftsschule selbst im Eichsfeld möglich
sein. Da weiß ich noch nicht, wie das funktioniert.
Da hoffe ich natürlich auf diese Klausel im Gesetz,
dass, wenn sich Schulen aus dem Eichsfeld bewer-
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ben, das Ministerium ihnen letztlich die Türen zur
Welt öffnen wird.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich finde es aber bedauerlich - das will ich ganz
deutlich sagen -, dass es offenkundig einen, man
kann es fast schon Feldzug nennen, in den einzel-
nen Landkreisen gibt, so dass wir von vielen Schul-
leiterinnen und Schulleitern Zuschriften bekommen
haben, die gesagt haben, wir sind aufgefordert wor-
den, uns eben nicht als Gemeinschaftsschule zu
bewerben, und das müssten wir doch leider verste-
hen, weil sie natürlich in gewisser Weise vom Wohl
und Wehe ihrer Schulträger abhängig sind. Das
halte ich für hochgradig bedauerlich, denn 20 Jahre
nach der friedlichen Revolution, 20 Jahre nach der
deutschen Einheit sollten auch unsere Schulen das
Selbstvertrauen und das Selbstbewusstsein haben,
keine Konsequenzen ihrer Ländräte befürchten zu
müssen, nur weil sie den bestmöglichen Bildungs-
weg für ihre Kinder auch im Landkreis eröffnen wol-
len.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte noch einen Punkt ansprechen, den wir
sehr begrüßen. Im Schulgesetz - und darum geht
es ja auch, dass wir uns nicht gegenseitig Ver-
säumnisse vorwerfen, sondern auch benennen,
was an Problemen endlich angegangen wird - wird
die Durchlässigkeit im Thüringer Schulsystem er-
höht. Das erkennen wir an, das ist auch überfällig
gewesen; es ist allerdings nicht konsequent durch-
dekliniert. Wir meinen, dass die Durchlässigkeit
noch sehr viel besser ermöglicht worden wäre,
wenn es nicht länger die Trennung nach der
4. Klasse gäbe, und dass zugleich die Durchlässig-
keit erhöht würde, wenn es auch solche Sonderre-
gelungen - so will ich es einmal nennen -, wie die in
Thüringen eingeführte BLF „Besondere Leistungs-
feststellung“ - meine Kollegin Sojka ist darauf schon
eingegangen - in dieser Form so nicht mehr gäbe,
nicht dass Sie mich missverstehen; wir sind sehr
froh, dass es nicht mehr so ist, dass Schülerinnen
und Schüler, die am Gymnasium in der 11. Klasse
beispielsweise straucheln oder die Schullaufbahn
nicht weiterverfolgen, keinen Schulabschluss ha-
ben. Darum geht es nicht. Es geht auch nicht dar-
um, irgendjemandem - Herr Emde, die Debatte ha-
be ich damals noch von den Rängen dort oben ver-
folgt - einen Schulabschluss hinterherzuwerfen.
Aber andere Länder machen es vor, dass, wenn die
10. Klasse am Gymnasium erfolgreich bestanden
wurde, damit auch ein Realschulabschluss zuer-
kannt wird, und das halte ich für eine bestehende
Ungerechtigkeit gegenüber den Thüringer Schüle-
rinnen und Schülern. Ich habe es in der eigenen
Familie im letzten Schuljahr erlebt. Dort haben zwei
unserer Töchter die BLF am Gymnasium neben
dem normalen Weiterlaufen des Schulbetriebs
schreiben müssen. Was das an Druck auf die

Schülerinnen und Schüler bedeutet, die neben dem
ganz normalen Unterricht, in dem weiter Kursarbei-
ten etc. geschrieben werden, eine Prüfung abgelegt
werden muss, die es so in vielen anderen Ländern
nicht gibt, ist nicht vermittelbar und hat wenig mit
Ermutigung und Motivation unserer Schülerinnen
und Schüler zu tun.

(Beifall SPD, Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich möchte auch auf die schon hier diskutierte
Schulpflicht, die in der Vollzeit auf zehn Jahre ver-
längert wird, eingehen. Frau Sojka, Sie haben na-
türlich recht, wenn es tatsächlich um Warteschlau-
fen ginge. Warteschlaufen kann niemand wollen,
kann auch niemand begrüßen. Aber, ich meine,
auch hier muss entscheidend sein, dass es auf den
Inhalt ankommt, was in diesem Jahr passiert. Ich
habe dieses Gesetz oder den Vorschlag so gele-
sen, dass es darum geht, die Schülerinnen und
Schüler in genau dieser Zeit zu befähigen, bei-
spielsweise eine Ausbildung aufzunehmen oder die
Fachhochschulreife doch noch zu erwerben, indem
sie die Möglichkeit haben, weiterhin im Zugang zu
Bildung zu sein und nicht schon in sehr jungen Jah-
ren, wie wir es sehr häufig haben, in solche Jahre
wie das berufsvorbereitende Jahr oder Ähnliches -
bei dem wir wissen, dass die Bildungserfolge nicht
sind, wie wir sie uns gewünscht hätten - zu kom-
men. Da müssen wir uns anschauen wie es in der
Ausgestaltung letzten Endes kommt. Aber ich habe
das positiv interpretiert, als ein Angebot, einen bes-
seren Schulabschluss zu erreichen und eine besse-
re Möglichkeit zum Zugang zur Ausbildung zu er-
fahren. Die Möglichkeit auf das Sitzenbleiben zu
verzichten habe ich auch positiv interpretiert. Das
wundert jetzt vielleicht auch nicht. Wir haben ja erst
unlängst einen Antrag eingebracht, wo wir genau
das vorgeschlagen haben. Zumal dazu ja auch alle
Studien vorliegen, die belegen, dass das Sitzenblei-
ben den Schülerinnen und Schülern nicht hilft und
nicht das Gleiche ist wie eine freiwillige Klassenwie-
derholung - nur um auch gleich diesem Argument
zu begegnen. In diesem Sinne hoffe ich auch, dass
wir, wie im Ausschuss bereits besprochen, unseren
Antrag zu diesem Fakt gemeinsam mit dem Schul-
gesetz in dieser Frage beraten können und dann
sehen, wie wir die bestmöglichen Voraussetzungen
für unsere Kinder und Jugendlichen an den
Schulen schaffen. Ich möchte allerdings noch ein
paar Kritikpunkte ansprechen, die uns wichtig er-
scheinen. Die Gemeinschaftsschule ist eine reine
Wahlmöglichkeit. Das Problem ist, ich hatte es
schon gesagt, dass sie manchmal nicht einmal eine
Wahlmöglichkeit ist, nämlich dann, wenn sie nicht
vorrätig ist. Und da hätte ich gern noch eine Ant-
wort auf die Frage, wie denn allen Kindern und Ju-
gendlichen diese Wahl auch ermöglicht werden
soll. Die Wahlfreiheit hat Herr Emde vorhin sehr
groß geschrieben. Das unterstütze ich auch, dass
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alle anderen Eltern selbstverständlich frei entschei-
den können, welchen Schulweg sie für ihre Kinder
wählen. Dann muss diese Wahlmöglichkeit aber
auch gegeben sein. Wie da die flächendeckende
Absicherung sichergestellt wird - anders ist die
Wahlmöglichkeit nicht gegeben, sonst kann ich
mich ja nicht entscheiden -, das habe ich noch nicht
so richtig verstanden. Das zweite Problem, das ich
sehe, ist die Schulnetzplanung die wir im Moment
vor Ort erleben. Wenn wir dort nämlich sehen, dass
die Gemeinschaftsschule mitunter als „Notnagel“
gesehen wird, um einen Schulstandort zu erhalten,
nicht aber das pädagogische Konzept dahinter ent-
scheidend ist - ohne zu sagen, wir wollen tatsäch-
lich ein solches Angebot schaffen -, finde ich das
schwierig und problematisch. Ich wünsche mir,
dass das pädagogische Konzept entscheidend ist
und dass wir das natürlich dann auch in der Schul-
netzplanung mit berücksichtigen, dass die Gemein-
schaftsschule selbstverständlich auch als Angebot
vertreten ist. Was mir unklar ist, ist weiterhin, ob die
Gemeinschaftsschule auch Ganztagsschule ist.
Ganztagsschule mit Zeit für mehr. Für die Klas-
sen 5 und 6 haben sie das beschrieben, dass das
möglich sein soll. Wie ist das aber mit den weiter-
führenden Klassen, wie ist das mit den Gemein-
schaftsschulen die jetzt erst - es ist ja möglich in
der 5. Klasse - beginnen. Wie sieht es überhaupt
mit dem Konzept aus, tatsächlich Zeit für mehr zu
haben, auch am Nachmittag. Und da stellt sich in
diesem Zusammenhang für uns auch die Frage
nach der Zukunft unserer Horte an den Schulen. Da
werden wir sicherlich auch noch sehr interessiert im
Bildungsausschuss darüber diskutieren, weil wir
ganz deutlich sagen, die Horte an unseren Grund-
schulen sind Markenzeichen. Auch und gerade hier
in Thüringen. Sie erfüllen auch einen Bildungsauf-
trag, sie arbeiten mit den Grundschulen Hand in
Hand. Und da, glaube ich, müssen wir schauen,
dass diese nicht gefährdet werden.

Ich denke, es ist sehr deutlich geworden, dass wir
uns ganz und gar nicht vor der Idee der Gemein-
schaftsschule verschließen, wenn es dafür ein
schlüssiges Konzept gibt. Es ist aber auch kein Ge-
heimnis, dass es uns darum geht, tatsächlich allen
Kindern die am Anfang meiner Rede zitierten Türen
zur Welt zu öffnen. Wir meinen, dass wir ihnen die
Türen zur Welt öffnen, wenn wir sie von Anfang an
konsequent individuell fördern, wenn wir die Hürden
senken - damit meine ich Hürden beim Übergang in
andere Schullaufbahnen - und diese auch erst
möglichst spät vornehmen, das heißt, dass in der
4. Klasse nicht mehr die Trennung erfolgt. Denn
wenn die Trennung einmal erfolgt, wissen wir, dass
es immer wieder ganz schwierig ist für den einzel-
nen Schüler und die einzelne Schülerin den Weg
an eine weiterführende Schule zurück zu finden.

Ich will auch ganz deutlich sagen, dass wir der
Überzeugung sind, dass es in Thüringen auch und

gerade angesichts des demographischen Wandels
eine grundsätzliche Debatte über unsere Schulan-
gebote im gesamten Land braucht. Da habe ich
schon Bauchschmerzen, wenn ich sehe - Frau Soj-
ka hat die Problematik auch schon angesprochen -,
dass es künftig noch mehr unterschiedliche Schul-
typen gibt. Das ist auch ein Problem aus unserer
Sicht, das ist auch kein Geheimnis, dass der Vor-
rang der Gliedrigkeit des Schulsystems in der Ver-
fassung des Freistaats festgeschrieben ist. Aber wir
arbeiten daran, es zu ändern, Herr Emde. Das kann
ich Ihnen zusichern. Wir sind nämlich der festen
Überzeugung, dass wir über kurz oder lang - und
das gehört zur Ehrlichkeit dazu - darüber reden
müssen, wie wir uns bestmögliche Bildung - das sa-
ge ich ganz deutlich - für alle Kinder und Jugendli-
chen leisten können. Und ich kann mir nicht vorstel-
len, dass dies mit einer derart zersplitterten Schul-
landschaft möglich ist. Das kann ich mir einfach
ganz praktisch nicht vorstellen. Ich meine, dass wir
auch und gerade angesichts des demographischen
Wandels dazu kommen werden, dass wir eine
Schule für alle Kinder haben werden, die ihnen
dann die bestmöglichen Bildungsabschlüsse er-
möglicht - und zwar alle, ganz individuell. Wir wol-
len nicht jedes Kind zum Abitur zwingen, nur auch
um diesem Märchen gleich wieder zu begegnen.
Aber wir wollen selbstverständlich - und das begrü-
ße ich wiederum ausdrücklich -, dass jedes Kind
einen Schulabschluss hat und dass dieser Ab-
schluss auch zu dem passt, was dem Kind, dem
Jugendlichen, am ehesten entspricht. Insofern auch
eine positive Stellungnahme zu Herrn Emde: Der
Praxisbezug in der Schule, gerade in dem zehnten
Jahr, was vorhin benannt wurde, den halten wir für
völlig richtig. Auch die GEW hat das ja immer wie-
der eingefordert, dass es einen solchen Praxisbe-
zug geben soll. Das finden wir durchaus begrü-
ßenswert. Was das Prädikat Oberschule allerdings
mit sich bringen soll außer einem Zugeständnis,
dass Ihr Begriff auch vorkommt, habe ich dem Ge-
setz noch nicht entnehmen können. Aber wir freuen
uns auf die Debatte. In diesem Sinne lassen Sie
uns nach den Punkten suchen, die uns einen. Las-
sen Sie uns allen Kindern die Türen zur Welt öffnen
und bestmögliche Bildungschancen einräumen.
Danke schön.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Danke schön, Frau Abgeordnete. Als Nächste
spricht die Abgeordnete Franka Hitzing von der
FDP-Fraktion.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Frau Präsidentin, sehr verehrte Damen und Herren,
die Frage, was sich bei der Jenaplanschule verän-
dert hat, habe ich mir auch gestellt, Frau Sojka. Ich
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habe auch einmal nachgefragt. Durch die einge-
führte neue Schulform Gemeinschaftsschule gibt es
jetzt im Statistikprogramm den Begriff Gemein-
schaftsschule. Vorher war es nur eine Grundschule
und eine Regelschule, jetzt ist der Begriff da. Die
Schulleiterin hat keine Probleme mehr, sich einzu-
ordnen. Ansonsten blieb alles ziemlich gleich.

Sehr verehrte Damen und Herren, zum Gesetz
grundsätzlich: Eine Novellierung eines Bildungsge-
setzes ist immer nach einem bestimmten Verlauf
von Jahren notwendig, weil Bildung ein sich ständig
verändernder Prozess ist. Das Gute ist dabei auch,
dass sich in der Gesellschaft immer neue Erkennt-
nisse ergeben, was die Bildung betrifft, und immer
wieder Dinge zugunsten der Qualität der Bildung
verändert werden müssen - letztendlich natürlich im
Sinne unserer Kinder hier in Thüringen. Deshalb ist
eine Novellierung grundsätzlich zu begrüßen unter
dem Aspekt der sich verändernden Demographie in
Thüringen, demzufolge der sich verändernden
Schülerzahlen und der notwendigen qualitativen
Evaluation von Bildung in Gänze. Was mir bis jetzt
natürlich schleierhaft ist, ist die Argumentation. Es
kommt so raus, als ob bis jetzt das Thüringer Bil-
dungssystem und die Landschaft der Schulen in
Thüringen gänzlich versagt haben. Die letzten Re-
debeiträge implizieren das so ein bisschen. Da
möchte ich natürlich vehement dagegensprechen.
Denn es ist heute schon einmal genannt worden,
Thüringen und das Thüringer Schulsystem können
sich sehen lassen, sehr wohl kann es das

(Beifall CDU, FDP)

und im Vergleich der Bundesländer in Deutschland
steht es ziemlich weit vorn. Das möchte ich noch
einmal ausdrücklich sagen.

Sehr verehrte Damen und Herren von der Fraktion
der CDU, ich möchte Ihnen auch raten, an der Stel-
le nicht das eigene Maß unter irgendeinen Scheffel
zu stellen. Sie sind natürlich in den letzten 20 Jah-
ren - das muss man einfach so sagen, das ist eine
Tatsache - maßgeblich an der Entwicklung des
Thüringer Bildungssystems beteiligt gewesen. Jetzt
knicken Sie ein und sprechen nicht dazu.

(Beifall CDU, FDP)

Das braucht niemand zu tun; ein bisschen mehr
Mut an dieser Stelle.

Die Novellierung des Thüringer Schulgesetzes hat
einen ganz wichtigen Punkt impliziert, und zwar ist
das die Gemeinschaftsschule. Diese Thüringer Ge-
meinschaftsschule ist nach unserer Auffassung ei-
ne Bereicherung der breiten Schullandschaft in
Thüringen, wenn sie denn als freiwillige Schule ein-
geführt wird. Der Herr Minister hat vorhin noch mal
ganz genau aufgeführt, welche drei Möglichkeiten
es geben wird, eine Gemeinschaftsschule einzufüh-
ren. An einer Stelle habe ich ein bisschen
Bauschmerzen, nämlich an der Stelle, wenn gesagt

wird, wenn es denn dann keine Einigung gibt zwi-
schen Schulträger und Schule, die sich mithilfe der
Schulkonferenz, also Vertretern von Eltern, Lehrern
und Schülern, verändern will, dann kommt als Er-
stes das Schulamt, das Kompetenzzentrum als
Moderator dazwischen und wenn auch das nicht
klappt, hat das Ministerium die letzte Entscheidung.

(Beifall SPD)

Damit habe ich Bauschmerzen, weil ich hier die
Freiwilligkeit dann noch ein bisschen untergraben
sehe. Wenn also zwei Partner sich nicht einig wer-
den und auch eine Moderation das nicht schafft,
dann muss es dafür gute Gründe geben. Es kann
nicht nur sein, dass das irgendwelche Inseln sind,
die aus irgendwelchen Gründen das nicht wollen.
Das ist eine Unterstellung, die ich so auch nicht ste-
hen lassen würde. Aber eine Freiwilligkeit scheint
mir, um das Gelingen von Bildung auch tatsächlich
sicherzustellen, ganz notwendig. Das haben wir
auch gehört vom Herrn Minister, dass natürlich die-
se Entstehung der Schule freiwillig sein soll und
dann so ein Hintertürchen und zum Schluss ent-
scheiden wir. Aber wenn die sich nicht einig wer-
den, gefällt mir das nicht und das werden wir si-
cherlich auch in den Ausschussberatungen noch
besprechen.

Ein weiterer Punkt im Gesetz ist der Passus kleine
Schulen. Also auch relativ kleine Schulen können
als Thüringer Gemeinschaftsschule sehr wohl exis-
tieren und qualitativ hochwertige Angebote bieten.
Das würde aber bedeuten, dass wir die Systematik,
wie Lehrer den Schulen zugewiesen werden, voll-
kommen verändern müssen.

(Beifall FDP)

Derzeit geht es nach dem Statistikprogramm THV-
PS, dass da sagt, so und so viele Schüler sind in
der Schule, danach werden die Lehrer zugeordnet
und der Schulleiter hat dann ganz einfach abzusi-
chern, dass eine hohe Qualität im Unterricht vollzo-
gen werden kann und entsprechend die Klassen
einzuordnen. Wenn eine Schule klein ist, also we-
nig Schüler hat, dann hat sie natürlich logischerwei-
se nach dem jetzt funktionierenden Programm auch
eine relativ geringere Zuweisung von Lehrerstellen.
Da muss man dann hinterfragen, wie das funktio-
nieren soll oder es gibt eine vollkommene Verände-
rung der Berechnungsgrundlage.

Ein weiterer Punkt: Im Gesetz steht, die Gemein-
schaftsschule soll in den Schulbereichen auch
Grundschulen, Regelschulen, Gymnasien ersetzen
können. Wir wissen, dass es diese Übergangspha-
se geben soll. Ich bin mir da noch nicht ganz sicher,
wie das mit der derzeitigen Schulnetzplanung zu
vereinbaren ist, weil die Schulnetzplanung in vielen
Kreisen abgeschlossen ist. Es ist ja über Jahre dar-
an gearbeitet worden, Schulnetzplanung zu ma-
chen. Grundschulen sind errichtet worden nach
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dem Prinzip kurze Wege, kurze Beine oder umge-
kehrt kurze Beine, kurze Wege, also man hat schon
versucht, die Grundschulstandorte nicht anzufas-
sen, um den Kleinen einen relativ kurzen Schulweg
zu ermöglichen. Ich rede jetzt natürlich, das merken
Sie, wieder vom ländlichen Raum. In den Großstäd-
ten Thüringens ist das natürlich etwas anders, da
hat man die Straßenbahn und es ist egal, ob ich mit
der Straßenbahn in die Richtung fahre oder in die.
Im ländlichen Raum, also in der Provinz, ist das et-
was anders. Die Schulnetzplanung und natürlich
auch der Busverkehr ist im ganz engen Zusammen-
hang zu sehen.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Aber Sie
können dort leben, in der Provinz.)

Ich bin aus der Provinz, genau. Sie haben mich
jetzt ein bisschen aus dem Konzept gebracht, Herr
Emde. Da muss man natürlich jetzt überlegen,
wenn die Grundschulen nun da sind, die sind jetzt
installiert - viele Grundschulen sind sehr schön und
sehr neu gemacht worden, arbeiten nach gutem
Konzept, das hat auch der Herr Staatssekretär Mer-
ten schon mehrfach bestätigt - und jetzt kommt die
Gemeinschaftsschule, die sich freiwillig bilden soll,
wo setzen wir die denn nun hin? Ich möchte Sie nur
darauf aufmerksam machen, dass natürlich bei aller
qualitativen Veränderung von Schule und wichtigen
Punkten wie Integration aber niemals vergessen
werden darf, dass immer auch irgendwo wirtschaft-
liche Gesichtspunkte dahinter stehen. Die können
wir nicht außen vor lassen, weil wir auch an der
Stelle nur begrenzte Mittel haben.

(Beifall FDP)

Ein nächster Punkt: Die Finanzierung der Thüringer
Gemeinschaftsschule. Es gibt da eine Anschubfi-
nanzierung, das ist bekannt. Jetzt frage ich mich,
wird diese Anschubfinanzierung möglicherweise
von manchen Schulen, die ohne großen Aufwand
zur Gemeinschaftsschule werden können, als Kö-
der gesehen, passiert das eventuell zum Nachteil
von anderen Schulen? Die Frage muss man sich
hier stellen lassen.

Ich komme jetzt zu einer anderen Schule - das ist
natürlich nicht verwunderlich - zur Thüringer Regel-
schule. Die Thüringer Regelschule betreibt Ganz-
tagsschulen, also die Regelschule selbst konnte
sich vor Jahren schon dazu entscheiden, Ganz-
tagsschule sein zu wollen. Das ging als Erstes über
das Projekt der Schuljugendarbeit. Die Schulju-
gendarbeit war Voraussetzung dafür, dass man ei-
ne offene Ganztagsschule sein konnte. Man mus-
ste an mindestens drei Tagen in der Woche ein
Nachmittagsprogramm vorhalten und gleichzeitig
ein warmes Mittagessen für die Schüler bereitstel-
len können. Das haben viele Regelschulen auch in
Angriff genommen und sich über dieses Programm
strukturell verändert, das pädagogische Konzept
verändert und genau die Regelschule zu dem wer-

den lassen, was auch die Gemeinschaftsschule für
sich in Zukunft in Anspruch nehmen will und wird,
nämlich die Schule zu einem Lebens- und Lern-
raum werden zu lassen. Das ist vielen Regel-
schulen gelungen, es gab auch großartige An-
schubfinanzierungen an der Stelle und dann ist das
ganze Thema verändert worden, mehr oder weni-
ger kommunalisiert worden und wir haben jetzt
nicht mehr die Schuljugendarbeit im Begriff, son-
dern wir haben die schulbezogene Jugendarbeit.
Das wird über Träger organisiert und natürlich fi-
nanziert auf kommunaler Ebene über die Jugend-
ämter.

Diese qualitative Steigerung der Regelschulen ist in
den letzten Jahren sehr individuell vonstatten ge-
gangen. Dort haben sich Lehrer, Schüler und Eltern
in der Schulkonferenz dazu entschieden, genau
diesen Weg gehen zu wollen. Es gibt sowohl ge-
bundene als auch offene Ganztagsschulen und das
kommt mir zu kurz in der kompletten Diskussion,
dass diese Schulen da sehr viel schon anbieten,
was jetzt eingefordert wird. Wenn ich höre, dass wir
eine Ganztagsbeschulung machen wollen für die
Klassen 5 und 6, dann frage ich mich, wie geht das.
Machen wir jetzt einen Rückschritt? Die Regel-
schulen praktizieren es schon, deshalb sage ich,
Ganztagsbetreuung ist vorhanden und bitte nicht so
tun, als ob es sie noch gar nicht gäbe.

Gemeinsames Lernen bis Klasse 8, das habe ich
schon mehrfach versucht, mal in die Runde zu wer-
fen. Was heißt es eigentlich von der Begrifflichkeit?
Es heißt, dass die Kinder von Klasse 1 bis Klasse 8
gemeinsam lernen sollen. Es wird impliziert, dass
das jetzige gegliederte Schulsystem das nicht leis-
ten kann. Die Grundschulen, die zuführende
Schulen sind für eine Regelschule - das ist mei-
stens mehr als eine, weil die Schülerzahlentwick-
lungen das ganz einfach nicht anders zulässt -, die
Kinder der Grundschulen gehen zusammen in eine
Klasse und gehen nach der Beendigung der Klas-
se 4 - was ich noch hinterfragen würde, Sie wissen,
die FDP hat den Gedanken, alle Kinder nach der
Klasse 4 erst in die Regelschule gehen zu lassen,
um sich allmählich vorbereiten zu können auf einen
möglichen Übergang zum Gymnasium, das hatte
die Frau Kollegin Rothe-Beinlich auch vorhin schon
mal erwähnt. Es ist ganz einfach so, im Alter von
zehn Jahren scheint eine Orientierung aus der
Sicht des Kindes noch nicht so möglich, da gibt es
sehr viel Druck. Deshalb sollte man den Wechsel
tatsächlich etwas nach hinten verschieben, aber
Druck ist nicht nur negativ zu sehen, das möchte
ich ausdrücklich sagen.

(Beifall FDP)

Ein gesunder Leistungserfolg muss nicht Leistungs-
druck heißen. Also ich muss natürlich immer ir-
gendwelche Etappen im Leben erreichen, um ein
neues Ziel ansetzen zu können. Dazu gehört auch
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eventuell, die entsprechenden Leistungen zu ha-
ben, um zu einer anderen weiterführenden Schul-
form gehen zu können. Also noch einmal: Lei-
stungserfolg, Leistungsdruck ist nicht nur negativ zu
betrachten. Jetzt sind wir aber bei dem gemeinsa-
men Lernen. Die Schüler gehen also in der Grund-
schule zusammen in eine Klasse, gehen nach der
Grundschule beispielsweise in eine Regelschule
zusammen. Das einzige was sich ändert, mal abge-
sehen von den Ausnahmeschülern, die nach der
4. Klasse zum Gymnasium gehen - und da rede ich
wieder von der Provinz - ist, sie setzen sich in einen
anderen Bus, der fährt in eine andere Richtung. Es
gibt ganz viele Kinder in Thüringen, die sind soge-
nannte Buskinder. Ich auch Herr Höhn, ich war
mein Leben lang ein Buskind und bin auch heute
noch ein Buskind.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Ich muss ja von meiner Provinz nach Erfurt, es hat
sich also nichts geändert und es ist was aus mir ge-
worden und ich darf Ihnen versichern, es hat mir
nicht geschadet, das will ich damit sagen. Ich darf
Ihnen versichern, für diejenigen, für die Stadtkinder
unter uns, die nie ein Buskind sein mussten,

(Zwischenruf Abg. Metz, SPD: Oder Straßen-
bahn.)

- Straßenbahn fahren dauert meistens nicht so lan-
ge wie Bus -, Bus fahren ist für Schüler im Grunde
genommen nicht schlimm. Man muss ein bisschen
früher aufstehen als die Schüler, die am Ort woh-
nen, aber dann sitzt man eben in einem Bus und
kann sich schöne Sachen erzählen. Die Kinder blei-
ben also zusammen, steigen in einen anderen Bus
und gehen zum neuen Schulstandort Regelschule
beispielsweise. Das ist das, was ich gern hinterfra-
gen möchte und auch schon ein paarmal angespro-
chen habe: In den meisten Regelschulen - Gott sei
Dank ist ja Schule so, dass die Individualität auch
heute schon im Vordergrund steht und das eigene
Schulkonzept der betreffenden Schule wichtig ist -
gehen die Schüler in Klasse 5, 6, 7 und 8 zusam-
men in eine Klasse. Nach der 8. Klasse wird dann
natürlich geteilt und das ist nötig, weil die einen sich
konzentrieren auf ihren Abschluss Richtung Haupt-
schulabschluss, die anderen konzentrieren sich auf
den Regelschulabschluss am Ende der Klasse 10.
Dann müssen die Schüler getrennt werden, weil es
einfach notwendig ist. Die Stundentafel ist eine
ganze andere in der Hauptschulklasse 9 als in der
Regelschulkasse 9, bezogen auf die Pflichtfächer,
also die Hauptfächer Mathematik, Deutsch und
Englisch zum Beispiel. Gemeinsames Lernen gibt
es hier schon. Ich möchte es nur noch einmal be-
nennen. Wir dürfen also grundsätzlich nicht so tun,
als ob alles schlecht ist, was bisher gelaufen ist,
weil die Regelschulen da sehr viel leisten. Das ist
mein Credo, das möchte ich betonen und ich werde
auch nicht müde, das immer wieder zu sagen. Es

missfällt mir, dass wir nicht mehr über die Regel-
schule sprechen. Ich akzeptiere, dass Schule no-
velliert werden muss und ich finde es gut, dass sich
eine neue Schulform etablieren kann, die als Er-
gänzung zur Schullandschaft steht. Aber ich würde
sehr ablehnen, wenn diese Gemeinschaftsschule
jetzt so eine Art Lösung aller Probleme sein soll.
Das kann nicht sein. Da sind wir an der Stelle der
Förderschulen. Was passiert mit den Förder-
schulen? Reden wir jetzt gar nicht mehr von der
qualitativ hochwertigen Arbeit der Förderschulen?
Wenn Integration sofort ab Klasse 1 in der Gemein-
schaftsschule passieren soll, dann ist das grund-
sätzlich zu befürworten,

(Beifall SPD)

aber immer unter der Prämisse, dass Integration
natürlich auch dem individuellen Kind angepasst
sein muss.

(Beifall FDP)

Also jede Persönlichkeit muss individuell hinterfragt
werden und es muss natürlich auch möglich sein,
dass Eltern ihre berechtigten Zweifel anmelden,
wenn sie sagen, unser Kind sollte eine Förder-
schule in den ersten Jahren besuchen, weil es die
oder die Probleme hat. Dann muss man dem El-
ternwillen an dieser Stelle zumindest auch die not-
wendige Wichtigkeit beimessen.

(Beifall SPD)

Was ich ausdrücklich befürworte in diesem Schul-
gesetz ist die Schulausgangsphase. Das finde ich
sehr gut, dass das jetzt festgehämmert wird, dass
gesagt wird, zehn Jahre und wer es nach der
9. Klasse nicht geschafft hat, seinen Abschluss zu
machen, der hat eben noch ein Jahr Zeit - genau
passend zur Schuleingangsphase, das gefällt mir
gut. Ich finde auch die Möglichkeit in Ordnung, dass
man nach dem erfolgreichen Hauptschulabschluss
und bei dem Vorhandensein einer Lehrstelle dann
sagen kann, ich gehe in die Berufsausbildung und
dieses Jahr 10 wird anerkannt. Das wäre ja sonst
ein Hemmnis für die jungen Leute, die eine Berufs-
ausbildung oder eine Lehrstelle bereits in der Ta-
sche haben.

Zum Berufsschulnetzplan noch zwei Sätze: Freiwil-
ligkeit ist immer oberstes Prinzip, sollte es auch im-
mer bleiben, gerade in der Bildung. Nur das, was
man freiwillig schafft, ist auch das, wo man richtig
mit Herzblut dahintersteht. Ich hoffe, dass es auch
dazu kommt, dass es alles freiwillig gebildete Re-
gionen sein werden, dass dem Priorität eingeräumt
wird und erst später diese Eingriffsmöglichkeit des
Ministeriums in Betracht gezogen wird, aber das
würde ich sehr, sehr moderat machen. Freiwilligkeit
scheint mir das Schlüsselwort zu sein an dieser
Stelle. Ich glaube, da ist die Berufsschullandschaft
bzw. die Landkreise sind auf einem guten Weg und
haben die Zeichen der Zeit wohl auch erkannt.
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Dass es natürlich nicht sein kann, dass eine Schule
Klassen hat, in der acht Leute sitzen, die einen Be-
ruf erlernen wollen, und es 10 km hin im nächsten
Landkreis genau dieselbe Schule gibt, da sind wir
uns einig.

Noch ein Wort zum Thema der Durchlässigkeit.
Dass für die Regelschule nach Klasse 5 und 6 und
für die Thüringer Gemeinschaftsschule nach Klas-
se 5, 6, 7 und 8 eine Durchlässigkeit zum Gymnasi-
um gegeben ist, ist eine Ungleichberechtigung der
beiden Schulen; ich denke, hier sollte nachverhan-
delt werden, denn Gleichberechtigung muss natür-
lich in allen Phasen sein. Um noch mal auf die be-
sondere Leistungsfeststellung zu kommen: Ich
glaube, die besondere Leistungsfeststellung ist
deshalb auch wichtig, um den Regelschülern die-
ses Gefühl der Gleichberechtigung zu geben. Wenn
die Gymnasialschüler nach der 10. Klasse diesen
Abschluss anerkannt bekämen, egal wie gut oder
wie weniger gut ihre erreichten Leistungen sind,
dann ist das einfach nicht hinnehmbar, weil die Re-
gelschüler so richtig viele Prüfungen machen, das
wissen wir alle, und die sind auch hochwertig. Die-
ser Abschluss, mittlere Reife, ist nicht unbedeu-
tend, und deshalb ist es schon zu verlangen, dass
auch Gymnasialschüler zumindest eine besondere
Leistungsfeststellung, also diese Klausur, schrei-
ben.

Sehr verehrte Damen und Herren, ich glaube, das
ist genug, wir haben da ganz viel Redebedarf. Ich
bin also nicht so ganz glücklich darüber, dass die
komplette Novellierung des Gesetzes im roten Fa-
den die Gemeinschaftsschule hat; alles andere
kommt mir ein bisschen zu kurz. Aber dazu gibt es
ja Gott sei Dank die Ausschussberatungen und die
Anhörungen und auf diese Diskussionen können
wir alle gespannt sein. Ich denke, gemeinsame Be-
ratung ist der richtige Weg für die Thüringer Schul-
landschaft. Vielen Dank.

(Beifall CDU, FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Für die Fraktion
der SPD spricht der Abgeordnete Peter Metz.

Abgeordneter Metz, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Frau Sojka, es ist jetzt schon ein bisschen
her, dass Sie gesprochen haben, aber ich will trotz-
dem noch mal eine kurze Bemerkung machen. Sie
haben mir in Ihren Redebeiträgen in den vergange-
nen Debatten sehr oft aus dem Herzen gespro-
chen, das will ich gern zugeben. Dieses Mal gab es
aber auch nur wirklich einen Punkt, der mir noch
positiv in Erinnerung ist, und das ist, dass Sie bei
Herrn Merten dafür gesorgt haben, dass er mal zur
Räson gerufen wurde. Das haben Herr Emde und

ich, glaube ich, in dem ganzen Jahr Regierungsbe-
teiligung noch nicht geschafft. Das war eine Sache,
die mir wirklich positiv in Erinnerung geblieben ist,

(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE: An wel-
cher Stelle denn?)

auf die negativen gehe ich gleich noch mal ein.

Aber nun im Ernst. Ein durchaus leistungsstarkes
Thüringer Schulsystem, das weiterentwickelt wer-
den muss trotz haushalterischer Engpässe und auf
der anderen Seite gesellschaftspolitische Erkennt-
nisse, gesellschaftliche Verläufe bestätigt durch die
Shell-Studie, die dem doch auch ein bisschen ent-
gegenspricht. Es gibt mehr ehrgeizige junge Men-
schen, die einen höheren Schulabschluss anstre-
ben als die jeweils besuchte Schulart zulässt. Und
der Druck und die Zukunftsangst bei sozial schwa-
chen Kindern, weil sie eben genau mit dem Be-
wusstsein, mit dem traurigen Bewusstsein leben,
dass diese Perspektive nur schwer oder gar nicht
erreichbar ist, der Druck und diese Perspektivlosig-
keit wächst in allen Studien, die zu lesen sind. Je-
der Vierte, jede Vierte hat mit Sitzenbleiben Erfah-
rung gemacht und private Nachhilfeanbieter erset-
zen an vielen Punkten die Ganztagsangebote. Das
sind die groben Herausforderungen, vor denen wir
stehen, Kindern und Jugendlichen aus allen
Schichten wieder eine Chance durch Bildung zu ge-
ben und die Chance zu geben, die Welt zu erkun-
den, zu erleben, zu begreifen, vielleicht später auch
mal zu verändern. Und das Ganze nicht mit Druck,
sondern mit individueller Förderung, denn es gilt für
mich und für die Fraktion der SPD das Zitat von
Montessori: „Die Aufgabe der Umgebung ist nicht,
das Kind zu formen, sondern ihm zu erlauben, sich
zu offenbaren.“ Und wer das möchte, der muss die
gesetzlichen Voraussetzungen beschließen, damit
sich Schulen auf den Weg dazu machen können,
und das ist einer der zentralen Punkte in diesem
Schulgesetz.

(Beifall SPD)

Wir geben den Schulen, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, die Luft zum Atmen und die Luft,
sich weiterzuentwickeln und genau das bettet sich
in eine modernisierte Bildungspolitik in Thüringen
ein, die die Zeichen der Zeit erkannt hat. Bildungs-
chancen dürfen nicht vom Geldbeutel der Eltern,
der Herkunft oder sogar der Behinderung abhängig
gemacht werden. Und dabei stehen diejenigen
Schulen, die sich auf den Weg machen, vor großen
Herausforderungen. Genau deshalb war, aufgrund
dieser großen Herausforderung, aufgrund dessen,
dass Schulentwicklung auch mal Zeit benötigt, und
die Kraft aller, die mit in der Schule wirken, benö-
tigt, auch die Freiwilligkeit von Anfang an integraler
Bestandteil des Konzepts der SPD. Ich kann nicht
auf der einen Seite Eigenverantwortung von
Schulen beschwören und dann ein System oktroy-
ieren.
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Die Argumente, meine sehr geehrten Damen und
Herren, für die Gemeinschaftsschule sprechen für
sich. Die Entscheidung für eine bestimmte Schulart
darf nicht die Entscheidung für einen bestimmten
Abschluss sein. Frau Hitzing, es gibt - jetzt ist sie
wahrscheinlich demonstrieren, da gehen wir auch
nachher gemeinsam hin. Die Entscheidung für eine
bestimmte Schulart ist eben auch die Entscheidung
für einen bestimmten Abschluss, denn wenn wir se-
hen, dass wir gerade mal 2 Prozent Fluktuation zwi-
schen den Schularten haben und den größten
Wechsel vom Gymnasium auf die Regelschule,
dann stimmt Ihr Argument mit dem längeren ge-
meinsamen Lernen an dieser Stelle erst recht nicht.

Gemeinschaftsschulen, die Länder, in denen Ge-
meinschaftsschulen entstehen und auch flächen-
deckend sind, ja, sind die Kompetenzwerte von den
schlechten Schülerinnen und Schülern gestiegen,
aber genauso auch von den guten, und das alles,
weil in einer Klasse und in Gruppen, in denen mit
unterschiedlichen Leistungsniveaus gelernt werden
muss, auch die Anforderungen an Binnendifferen-
zierung, die Anforderungen an Lehrerinnen und
Lehrer für individuelle Förderung steigen. Hunderte
von Studien besagen - Frau Rothe-Beinlich hat das
erwähnt -, die Entscheidung nach der 4. Klasse ist
viel zu früh und vor allem eines - individuell aus der
Sicht des Kindes gedacht -: Kinder dürfen nicht aus
ihrem gewohnten Umfeld gerissen werden, nur weil
sie unterschiedliche Leistungen bringen. Wer eine
solidarische Gesellschaft will, meine sehr geehrten
Damen und Herren, der muss dafür sorgen, dass
Kinder voneinander und untereinander lernen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt
die Gemeinschaftsschule bereits, bei der Kinder
aus allen sozialen Schichten mit unterschiedlichen
Leistungsniveaus gemeinsam lernen, und das ist
eine der erfolgreichsten Schulen weltweit, wenn
nicht sogar die erfolgreichste, das ist die Thüringer
Grundschule. In der Thüringer Grundschule lernen
Kinder aller Schichten, aller Leistungsniveaus ge-
meinsam und da muss man sich schon die Frage
stellen, warum Thüringer Kinder mit neun und zehn
Jahren weltweit mit an der Spitze sind und sich
dann mit 13 und 14 im durchschnittlichen Niveau
befinden. Da muss man sich schon fragen, woran
das liegt. Eine zentrale Antwort ist natürlich die sys-
temische und das längere gemeinsame Lernen. Die
Thüringer Gemeinschaftsschule - ich habe es be-
reits gesagt -, diejenigen, die sich auf den Weg ma-
chen werden, stehen vor großen Herausforderun-
gen, weil eben systemische Veränderungen und
längeres gemeinsames Lernen nicht die einzigen
Punkte sein werden, die Schülerinnen und Schüler
zu besseren Leistungen, zu sozialen Kompetenzen
verhelfen, sondern es muss eine Veränderung des
pädagogischen Konzepts geben. Deshalb die Frei-
willigkeit und, liebe Astrid Rothe-Beinlich, ja, auch

ich möchte die flächendeckende Einführung der
Gemeinschaftsschule und dann diskutieren wir
nicht nur im Ausschuss konstruktiv gemeinsam,
sondern lassen Sie uns auch vor Ort in den Kom-
munen dafür sorgen, dass Gemeinschaftsschulen
entstehen können. Das Gesetz gibt dazu die Mög-
lichkeit. Ja, Kommunen und Schulen müssen ei-
gentlich Hand in Hand entscheiden. Was aber nicht
geht, ist, aus ideologischen Gründen den Willen
von Eltern, Lehrerinnen und Lehrern, Schülerinnen
und Schülern vor Ort zu missachten. Das geht
nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung spricht Bän-
de: 86 Prozent der Thüringerinnen und Thüringer
sind für die Gemeinschaftsschule und für längeres
gemeinsames Lernen. Wer Veränderungen will, der
muss dafür sorgen, dass sich die gesamte Schul-
landschaft weiterentwickeln kann, und ich muss ei-
nes sagen, Herr Emde, ich bin mittlerweile fest da-
von überzeugt, die veränderte Schulausgangspha-
se, die individuelle Schulabschlussphase an den
Regelschulen wird die Quote derjenigen Kinder
senken, die ohne Schulabschluss von der Schule
gehen.

(Beifall CDU)

Ich denke auch, dass viele Schulen mit diesem Be-
wusstsein das Qualitätssiegel „Oberschule“ erhal-
ten werden.

(Beifall CDU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, man kann
nicht auf der einen Seite die bunten freien Träger
unterstützen - mit sehr nachvollziehbaren Gründen
- und die Unterschiedlichkeit von Schulen und die
Entwicklung von Schulen im Sinne einer zersplitter-
ten Bildungslandschaft kritisieren. Eltern müssen
und Eltern werden in Zukunft mit den Füßen ab-
stimmen. Ich jedenfalls und meine Fraktion unter-
stützen das Anliegen, wir unterstützen die Eltern
vor Ort. Lassen Sie uns gemeinsam im Ausschuss
konstruktiv diskutieren. Frau Rothe-Beinlich hat hier
in der Debatte vorgemacht, wie man das machen
kann. Danke schön.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Gibt es Wortmel-
dungen aus den Reihen der Abgeordneten? Ich se-
he, das ist nicht der Fall. Herr Minister Matschie,
bitte.

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen,
die Debatte hat gezeigt - und das ist neu -, dass es
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keine Grundsatzdebatte mehr gibt über Sinnhaftig-
keit längeren gemeinsamen Lernens, sondern dass
wir uns im ganzen Hause einig sind, dass es ein
sinnvolles Modell ist, Kinder nicht schon nach der
4. Klasse zu trennen, sondern die Option anzubie-
ten hier in Thüringen, Schulen aufzubauen, in de-
nen länger gemeinsam gelernt werden kann. Ich
glaube, dass das eine gute Entwicklung ist und
auch eine folgerichtige Entwicklung, denn es geht
ja hier nicht um irgendwelche Ideologiedebatten,
sondern es geht am Ende darum, dass wir von den
besten Schulsystemen lernen. Wer sich die interna-
tionalen Vergleiche anschaut, der weiß, wie die
besten Schulsysteme strukturiert sind, eben nicht
mit einer frühen Trennung, sondern mit längerem
gemeinsamen Lernen.

(Beifall SPD)

Die Debatte hat aber auch gezeigt, und auch das
muss man ernst nehmen, wie unterschiedlich die
Vorstellungen im Detail sind, die in einzelnen Frak-
tionen bestehen.

Jetzt, werte Kolleginnen und Kollegen, haben wir
die Wahl: Entweder jeder beharrt auf seinen unter-
schiedlichen Positionen im Detail oder wir machen
uns mit dem existierenden Grundkonsens auf den
Weg und versuchen, ein gemeinsames Modell für
Thüringen zu beschreiben und zu formulieren. Ich
werbe für das Zweite.

(Beifall SPD)

Mehrfach ist hier erwähnt worden, Frau Hitzing hat
das gesagt, Herr Emde auch, wir haben ein gutes
Fundament, auf dem wir weiterbauen können. Das
Thüringer Schulsystem ist im deutschen Vergleich
im Spitzenfeld. Das ist eine gute Voraussetzung für
die Weiterentwicklung. Dass wir da sind, ist aber
kein Grund zu sagen, die Weiterentwicklung muss
nicht passieren, sondern es hat auch in der Vergan-
genheit immer wieder neue Impulse für die Schul-
entwicklung gegeben und wir sind jetzt wieder an
einem Punkt, wo wir sagen, wir brauchen den
nächsten Impuls für die Schulentwicklung. Wir müs-
sen uns den bildungspolitischen Debatten stellen,
wir müssen uns den internationalen Erfahrungen
stellen und unser Schulsystem weiterentwickeln,
damit wir ganz vorn mitmischen.

Frau Sojka, Sie haben sehr zugespitzt gesagt, das
gegliederte Schulsystem wird ja nur zementiert, es
passiert überhaupt nichts. Ich weiß nicht, warum
Sie so wenig Vertrauen in Eltern und Lehrer und
Schulträger vor Ort haben.

(Beifall SPD)

Ich verstehe es nicht, weshalb Sie glauben, dass
man mit einem Federstrich aus Erfurt die Entwick-
lung besser auf den Weg bringen kann. Ich finde,
die Evaluation ist ein äußerst erfolgreiches Modell,
ein Modell, was man auch gerade in der Schulent-

wicklung nutzen kann, eben nicht alles von einen
Tag auf den anderen über den Haufen zu werfen,
sondern Entwicklungschancen zu geben, damit das
Schulsystem sich bessern kann.

(Beifall SPD)

Präsidentin Diezel:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Abgeordneten Sojka?

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Aber selbstverständlich.

Präsidentin Diezel:

Bitte sehr.

Abgeordnete Sojka, DIE LINKE:

Herr Minister, haben Sie mich möglicherweise
falsch verstanden? Ich will nicht die Volksabstim-
mung nur in Erfurt oder Jena, sondern im ganzen
Land.

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Wenn Sie der Meinung sind, dass wir das Schulge-
setz über eine Volksabstimmung regeln sollten,
dann steht Ihnen die Möglichkeit frei, eine Initiative
auf den Weg zu bringen, die ein Volksbegehren
startet usw. bis zu einem Volksentscheid. Die Mög-
lichkeit nimmt Ihnen doch niemand. Meine Aufgabe
sehe ich darin, als zuständiger Minister diesem Par-
lament einen Gesetzentwurf vorzulegen und jede
Fraktion muss sich zunächst einmal zu diesem Ge-
setzentwurf verhalten.

(Beifall SPD)

Ich fand es gut, das will ich ausdrücklich sagen,
Frau Rothe-Beinlich, wie konstruktiv Sie in die Aus-
einandersetzung hier gegangen sind mit dem Ver-
such, zu schauen, wo sind die Gemeinsamkeiten,
wo können wir ansetzen, was können wir weiterent-
wickeln, natürlich auch deutlich zu machen, wo
noch Fragen sind oder offene Probleme. Ich will es
deutlich sagen, die individuelle Förderung, die wir
jetzt im Gesetz auch grundsätzlich festschreiben,
ist ein ganz wesentlicher Entwicklungsimpuls. Na-
türlich sind viele auf diesem Weg. Aber wir müssen
hier noch mehr Schwung reinbringen und noch
mehr klarmachen, auch durch die gesetzliche Re-
gelung, wir wollen, dass jedes einzelne Kind die
bestmöglichen Entwicklungschancen in Thüringen
hat.

Die Frage, die Sie aufgeworfen haben, Frau Rothe-
Beinlich, wie soll die Wahlmöglichkeit hin zur Ge-
meinschaftsschule garantiert werden für alle, die
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diese Option haben wollen. Das wird erst im Ver-
laufe einer Entwicklung möglich sein. Wir haben
keine Möglichkeit, weil wir ein existierendes Schul-
system mit existierenden Schulen haben und wir
Umwandlungsprozesse und Entwicklungsprozesse
brauchen, von vornherein allen diese Wahlmöglich-
keit zu garantieren. Was wir am Beginn garantieren
können, ist die Entwicklungsmöglichkeit, ist die Op-
tion, dass sich Schulen vor Ort für diesen Weg ent-
scheiden, dass Eltern sagen, wir wollen diese Ent-
wicklung und damit die Entwicklung so auf den
Weg bringen, dass wir im Laufe einer Zeit dann
auch in der Lage sind, dieses Angebot überall dort,
wo es gewünscht ist, auch zugänglich zu machen.
Aber das wird erst …

Präsidentin Diezel:

Herr Minister Matschie, gestatten Sie eine weitere
Zwischenfrage der Abgeordneten Renner?

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Ja.

Abgeordnete Renner, DIE LINKE:

Vielen Dank. Herr Minister, ich hätte eine Frage zu
meiner persönlichen Option. Ich wohne im Ilm-
Kreis, meine Tochter geht in die 4. Klasse. Welche
Gemeinschaftsschule kann meine Tochter ab Klas-
se 5 - also im nächsten Jahr 2011 - besuchen?

(Beifall DIE LINKE)

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Das ist eine Frage, welche Schule sich im Ilm-Kreis
für eine solche Entwicklung entscheidet, wie der
Schulträger diese Entwicklung unterstützt. Was wir
heute machen, ist, die gesetzliche Voraussetzung
für diese Schulentwicklung auf den Weg zu bringen
und ich bin sicher, auch im Ilm-Kreis werden sich
Eltern finden, werden sich Lehrer finden, die sagen,
wir wollen eine Gemeinschaftsschule entwickeln.
Dann haben Sie selbstverständlich die Chance, Ihr
Kind auch auf eine solche Schule zu schicken.

Ich möchte auch noch einmal deutlich machen, die
Gemeinschaftsschule ist sicher eine Organisations-
form, die es möglich macht, auch bei relativ kleinen
Schulsandorten ein möglichst breites Ab-
schlussspektrum anzubieten, aber Frau Rothe-
Beinlich, ich gebe Ihnen recht, Gemeinschafts-
schule kann kein Notnagel sein für einen Schul-
standort, der sich ansonsten nicht halten kann, son-
dern Gemeinschaftsschule braucht eine ausrei-
chende Entwicklungsperspektive

(Beifall CDU, SPD)

und die muss garantiert sein. Sie braucht vor allem
ein pädagogisches Konzept, weil es eine pädagogi-
sche Aufgabe ist, eine solche Schule auf den Weg
zu bringen.

Frau Hitzing, die jetzt leider nicht mehr hier ist, son-
dern wahrscheinlich jetzt draußen bei der Demon-
stration, hat die Frage noch einmal aufgeworfen:
Wie ist das mit der Anschubfinanzierung? Es ist im-
mer so, bei allen Schulentwicklungen, die es in der
Vergangenheit gegeben hat, dass es natürlich auch
eine gewisse Anschubfinanzierung gibt, dass man
einen erhöhten Bedarf an Lehrerfort- und -weiterbil-
dung hat, dass man Unterrichtsmaterialien neu ent-
wickeln muss. Deshalb ist es sinnvoll, hier auch
einen gewissen Anschubimpuls zu geben, aber kei-
ne Schule - da können Sie sicher sein - wird sich
nur aufgrund dieser Anschubfinanzierung für diesen
Weg entscheiden. Dazu ist dieser Weg viel zu müh-
sam. Die Anschubfinanzierung ist eine kleine Unter-
stützung, aber kein Köder für die Schulentwicklung,
sondern die Schulentwicklung muss vom Willen der
Eltern und der Lehrer vorangetrieben werden.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einmal deutlich
machen: Wir wollen mit diesem neuen Ansatz im
Schulgesetz aus den Debatten und Erfahrungen,
auch aus den internationalen Vergleichen der letz-
ten Jahre lernen und neue Entwicklungsimpulse ge-
ben. Wir sind uns im Hause über alle Fraktionen
weitgehend einig, dass längeres gemeinsames Ler-
nen eine sinnvolle Entwicklungsoption für die
Schulen ist. Deshalb bitte ich Sie an dieser Stelle
noch einmal: Lassen Sie uns nicht die Unterschiede
im Detail in den Vordergrund stellen, lassen Sie uns
die Gemeinsamkeiten herausarbeiten, das, was wir
hier gemeinsam im Thüringer Landtag über die
Fraktionen hinweg - Regierungsfraktionen, Opposi-
tionsfraktionen - tragen können. Die Lehrer, die El-
tern, die Schulen draußen im Land sind uns dank-
bar, wenn wir diesen Versuch unternehmen und die
Schülerinnen und Schüler im Land brauchen eine
möglichst große politische Gemeinsamkeit für die
Schulentwicklung; dafür werbe ich. Lassen Sie uns
in diesem Sinne die Beratung führen und dann
auch zu gemeinsamen Entscheidungen kommen.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Minister. Gibt es weitere Wort-
meldungen? Ich sehe, das ist nicht der Fall. Dann
beende ich die Aussprache.

Es wurde Ausschussüberweisung an den Aus-
schuss für Bildung, Wissenschaft und Kultur bean-
tragt. Gibt es weitere Anträge für Ausschüsse? Ich
sehe, das ist nicht der Fall. Dann würde ich darüber
abstimmen lassen, dass wir diesen Gesetzentwurf
an den Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und
Kultur überweisen. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. Danke schön. Gegenstim-
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men? Stimmenthaltungen? Ich sehe, das ist nicht
der Fall, damit ist der Gesetzentwurf an den Aus-
schuss überwiesen.

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 10

Thüringer Gesetz über Schulen
in freier Trägerschaft
(ThürSchfTG)
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 5/1566 -
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung? Bitte sehr, Herr Minister Matschie.

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen,
wir können es alle hören,

(Beifall SPD)

hier draußen findet eine Demonstration statt von
Schulträgern, von Schulen in freier Trägerschaft. Es
ist ja kein Geheimnis, dass sich diese Demonstrati-
on vor allem mit den Finanzierungsfragen ausein-
andersetzt. Johann Wolfgang von Goethe hat ein-
mal gesagt: „Das Gesetz nur kann uns Freiheit ge-
ben.“ Das klingt vielleicht auf den ersten Blick ein
bisschen paradox, ist aber ein kluger Satz, weil ei-
ne klare gesetzliche Regelung, die auf Dauer trag-
fähig ist, den Schulen, auch denen die da draußen
im Moment protestieren, die Freiheit zur guten Ent-
wicklung geben kann. Das ist das Ziel des Ge-
setzes, das wir vorgelegt haben. Es vollzieht den
Verfassungswillen sowohl des Grundgesetzes als
auch der Thüringer Verfassung, die beide die Er-
richtung von Schulen in freier Trägerschaft garan-
tieren. Und das Gesetz eröffnet einen Freiheits-
raum, indem es den rechtlichen Rahmen für die
Schulen in freier Trägerschaft beschreibt. Und ich
will es an dieser Stelle noch einmal ganz ausdrück-
lich sagen: Die Schulen in freier Trägerschaft sind
und bleiben ein wichtiger Bestandteil des Thüringer
Schulsystems.

(Beifall CDU, SPD)

Wir haben rund 23.000 Schülerinnen und Schüler
die an Schulen in freier Trägerschaft lernen. Das
sind knapp 10 Prozent aller Schüler in Thüringen
und 15 Prozent aller Schulen, die Schulen in freier
Trägerschaft sind. Das heißt, wir haben hier ein gut
aufgestelltes Angebot und mit dem auch sehr viel-
fältig ausgeprägten Angebot, davon war schon die
Rede, bereichern und ergänzen die Schulen in frei-
er Trägerschaft das schulische Spektrum. Und ich
sage auch ganz ausdrücklich, sie sind auch ein Ge-
winn für die Schulentwicklung, weil auch Schulen in

freier Trägerschaft oft Pfadfinder für neue Entwick-
lungen waren, neue Wege ausprobiert haben. Und
ich darf es Ihnen ganz deutlich sagen, das soll und
das wird auch in Zukunft so bleiben. Thüringen
steht zu seinen Schulen in freier Trägerschaft.

(Beifall CDU, SPD)

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen,
zum Jahresende läuft das bisherige Gesetz aus. Es
gibt uns die Gelegenheit, das Gesetz an die verän-
derte gesellschaftliche Wirklichkeit anzupassen. Wir
mussten dabei abwägen, was sich bewährt hat,
was verändert werden kann und muss, wo wir neue
Akzente setzen wollen. Und das Gesetz über die
Schulen in freier Trägerschaft ist, auch wenn durch
manche Debatten in den letzten Tagen etwas ande-
res nahe gelegt wurde, kein reines Finanzierungs-
gesetz. Es geht nicht nur um die Frage der Finanz-
ausstattung, sondern dieses Gesetz regelt alle
Rechtsverhältnisse der freien Schulträger, angefan-
gen von den Aufgaben der Schulen, ihrem Status,
Genehmigungs- und Anerkennungsfragen bis hin
zur Schulaufsicht und auch der staatlichen Finanz-
hilfe. Die öffentliche Debatte hat manchmal den
Eindruck vermittelt, es ginge hier ausschließlich um
die Finanzen und es wurde der Eindruck vermittelt,
hier wird den Schulen in freier Trägerschaft die Luft
abgedreht. Das ist selbstverständlich nicht so, auch
mit den neuen gesetzlichen Grundlagen haben die
Schulen in freier Trägerschaft eine gute Handlungs-
und Entwicklungsmöglichkeit. Wir haben angesichts
der Haushaltssituation so wie an vielen anderen
Stellen auch - und das betone ich noch einmal aus-
drücklich - moderate Kürzungen im Bereich der
Schulen in freier Trägerschaft vorgenommen. Dar-
auf will ich im Anschluss noch eingehen. Aber ich
will zunächst einige andere wichtige Änderungen im
neuen Gesetz beschreiben. Ein wichtiger Punkt ist
für mich, dass wir deutliche Schritte hin zu einer
Entbürokratisierung der Regelungen für die
Schulen in freier Trägerschaft gehen. Und das war
ein wichtiges Petitum was uns immer wieder auch
von den Schulträgern vorgetragen worden ist. Es
gibt künftig keine Genehmigungspflicht mehr für
Schulleiter. Anders als im staatlichen System erhal-
ten die Schulen in freier Trägerschaft hier eine grö-
ßere Freiheit, indem die Genehmigungspflicht für
Schulleiter entfällt. Wir beschreiben als Vorausset-
zung lediglich noch, dass ein Hochschulabschluss
oder eine vergleichbare Berufsausbildung vorliegen
muss. Verlässlichkeit wird auch beim Genehmi-
gungsverfahren verbessert. Wir garantieren mit
dem neuen Gesetz, wenn ein freier Träger seine
Genehmigungsunterlagen rechtzeitig - und das
heißt drei Monate vor Schuljahresbeginn - einreicht,
dass die Entscheidung des Ministeriums innerhalb
von sechs Wochen getroffen wird. Der Schulträger
erhält damit Planungssicherheit und eine Garantie,
dass in sicherer Frist entschieden wird. Darüber
hinaus garantieren wir in Zukunft mehr Flexibilität
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beim Einsatz der Finanzmittel. Bisher gab es eine
strikte Festschreibung, 85 Prozent der Finanzmittel
sind für Personal einzusetzen, 15 Prozent für Sach-
kosten. Künftig bekommen die Schulen in freier
Trägerschaft hier keine Vorschriften mehr, sondern
können die Anteile je nach Situation frei einsetzen.

Neben diesen Fragen der Entbürokratisierung wird
auch der Finanzrahmen im Gesetz neu geregelt.
Hierbei gibt es zwei zentrale Änderungen: Erstens
eine neue Berechnungsmethode; statt der Istkos-
tenberechnung machen wir eine Sollkostenberech-
nung. Wir beenden damit die Praxis, die Schieflage
des einen Systems, nämlich die Schieflage im
staatlichen Schulsystem, was die Personalsituation
angeht, zu übertragen auch auf das System der
Schulen in freier Trägerschaft. Ich will noch einmal
daran erinnern, durch das Urteil zur Teilzeitverbe-
amtung mussten verbeamtete Lehrerinnen und
Lehrer wieder zu 100 Prozent beschäftigt werden.
Das hat zu deutlichen Personalüberhängen geführt,
die wir heute noch im Regelschul- und Gymnasial-
bereich haben. Diese Überhänge muss das Land fi-
nanzieren, und die erhöhen natürlich die Kosten pro
Schüler im staatlichen Schulsystem. Es macht doch
überhaupt keinen Sinn, wenn von diesen überhöh-
ten Kosten jetzt auch noch das System der Schulen
in freier Trägerschaft profitiert, indem wir diese
überhöhten Kosten dann auch dort zahlen müssen.
Das ist keinem Menschen verständlich zu machen.
Deshalb sagen wir, in Zukunft werden die notwendi-
gen Kosten erstattet. Grundlage für die Finanzie-
rung muss der Bedarf an Lehrerstunden sein, der
zur Absicherung des verpflichtenden Unterrichts er-
forderlich ist. Genau daran orientiert sich das Ge-
setz, und allein dieser Maßstab ist auch wirklich an-
gemessen.

Die zweite zentrale Änderung ist die Wartefrist für
die staatliche Finanzhilfe bei Schulneugründungen.
Grundsätzlich gilt mit der Gesetzesänderung für al-
le neuen Schulen eine dreijährige Wartefrist, bevor
ein Anspruch auf Förderung entsteht. Die bisherige
Regelung sah hier viele Ausnahmen vor, nicht nur
bei Förder- und Förderberufsschulen, sondern auch
bei Schulträgern, die sich schon mit der gleichen
Schulart an einem anderen Standort bewährt hat-
ten. Das war sicher sinnvoll in der Phase, als die
Schulen in freier Trägerschaft erst aufgebaut wer-
den mussten und noch kein ausreichendes Netz an
freien Schulträgern vorhanden war. Heute haben
wir aber ein stabiles und sehr gut ausgebautes
Netz. Deshalb sagen wir, nicht der freie Schulträger
muss sich bewähren, sondern der einzelne Schul-
standort muss sich bewähren, bevor er staatliche
Finanzhilfe bekommt.

(Beifall SPD)

Diese Logik entspricht auch der höchstrichterlichen
Entscheidung zur Finanzierung der Schulen in frei-
er Trägerschaft.

Ausnahmen von dieser dreijährigen Wartefrist gel-
ten künftig nur noch, wenn eine staatliche Schule
komplett ersetzt wird durch eine Schule in freier
Trägerschaft oder wenn sich eine Schule in freier
Trägerschaft umwandelt in eine andere Schulart,
beispielsweise eine Regelschule in freier Träger-
schaft sagt, wir wollen Gemeinschaftsschule wer-
den, dann muss sie selbstverständlich nicht neu die
dreijährige Phase durchlaufen, sondern bekommt
weiter Förderung.

Wir haben auch noch eine Ausnahme vorgesehen,
dass die Wartefrist auf ein Jahr verkürzt werden
kann, wenn sich die neu zu gründende Schule in
freier Trägerschaft in die kommunale Schulnetzpla-
nung einpasst und der kommunale Schulträger die-
se Schulgründung ausdrücklich befürwortet. Das ist
auch ein Novum für die Thüringer Schullandschaft.

Werte Kolleginnen und Kollegen, der diesem Ge-
setz zugrunde liegende Referentenentwurf wurde in
den vergangenen Wochen allen 106 freien Schul-
trägern sowie weiteren 87 Stellen und Einrich-
tungen des Landes mit der Bitte um Stellungnahme
zur Anhörung zugeleitet. Es sind 73 Stellungnah-
men insgesamt abgegeben worden. Viele der in der
Anhörung vorgebrachten Einwände wurden auch in
den Gesetzentwurf eingearbeitet. Einige Punkte
möchte ich an dieser Stelle aufgreifen. Sie wissen,
dass wir ursprünglich im Referentenentwurf vorge-
sehen hatten, eine Landeskinderklausel einzufüh-
ren, das heißt, nur für diejenigen Schüler die Kos-
ten zu erstatten, die auch hier in Thüringen ihren
Wohnsitz haben. 10 Prozent der Schüler kommen
aus anderen Bundesländern. Das wäre eine Mög-
lichkeit gewesen, zu einer deutlichen Einsparung
für den Thüringer Landeshaushalt zu kommen. Die
Anhörung hat uns allerdings gezeigt, dass diese,
vielleicht im Allgemeinen nachvollziehbare Rege-
lung doch eine Reihe von Schulen besonders hart
und einige auch existenziell getroffen hätte, die
einen sehr hohen Bestand an Schülern aus ande-
ren Bundesländern haben. Deshalb haben wir nach
Auswertung der Anhörung auf diese Landeskinder-
klausel verzichtet.

Ich sehe schon das Bemühen, dass wir auch mit
den Informationen, die draußen diskutiert werden,
hier drin versorgt werden.

(Beifall SPD)

Ich kann das verstehen und ich freue mich auf der
einen Seite natürlich auch, dass sich die Schulträ-
ger für eine gute Entwicklung ihrer Schulen einset-
zen. Aber ich will es auch noch mal ganz deutlich
sagen: Mit dem, was wir hier vorschlagen, garantie-
ren wir auch in Zukunft für die Schulen in freien
Trägerschaft eine gute Entwicklung. Wir drehen ih-
nen nicht die Luft ab, sondern wir stellen die Finan-
zierung für die nächsten Jahre auf solide Füße.
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Ich will einen zweiten Punkt ansprechen, an dem
wir nach der Anhörung Änderungen vorgenommen
haben, das betrifft das Inkrafttreten neuer Rege-
lungen. Ich finde es sinnvoll, dass wir den Schulträ-
gern Sicherheit geben für das laufende Schuljahr,
dass wir nicht die neuen Regelungen zum
01.01.2011 in Kraft setzen,

(Beifall SPD)

sondern dass die neuen Finanzierungsregelungen
erst ab dem neuen Schuljahr, und damit ab dem
01.08.2011 gelten. Das gibt Planungssicherheit für
das laufende Schuljahr und ausreichend Zeit, sich
auf die neue Situation einzustellen. Ein Teil der Fi-
nanzierungsfragen wird auch weiterhin in einer
Ausführungsverordnung geregelt. Das war in der
Vergangenheit so und wir wollen diese Regelung
beibehalten. Allerdings gibt es auch hier eine Ände-
rung. Wir wollen, dass diese Ausführungsverord-
nung ausdrücklich im Einvernehmen mit dem zu-
ständigen Ausschuss geregelt wird, dass nicht
mehr nur das Benehmen hergestellt werden muss
und das Ministerium an dieser Stelle allein handeln
kann, sondern wir wollen hier größtmögliche Trans-
parenz und Mitsprache des Parlaments und des-
halb wird die Ausführungsverordnung künftig im
Einvernehmen mit dem zuständigen Bildungsaus-
schuss geregelt.

(Beifall SPD)

Die Eckwerte der geplanten neue Ausführungsver-
ordnung, die wir auch schon in die Ressortabstim-
mung gegeben haben, haben wir auch dem Ar-
beitskreis freier Schulträger in der vergangenen
Woche vorgestellt. Im Moment läuft die Ressortab-
stimmung zur Ausführungsverordnung. Dann erfolgt
die Anhörung der Beteiligten und danach auch die
Beratung im Bildungsausschuss.

Was haben wir mit der Ausführungsverordnung
vor? Wir wollen hier eine moderate Absenkung der
Fördersätze vorsehen. Die Zielrichtung dabei lautet,
dass wir uns von überdurchschnittlich hohen Zu-
wendungen stärker zum Durchschnitt der Bundes-
länder bewegen, ohne dass wir an einer auskömm-
lichen Ausstattung der Schulen rütteln. Damit die
Größenordnungen deutlich werden, möchte ich hier
noch einmal die Vergleichswerte der Statistik der
Kultusministerkonferenz erwähnen. Thüringen zahlt
für einige Schularten, insbesondere Regelschulen
und Gymnasien, derzeit sehr hohe Fördersätze.
Nach den Zahlen aus dem Jahre 2009 zahlt kein
Bundesland pro Regelschüler mehr als Thüringen.
Wir zahlen im Jahre 2009 5.178 € pro Regelschüler
im Bundesdurchschnitt; auch wenn ich weiß, dass
man das nicht vollständig vergleichen kann, weil es
nicht überall Regelschulen gibt, sondern in einigen
Bundesländern eben nur Realschulen. Aber im
Bundesdurchschnitt wird für einen vergleichbaren
Schüler 3.468 € gezahlt - also bei uns 5.178 €, im
Bundesdurchschnitt 3.468 €. Das zeigt, wie deutlich

wir über diesem Durchschnitt liegen. Ich will das
auch für die Gymnasien deutlich machen. Im Jah-
re 2009 hat Thüringen pro Gymnasiast 4.366 € ge-
zahlt, im Bundesdurchschnitt waren das 3.824 €.
Bei einem Förderschüler mit Förderschwerpunkt
geistige Entwicklung haben wir in Thüringen 2009
21.220 € gezahlt, der Bundesdurchschnitt lag bei
19.088 €. Das heißt, wir liegen in vielen Finanzie-
rungsansätzen deutlich über dem, was im Durch-
schnitt der Bundesländer gezahlt wird, und ange-
sichts der Haushaltsentwicklung der nächsten Jah-
re kann doch keiner an der Frage vorbei: Können
wir das auf Dauer auch in den nächsten Jahren tra-
gen? Wir haben die Frage versucht zu beantworten
und gesagt, nein, das wird nicht durchhaltbar sein.
Wir müssen den Schulen aber eine verlässliche
Perspektive geben, die auch in den nächsten Jah-
ren durchhaltbar ist, die Planungssicherheit garan-
tiert und deshalb werden die Fördersätze moderat
abgesenkt.

Was heißt das konkret? Im allgemeinbildenden Be-
reich sinken die Fördersätze von 85 Prozent auf
80 Prozent, auch damit nehmen wir immer noch
einen guten Platz im Ländervergleich ein und liegen
weiter über dem Bundesdurchschnitt bei den Zah-
lungen an Schulen in freier Trägerschaft. Ich will
hier auch deutlich machen, Schulen in freier Trä-
gerschaft erhalten auch in Zukunft einen doppelten
Schullastenausgleich. Ein Punkt, der in den ganzen
Debatten überhaupt nicht erwähnt worden ist, hier
fordert auch keiner komplette Gleichstellung mit
den Schulen im staatlichen Schulsystem,

(Beifall SPD)

sondern hier garantieren wir ja einen doppelten
Schullastenausgleich. Ich will das auch noch mal
sagen, weil es ja auch da draußen diskutiert wird
und in den letzten Wochen immer wieder eine Rolle
gespielt hat. Die Forderung nach einer 100-prozen-
tigen Förderung mit dem Satz, alle Schüler müssen
uns gleich viel wert sein. Das ist nicht nur nicht ge-
rechtfertigt, sondern es wäre auch schlicht rechts-
widrig, wenn wir so verfahren würden. Denn nach
höchstrichterlicher Rechtsprechung müssen die
Schulen in freier Trägerschaft einen Eigenanteil
einbringen. Das geht überhaupt nicht anders, sie
verfügen ja auch über eigene Einnahmen.

Ich will auch noch mal deutlich machen, weshalb es
auch sachlich gerechtfertigt ist, dass die Fördersät-
ze eben nicht 100 Prozent sind, denn die freien
Schulen haben weniger Aufgaben als staatliche
Schulen. Sie haben bestimmte Aufgaben nicht zu
erfüllen, die wir im staatlichen Schulsystem zu erfül-
len und auch zu finanzieren haben. Ich will nur eini-
ge Beispiele nennen. Lehrplanentwicklung ist eine
Aufgabe, die wir im staatlichen Schulsystem finan-
zieren müssen. Fachberatung, Erstellung zentraler
Prüfungsaufgaben, Aufgaben in der Lehrerausbil-
dung, das sind alles Aufgaben, die wir im staatli-
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chen Schulsystem finanzieren, die unsere Kosten
pro Schüler höher machen als die Kosten pro Schü-
ler in Schulen in freier Trägerschaft sind, die diese
Aufgaben nicht erfüllen müssen.

Und zum Schluss lassen Sie mich noch eine Be-
merkung machen auch zum berufsbildenden Be-
reich, denn hier haben wir ja besonders viele
Schulen in freier Trägerschaft. Hier sinken auch die
unteren Fördersätze um 5 Prozent ab. Im Übrigen
haben wir mit der Finanzierungshöhe im berufsbil-
denden Bereich auch ein Instrument in der Hand,
mit dem wir auf arbeitsmarktpolitische Bedingungen
reagieren können, und das tun wir auch. Denn wir
sehen dort höhere Sätze vor, wo wir besonderen
Ausbildungsbedarf haben. Beispielsweise in der Al-
tenpflege sehen wir deutlich höhere Fördersätze
vor, als die unteren Fördersätze das signalisieren.
Ebenfalls Förderberufsschulen erhalten einen hö-
heren Fördersatz. Die Finanzansätze - ich habe
das schon erwähnt - sollen erst zum 01.08.2011
geändert werden, damit die Schulen in freier Trä-
gerschaft nicht im laufenden Schuljahr getroffen
werden und Zeit zur Umstellung auf das neue Fi-
nanzierungssystem haben.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen. Ich
bin nach vielen Debatten überzeugt, dass wir mit
diesem Gesetz verantwortbar und verantwortlich
handeln. Einerseits verantwortlich vor der Haus-
haltssituation des Freistaats Thüringen in den kom-
menden Jahren, andererseits verantwortlich gegen-
über den Notwendigkeiten der Finanzierung von
Schulen in freier Trägerschaft, die langfristig Pla-
nungssicherung brauchen. Es macht überhaupt kei-
nen Sinn, den Schulen hier etwas vorzugaukeln,
was wir langfristig finanziell nicht durchhalten kön-
nen. Auch für die Schulentwicklung im Bereich der
freien Träger ist es besser, langfristig zu wissen,
was der Freistaat leisten kann und was nicht.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen. Ich
möchte ein weiteres Zitat an dieser Stelle einflech-
ten. Gottfried Seume hat einmal gesagt: „Wo Frei-
heit ist, sind keine Privilegien.“ Wir sparen umsich-
tig, wir sparen mit Maß. In einigen Schularten wird
es dabei mit dem neuen Finanzierungsmodell auch
zu finanziellen Aufwüchsen kommen. Auch das
wird bisher nicht diskutiert! Aber die freien Träger
wissen sehr genau, dass es auch an einigen Stel-
len mehr Geld geben wird.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich
werde - wenn die Chance nach der Debatte besteht
und die Demonstration dort draußen noch läuft -
nachher nach draußen gehen und das auch drau-
ßen sagen. Ich bitte um eine sachliche Debatte.

(Beifall SPD)

Lassen Sie uns dafür sorgen, dass nicht Eltern und
Schüler verunsichert werden, sondern dass wir fair
und sachlich miteinander beraten, wie wir die

Schulen in freier Trägerschaft auf ein solides Fun-
dament stellen. Ich wünsche mir, dass die Beratung
auch zügig vonstatten gehen kann, damit das Ge-
setz zum 1. Januar 2011 in Kraft treten kann. Herz-
lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Minister. Das Wort hat jetzt die Abge-
ordnete Frau Dr. Klaubert von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Abgeordnete Dr. Klaubert, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren Abgeordneten, ich stimme Ihnen zu, Herr
Minister, diese Debatte sollten wir sachlich führen.
Es ist eine Debatte, die wir vor zwei, drei Jahren
auch schon einmal insbesondere um die Finanzie-
rung der freien Schulen hatten. Im November 2007
gab es eine Haushaltsklausur der SPD-Fraktion,
man beschloss ein Papier „Initiative für Bildung und
Chancengerechtigkeit“. Dort ist nachzulesen: „Im
Bildungsbereich geht es der SPD-Landtagsfraktion
vornehmlich darum, den Thüringer Schulen, egal
ob in staatlicher oder freier Trägerschaft, bestmögli-
che finanzielle Rahmenbedingungen für ihre Ent-
wicklung zu bieten. Entsprechend sollen die Zu-
schüsse für freie Schulen deutlich erhöht werden.“
Sie erinnern sich an die damalige Debatte. Wir hat-
ten auch damals eine Finanzdebatte zum Thema
freie Schulen. Nun haben Sie jetzt den Gesetzent-
wurf eingebracht, der - wie Sie richtig sagen - natür-
lich alle Bereiche der Organisation und Arbeit der
freien Schule strukturiert und in die Debatte bringt.
Jeder weiß, dass wir in Thüringen sehr gute freie
Schulen haben und dass die Träger dieser freien
Schulen - jedenfalls zahlreiche Träger der freien
Schulen - mit Kindern und Eltern hierher gekom-
men sind und in bunter Vielfalt ihre Forderungen
aufgemacht haben. Zwei Dinge habe ich mir beson-
ders gemerkt. Ein Plakat hat uns in großen Lettern
zu verstehen gegeben: „Von uns könnt Ihr lernen!“
Da denke ich, das ist immer so. Wir können als Er-
wachsene immer von Kindern lernen und wir kön-
nen als Politikerinnen und Politiker immer von de-
nen lernen, die von unseren politischen Entschei-
dungen betroffen sind. Aber ich habe auch ein an-
deres Plakat gelesen, ich weiß nicht von welcher
Schule, da stand drauf: „25 Prozent unserer Eltern
sind Hartz-IV-Empfänger“. Das heißt, eine Debatte,
die manchmal stattfindet und den Anschein er-
weckt, als ob freie Schulen elitäre Schulen seien, in
denen besonders begüterte Eltern ihre Kinder von
den anderen absondern, kann man in Thüringen
nicht feststellen.

(Beifall DIE LINKE)
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Sie haben es gesagt: Wir haben in Thüringen etwa
15 Prozent freie Schulen und etwa 10 Prozent der
Schülerinnen und Schüler lernen in dieser Schule.
Als wir vor Jahren über den Umstand der Ausfinan-
zierung der freien Schulen gesprochen haben, ha-
ben wir von der damaligen Landesregierung gefor-
dert, dass sie die freien Schulen sicher finanziert.
Es wurden damals Gutachten erstellt und eines,
das sogenannte Kienbaum-Gutachten, ist danach
die wesentliche Basis für die Berechnung der Zu-
schüsse an die freien Schulen gewesen. Nun sa-
gen Sie auch in der Begründung des Gesetzent-
wurfs noch einmal: Es geht nicht nur um die Finan-
zierung, aber es geht auch um die Finanzierung
und wir müssen von einer überdurchschnittlichen
Förderung zurückkommen auf ein Normalmaß. Da-
mit erwecken Sie den Eindruck - und ich hätte die
Frage ganz gern beantwortet, und zwar nicht nur in
einer Vergleichszahl. Sind Sie wirklich der Annah-
me, dass die freien Schulen in Thüringen, egal in
welcher Trägerschaft, bis zum jetzigen Zeitpunkt
quasi im Geld schwimmen, also so überfinanziert
sind, dass dort eine Einsparreserve für den Landes-
haushalt wäre? Ich erkenne das nicht. Also Sie
könnten uns das noch einmal erklären. Aber unsere
Besuche vor Ort zeigen immer, dass gerade dort
mit dem Geld sehr sorgsam umgegangen wird, weil
man natürlich das eigene Schulprofil stärkt und weil
man eine ganze Reihe an zusätzlichen Angeboten
in den Schulalltag hineinbringt und mit diesem An-
gebot übrigens auch das staatliche Schulsystem
befördert, indem man gewissermaßen immer wie-
der den Antrieb gibt, die Schulentwicklung voranzu-
treiben.

Bevor ich aber auf weitere Kritikpunkte des Ge-
setzes eingehe, muss ich sagen, es sind natürlich
Dinge im Gesetzentwurf enthalten, die auch wir be-
grüßen, z.B. die Möglichkeit, dass freie Schulen un-
tereinander oder freie Schulen mit staatlichen
Schulen kooperieren können, dass das im Bereich
des Außerschulischen sogar ohne Einschränkun-
gen passieren kann. Das ist gut. Herr Staatssekre-
tär Prof. Merten, wir hatten das im Ausschuss des
Öfteren debattiert und dass wir hier eine Regelung
gefunden haben, das ist einfach als positives Fazit
nach einer langen Debatte zu konstatieren.

Wir sind auch außerordentlich froh - und sage ich
jetzt mal, da spreche ich, glaube ich, insbesondere
für all die Kolleginnen und Kollegen, die in den
Randgebieten Thüringens wohnen -, dass die Lan-
deskinderklausel gefallen ist. Die Landeskinder-
klausel hätte nicht nur dazu geführt, dass manche
dieser Schulen in existenzielle Nöte gekommen wä-
ren, sondern sie hätte auch dazu geführt, dass wir
als Bildungsland weniger attraktiv sind. Wenn also
aus anderen Bundesländern Kinder in unseren
Schulen lernen, dann ist das attraktiv, stärkt unsere
Standorte und zeigt letzten Endes, dass wir Bil-

dungsland sein wollen und diesem Anspruch auch
per Gesetz nachkommen.

Herr Minister Matschie, Sie haben vor drei Jahren
in den Haushaltsberatungen versprochen, dass
trotz eines notwendigen Konsolidierungsbedarfs
des Haushalts die freien Schulen eine deutliche Er-
höhung erhalten müssen. Danach kam die Umstel-
lung der Finanzierung der freien Schulen auf der
Basis des Kienbaum-Gutachtens und da können
Sie doch heute nicht sagen als Minister, dass das
von damals nicht mehr gilt und demzufolge eine
Kürzung von durchschnittlich 5 Prozent über alle
Schularten erfolgen soll. Ich will das jetzt nicht im
Einzelnen aufführen, aber allgemeinbildende
Schulen werden von 85 auf 80 Prozent gekürzt und
die beruflichen Schulen in unterschiedlichen Spek-
tren von 65 auf 60 Prozent. Da haben wir übrigens
ein Plakat dazu, das haben die Schulträger sehr gut
erkannt, das wissen sie schon. Übrigens folgt ja
auch der Landeshaushalt diesem Modell.

Sie haben gesagt, es sei gut, dass die Finanzmittel
künftig flexibel eingesetzt werden können. Denken
wir einmal darüber nach. Der Personalkostenanteil
wird zukünftig aus den Kosten bestimmt, die für
Schüler an staatlichen Schulen notwendig waren.
Was ist das Kriterium des Notwendigen? Wie defi-
niert man das? Ist das eine feste Größe? Wenn
man dann auch noch weiß, dass in der Rechtsver-
ordnung und in der Verwaltungsvorschrift auch
noch darauf eingegangen wird, dass letzten Endes
ein jährlicher Betrag immer wieder umgesetzt wird
und den freien Schulen aus diesem Betrag, der
jährlich ermittelt wird und im Haushalt festgeschrie-
ben ist, die Zuweisungen zugestanden werden,
dann weiß ich nicht, wie die tatsächliche Berech-
nungsgrundlage sein soll. Und da die Vertreter der
freien Schulen, die sich in den vergangenen Wo-
chen zu Wort gemeldet haben, das offensichtlich
auch noch nicht richtig begriffen haben, gibt es da-
zu einen Erklärungsbedarf. Was ist „notwendiger
Aufwand“? Unsere Auffassung von „notwendigem
Aufwand“ bemisst sich immer an der Qualität von
Bildung. Das ist der notwendige Aufwand, der auf-
gebracht werden muss. Dabei gilt, dass für jedes
Kind - und das ist eigentlich ein Verfassungsan-
spruch sowohl der Thüringer Verfassung als auch
des Grundgesetzes - der Zugang zu der Schulart
und Schulform und Schule möglich sein muss, die
seiner individuellen Entwicklung am besten gerecht
wird. Und sollte das eine staatliche Schule sein, in
der das entsprechende Profil vorhanden ist - Frau
Sojka hat vorhin die Jenaplan-Schule in Jena aus-
drücklich benannt -, dann ist das außerordentlich
gut. Ich wünsche mir viel mehr solcher Schulen.
Aber sollte das eine freie Schule sein, darf vor der
Schultür nicht der Geldbeutel der Eltern hängen.
Das darf nicht sein. Kürzt man aber die Zuschüsse
- weil, die freien Träger sind ja in den vergangenen
Jahren auch mit den Zuschüssen umgegangen, die
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sie bisher erhalten haben - erreicht man entweder,
dass der Personalkostenanteil nicht mehr in der Art
ausgewiesen werden kann. Dann gibt es unter-
schiedliche Möglichkeiten. Man finanziert das Per-
sonal unter Tarif - und da kann ich Ihnen sagen, da
haben Sie mit uns keine Partner und da hoffe ich,
dass Sie als Sozialdemokrat auch kein Partner für
einen solchen Weg sind. Auch an den freien
Schulen muss tariflich entlohnt werden. Da gibt es
aber auch Beispiele, wo das nicht so ist. Aber dann
darf man über die gesetzliche Regelung nicht die
freien Schulen dazu zwingen, wenn sie das Ange-
bot aufrechterhalten wollen, gegebenenfalls am
Personal zu sparen. Oder man erhöht die Elternbei-
träge. Wenn man die Elternbeiträge wiederum er-
höht, dann hängt eben jener berühmte Lohn- oder
Geldbeutel der Eltern an der Eingangstür der freien
Schule und das darf auch nicht sein.

Vor diesem Hintergrund müssen wir noch einmal
sehr genau darüber reden, wie wir die freien
Schulen ausfinanzieren. Einen Vorschlag, der ei-
gentlich in die Haushaltsdebatte gehört, würde ich
in diesem Zusammenhang schon einmal einbrin-
gen. Wir finanzieren ThIS Weimar mehrfach. Wir fi-
nanzieren es aus Ihrem Ministerium und wir finan-
zieren es aus dem Wirtschaftsministerium.

(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE: Ja, mit
Millionen.)

Übrigens, wir haben dazu auch nachgefragt und da
ist uns gesagt worden, dass man diese Schule des-
halb aus dem Wirtschaftsministerium fördert, weil
das gewissermaßen Wirtschaftsförderung wäre.
Das leuchtet nicht ein, denn das ist eine Schule, in
der die Eltern durchaus in der Lage wären, Aufwen-
dungen für den Schulbesuch ihrer Kinder zu leisten.

Unsere Wunschvorstellung, dass eigentlich Schul-
besuch und Kindertagesstättenbesuch komplett
kostenfrei sein sollten, die bringe ich in diese De-
batte gar nicht ein, denn da kommen wir wirklich
nicht weiter. Aber, Herr Minister, überlegen Sie bitte
noch einmal, ob man wenigstens in dem Zusam-
menhang mit ThIS Weimar auch als freier Schule -
auch übrigens, das ist uns aufgefallen, mit einer
entsprechenden Kürzung, aber eben mit einer Dop-
pelförderung - eine Veränderung zugunsten der vie-
len freien Träger, die allgemeine und Förderschulen
anbieten, eine Umverteilung vornehmen könnte,
womit man wenigstens über das Jahr 2011 die Fi-
nanzlücke geschlossen hätte, die aus den 2 Mio. €
weniger entsteht, die im Haushaltsplan 2011 veran-
schlagt sind. Ich weiß, das geht im Moment auch
nicht bis zum Ende zu denken, ich weiß, dass das
keine Lösung ist für die nachfolgenden Jahre. Aber
die freien Schulen, die wir derzeit im Bestand ha-
ben und die auch entstanden sind aus Gründungsi-
nitiativen aus den frühen 90er-Jahren und die
emanzipiert und demokratisch Schule gestaltet ha-
ben und die in den entsprechenden Regionen für

die Farbtupfer sorgten, die unser Bildungssystem
heute so vielfältig machen wie hier draußen diese
übrigens auch schön anzuschauende Demonstrati-
on. Das müssen Sie sich unbedingt selber an-
schauen.

Es gäbe auch im Zusammenhang mit den Haus-
haltsberatungen noch einmal Vorschläge, über die
man sich verständigen könnte. Denn wir wissen
sehr gut, dass wir als Opposition hier vieles sagen
können, was sicher auch die Schüler und Eltern
und die Lehrerinnen und Lehrer bestätigen, aber
wenn wir hier keine Mehrheiten erreichen, dann
wird sich für die da draußen auch nichts ändern.
Sehen Sie, Frau Sojka hat heute Morgen den schö-
nen Satz gesagt, dass die Kraft der Straße uns im
Bereich der Kindertagesstättengesetzgebung ein
Gesetz gebracht hat, welches letztendlich - wenn
nun endlich die Rechtsverordnungen auf den Weg
gebracht würden - zu einem Zustand in Thüringen
führen würde, der wahrscheinlich wirklich bestens
ist. Das ist auch die Kraft der Straße und wir sollten
diese Kraft der Straße sowohl in die Debatte und
die Entscheidung zu diesem Gesetzentwurf einflie-
ßen lassen und auch natürlich in die Verhandlun-
gen zum Landeshaushalt 2011.

Abschließend noch eine Bemerkung: Sie haben si-
cher alle in dieser Woche zur Kenntnis genommen,
dass eine Forsa-Umfrage bescheinigt, dass 95 Pro-
zent der Bürgerinnen und Bürger der Meinung sind,
dass man die Bildungsausgaben abkoppeln sollte
vom wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsni-
veau eines Landes - das insbesondere in Richtung
der FDP-Fraktion gesagt. Hier könnten wir alle ge-
meinsam sagen, dass wir - wenn wir ein Bildungs-
land Thüringen in bester Ausstattung wollen - an
dieser Stelle auch die meisten Mittel einsetzen und
eine Veränderung des Gesetzentwurfs an den Stel-
len vornehmen, die tatsächlich kritikwürdig sind.

(Beifall DIE LINKE)

Denn eines kann ich sagen: So, wie das Gesetz
jetzt vorliegt, wird es von uns keine Zustimmung
geben. Aber vielleicht schaffen die Kraft der Straße
und Überlegungen, die in der Anhörung zum Ge-
setzentwurf noch kommen, eine Veränderung, die
letzten Endes dem gerecht wird, dass wir eine viel-
fältige und bunte Bildungslandschaft in Thüringen
haben und dass wir den Kindern, die hier draußen
das Transparent hochhalten „Von uns könnt Ihr ler-
nen“, sagen können, ja, wir haben von euch ge-
lernt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Dr. Klaubert. Das Wort hat jetzt der
Abgeordnete Manfred Grob von der Fraktion der
CDU.
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Abgeordneter Grob, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren, das ist schon interessant der
Ausspruch „Kraft der Straße“. Die Kraft der Straße
hat es auch bewirkt, dass wir hier sitzen können.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE: Ja,
richtig.)

Die Kraft der Straße hat es auch bewirkt, dass Ihr
System gestürzt wurde.

(Beifall DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Sojka, DIE LINKE: Genau
richtig.)

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Da können wir noch mal klatschen.)

Jetzt zum Thema. Meine sehr verehrten Damen
und Herren, in den vergangenen Plenarsitzungen
haben wir uns im Rahmen von Aktuellen Stunden
und Anträgen bereits mit den Schulen in freier Trä-
gerschaft beschäftigt. Nun liegt der Gesetzentwurf
der Landesregierung auf dem Tisch und wir können
uns endlich auch über die Inhalte austauschen, was
heute schon getan wurde. Thüringen hat in den ver-
gangenen 20 Jahren viel für den Aufbau dieses
vielfältigen Schulangebots getan und selbstver-
ständlich liegen uns die Schulen in freier Träger-
schaft am Herzen. Das habe ich auch mehrmals
schon betont. Deshalb wollen wir die freien Schulen
auch künftig angemessen und ausreichend fördern.
Dabei darf man aber auch nicht vergessen, dass
Schulen in freier Trägerschaft, obwohl sie genau
wie staatliche Schulen den staatlichen Bildungsauf-
trag erfüllen, nicht alle Aufwendungen haben, die
staatliche Schulen schultern müssen. Sie können
z.B. deutlich flexibler auf Veränderungen reagieren.
Zur Wahrheit gehört auch, dass Schulen in freier
Trägerschaft in Thüringen im Vergleich zu anderen
Ländern bislang besonders großzügig gefördert
wurden. Die Zahlen haben wir gehört vom Herrn
Minister. Angesichts der aktuellen Haushaltssituati-
on ist es nur richtig, dass auch die Schulen in freier
Trägerschaft bei den notwendigen Einsparungen
nicht völlig außen vor bleiben. Ziel ist es, bei den
Zuwendungen für Schulen in freier Trägerschaft auf
einen Durchschnitt der Bundesländer zu kommen.
Auch damit wird den freien Trägern eine angemes-
sene Finanzausstattung zur Verfügung stehen, die
nicht zulasten der Bildungsqualität geht. Erfahrun-
gen aus anderen Bundesländern bestätigen uns
das. Aus diesem Grund soll die Berechnungsgrund-
lage von den tatsächlichen Kosten auf die notwen-
digen Kosten reduziert werden. Dies führt beispiels-
weise dazu, dass der den staatlichen Schulen auch
durch ein Gerichtsurteil aufgebürdete Lehrerüber-
hang dann bei den freien Schulen nicht mitfinan-

ziert werden muss. Auch das ist schon gesagt wor-
den.

Meine Damen und Herren, dass sich die Landesre-
gierung gegen die Einführung der umstrittenen Lan-
deskinderklausel entschieden hat, ist meines Er-
achtens völlig richtig. Ich danke Herrn Minister da-
für.

Man kann auf der einen Seite den Verwaltungskos-
tenbeitrag an den Hochschulen abschaffen, um
mehrere junge Leute für ein Studium in Thüringen
zu gewinnen, und auf der anderen Seite im Schul-
bereich höhere Hürden einziehen. Das passt eben
nicht zusammen bei dieser Klausel und das passt
auch nicht in die heutige Zeit.

Ich freue mich insbesondere auch über die Entbü-
rokratisierung an den vielen Stellen des Gesetzes.
Einige Beispiele wurden vom Minister hier schon
genannt. Denn ein Geheimnis des Erfolgs der frei-
en Schulen ist zweifelsfrei die Eigenverantwortung
und die Unabhängigkeit. Ich bin fest davon über-
zeugt, dass die freien Schulen diese Verantwortung
tragen können und auch gute Entscheidungen im
Sinne ihrer Schüler treffen. Für die Planungssicher-
heit der Schulen gibt es für mich keine Alternative
dazu, dass die Umstellung der Finanzierungsrege-
lung nicht im laufenden Schuljahr, sondern erst zu
Beginn des nächsten Schuljahres in Kraft tritt. Über
die Angemessenheit der Förderung kann jedoch
letztlich erst befunden werden, wenn auch die ent-
sprechende Rechtsverordnung, in welche die Vom-
hundertsätze für die einzelnen Schularten festge-
legt sind, vorgelegt ist - das Einvernehmen des
Ausschuss vorausgesetzt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im Rah-
men der Landtagsbefassung zur Gesetzesnovelle
werden wir nun Gelegenheit haben, Neuerungen
auch hinsichtlich der Finanzierung ausführlich zu
diskutieren und Verbände und Träger dazu anzuhö-
ren. Ich bitte darum, das Gesetz an den Ausschuss
für Bildung, Wissenschaft, und Kultur zu überwei-
sen. Ich danke Ihnen.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter Grob. Das Wort hat jetzt
Abgeordnete Hitzing von der Fraktion der FDP.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, wir haben es schon gehört, wir können
es sehen. Dank der nicht mehr vorhandenen Bann-
meile können wir es ordentlich sehen und auch mit-
lesen,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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was die Schulen in freier Trägerschaft bewegt und
was sie möchten. Wir haben in der letzten Plenar-
sitzung zu diesem Thema schon gesprochen, da
ich da schon einmal über die Einbringung eines An-
trags angeregt habe, hier eine mögliche Schieflage
auch in dem Bereich korrigieren zu müssen.

Lassen Sie mich zwei bzw. drei Passagen aus
wichtigen Dokumenten vorlesen - wenn ich mit Ihrer
Erlaubnis zitieren darf. Im Koalitionsvertrag der
Thüringer Regierungsparteien steht: „Thüringen ist
Bildungsland, die Thüringer Schulen haben sich im
Vergleich der deutschen Länder in den vergange-
nen Jahren gut entwickelt. Die Reformpädagogik
hat in Thüringen tiefgreifende Tradition. Auf der Ba-
sis des Erreichten soll das Schulwesen weiterent-
wickelt werden.“

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Gute Idee.)

Das Gesetz über die Schulen in freier Trägerschaft
sagt in § 1 - und das ändert sich auch im neuen
Gesetz nicht -: „Schulen in freier Trägerschaft be-
reichern und ergänzen das Schulwesen in Thürin-
gen. Diese Schulen sind Ausdruck eines vielfältigen
Bildungsangebotes und tragen eigenverantwortlich
neben den staatlichen Schulen zur Bildung und Er-
ziehung insbesondere der jungen Menschen in
Thüringen bei.“ Ein sehr schöner Satz, das ist der
wichtigste Paragraph, denke ich, und das sollten
wir uns auf der Zunge zergehen lassen. Im Wahl-
programm der CDU steht: „Die Schulen in freier
Trägerschaft sollen weiterhin angemessen geför-
dert werden, gute Schule gibt es nicht zum Nullta-
rif.“ Im Wahlprogramm der SPD steht: „Lehrer und
Schüler sollen an allen Schulen gleich behandelt
werden.“ Sehr geehrte Damen und Herren, ich
glaube, wenn all das zutreffen würde, was hier so
steht, bräuchten wir heute nicht zu diskutieren.

(Beifall FDP)

Das ist aber nicht so. 23.160 Schüler besuchen in
diesem Jahr die Schulen in freier Trägerschaft. Das
sind ca. 10 Prozent aller Schüler in Thüringen. Im
Jahr 2000 waren es 15.600 Schüler. Wir haben al-
so hier eine Steigerung, eine signifikante Steige-
rung der absoluten Schülerzahlen und das bei ei-
nem demographischen Wandel in Thüringen, der
sich nicht nach oben, sondern nach unten bewegt.
Eltern und Schüler entscheiden sich also demzufol-
ge sehr bewusst für Schulen in freier Trägerschaft,
weil diese Schulen sehr unterschiedliche pädagogi-
sche Konzepte anbieten, weil in diesen Schulen
sehr viel persönliches pädagogisches Engagement,
auch von Eltern, zu finden ist und sowohl private
Träger als auch kirchliche Träger sehr viel dazu
tun, das Bildungsangebot stets zu erweitern und
den Bildungsauftrag, den sie übernommen haben,
qualitativ sehr hochwertig zu erfüllen.

(Beifall FDP)

Das ist ihr grundgesetzlich verbrieftes Recht und
natürlich ist die Erfüllung des Bildungsauftrags auch
eine Pflicht gegenüber den Schülern und Eltern, die
diese Schulangebote wahrnehmen. Im Bildungsmo-
nitor des Jahres 2010 stellte sich heraus, dass Thü-
ringen an zweiter Stelle rangiert. Dazu haben auch
die Schulen in freier Trägerschaft beigetragen. Das
hat hier auch niemand, absolut niemand infrage ge-
stellt, dass Schulen in freier Trägerschaft hochqua-
litativ arbeiten. Die Kompetenztests, die in diesen
Schulen durchgeführt werden, haben es auch ge-
zeigt. In diesen Kompetenztests haben die Schulen
in freier Trägerschaft besonders gut abgeschnitten.

So, nun kommen wir zum eigentlichen Gesetz: Das
Gesetz sagt, der Herr Minister hat es sehr deutlich
ausgeführt und hat auch erklärt, warum es zu sol-
chen Eingriffen kommen soll, dass es an bestimm-
ten Stellen gravierende Veränderungen zum derzei-
tigen Status quo geben wird. Bei aller Erklärung -
wir sind ja auch alle bereit, etwas dazuzulernen -
muss ich sagen, hier erschließen sich mir einige
Dinge noch nicht und so ist das auch nicht hin-
nehmbar und ich möchte gleich am Anfang zu dem
meines Erachtens nach prekärsten Punkt kommen:
Das sind die Kürzungen der Zuweisungen vom
Land an die Schulen in freier Trägerschaft. Die Ver-
änderung der Berechnung von den schon genann-
ten Istkosten auf die Sollkosten ist erklärt worden
mit dem jetzt veränderten Beschäftigungsumfang
der verbeamteten Lehrer im staatlichen Schulsys-
tem, also mit der Aufstockung auf 100 Prozent; das
ist vor zwei Jahren passiert. Das ist ein Fakt, aber
ich muss dazu sagen, dafür können die Schulen in
freier Trägerschaft tatsächlich nichts. Das ist nicht
deren Verschulden und die Schulen in freier Trä-
gerschaft haben auch nichts mit den Istkosten der
staatlichen Schulen zu tun.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Istkosten der staatlichen Schulen sind entspre-
chend gestiegen, das haben wir gehört. Da muss
man natürlich auch evaluieren, wo liegt der Hase im
Pfeffer. Aber ich möchte mal sagen, bei der Pro-
zentzahl ist es ja nicht so, wir reden ja hier nicht da-
von, dass die Schulen in freier Trägerschaft hun-
dertprozentig gefördert werden, das ist ja nicht so,
wir reden von 85 Prozent bei den Regelschulen. In
anderen Schulformen ist es anders. Wenn wir dann
mal genauer hinsehen und sehen, dass die
Schulen in freier Trägerschaft selbstverständlich für
den technischen Bereich, also das, was bei staatli-
chen Schulen der Schulträger macht, das überneh-
men ja die Schulen in freier Trägerschaft selbst.

(Beifall FDP)

Ein ganz profanes Beispiel ist Streusalz im Winter.
Wenn ich das alles mit dazurechne, dann sind es
keine 85 Prozent, dann wird es weniger. Ich glaube,
hier müssen wir einfach noch einmal hinterfragen,
ob es nicht doch realer ist, den kompletten Satz zu
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berechnen oder zu beachten, den ein Schüler im
staatlichen Schulsystem kostet und nicht zu sagen,
mögliche Kosten oder Sollkosten und was ist not-
wendig. Das ist mir nicht schlüssig erklärt und das
werden Sie ja tun, das haben Sie ja schon ange-
kündigt, das noch einmal zu erklären. Ich kann es
so noch nicht sehen, was sind eigentlich die Soll-
kosten, wie wird es im Übrigen festgelegt, wie be-
rechnet man denn eigentlich die Sollkosten. Nach
welchem Modus soll das laufen? Darauf bin ich
schon sehr gespannt und das muss auch noch ein-
mal hinterfragt werden, denn die bereits erwähnte
Kienbaum-Studie ist nach meinem Dafürhalten bis
zum heutigen Zeitpunkt immer doch noch diejenige
Studie gewesen, die zumindest mit realen Zahlen
gearbeitet hat. Das sehe ich jetzt nicht und da wür-
de ich dann schon bitten, dass wir dann im Aus-
schuss noch einmal ganz explizit uns darüber ver-
ständigen und natürlich auch großen Wert auf das
legen, was in der öffentlichen Anhörung gesagt
wird.

Außerdem geht es um die bewährte Trägerrege-
lung. Es ist ja nun so, dass die Wartefrist für alle
auf drei Jahre gesetzt worden ist - bis auf ganz,
ganz geringe Ausnahmen, Herr Minister hat sie vor-
hin gesagt -, wenn eine Gemeinschaftsschule ent-
wickelt werden soll. Ich glaube schon, dass be-
währte Träger die Möglichkeit haben sollten, wenn
sie eine neue Schule installieren wollen, ihnen nicht
die drei Jahre Wartefrist aufzubrummen aus dem
einfachen Grund, wenn sie bewährt sind, haben sie
auch bewiesen, dass sie wirtschaftlich dazu in der
Lage sind, eine Schule zu führen. Diese drei Jahre
Wartefrist am Standort scheinen mir kontraproduk-
tiv zu sein bezogen auf das, was wir wollen - die
breite Bildungslandschaft -, und das, was auch ver-
ankert ist, nämlich die Möglichkeit, Schulen in freien
Trägerschaften zu installieren und als gleichberech-
tigte Schulen neben den staatlichen Schulen exis-
tieren zu lassen. Verschiedene Rechtsverordnun-
gen werden all das, was im Gesetz niedergeschrie-
ben ist, regeln. Das erscheint mir zu viel und was
ich überhaupt nicht gut finde, ist die Tatsache, dass
die Kostensätze nicht im Gesetz stehen, sondern in
Rechtsverordnungen, in der Rechtsverordnung
dann dargestellt werden. Das bedeutet, eine
Rechtsverordnung kann man viel schneller ändern
als ein Gesetz; es sind sieben bis acht Rechtsver-
ordnungen. Ich habe hier den Eindruck, dass wir
als Legislative ein Gesetz beschließen und in der
Rechtsverordnung werden die Knackpunkte dann
festgelegt und dazu braucht man das Parlament ja
nun nicht so sehr.

(Beifall FDP)

Sehr verehrte Damen und Herren, auch bei dem
Einwurf, dass natürlich die staatlichen Schulen und
das Land die Lehrplanentwicklung finanzieren
muss, die Ausbildung der Lehrer finanzieren muss
im Bereich der Weiterbildung, möchte ich doch ent-

gegenhalten, auch Lehrer von Schulen in freier Trä-
gerschaft bilden sich weiter. Diese bezahlen das
meistens selbst, wenn mich nicht alles täuscht so-
gar fast immer selbst. Das muss man auch mal mit
ins Rennen bringen. Ich sage es trotzdem noch ein-
mal, alle Kinder müssen in Thüringen gleich viel
wert sein, alle Kinder Thüringens müssen uns
gleich viel wert sein.

(Beifall FDP)

Das sehe ich mit einer Kürzung, die zum Teil 20
und 30 Prozent in bestimmten Schulen betreffen
könnte, nicht gegeben. Ein positives Nebeneinan-
der von Schulen in freier Trägerschaft mit Schulen
in staatlicher Trägerschaft, ein plurales Netzwerk,
das muss unser Ziel sein. Es kann nicht unser Ziel
sein, über mögliche Kürzungen in Größenordnun-
gen eine Variante von Schule in Thüringen zu be-
nachteiligen bzw. ihr das Leben schwerer zu ma-
chen,

(Beifall FDP)

auch - das sage ich ganz deutlich - wenn mir be-
wusst ist, dass Thüringen sehr wohl ordentliche
Sätze zahlt im Bundesvergleich. Aber ich sage
auch sehr bewusst, es kann nicht unser Anspruch
sein, uns an Durchschnittlichkeiten oder Unter-
durchschnittlichkeiten zu messen,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

denn wir wollen Bildungsland sein und bleiben, wir
wollen Familienland sein und bleiben und ich den-
ke, das ist es wert, zumindest bestehende Sätze
nicht anzufassen. Ich rede auf gar keinen Fall von
einer eventuellen Erhöhung. Ich rede davon, ein
ausgesprochen gutes System und ein ausgespro-
chen gutes Gesetz bestehen zu lassen und nicht
die Gefahr einzugehen, möglicherweise hier etwas
zu verschlechtern und auch die Bildungsvielfalt in
unserem Land in Gefahr zu bringen.

Das Schulwesen in Thüringen ist wettbewerbsfähig.
Es soll sich den Herausforderungen der Zukunft
stellen. Freiheitsrechte, Chancengleichheit und
Wahlfreiheit zeichnen die Bildungslandschaft in
Thüringen aus. Ich habe größte Bedenken, dass
sich das mit einer Reduzierung der staatlichen Fi-
nanzierung für Schulen in freier Trägerschaft so
fortsetzen wird und dass nicht eventuell doch die ei-
ne oder andere Schule aus tatsächlich wirtschaftli-
chen Gründen schließen müsste. Denn die Sonde-
rung ist nach wie vor verboten und das soll auch so
bleiben.

(Beifall FDP)

Wir wollen auf keinen Fall, dass es in Thüringen
Schulen in freier Trägerschaft gibt, die zum Schluss
nur noch für diejenigen da sind, die sich das leisten
können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Das kann nicht das Ziel der Übung sein. Ich freue
mich auf die Debatte im Ausschuss und hoffe, dass
wir da zu einem Konsens kommen. Danke schön.

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete Hitzing. Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Peter Metz von der SPD-
Fraktion.

Abgeordneter Metz, SPD:

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, ein kurzer Satz, der vielleicht witzig klingt,
aber sehr ernst gemeint ist: Ich möchte mich in mei-
ner Rede kurzfassen. Ich glaube schon, auch dieje-
nigen Bildungspolitikerinnen und Bildungspolitiker,
die diszipliniert bei den bildungspolitischen Debat-
ten da geblieben sind - ich sehe Frau Rothe-Bein-
lich, Herrn Emde, Herrn Matschie und mich -, soll-
ten vielleicht auch noch einmal die Möglichkeit ha-
ben, draußen mit den Kindern und Jugendlichen zu
reden, das ist ihr Recht, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall DIE LINKE)

Zum Thema Eliteschulen: Der Vorwurf an uns - an
wen auch immer gerichtet -, wir würden freie
Schulen als Eliteschulen bezeichnen, ist Quatsch.
Die Studie der GEW zu Privatschulen und Schulen
in freier Trägerschaft hat eindeutig gezeigt, die so-
ziale Struktur bei den freien Trägern in Thüringen
ist nicht groß unterschiedlich zum staatlichen Be-
reich. Es gibt allerdings einen Unterschied, den
muss man auch ernsthaft diskutieren in der derzeiti-
gen haushaltspolitischen Debatte. Die GEW-Studie
hat nämlich auch gezeigt, dass die Akademiker-
struktur und die Bildungsabschlussstruktur der El-
tern, die ihre Kinder an freie Schulen schicken,
eben doch eine andere ist. Das liegt natürlich dar-
an, dass in freien Schulen besonders viele Kinder
sind, bei denen sich die Eltern ganz besonders in-
teressieren und ihren Kindern auch einen guten
Weg liefern wollen. Ich jedenfalls unterstütze das,
sage aber auch, dass uns bei der Diskussion um ei-
ne zukünftige Bildungspolitik auch wichtig sein soll-
te nicht nur das Elterninteresse, sondern auch das
Kinderinteresse - unabhängig von den Eltern - im
Vordergrund steht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nach mei-
nem letzten Besuch in vor allem kleinen Schulen ist
mir wieder einmal klar geworden, die freien Träger
ergänzen die Bildungslandschaft und sie bereichern
sie auch. Hinter den oftmals als „bunte Vögel“
wahrgenommenen engagierten Menschen stecken
hervorragende Pädagoginnen und Pädagogen, die
an vielen Stellen auf dem gleichen Weg sind wie
viele Reformschulen im staatlichen Bereich. In
manchen Fällen sind sie auch Motor vor Ort. Des-

halb sage ich, die Reformschulen im staatlichen
Bereich, die Reformschulen im freien Trägerbereich
können gegenseitig voneinander lernen. Auch des-
halb haben wir gemeinsam besprochen, nicht nur
die staatlichen Schulen benötigen mehr Luft zum
atmen, sondern in den Gesprächen, die wir geführt
haben mit freien Trägern, ist uns auch klar, im frei-
en Bereich darf es nicht zu einem Aufwuchs an Bü-
rokratie kommen, genauso wenig aber auch zu ei-
nem Aufwuchs bzw. zu einer nicht mehr Priorisie-
rung von Qualität. Für uns ist deshalb ein Beispiel
zu nennen, die Regelung in § 5 Abs. 9, bei der klar
wird, dass die Tätigkeit der Lehrkraft im pädagogi-
schen Prozess zählt und nicht das Einstellungsver-
hältnis, genauso wichtig, wie der Wegfall der Fest-
legung für Personalkosten- und Sachkostenanteile,
eine zentrale Forderung von den freien Trägern seit
Jahren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Dis-
kussion über den bewährten Schulstandort ist für
uns auch ein wichtiger Bestandteil. Uns geht es
nicht darum, ob ein Träger sich bewährt hat, son-
dern tatsächlich die Schule. Für uns ist die Schule
der Mittelpunkt. Für uns ist die Entwicklung bei der
Schule der Mittelpunkt. Deswegen bleiben auch wir
als SPD-Fraktion bei dieser Forderung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eine mas-
sive Überteuerung des staatlichen Systems, u.a.
auch durch das Gerichtsurteil von 2008 - der Minis-
ter hat es angesprochen -, wird uns dazu zwingen,
im Bildungsbereich generell zu schauen, wie bedie-
nen wir Strukturen, wie schaffen wir Strukturen.

Frau Hitzing, wenn Sie eine Evaluation des über-
teuerten staatlichen Bildungssystems haben wollen,
dann werden Sie zu einem Ergebnis kommen,
wenn Sie da eine Forderung aufstellen wollen, das
ist die Entlassung von Lehrerinnen und Lehrern.
Meine Fraktion jedenfalls steht dafür nicht zur Ver-
fügung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen
Sie uns die Debatte sachlich führen, die moderaten
Kürzungen diskutieren. Im Übrigen hat der Bil-
dungsausschuss das Königsrecht an dieser Stelle.
Die Verordnung wird im Einvernehmen hergestellt.
Ich bitte Sie daher um eine konstruktive Debatte
und auch um die Überweisung an den Ausschuss
für Bildung, Wissenschaft und Kultur. Danke schön.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Das Wort hat jetzt Ab-
geordnete Rothe-Beinlich von der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.
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Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, liebe Gäste und liebe Träger
der freien Schulen hier in Thüringen, die Sie auch
heute wieder zur Debatte gekommen sind. Da ich
es vorgezogen habe, die Debatte hier im Haus zu
verfolgen, weil ich dies als meinen Job ansehe,

(Beifall SPD)

möchte ich nichtsdestotrotz an dieser Stelle unsere
solidarischen Grüße auch an diejenigen senden,
die jetzt dort draußen für gute Bildungschancen an
ihren Schulen demonstrieren. Ich glaube, das ist ihr
gutes Recht. Ich bin auch froh, dass so Zivilcoura-
ge, dass so bürgerliches Engagement gelebt wird
und in diesem Sinne unsere herzlichen Grüße an
diejenigen, die jetzt hier, wie gesagt, vor unserem
Haus sind und die wir, zumindest teilweise, ein we-
nig hören können, was ich ausdrücklich begrüßen
möchte.

(Beifall SPD)

(Zwischenruf Abg. Dr. Klaubert, DIE LINKE:
Anja Siegesmund war draußen.)

Frau Siegesmund war draußen, Herr Adams ist
auch noch draußen, ich werde das auch noch tun,
wenn wir mit der Debatte bis dahin fertig sind. Aber
ich glaube trotzdem, dass jetzt erst einmal der Aus-
tausch hier zentral ist, denn hier wird das Gesetz
verabschiedet und deswegen sehe ich mich auch in
der entsprechenden Verantwortung, jetzt hier zu
sprechen.

Es geht um das Gesetz über Schulen in freier Trä-
gerschaft und es ist auch schon angeführt worden,
dass es bereits mehrfach Thema in den letzten Ple-
narsitzungen hier gewesen ist.

Frau Hitzung, wir wissen alle, das ist nun einmal so,
dass es eine Geltungsdauer für Gesetze gibt und
die Geltungsdauer eben dieses Gesetzes endet
zum Ende des Jahres. Somit sind wir gezwungen,
uns damit auseinanderzusetzen wie die künftige
Gesetzgebung aussehen soll. In diesem Sinne
kann ich natürlich auch überhaupt gar keinen Vor-
wurf an das Ministerium machen, ganz im Gegen-
teil, das macht auch seinen Job und hat eine Vorla-
ge geliefert und über diese diskutieren wir jetzt hier.
Ich bin auch sehr froh - das will ich ausgesprochen
deutlich machen -, dass es noch einmal Änderun-
gen gegeben hat, nachdem der Referentenentwurf
bereits den Trägern zugegangen ist. Wir hatten hier
beispielsweise schon die Debatte um die soge-
nannte Landeskinderklausel, die aus unserer Sicht
für Thüringen als Bildungsland ein fatales Signal
gewesen wäre, wenn wir wieder Grenzschilder auf-
gestellt hätten, die bedeutet hätten, freie Schulen
gibt es nur für Kinder, die in Thüringen leben.

(Beifall CDU)

In diesem Sinne bin ich froh darüber, dass es diese
Klausel im Gesetz jetzt so nicht mehr gibt. Ich
möchte trotzdem auch noch mal ein paar grundle-
gende Ausführungen machen und dann zu unseren
Kritikpunkten kommen, die wir am Gesetz, aber
auch am Verfahren insgesamt haben, denn das ist
hier noch nicht gesagt worden, jedenfalls noch nicht
in der Deutlichkeit. Die Schwierigkeit ist ja, dass
uns die zum Gesetz gehörigen Verordnungen bis-
her nicht vorliegen. Das heißt, dass wir gar keine
Ausführungen darüber machen können, wir jeden-
falls nicht. Sie kennen sie sicherlich, was denn
dann dort genau geregelt wird, aber auch dazu
komme ich noch. In Thüringen gibt es derzeit nach
Angaben des Thüringer Landesamtes für Statistik
80 allgemeinbildende und 65 berufsbildende
Schulen in freier Trägerschaft. Und während die
Anzahl der berufsbildenden Schulen in freier Trä-
gerschaft in den letzten zehn Jahren nahezu stabil
geblieben ist, ist die Zahl der allgemeinbildenden
Schulen in freier Trägerschaft von 46 auf 80 gestie-
gen, was einen Anstieg um 73 Prozent bedeutet.
Das ist ja hier auch schon gesagt worden. Wer aber
jetzt denkt, und das hat Frau Hitzing vorhin auch
schon ausgeführt, dass wir uns vor einem Überan-
gebot an freien Schulen kaum retten können, ist al-
lerdings - gestatten Sie mir den Ausdruck - auf dem
Holzweg, da der Anteil von allgemeinbildenden
Schulen in freier Trägerschaft nach wie vor weniger
als 10 Prozent beträgt und wir durchaus der Mei-
nung sind, was ja auch immer ausgeführt wurde,
dass freie Schulen die Thüringer Schullandschaft
nicht nur bereichern, sondern gemäß Grundgesetz
freien Schulen ja auch das Recht und somit auch
die Übernahme der Schulpflicht aufgetragen wird,
wenn sie sich hier gründen. In diesem Sinne glaube
ich - das wissen wir auch alle, gab es einen gewis-
sen Nachholbedarf nach 1989 - sind wir auf einem
gesunden Weg. Die freien Schulen sind offenkun-
dig attraktiv und erleben zunehmenden Zuspruch.
Ich glaube, genau an dieser Stelle - und der demo-
graphische Wandel ist ja schon ausgeführt worden,
auch die zurückgehenden Schülerinnen- und Schü-
lerzahlen - müssen wir uns fragen, warum das so
ist. Schulen in freier Trägerschaft, das ist ausge-
führt worden, bereichern die Schullandschaft, das
sehen wir auch so. Sie machen deutlich, dass wir
eine ganz plurale Schullandschaft haben. Sie bie-
ten oftmals alternative reformpädagogische Lern-
modelle, setzen sie in die Praxis um und gewähr-
leisten ein qualitativ anspruchsvolles Bildungsange-
bot, was - wie ich meine - in Thüringen, dem Land
oder der Wiege der Reformpädagogik - wie es ja
auch schon bezeichnet wurde - auch gut und richtig
ist. Schulen in freier Trägerschaft tragen damit auch
sehr viel zur Entwicklung und zur Erprobung neuer
Antworten und Lösungen für eine innovative Bil-
dungslandschaft bei. Sie nutzen auch ihre erweiter-
ten Gestaltungsspielräume. Da nehme ich nur ein-
mal Bezug auf die Forderungen nach mehr Selbst-
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ständigkeit oder Autonomie von Schulen. Da haben
freie Schule den staatlichen Schulen etwas voraus.
An der Stelle muss ich sagen, wenn dann auch der
Minister und der Staatssekretär immer wieder da-
von sprechen, dass die freien Schulen als Wegbe-
reiter - es hieß auch schon einmal Experimentierkü-
che - für die staatlichen Schulen dienen, aus denen
sehr gute Anregungen gern aufgenommen wurden,
darauf dürfen wir sie aber nicht reduzieren. Denn
die freien Schulen sind Schulen, die „Schule ma-
chen“, im wahrsten Sinne des Wortes, die Re-
formpädagogik ernst meinen. Wenn sich auch die
staatlichen Schulen davon viele Anregungen holen,
ist das sehr schön, aber sie dienen nicht nur dafür,
den staatlichen Schulen „auf die Sprünge zu hel-
fen“. Das tun sie im Übrigen ja auch von sich aus.
Sie haben auch „an sich“ ihre Existenzberechti-
gung, das will ich ganz deutlich sagen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schulen in freier Trägerschaft setzen 100 Prozent
des Bildungsauftrags um und setzen ganz wichtige
Impulse für die Vielfalt der gesamten Schulland-
schaft.

Ich möchte jetzt konkret auf den vorliegenden Ge-
setzentwurf eingehen. Was ist aus unserer Sicht
bedenklich an diesem Gesetzentwurf? Freie
Schulen gehören neben den staatlichen Schulen
zum öffentlichen Schulwesen des Freistaats, das
will ich noch einmal ganz deutlich sagen. Und des-
wegen meinen wir, dass die öffentliche Verantwor-
tung für alle Schulen von den Grundsätzen der
Gleichbehandlung, der Transparenz und der Bere-
chenbarkeit gekennzeichnet sein muss. Die Kritik
der Betroffenen in dieser Frage ist im Übrigen ein-
deutig. Wenn wir uns den Gesetzentwurf anschau-
en, sind genau diese Kriterien leider nicht gegeben.
Ich muss auch sagen, dass ich leider eine ideologi-
sche Perspektive immer wieder erlebe mit Blick auf
die freien Schulen. Wenn suggeriert wird, „ihr be-
kommt zu viel“ - das ist ja eben auch schon deutlich
geworden, wir würden im Schnitt zu viel an die frei-
en Schulen zahlen -, dann muss ich ganz deutlich
sagen: Wir haben es ja vorhin auch gesehen, das
Transparent ist gerade nicht mehr da, 85 Prozent
waren schon zu wenig, wie ich meine, 80 Prozent
sind noch weniger. Wenn man dann immer noch
meint, „ihr bekommt zu viel“, und mit dem Durch-
schnitt argumentiert, dann sage ich: Der Durch-
schnitt darf uns tatsächlich nicht gut genug sein.
Das hat Frau Hitzing in ihrem Redebeitrag auch
schon ausgeführt.

Wir sehen im vorliegenden Gesetzentwurf noch ei-
nige wesentliche Kritikpunkte, nachdem bereits die
Landeskinderklausel und auch die Regelung zu den
Schulleiterinnen und Schulleitern glücklicherweise
gestrichen worden sind. Das sind vier Punkte, auf
die ich jetzt im Einzelnen noch einmal eingehen
werde: Das ist zum Ersten die staatliche Finanzhilfe

für die freien Schulen. Das sind zum Zweiten die
Regelungen, die Rechtsverordnungen, ein bekann-
ter Begriff, nicht nur aus der gestrigen Debatte, die
am Parlament vorbei verordnet werden sollen und
auch entsprechend schnell geändert werden kön-
nen, auch wenn man hier von Einvernehmen
spricht. Das ist zum Dritten die verstärkte Bürokrati-
sierung der Arbeit der freien Schulen. Da finde ich
im Übrigen interessant, dass davon gesprochen
wird, dass jetzt entbürokratisiert werden würde.
Und es ist zum Vierten die Frage der bewährten
Trägerregelung mit den Anerkennungszeiten.

Zu meinem ersten Kritikpunkt: Das Land will ab
dem kommenden Schuljahr seine Zuschüsse für
die freien Schulen um 2 Mio. € kürzen. Die Berech-
nung der Förderung soll sich zukünftig nicht mehr
an den tatsächlichen Ausgaben der staatlichen
Schulen orientieren, sondern an dem, was sie hät-
ten ausgeben dürfen. Dazu wird der Anteil gesenkt,
den die freien Schulen von diesem Anteil bekom-
men. Bei allgemeinbildenden Schulen, das ist auch
schon Thema gewesen, soll der Anteil von 85 auf
80 Prozent gesenkt werden. Lieber Herr Matschie,
wenn Sie dann sagen, wir räumen ja mehr Freiheit
ein, weil wir jetzt nicht mehr vorgeben, welcher An-
teil von dieser Gesamtsumme für Personal und wel-
cher Anteil für die Sachkosten verwandt werden
darf, dann ist das schon - verzeihen Sie mir den
Ausdruck - ein wenig zynisch. Denn wo weniger
Geld ist, was dann frei verteilt werden darf, ist keine
Luft nach oben und ist schon gar nicht die Möglich-
keit gegeben, dem gerecht zu werden, was wir ei-
gentlich wollen, dass nämlich auch die Lehrerinnen
und Lehrer an den Schulen beispielsweise selbst-
verständlich gut bezahlt werden, analog zu den
staatlichen Schulen. Die freien Schulträger erwar-
ten zu Recht eine Fortschreibung des Kienbaum-
Gutachtens aus dem Jahr 2006. Das war auch lan-
ge Ihre Politik, zumindest haben Sie das lange so
verlautbart, dass das so erfolgen soll. Das Kien-
baum-Gutachten gewährleistet eine transparente
und fortschreibbare Berechnung der Kosten der
Schülerinnen und Schüler an einer staatlichen
Schule der jeweiligen Schulart bzw. des jeweiligen
Bildungsgangs. Den Plänen der Landesregierung
steht die Förderung der freien Träger gegenüber,
dass die nach dem Kienbaum-Gutachten-Modell,
also die tatsächlichen Schülerkosten, die Grundla-
ge für die Schülerkostensätze sein sollen.

Was sehr interessant ist, ist, dass auch die GEW -
die ja nun nicht dafür bekannt ist, die freien Schulen
bevorzugen zu wollen - angesichts dieser Kürzun-
gen vor der Veränderung des Berechnungsmodells
der Schülerkostensätze ausdrücklich warnt. Denn
die Sorge ist, und die sehe ich durchaus auch be-
gründet, dass sich die Arbeits- und Lernbedingun-
gen dadurch verschlechtern. Die GEW gibt klar zu
verstehen, dass es nicht darauf ankommt, ob die
Schulen in freier oder öffentlicher Trägerschaft sind.
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An der Bildung generell und an unseren Schulen
darf nicht gespart werden, das teile ich ausdrück-
lich.

Wir jedenfalls werden alles dafür tun, dass die frei-
en Schulen nicht - wie geplant - beschnitten wer-
den. Der Gesetzentwurf benachteiligt eindeutig
freie Schulen gegenüber den staatlichen Schulen,
denn es werden auch nicht die tatsächlichen Schü-
lerkosten angenommen - ich sagte es schon -, son-
dern nur die Sollkosten. Zum anderen ist die Be-
rechnung der Schülerkostenbeiträge anhand des
Personal- und Sachaufwands von staatlichen
Schulen nicht vollständig. Es fehlen in der Berech-
nung der Finanzmittel für freie Träger die Kosten,
die dem Schulträger für die Bewirtschaftung und Er-
haltung der Schulgebäude entstehen, wohingegen
die staatlichen Schulträger diese aus öffentlicher
Hand finanziert bekommen. Es kommen noch dazu:
Hausmeisterkosten, Miete für Turnhallen etc., die
freie Schulen ja oftmals noch dazumieten müssen.

Wir haben also heute bereits die Situation, dass die
Schulen in freier Trägerschaft in mehrfacher Hin-
sicht finanziell benachteiligt werden. Zusammenfas-
send werden schon heute nur maximal 80 Prozent
der Mittel, die staatliche Schulen erhalten, durch
das Land erstattet. Wir meinen aber, dass jemand,
der den öffentlichen Bildungsauftrag zu 100 Pro-
zent vollständig erfüllt, auch entsprechend finan-
ziert werden muss. Von etlichen Trägern gibt es
nun bereits Signale, dass aufgrund der fehlenden
Ausfinanzierung die Eltergeldbeiträge steigen wer-
den. Die Waldorfschulen haben sogar eine Klage
angekündigt, wenn ich das richtig wahrgenommen
habe. Aus Artikel 7 Abs. 4 ist das Sonderverbot ab-
geleitet, das eine soziale Selektion ausschließen
soll, aber dazu braucht es auch eine entsprechende
Mittelausstattung. Ich sage hier ganz deutlich: Das
Land muss die Träger erst einmal in die Lage ver-
setzen, das Sonderungsverbot auch durchzuhalten.
Da sehe ich uns jedenfalls in der Pflicht. Wir wollen
- und das ist für uns Wahlfreiheit, liebe CDU -, dass
alle Kinder, deren Eltern sich für eine freie Schule
entscheiden, diese auch besuchen können. Deswe-
gen dürfen nicht die Sollkosten zur Anwendung
kommen, sondern es müssen die tatsächlichen
Kosten in den Blick genommen werden.

Lassen Sie mich noch den zweiten Punkt anspre-
chen, nämlich die Rechtsverordnungen, die am
Parlament vorbei verordnet werden sollen, im Ein-
vernehmen, wie es so schön heißt. Wie da die Mit-
sprache gewährleistet wird, das werden wir ja hof-
fentlich erleben. Im vorliegenden Gesetzentwurf ist
vorgesehen, dass das federführende Ministerium
dazu ermächtigt ist, Rechtsverordnungen zur Aus-
führung des Thüringer Gesetzes über Schulen in
freier Trägerschaft zu erlassen. Das ist eine ganz
klare Entmachtung des Parlaments, Frau Hitzing
hat es ausgeführt, da kann ich sie nur unterstützen.

In den Rechtsverordnungen soll geregelt werden
das Verfahren zur Ermittlung der Schülerzahlen, die
Berechnung des Personalkostenanteils, die Ermitt-
lung des Sachkostenanteils, die Festlegung des
Vomhundertanteils, die Anrechnungseinzelheiten
bei zugewiesenen Lehrkräften, die Einzelheiten zur
Auszahlung und Verwendungsnachweisführung.
Wir meinen, dass die wesentlichen Festlegungen
für freie Schulträger im Gesetz selbst verankert
werden sollten. Dazu gehört in besonderer Weise
die Höhe der staatlichen Finanzhilfe und wir mei-
nen, dass der Gesetzgeber sich diese Entschei-
dung, lieber Herr Matschie, über den Weg der
Rechtsverordnung nicht aus der Hand nehmen las-
sen darf. Aus diesem Grund gehört die Höhe der
Finanzhilfe Vomhundertanteil in das Gesetz und
nicht in eine Rechtsverordnung. Dies werden wir
auch beantragen.

Zur Bürokratisierung: Im Fall der Lehrerinnen- und
Lehrergenehmigungen sieht der Gesetzentwurf aus
unserer Sicht und auch aus der Sicht der freien
Träger ganz klar eine zunehmende Bürokratisie-
rung vor. Wir sind der Meinung, dass die Selbst-
ständigkeit von freien Schulen ein hohes schüt-
zenswertes Gut ist, das auch in Zukunft erhalten
bleiben sollte. Hinzu kommt - und dieser Eindruck
verstärkt sich bei uns immer mehr -, dass es
„schärfere Anforderungen“ an freie Schulen gibt als
Anforderungen an die staatlichen Schulen, die dem
Ministerium direkt unterstellt sind. Diese Ungleich-
behandlung wiederum bedeutet eine unnötige Er-
schwerung für den laufenden Schulbetrieb. Hier for-
dern wir eine Gleichbehandlung und keine Gänge-
lung durch das Ministerium.

Nun zur bewährten Trägerregelung: Bereits seit vie-
len Jahren ist eine dreijährige Wartefrist im Gesetz
verankert, die festlegt, dass eine staatlich aner-
kannte Ersatzschule nur werden kann, wenn der
Schulträger bewiesen hat, diese Ersatzschule in
verantwortlicher geeigneter Weise führen zu kön-
nen und wir haben gute und bewährte Schulträger
auch hier in Thüringen. Mit dem jetzigen Gesetzent-
wurf soll dies nun geändert werden. Jede neu ge-
gründete freie Schule muss die dreijährige Warte-
frist durchlaufen. Ausnahmeregelungen gelten,
wenn die freien Schulen dann Gemeinschafts-
schule werden wollen, was sie übrigens ja bisher
nicht durften bei dem Modellprojekt, obgleich es
sehr, sehr viele Interessensbekundungen gerade
von freien Schulen auch schon für die Modellphase
gegeben hat. Das war ja aber leider nicht möglich,
dass sie sich da beteiligen. Die Streichung der be-
währten Trägerregelung ist für uns nicht akzepta-
bel, denn hier - das ist jedenfalls unsere Einschät-
zung - sollen explizit Neugründungen verhindert
werden. Kein bewährter Schulträger kann es sich
leisten, neue Schulen zu gründen, denn die Kosten
von etwa 1 Mio. € kann sich keiner leisten, die es
für diese Zeit braucht. Zudem werden sie im Nach-
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gang dann auf die Eltern umgelegt, was wiederum
dem entgegensteht, dass alle Kinder gleicherma-
ßen den Zugang selbstverständlich zu freien
Schulen haben sollen.

Die Erfahrungen eines bewährten Schulträgers ei-
ner bereits genehmigten oder anerkannten Ersatz-
schule prägen wesentlich eine weitere von ihm er-
richtete Schulart oder einen Bildungsgang. Wir mei-
nen, dass diese Erfahrungen auch Wertschätzung
erfahren müssen. Wenn für die Errichtung von Ge-
meinschaftsschulen diese Wartefrist nicht gelten
soll, meinen wir, dass dies, wenn dann tatsächlich
für die Neugründung von allen freien Schulen so
angewandt werden müsste, weil wir ansonsten die
Ungleichbehandlung jedenfalls nicht verstehen
könnten.

Ich habe noch ein paar weitere Kritikpunkte. Es
sind vielleicht scheinbare Kleinigkeiten, aber sie
machen deutlich, dass freie Schulen nicht die Aner-
kennung bekommen wie andere Schulen. Wenn
freie Schulen beispielsweise davon ausgeschlos-
sen werden, das Landeswappen zu verwenden auf
den Zeugnissen ect., ist es für uns sehr fragwürdig.
Wenn wir wissen, dass es eine Externenprüfung mit
der Erhebung von Prüfungsgebühren geben kann,
halten wir auch das für hochgradig problematisch.

Und ein letzter Punkt: Freie Schulen bekommen
den Ausbildungsaufwand für Lehramtsanwärter
nicht erstattet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin
sehr, sehr gespannt auf unsere Debatte im Aus-
schuss dazu und ich möchte noch einmal darum
bitten, ob Sie nicht doch darüber nachdenken, dass
Sie gerade die von mir angesprochene Finanzie-
rungsproblematik mit im Gesetz aufnehmen und
nicht über eine Rechtsverordnung regeln. Im Übri-
gen würde ich mich auch freuen, wenn nicht nur ein
stillschweigendes Einvernehmen über die Rechts-
verordnung im Ausschuss erzielt wird, sondern
auch eine tatsächliche Debatte dazu stattfindet und
somit gegebenenfalls auch möglicherweise Ände-
rungen noch mit berücksichtigt werden können.
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete. Die Rednerliste der
Redner aus der Mitte des Hauses hat sich er-
schöpft. Der Kultusminister hat noch einmal um das
Wort gebeten.

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen, ich
will einige Punkte aus der Debatte noch mal auf-
nehmen und beginnen mit dem, was Frau Klaubert

zu Beginn gesagt hat, die SPD hat 2007 mal eine
andere Forderung erhoben. Ich möchte in dem Zu-
sammenhang zwei Punkte deutlich machen: Wenn
man so diskutiert, dann muss man auch ehrlich die
Situation beschreiben. Die Forderung 2007 bezog
sich auf die Debatte, die damals geführt wurde und
die 2008 zu einer Neuregelung der Finanzierung
führte mit besseren Finanzierungssätzen für die
Schulen in freier Trägerschaft.

Zum Zweiten, glaube ich, muss es auch immer
möglich sein, sich aufgrund der aktuellen Situation
weiterzuentwickeln, eine Debatte zu führen, zu neu-
en Entscheidungen zu kommen. Auch das gehört
zum Wesen von Politik. Es ist nicht das Wesen von
Politik, dass das, was vor einigen Jahren einmal
festgestellt wurde, auf alle Zukunft gilt, sondern das
Wesen von Politik ist, sich der jeweiligen Herausfor-
derung zu stellen und in der jeweiligen Situation
tragfähige Antworten zu finden. Das vorweg.

Ich will noch einmal bei dem ja so beliebten Satz
ansetzen, alle Schüler oder alle Kinder müssen uns
gleich viel wert sein. Natürlich sind uns alle Kinder
hier in Thüringen gleich viel wert, daran gibt es
überhaupt keine Frage und daran kann man auch
gar nicht zweifeln. Daraus aber zu schlussfolgern,
für jedes Kind muss der gleiche Betrag zur Schulfi-
nanzierung zur Verfügung stehen, ist absurd.

(Beifall SPD)

Auch im staatlichen Schulsystem kosten uns die
Kinder unterschiedlich viel Geld, ob sie in der
Grundschule sind, in der Regelschule, am Gymna-
sium, ob sie in einer Berufsschule sind, ob sie in ei-
ner Förderschule sind. Und ich sage es Ihnen noch
einmal, Frau Hitzing, weil Sie das ja angeführt ha-
ben, ich weiß nicht, wie Sie mit Rechtsprechung
umgehen. Eigentlich ist die FDP auch eine Partei,
die hier eine Tradition hat, was die Unabhängigkeit
der Justiz und der Rechtsprechung angeht. Wenn
ich Sie bei dieser Tradition ernst nehmen soll, dann
verstehe ich nicht, weshalb Sie an dem höchstrich-
terlichen Urteil vorbeiargumentieren.

(Beifall SPD)

Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung müssen
die Schulen in freier Trägerschaft einen Eigenanteil
bringen. Das heißt, wir können gar nicht 100 Pro-
zent finanzieren, vielleicht nehmen Sie es einfach
einmal zur Kenntnis. Dazu kommt, dass fachlich
gesehen bestimmte Aufgaben im staatlichen Schul-
system finanziert werden müssen, die nicht im Sys-
tem der freien Träger anfallen und deshalb auch
aus diesen Gründen kann doch die Forderung einer
100-Prozent-Finanzierung überhaupt keinen Sinn
machen.

Und eines kann ich Ihnen auch nicht ersparen: Ich
habe ja gestern Herrn Barth gehört. Er ist ja mehr-
fach hier vorn an das Pult gegangen in der Haus-
haltsdebatte. Und der Kollege Barth von der FDP
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hat uns den Sparkommissar gegeben und hier dar-
über geredet, wie schlimm das alles ist mit der Ver-
schuldung. Das war am Donnerstag. Am Freitag
treten Sie an das Pult und sagen, nein, aber ge-
spart werden darf hier auf gar keinen Fall, sondern
wir müssen im Gegenteil mehr Geld ausgeben in
den nächsten Jahren,

(Beifall SPD)

denn darauf läuft Ihre Forderung hinaus, dass wir
mehr Geld ausgeben in den nächsten Jahren.

Frau Klaubert, Sie haben auf die ThIS hingewiesen,
haben gesagt, die wird ja doppelt finanziert. Ich
würde Sie bitten, einfach einmal in das Gesetz zu
schauen. Dort steht nämlich in § 17 Abs. 5:
„Schulen, die zu einem international anerkannten
allgemeinbildenden Schulabschluss führen, der
auch in Deutschland anerkannt ist, können durch
Beschluss der Landesregierung in der Förderung
einer Ersatzschule gleichgestellt werden, wenn ein
besonders wichtiges, insbesondere wirtschaftliches
öffentliches Interesse besteht.“ Dann kommt der
Satz: „Die Förderung darf 80 vom Hundert der För-
derung für eine vergleichbare Ersatzschule nicht
überschreiten.“ Das heißt, die ThIS bekommt nicht
mehr Geld an laufenden Zuschüssen für den Schul-
betrieb, sondern weniger als die anderen Schulen
in freier Trägerschaft, weil sie keine Ersatzschule
ist, sondern ein darüber hinausgehendes Schulan-
gebot macht.

Jetzt komme ich zu dem, was Sie unter Doppelför-
derung vielleicht gemeint haben könnten. Die ThIS
hat in der Tat Investitionszuschüsse bekommen,
und zwar sowohl aus unserem Haus als auch aus
dem Wirtschaftsministerium. Das hat aber nichts
mit der laufenden Finanzierung dieser Schule zu
tun. In der laufenden Finanzierung dieser Schule
bekommt sie weniger Geld als die anderen Schulen
in freier Trägerschaft, die Ersatzschulen betreiben.
Das zur sachlichen Seite.

Wenn Sie dann aber den Vorschlag machen, wir
könnten Geld - weil dort möglicherweise mehr ist -
nehmen und für 2011 erst mal umschichten, den
anderen Schulen in freier Trägerschaft zur Verfü-
gung stellen, dann sage ich Ihnen auch deutlich,
Frau Klaubert, verlässliche Finanzierung für
Schulen sieht anders aus. Das ist wieder ein Vor-
schlag, um sich an den Haushaltsrealitäten der
nächsten Jahre vorbeizuschummeln. Es hilft doch
nichts,

(Beifall SPD)

(Zwischenruf Abg. Dr. Klaubert, DIE LINKE:
Ich habe das aber eingeräumt, dass man
dann weiterdenken muss!)

heute den Schulen in freier Trägerschaft vorzugau-
keln, wir könnten auch über die nächsten Jahre hin-
weg die sehr gut ausgestattete Förderung hier in

Thüringen aufrechterhalten. Sie kennen doch die
Haushaltsentwicklung, Sie kennen doch die Situati-
on, deshalb muss man auch den Mut haben, dann
ehrlich vor die Leute hinzutreten und zu sagen, so
ist die Situation und das sind die notwendigen Kon-
sequenzen daraus.

(Beifall SPD)

Ich bin genauso zu den Hochschulen gegangen
und habe ihnen gesagt, angesichts der Haushalts-
situation brauche ich von euch einen Beitrag.
Gestern Abend haben wir mit den Volkshoch-
schulen zusammengesessen. Auch die Volkshoch-
schulen haben einen Beitrag geleistet in dieser
Haushaltssituation. Auch im staatlichen Schulsys-
tem nutzen wir die Einsparmöglichkeiten, die da
sind in dieser Situation. Anders kann das doch
auch überhaupt nicht gehen. Wir können uns doch
nicht selber in die Tasche lügen und uns vorma-
chen, es geht in dieser Finanzsituation alles weiter
so wie bisher.

(Beifall SPD)

Deshalb sage ich, keine Ausweichmanöver, son-
dern heute ehrlich sagen, was in den nächsten Jah-
ren geht und dann können sich die Schulen auch
darauf verlassen.

Jetzt zu dem Kriterium, wie ist das mit den Sollkos-
ten? Was sind notwendige Kosten, wonach richtet
sich das? Es richtet sich ganz selbstverständlich
wie im staatlichen Schulsystem auch nach der
Stundentafel. Die Stundentafel zeigt uns, wie viele
Lehrer eingesetzt werden müssen, um diese Stun-
dentafel umzusetzen und darauf aufbauend gibt es
ein sogenanntes Sockelfaktorenmodell. Es gibt eine
Sockelfinanzierung für die Schulen, die einen ge-
wissen Ausgleich schafft für die kleineren Schul-
standorte, damit auch die überlebensfähig sind und
ansonsten die Lehrer nach der Stundentafel be-
rechnet. Dieses Modell, was für die staatlichen
Schulen gilt, wird auch zugrunde gelegt bei der Be-
rechnung der Kosten für die Schulen in freier Trä-
gerschaft. Das Einzige, was herausfällt, ist, dass
das, was wir jetzt an Überhängen zusätzlich finan-
zieren im staatlichen Schulsystem, gleichzeitig
auch noch als zusätzliche Finanzierung an die
Schulen in freier Trägerschaft weitergegeben wird.
Deshalb ist das ein durchaus verlässliches, ein
transparentes Modell, auf das sich die Schulen in
freier Trägerschaft verlassen können. Sie haben
provokant die Frage gestellt: Schwimmen die denn
heute im Geld, so dass wir ihnen das wegnehmen
müssen? Natürlich schwimmen die nicht im Geld,
aber sie bekommen eine im Bundesvergleich sehr
gute Förderung. Ich will die Zahlen nicht noch mal
vortragen, aber es ist so und auch das müssen wir
zur Kenntnis nehmen und wir müssen die Frage
stellen: Können wir aufgrund der Haushaltsentwick-
lung der nächsten Jahre in Thüringen eine weit
überdurchschnittliche Förderung auch in Zukunft
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garantieren? Da sage ich Ihnen, das wird nicht
möglich sein. Wenn wir das den Leuten vormachen,
dann lügen wir ihnen etwas in die Tasche und das
will ich nicht.

(Beifall SPD)

Jetzt kommt ja immer die Frage ins Spiel, führt
denn das, wenn die Förderung gekürzt wird, zur so-
zialen Selektion? Nein, es darf auch nicht dazu füh-
ren. Denn wenn die Schulträger Elternbeiträge er-
heben - und das tun sie ja -, dann müssen sie die
Elternbeiträge so gestalten und dann auch nach so-
zialen Kriterien staffeln, dass es keine soziale Se-
lektion gibt und dass auch Eltern mit geringem Ein-
kommen ihre Kinder in diese Schulen schicken kön-
nen. Dazu sind die Schulen in freier Trägerschaft,
wenn sie von uns Förderung bekommen, verpflich-
tet.

Frau Rothe-Beinlich, zu der Ausführungsverord-
nung, in der ja die Prozentsätze der Förderung ge-
regelt werden: Sie haben hier gesagt, da wird das
Parlament entmachtet. Im Gegenteil, bisher ist es
so, dass die Finanzierungsverordnung nicht einmal
das Einvernehmen des Ausschusses braucht, son-
dern nur das Benehmen hergestellt werden muss.
Wir entmachten nicht das Parlament mit dem neu-
en Vorschlag, sondern wir geben dem Parlament
mehr Entscheidungskompetenz, denn bei der neu-
en Ausführungsverordnung muss der Ausschuss
ausdrücklich zustimmen, sonst kann die Verord-
nung nicht in Kraft treten

(Beifall SPD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Warum kommt es dann
nicht ins Gesetz?)

und damit ist eine deutlich bessere Einflussmöglich-
keit des Parlaments gesichert. Sie haben eben
noch einmal dazwischen gefragt, warum dann nicht
ins Gesetz. Auch das will ich Ihnen sagen, wir ha-
ben das auch diskutiert, ob man das ins Gesetz
nehmen sollte. Wir haben aber gerade im Bereich
zum Beispiel der Berufsschulen die Notwendigkeit,
mit Fördersätzen auch auf die aktuelle Entwicklung
am Arbeitsmarkt zu reagieren, z.B. zu reagieren auf
den Bedarf Altenpflege oder Erzieherinnenausbil-
dung und wir müssen dann in der Lage sein, auch
kurzfristig, ohne dass wir ein ganzes Gesetzge-
bungsverfahren in Gang setzen müssen, zu reagie-
ren. Deshalb haben wir gesagt, dann lasst es uns in
der Verordnung behalten so wie bisher, aber die
Verordnung zustimmungspflichtig machen im Aus-
schuss. Damit hat das Parlament alle Möglichkei-
ten, die Debatte darüber zu führen und auch Ein-
fluss zu nehmen auf die endgültige Entscheidung.
Ich glaube, das ist eine richtige Lösung für dieses
Problem.

Sind die Schulen in freier Trägerschaft nur die Re-
formküchen fürs staatliche Schulsystem? Nein,
ganz ausdrücklich nicht.

(Beifall SPD)

Ganz ausdrücklich ist es auch so, dass auch im
staatlichen Schulsystem Schulversuche laufen,
dass auch dort Weiterentwicklung des Schulsys-
tems betrieben wird,

(Beifall SPD)

und zwar mit aller Konsequenz. Natürlich haben die
freien Schulen auch manche Möglichkeiten, auf die
das staatliche Schulsystem nicht so schnell reagie-
ren kann. Deshalb habe ich gesagt, sie sind an be-
stimmten Stellen auch Pfadfinder und können Lö-
sungen entwickeln, die man an anderer Stelle auf-
greifen kann. Diese Funktion haben sie. Aber sie
sind beileibe nicht darauf reduziert. Sie sind ein
wichtiges und gleichberechtigtes Angebot im Schul-
system insgesamt. Das sollen sie auch in Zukunft
sein und das können sie auch mit der neuen Ge-
setzesregelung sein.

Deshalb zum Schluss noch einmal: Versuchen Sie
nicht, die Pferde scheu zu machen in der Debatte
und den Eltern zu suggerieren, wenn das neue Ge-
setz und die neue Ausführungsverordnung be-
schlossen werden, dann drehen wir den Schulen
die Luft ab. Nein, wir stellen mit der neuen gesetzli-
chen Regelung die Schulen in freier Trägerschaft
für die nächsten Jahre auf eine verlässliche Basis.
Dann können sie sicher sein, dass sie Planungssi-
cherheit für eine ausreichende Zeit haben. Herzli-
chen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt den Wunsch auf eine Zwischenfrage, Herr
Minister.

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Aber selbstverständlich.

Abgeordnete Dr. Klaubert, DIE LINKE:

Herr Minister, wir sind ja noch in der ersten Lesung.
Ich denke, dass immer zwischen erster und zweiter
Lesung noch verschiedene Veränderungen vorge-
nommen werden können. Eine Frage nur: Das
Kienbaum-Gutachten, welches zur Finanzierung
der freien Schulen damals erstellt worden ist, hat
das heute überhaupt noch eine Bedeutung oder
wird über das Kienbaum-Gutachten künftig gar
nicht mehr gesprochen bei der Berechnung des Fi-
nanzierungsanteils?
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Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Sie wissen ja, es gibt unterschiedliche Möglichkei-
ten, solche Finanzierungsmodelle zu betrachten
und zu berechnen. Es ist aufgrund der Debatte in
den letzten Jahren ein Berechnungsmodell gefun-
den worden, was sagt, die Schulen in freier Träger-
schaft bekommen Prozentanteile von den Istkosten
im staatlichen Schulsystem. Ich erinnere noch ein-
mal daran, das Kienbaum-Gutachten war 2006. Da-
nach hat es beispielsweise das Urteil gegeben, was
zu den Lehrerüberhängen geführt hat. Deshalb
können wir uns jetzt nicht nur auf das Kienbaum-
Gutachten zurückziehen, sondern wir müssen mit
dem neuen Gesetz auf die neue Situation reagie-
ren.

Vizepräsident Gentzel:

Die Rednerliste ist abgearbeitet.

(Zwischenruf Abg. Hitzing, FDP: Nein.)

Nein. Auch eine Anfrage? Herr Minister, es gibt ei-
ne weitere Anfrage durch die Abgeordnete Hitzing.

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Was der einen recht ist, soll der anderen Kollegin
billig sein.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Vielen Dank, Herr Minister. Frage 1: Ich möchte nur
noch mal sicherstellen, dass Sie hoffentlich mit mir
übereinstimmen, dass ich nicht für eine hundertpro-
zentige Förderung plädiert habe, sondern für eine
gleichbleibende Förderung.

Frage 2: Sie sprachen vorhin davon, dass auch in
den gegebenen Möglichkeiten in staatlichen Schul-
systemen entsprechend der Notwendigkeiten ge-
spart werden muss. Ich möchte gern von Ihnen wis-
sen, an welcher Stelle wird das bezogen auf die
Schülerkosten und der gleichen Notwendigkeit, effi-
zient im Schulbereich zu arbeiten, wie das für
Schulen in freier Trägerschaft ja auch zutrifft, pas-
sieren? Vielen Dank.

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Also das Erste nehme ich zur Kenntnis, aber ich er-
innere auch an den Satz, den Sie gesagt haben:
„Alle Schüler müssen uns gleich viel wert sein.“ Ich
habe den so interpretiert, wenn er nicht so zu inter-
pretieren war, dann entschuldigen Sie bitte. Wenn
Sie damit gemeint haben, nur die jetzige Förderung
aufrechtzuerhalten. Ich glaube, dass angesichts der
Haushaltsrealitäten der nächsten Jahre genau dies
nicht möglich ist. Vielleicht reden Sie auch noch

einmal mit Ihrem Fraktionsvorsitzenden, der hier
gestern eine flammende Rede zum Haushalt gehal-
ten hat. Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Ich habe
heute früh, als wir über das Schulgesetz diskutiert
haben, deutlich gemacht, dass wir dort z.B. im Be-
reich beruflicher Schulen eine neue Eingriffsrege-
lung schaffen, so dass wir sicherstellen können,
dort, wo die Schulträger über die Einzugsbereiche
nicht zu einer Einigung kommen und damit sehr
kleine Klassen entstehen, dass wir dort eingreifen
werden, damit wir zu größeren Klassenstrukturen
kommen und damit auch zu kostengünstigeren Re-
lationen. Das ist ein Beispiel, wo wir auch Einspa-
rungen im staatlichen System durchsetzen. Ein wei-
terer Punkt, den ich ansprechen möchte, ist der Ab-
bau der Personalüberhänge, die wir haben. Wir
können die Lehrer nicht einfach entlassen, aber wir
können in den nächsten Jahren diese Überhänge
abbauen und das tun wir auch.

Vizepräsident Gentzel:

So, schauen wir mal in die Runde. Ich stelle fest,
dass jetzt die Rednerliste abgearbeitet ist und
schließe die Debatte.

Es ist vorgeschlagen, den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung in der Drucksache 5/1566 an den
Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Kultur zu
überweisen. Deshalb stelle ich jetzt die Frage: Wer
dafür ist, die Drucksache 5/1566 an den Ausschuss
für Bildung, Wissenschaft und Kultur zu überwei-
sen, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Dan-
ke. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Sehen
Sie und wenn wir alle auf den Vizepräsidenten hö-
ren, da bekommen wir sogar eine Einstimmigkeit
bei solchen wichtigen Dingen hin.

Damit schließe ich den Tagesordnungspunkt und
rufe auf den Tagesordnungspunkt 38

20 Jahre Neubildung des Frei-
staats Thüringen - Bilanz, Pro-
bleme und Perspektiven
Antrag der Fraktion DIE LINKE
- Drucksache 5/1564 -

Mir wird signalisiert, dass die Abgeordnete Renner
die Begründung der Fraktion gibt. Sie haben das
Wort.

Abgeordnete Renner, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident. Meine Damen und Herren,
20 Jahre Deutsche Einheit, 20 Jahre Land Thürin-
gen, Bilanz, Probleme und Perspektiven; 20 Jahre
Deutsche Einheit, 20 Jahre Land Thüringen - die-
ses Jubiläum ist mehr wert als ein Anlass für oft-
mals entleerte Beschwörungen und nur teure Fei-
ern. Denn die, die dort oftmals sich selbst feiern
und eben nicht das historische Ereignis, verkennen
häufig den Charakter der Umbrüche im Jahr 1989
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und die gesellschaftlichen und ökonomischen
Transformationen in den Jahren danach. Und sie
verlieren die Menschen und deren damalige Träu-
me aus dem Blick. Die Frage muss erlaubt sein:
Wofür sind die Menschen 1989 auf die Straße ge-
gangen, sind diese Vorstellungen und Wünsche
heute verwirklicht? Sind die Wünsche nach sozia-
ler, ökonomischer und nach umfassender demokra-
tischer Teilhabe in allen Bereichen dieser Gesell-
schaft wirklich verwirklicht? Die Mauer aus Stein,
Beton und Stacheldraht wurde eingerissen. Wir
achten diesen wahrhaft historischen Moment. Aber
diejenigen, die die Steine aus der Mauer brachen,
sehen sich heute mit neuen, mit anderen unsichtba-
ren Mauern in unserer Gesellschaft konfrontiert.
Hartz-IV-Empfängerinnen und -Empfänger, Er-
werbslose und Minijobberinnen und Minijobber blei-
ben auch Fernreisen, der eigene Pkw oder besse-
re, weil teurere Lebensmittel verwehrt. Sie können
es sich schlichtweg einfach nicht leisten. Neue
Spaltungen, soziale Spaltungen ziehen sich durch
Deutschland, zwischen Ost und West aber genauso
quer durch die Gesellschaft in Ost und in West.
Heute, 20 Jahre später, ist die Verwirklichung der
wirklichen Einheit der Menschen in der Bundesre-
publik die Aufgabe, die auf der politischen Tages-
ordnung steht. Unterschiede zwischen Ost und
West bei Löhnen oder Renten müssen ein Ende
haben.

(Beifall DIE LINKE)

Die Menschen hier im Osten sind keine Bürgerin-
nen und Bürger zweiter Klasse. Es geht auch um
die Einheit der Menschen mit und ohne deutschen
Pass in diesem Land, um Menschenrechte. Es geht
u.a. um die Gleichbehandlung vor dem Gesetz. Ich
erinnere an die rassistische Diskriminierung von
Asylbewerberinnen und Asylbewerbern qua Ge-
setz.

(Beifall DIE LINKE)

Das bleibt Aufgabe eines Landes, dessen ökonomi-
scher Reichtum auch auf den Schultern der Men-
schen in der sogenannten Dritten Welt beruht. Auf
der Tagesordnung steht heute auch die Einheit der
Schüler und Schülerinnen in unseren Schulen.
Denn nicht die Separation der Kinder ist Wunsch
von Eltern und Kindern, sondern gemeinsames Ler-
nen. Einheit zwischen Ost und West wird auch da-
durch behindert, dass unser Bildungssystem so un-
terschiedlich ist, dass ein Schulwechsel zwischen
Ländern unnötig erschwert wird. Auch die Einheit
von Menschen aus Ost und West ohne Vorurteil
und ohne Klischees ist Aufgabe der politischen Kul-
tur und der politischen Bildung. Einheitliche Le-
bens- und Entwicklungsbedingungen auf dem Land
und in den Städten sind auch heute Zukunftsmusik.
Und so ist der demographische Faktor auch ein de-
mokratischer Faktor. Denn Vielfalt in unsere Gesell-
schaft hat auch etwas mit Zu- und Abwanderung zu

tun. Sanierte Innenstädte und eine ausgebaute In-
frastruktur von Straßen und Kommunikationsnetzen
sind zweifellos ein Fortschritt. Aber steht diese In-
frastruktur auch wirklich allen zur Verfügung. Wen
hängen wir in der Entwicklung ab und wo haben wir
in Beton geplant, der zwar das Säckel des Inve-
stors gefüllt hat, aber weder sinnvoll noch nachhal-
tig ist.

(Beifall DIE LINKE)

Die Bürgerinnen und Bürger in der DDR und in
Thüringen haben 1989 ihre Freiheit und ihre Zu-
kunft selbst in die Hand genommen. Sie haben es
zu Recht getan und sie haben es tun müssen. Es
bleibt die Frage, wie steht es heute mit direktdemo-
kratischen Mitwirkungsmöglichkeiten. Ist demokrati-
sche Mitbestimmung ausreichend. Welche Rechte,
welche Sicherheiten und welche Möglichkeiten der
Mitbestimmung haben Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen. Wir achten ihre Erfolge seit 1989, aber
auch die Fehlentwicklungen und Defizite gehören in
die politische Arena. Welche Perspektiven hat die-
ses Bundesland, welche Erwartungen haben die
Bürgerinnen und Bürger und wie kommen wir dazu,
dass die Bürger wieder sagen können, das haben
wir ganz allein mit Demonstrationen erreicht. Viel-
leicht wird es hier nicht so schnell Wirklichkeit, aber
in Stuttgart deutet sich an, dass die Hoffnung in die
Macht der Worte und des Massenprotestes noch
nicht aufgegeben werden müssen. Die LINKE hat
aus den Fehlern der DDR viel gelernt

Vizepräsident Gentzel:

Frau Abgeordnete, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abgeordnete Renner, DIE LINKE:

und in den vergangenen 20 Jahren sogleich erfah-
ren, dass der heutige Kapitalismus nicht in der La-
ge ist, die Probleme der Ostdeutschen und der
Westdeutschen, geschweige denn dieser Welt, zu
lösen.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete Renner. Die Landesre-
gierung hat selbstverständlich signalisiert, einen
Sofortbericht zu geben. Frau Ministerpräsidentin
Lieberknecht - in dem Zusammenhang wäre es
vielleicht ganz angebracht, wenn der Abgeordnete
Fiedler von seiner Fraktion gesucht wird, dass er
hier Platz nimmt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lieberknecht, Ministerpräsidentin:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren Abgeordneten, sehr verehrte
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Kollegin Renner, Sie haben angefangen: 20 Jahre
Deutsche Einheit, 20 Jahre Freistaat Thüringen
muss uns mehr wert sein als entleerte Beschwörun-
gen oder teure Feiern. Ich kann nur sagen, ich ha-
be keine entleerten Beschwörungen gehört. Es hat
sehr, sehr viele, sehr durchdachte und gute Reden
gegeben. Und darüber freue ich mich sehr.

(Beifall CDU)

Und ich freue mich im Übrigen auch über jede Fei-
er, die stattgefunden hat, rund um den 3. Oktober

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD)

mit Tausenden von Menschen, denen dies eine
Herzensangelegenheit war und die in der Tat auch
wissen, was wir in diesen 20 Jahren zu feiern ha-
ben, und dass Sie nicht mehr an der Macht sind.

(Zwischenruf Abg. Recknagel, FDP: Bravo.)

Ich denke, da war Ihr einführender Beitrag auch ein
Zeichen, dass wir uns auch darüber freuen, denn
da sind wieder Bilder wachgerufen worden,

(Beifall im Hause)

die sollten nach diesen 20 Jahren wirklich ad acta
gelegt sein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Linksfrak-
tion, schon der Titel Ihres Antrags ist zumindest hi-
storisch etwas unscharf, in der Gefahr, auch richtig
falsch zu sein.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Sie
hätten ihn besser schreiben können.)

Wir haben vielleicht unsere eigene Planung. Die
haben wir in den letzten Tagen gelebt und werden
wir auch weiter vollziehen.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Wir
haben es gestern erlebt.)

Aber wer von „20 Jahre Neubildung des Freistaats
Thüringen“ spricht, könnte dabei schon übersehen,
dass es gar nicht um Neubildung ging, sondern
dass es um Wiedergründung ging,

(Beifall CDU, SPD, FDP)

und zwar durchaus mit den von Ihnen zitierten
Landkreisen Altenburg und Artern, ich erwähne
aber auch Schmölln; das wäre, wenn man schon
die Reihenfolge aufmacht, auch erwähnenswert ge-
wesen. Auch sie sind altes Thüringer Gebiet und
sind zum Freistaat Thüringen - damals noch Land
Thüringen - 1990 zurückgekommen.

(Beifall CDU)

Warum sage ich das und lege einen solchen Wert
auf Wiedergründung? Weil wir uns schon in Erinne-
rung rufen dürfen, dass wir nicht nur diese 20 Jahre
Wiedervereinigung und 20 Jahre Freistaat Thürin-
gen, sondern eben Wiedergründung feiern, weil wir
auch 90 Jahre Thüringer Verfassung in diesem

Jahr in Weimar bedacht haben. Nur, bedauerlicher-
weise, meine sehr verehrten Damen und Herren
Abgeordneten, sind diese 90 Jahre zweimal unter-
brochen worden durch zwei Diktaturen des
20. Jahrhunderts, eine war die kommunistische.
Das dürfen wir dabei auch nicht übersehen.

(Beifall CDU, FDP)

Es sei auch daran erinnert, dass es Ihre Vorgänger-
partei war, die für die Auflösung des Landes Thürin-
gen im Jahr 1952 verantwortlich war. Ich erinnere
an den Satz, der damals fiel als Slogan der Kom-
munisten - im Übrigen schon im Jahr 1946, wo es
hieß: „Einheit bedeutet Aufstieg. Föderalismus be-
deutet Niedergang.“ Die Konsequenzen zog die
SED dann schließlich daraus im Jahr 1952 mit ei-
nem Gesetz, dass den ebenso hölzernen wie ver-
schleiernden Titel trug „Gesetz über die Demokrati-
sierung des Aufbaus und der Arbeitsweise der
staatlichen Organe in den Ländern der DDR“. Ge-
meint war nichts anderes als die Auflösung - ich sa-
ge Zerschlagung - der Länder in der DDR, des Lan-
des Thüringen damals in die drei bekannten Bezir-
ke Erfurt, Suhl und Gera.

(Beifall CDU, FDP)

Dennoch, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, haben die Thüringer zum Glück nie - und man-
ches währt ja über lange, lange Zeiträume und
wenn es Jahrhunderte sind - ihre Identität als Thü-
ringer verloren und haben in der friedlichen Revolu-
tion des Herbstes 1989 neben den deutschen Fah-
nen auch die Landesfahnen damals wieder ge-
schwungen als Ausdruck dafür, dass man die Län-
der und dass wir Thüringen wiederhaben wollten.
Auch das gehört zu den wirklichen Glanzpunkten
dieser friedlichen Revolution, dass wir Freiheit,
dass wir Demokratie, dass wir Rechtsstaatlichkeit,
dass wir Wiedervereinigung wollten, aber eben
auch die Identität in einem Land Thüringen, in un-
serem heutigen Freistaat Thüringen wieder zu le-
ben.

(Beifall CDU, FDP)

DIE LINKE bzw. damals PDS und ihre Politiker, die
ja auch heute noch aktiv sind - ich nenne Gregor
Gysi - haben damals noch im Dezember 1989 da-
gegen gehalten, indem gesagt wurde: „Eine Verei-
nigung beider deutscher Staaten, das wäre die von
keinem Politiker zu verantwortende Entscheidung“ -
weil Sie sie eben nicht wollten.

Heute, meine sehr verehrten Damen und Herren,
nach 20 Jahren können wir, was die deutsche Ein-
heit betrifft, mit allen Facetten - ich komme auch
noch auf Differenzierung -, aber nach 20 Jahren
deutscher Einheit, nach 20 Jahren Freistaat Thürin-
gen in der Tat eine Erfolgsgeschichte verbuchen.
Viele, viele Menschen - um nicht zu sagen Tausen-
de - haben uns darin in den vergangenen Tagen
recht gegeben.
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(Beifall CDU, FDP)

Sie sind glücklich über das, was uns damals mög-
lich geworden ist. Sie sind glücklich über das, was
wir hinter uns lassen konnten und was DIE LINKE
leider ausweislich ihrer Programme noch immer
nicht begriffen hat.

(Beifall CDU, FDP)

Ich will es nur an einem kleinen Zitat aus Ihrem
Grundsatzprogramm, aus Ihren Eckpunkten de-
monstrieren. Wenn DIE LINKE die Demokratisie-
rung der Verfügungsgewalt über alle Formen von
Wirtschaftsmacht beispielsweise benennt,

(Beifall DIE LINKE)

dann ist das ein Rückfall in die Sozialisierung von
Produktionsmitteln, dann ist das ein Weg zurück zu
Sozialismus,

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Es
geht um Macht - um Wirtschaftsmacht!)

zu dem Sie sich auch bekennen, wo wir aber gese-
hen haben, wo das hingeführt hat in diesen 40 Jah-
ren DDR und nicht zuletzt auch diese Unmensch-
lichkeit und diese Irrsinnigkeit bei der Enteignung,
die die allermeisten von uns auch schon bewusst
erlebt haben, 1972 damals die letzte Enteignung in
der DDR, mit allem Schaden und mit allem an Pro-
duktivitätsrückgang, der auch damit verbunden war.
Das war kein Weg in die Zukunft und das wird auch
niemals ein Weg in die Zukunft sein, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU, SPD)

Bei dem allseits immer wieder auch zitierten Bild,
dass Marx in der Praxis nur Murks wurde, ging es
eben nicht nur um menschliches Versagen, son-
dern es war das System, was dahinterstand. Das
System hat den Erfolg nicht zugelassen, weil das
System die Kräfte demoralisierend, destabilisierend
und letztlich nicht zum Erfolg führen konnte, son-
dern da ist die Ordnung der Freiheit notwendig. Ei-
ne Ordnung der Freiheit, die aber eben beides
beinhaltet. Freiheit und Ordnung, was Freiheit und
Verantwortung betrifft. Genau das haben wir 1989
erstritten und genau danach haben wir seit 1990
auch hier im Freistaat Politik gestaltet und auch ge-
lebt.

(Beifall CDU, SPD)

Freude über die deutsche Einheit, über die Wieder-
gründung des Freistaates Thüringen ist am 3. Okto-
ber, in den Tagen ringsum bis zum heutigen Tag
und, ich denke, auch für die kommenden Wochen
noch, wenn wir am 25. Oktober dann auch die Wie-
dergründung des Landes Thüringen mit der Konsti-
tuierung dieses Landtags feiern, zu erleben gewe-
sen. Da ist es auch ein doch merkwürdiger Kon-
trast, auch die Worte jetzt von Ihnen, Frau Kollegin
Renner, wo Sie wieder haben anklingen lassen, die

Bösartigkeit aus Ihrer Sicht im Blick auf Kapitalis-
mus, Ihre Horrorszenarien, Ihr „Armenhaus Thürin-
gen“, wie oft haben wir das hier gehört. Wie oft ha-
ben wir diese widersinnigen Debatten geführt und
„Armenhaus Deutschland“, das sind Szenarien, die
Sie an die Wand gemalt haben.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Ar-
menhaus, Dritte Welt, auf deren Rücken wir
leben, hat sie gesagt.)

Ja, wir haben doch die Armutsdebatten von Ihnen
initiiert hier auch immer wieder. Umso unangemes-
sener ist es doch, wenn wir die Relation in der Welt
sehen. Wir gehören nach wie vor zu den reichsten
Ländern mit viel Reichtum

(Unruhe DIE LINKE)

im Land und mit einem dichten Auffangnetz auch
für die Armen in dieser Gesellschaft.

(Beifall DIE LINKE)

Dass ich mich da nun wirklich auch engagiert habe,
nicht nur als Sozialministerin, bis zum heutigen
Tag, gehört auch dazu, dieses Fürsorgenetz, was
wir hier haben.

(Beifall CDU)

Das sollte man in anderen Teilen der Welt sehen.

Also, meine sehr verehrten Damen und Herren,
ähnlich ist es auch, weil Sie auch die demokrati-
sche Teilhabe von Bürgerinnen und Bürgern ange-
sprochen haben, direkte Demokratie, wie Sie es im-
mer tun, auch das Zitat eines Bundesvorstandsmit-
gliedes von Ihnen, der sagte: „Strukturen, außer-
halb des Parlaments, etwa Arbeiter- und Soldaten-
räte“. Auch da kann ich nur sagen, Lenin lässt grü-
ßen, nach wie vor nichts gelernt aus der Geschich-
te. Das war vor 90 Jahren schon so,

(Beifall CDU, FDP)

wie es heute propagiert wird. Gleiss hat das gesagt.
Damit kommen wir in der Geschichte nicht weiter.
Zum Glück gab es die Freiheitsbewegung von
1989/1990 mit einem atemberaubenden Tempo,
was die Einheit einerseits möglich gemacht hat, wo
wir aber auch das zeitlich eng begrenzte Fenster
sehen, in dem dies nur ging und wo ich nur sagen
kann, es war eine glückliche historische Konstellati-
on von Personen und Ereignissen, die damals zu-
sammentrafen. Es war der Mut der Menschen hier
in der DDR, es war die Regierungskunst von Bun-
deskanzler Kohl, auch von Hans-Dietrich Genscher,
um das Vertrauen im Blick auf unsere ganzen
Nachbarn, im Blick auf die Amerikaner, im Blick auf
Michael Gorbatschow, für uns hier wirklich nutzbar
zu machen, zu dieser Einheit zu kommen, und auch
die beherzte Leidenschaft, die dazu gehört, weil es
eben ein Anliegen von Herzen war, nicht zuletzt
seiner Frau Hannelore, die aus Leipzig kam und
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diese Biografie auch mitbrachte. Auch dafür dürfen
wir in dieser Stunde noch einmal herzlich danken.

(Beifall CDU, SPD)

Ich will es ganz klar sagen, es gehörte der Mut und
der Freiheitswille der Menschen dazu in der friedli-
chen Revolution, es gehörten unsere polnischen
Freunde der Solidarnosc seit 1980 schon dazu, die
Grenzöffnung der Ungarn, Glasnost und Perestroi-
ka unter Michail Gorbatschow in der Sowjetunion,
das Entgegenkommen dann schließlich von George
Bush senior und Michail Gorbatschow im Zuge der
Zwei-plus-Vier-Gespräche, im Zuge des Schaffens
der deutschen Einheit. Und eben das diplomatische
Geschick der eigenen Bundesregierung, die damals
an der Macht war. Welch Wunder, und welch ein-
malige Konstellation, die das möglich gemacht hat,
dass wir tatsächlich am 3. Oktober die deutsche
Wiedervereinigung feiern konnten,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

weil auch diese Debatte intensiv in den letzten Ta-
gen immer wieder angesprochen wurde. Wer heute
von Anschluss der DDR spricht, der betreibt Ge-
schichtsfälschung und entwürdigt sowohl die Abge-
ordneten des Deutschen Bundestages als auch die
der frei gewählten Volkskammer.

(Beifall CDU)

Im Übrigen,

(Beifall CDU, FDP)

der erstmals frei gewählten Volkskammer, die dem
Wunsch des Volkes Rechnung trug.

(Beifall CDU)

Der Wunsch des Volkes, der Wunsch der Straße,
hat sich in den Volkskammerabgeordneten - die re-
präsentativ dieses Amt wahrgenommen haben -
manifestiert und

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: So ist es,
ich war dabei.)

hat zum Beschluss des Einigungsvertrags und da-
mit auch der Wiedereinführung der Länder geführt.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Warum keine Volksabstimmung?)

Auch daran haben wir gedacht, hier in Thüringen,
stärker noch als anderswo. Ich habe die Volkskam-
merabgeordneten der ersten und letzten freien
Volkskammer am 18. März beispielsweise schon
auf die Wartburg einladen können - unsere Thürin-
ger Volkskammerabgeordneten. Weil wir wissen,
was wir ihnen zu verdanken hatten. Und auch hier
im Thüringer Landtag hat noch einmal eine Veran-
staltung stattgefunden mit den Abgeordneten, der
damaligen Allianz für Deutschland. Sie alle haben
ihren Beitrag geleistet. Mit einer großen Mehrheit,
natürlich auch über eine Breite in der Volkskammer,

die dazu beigetragen hat, dass wir diesen Weg
auch juristisch gehen konnten.

Und zweitens haben wir nun 20 Jahre Aufbauarbeit
in Thüringen, in den jungen Ländern, auch das ist
eine Erfolgsgeschichte. 20 Jahre Aufbau, wo viel
Dank vielen, die daran mitgewirkt haben, gebührt.
Vor allem den Menschen im Land. Den Menschen
im Land, die ihre Ärmel hochgekrempelt haben, die
gesagt haben, wir haben die Chance, etwas in die
Hand zu nehmen. Ich habe am 3. Oktober in der
Erfurter Oper das Beispiel der jungen Friseurin er-
zählt, die mit Herzbangen manche Wege ging, Kre-
dite aufgenommen hat, nur weil Selbstständigkeit
wirklich gewollt war und weil die Menschen es in
die Hand genommen haben. Wir hatten die Mög-
lichkeit, politisch zu flankieren, durch das Parlament
über vier Legislaturperioden hinweg mit den Abge-
ordneten, mit der Landesregierung - unter Josef
Duchac am Anfang. Das will ich Ihnen sagen, die
„Geschichte Opel“, die begann mit Josef Duchac
und der 1. Legislaturperiode hier schon im Som-
mer 90 noch vor Wiedergründung des Landes Thü-
ringen.

(Beifall CDU)

Auch daran dürfen wir denken, nachdem diese Ge-
schichte doch so einen erfolgreichen Verlauf ge-
nommen hat. Dann die vielen Jahre Bernhard Vo-
gel,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Des-
wegen haben sie ihn dann gestürzt.)

mit einem Aufbau des Landes, der wirklich dieses
Land zu blühenden Landschaften hat erstrahlen
lassen. Und Dieter Althaus in den letzten Jahren,
der eine Erfolgsbilanz hingelegt hat - im Blick auf
den Vergleich der letzten Legislaturperioden in den
verschiedenen Ländern -, in der Thüringen die er-
folgreichste Entwicklung von allen genommen hat.
Auch das ist ein Wort des Dankes und der Aner-
kennung wert

(Beifall CDU)

und muss an dieser Stelle gesagt werden. Wir ha-
ben eine Erfolgsbilanz vorzuweisen. Und möchte
DIE LINKE in vielen Einzelpunkten über viele De-
tails informiert werden, es ist alles nachlesbar. Ich
werde einiges sagen, natürlich. Aber ich will nur
darauf verweisen, dass wir hier nicht die Vorleser
dessen sind, was Sie selbst lesen können - in x-sta-
tistischen Jahrbüchern - im jetzt noch einmal her-
ausgekommenen und zusammengefassten Kom-
pendium über 20 Jahre Freistaat Thüringen von un-
serem Statistischen Landesamt, über 20 Jahre
Deutsche Einheit auch mit dem Ranking der Länder
in vielen Fragen. Das alles liegt vor und im Übrigen
- das habe ich auch noch mal mitgebracht, ganz
vom Anfang - da waren wir immer schon „Transfor-
mationsprozesse lesbar“. Mit allem Pro, mit allem
Contra, mit dicken Ausarbeitungen, Kolloquien,

2888 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 34. Sitzung - 08.10.2010

(Ministerpräsidentin Lieberknecht)



Symposien, die wir durchgeführt haben, weil wir im-
mer auch nach dem besten Weg gesucht haben.
Nach dem besten Weg in einer Zeit, die uns einzig-
artige Chancen gegeben hat. Deswegen in aller
Kürze zu einigen der wichtigsten Punkte von Ihnen,
die, wie gesagt, alle ergänzt werden können mit
Tausenden von Fußnoten. Ich will das an dieser
Stelle unterlassen. Es war ein einzigartiger Trans-
formationsprozess, vor allem was die wirtschaftli-
che Entwicklung betrifft. Was die wirtschaftliche
Entwicklung betrifft in einer Breite und einer Bran-
chenvielfalt, die uns eine Robustheit gebracht hat,
und zwar weil wir die Wirtschaft wirklich in ihren ur-
eigensten Ambitionen und in ihren ureigensten Aus-
richtungen mit den Finanzierungen versehen haben
in den vergangenen 20 Jahren, wo wir die Unter-
nehmer als Unternehmer haben gelten lassen im
Blick auf ihre Ideen, im Blick auf die Sondierung der
Märkte und im Blick auf die technologischen Ent-
wicklungen, wo klar war: In einer globalisierten Welt
muss man hochtechnologisch leistungsfähig sein.
Sie haben sich diesen Entwicklungen nicht nur ge-
stellt, sondern sind zum Teil an der Spitze dieser
Entwicklung angekommen. Ich habe das erlebt bei
meinen wirklich vielen Unternehmensbesuchen im
Sommer, nicht nur einmal, wo einem Unternehmen
entgegenrufen „Weltmarktführer“ und es stimmt -
aus diesem kleinen Thüringen, aus unserem Land,
weil es in der Geschichte auf Traditionen zurück-
greifen konnte, wo genau dieses schon einmal war.
Das gehört für mich auch zu den beglückenden Er-
fahrungen der letzten 20 Jahre, dass tiefer liegende
Traditionen wieder zum Durchbruch gekommen
sind. Da können wir ganz gewiss sein, es sind Er-
folgstraditionen vor den Diktaturen des 20. Jahr-
hunderts gewesen und auch heute wieder. Das ge-
hört für mich zu den wirklich beglückenden Erfah-
rungen hier im Land.

(Beifall CDU)

Dass wir damit ein so schwieriges Jahr wie das ver-
gangene Jahr 2009, die Wirtschafts- und Wäh-
rungskrise, relativ robust haben bestehen können,
gehört auch dazu. Das danken wir genau diesem
Umstand. Dazu gehört auch, dass wir inzwischen
ein Instrumentarium haben mit der Landesentwick-
lungsgesellschaft, mit der Thüringer Aufbaubank,
mit den Ministerien des Landes, um das uns andere
nur beneiden. Auch das ist Hilfe aus einem Guss -
wenn es einmal brennt -, die wir unseren Unterneh-
men zuteil werden lassen. Dafür danke ich allen,
die sich daran immer wieder beteiligt haben.

(Beifall CDU)

Es gibt einen industriellen Mittelstand, der sich se-
hen lassen kann, der auch weiter Hilfe braucht. Da-
zu haben wir uns auch in den letzten Monaten im-
mer wieder in der Landesregierung, und zwar quer
über alle Ressorts, vom Wirtschaftsministerium bis
zur Finanzministerin, auch über den kommunalen

Anteil, alles was wir beitragen konnten, verständigt,
hier entsprechend Hilfe zu leisten, Hilfe zu geben
für einen industriellen Mittelstand - ich sage es
noch einmal -, der in seiner Dichte seinesgleichen
sucht, und zwar mit 81 industriellen Firmen auf
100.000 Einwohner. Die gibt es so in keinem ande-
ren Bundesland. Ich gebe zu, sie haben noch nicht
die Größe. Wir haben noch nicht die Zentralen auch
von großen Konzernen in diesem Maße, das fehlt
uns. Aber es sind doch 81 auf 100.000 Menschen,
die gesagt haben, wir krempeln die Ärmel hoch, wir
packen es an, wir orientieren uns, wir wissen ge-
nau, wo auf der Welt inzwischen unsere Möglich-
keiten bestehen und stellen uns darauf ein. Das ist
im Übrigen auch im Handwerk gelungen, auf
1.000 Einwohner 10 Handwerksbetriebe, auch das
gibt es in keinem anderen Land. Das spricht für den
Tatendrang der Thüringer, das spricht auch für das
Selbstbewusstsein, das spricht dafür, etwas in die
Hand nehmen zu wollen. Auch das gehört zur er-
folgreichen Prägung unseres Landes.

(Beifall SPD)

Da gibt es, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, schon einen engen Zusammenhang zwischen
der Landschaft unseres Landes, zwischen der kom-
munalen Struktur unseres Landes, den vielen Wirt-
schaftsförderern auch der ersten Stunde, als wir
noch gar keine anderen Institutionen hatten, und
den vielen Möglichkeiten und auch Bedürfnissen,
sich zu engagieren. Wir sehen es jetzt im Übrigen
gerade bei der Eigenheimquote, wie Thüringen in
das Feld der westdeutschen Länder aufgerückt ist,
weil Menschen sich eben um sich selber kümmern.
Deswegen sage ich auch: Die Struktur, die wir ha-
ben, hat es ermöglicht, dass viele schon qua Amt -
und auch im Ehrenamt, wenn ich an die vielen
Kommunalpolitiker denke - unterwegs waren für ih-
re Region, für ihre Gemeinde, für ihr Dorf, für ihre
Stadt und das Beste jeweils versucht haben.

Es gab auch schwarze Schafe. Wo gibt es die
nicht? Aber im Vergleich zu dem, was misslungen
ist, ist unglaublich vieles doch auch gelungen. Das
macht unsere Basis heute aus und dafür sind wir
dankbar. Darauf dürfen wir auch stolz sein in die-
sem Land als Freistaat Thüringen.

(Beifall CDU)

Es schlägt sich ja auch ganz aktuell nieder im Blick
auf mehr Menschen, die neue Arbeit haben als
noch vor einem Jahr oder überhaupt als in den
20 Jahren davor. Wer hätte je geglaubt, dass wir
ausgerechnet in diesem Jahr nach der Krise mit ei-
ner Arbeitslosigkeit von 8,6 Prozent im letzten Be-
richt für September hier rauskommen, das sind
13 Landkreise unter 10 Prozent, vier kreisfreie
Städte unter 10 Prozent, das ist eine gewaltige
Leistung, mit der hätte vor Jahresfrist noch nie-
mand gerechnet.
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(Beifall CDU)

Da weiß ich wohl auch, dass die demographische
Entwicklung mitspielt, es lässt sich aber auch able-
sen an den tatsächlich gestiegenen sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen.
Wenn wir die mal in die Waagschale werfen im Ver-
gleich auch zu sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnissen in anderen Ländern,
dann wissen wir, was wir hier geleistet haben.
Gleichwohl wissen wir, es gibt nach wie vor noch
mehr Nachfrage nach Arbeit. Auch da werden wir
weiter in der Entwicklung vorankommen. Aber noch
mehr wiegt inzwischen ja die andere Entwicklung,
und zwar der tatsächliche Bedarf an qualifizierten,
an spezifisch gut qualifizierten Fachkräften. Auch
das ist eine Aufgabe, die haben wir so vor 20 Jah-
ren in einer völlig anderen Situation nicht gehabt.
Da hatten wir die Fachkräfte, da war in der Tat ein
tiefes Tal der Tränen, im Übrigen auch das ein Wort
von Bundeskanzler Helmut Kohl damals. Was ist er
mit Häme bedacht worden für die blühenden Land-
schaften, wir haben sie, die blühenden Landschaf-
ten, wir haben sie

(Beifall CDU)

und das nicht erst seit diesem Jahr. Aber das ande-
re, das tiefe Tal der Tränen hat er ja genauso ge-
sagt und genauso ist es gewesen. Wir waren sehr
schnell an der Talsohle durch massiven Zusam-
menbruch vieler, vieler Firmen und das war auch
nicht erst die Wiedervereinigung und die böse Treu-
hand, so nach eigenem Bekenntnis und eigener Er-
kenntnis im September 1989 das Schürer-Gutach-
ten. Auch die Arbeiter, die zu DDR-Zeiten in den
80er-Jahren aus meiner Gemeinde in den Firmen
waren, in den Unternehmen, in den Kombinaten,
die alle gesagt haben, das kann nicht auf Dauer gut
gehen, das wird nicht gut gehen, der Zusammen-
bruch ist vorprogrammiert. So war es dann auch.
Aber sich daraus dann so zu entwickeln in einer
Landschaft, die wir heute haben, eine Landschaft,
die wir flankiert haben durch ein leistungsfähiges
Hochschulsystem, durch unsere Universitäten,
durch Institute, die wir gegründet haben, wo in der
Tat zunehmend mehr Austausch, und zwar im In-
teresse von Technologie, im Interesse von Innovati-
on zwischen den wissenschaftlichen Einrichtungen,
zwischen den Unternehmen erfolgt im Blick auch
auf die heranwachsende Generation. Leute im
Land zu halten, Möglichkeiten wieder zu haben,
Leute zurückzugewinnen, und da gibt es erstaunli-
che, da gibt es erfreuliche, da gibt es Mut machen-
de Rückkehrergeschichten. Darüber sollten wir viel-
leicht auch mal etwas mehr sprechen, die mutigen
Beispiele von Menschen, die zurückgekehrt sind,
weil sie in Thüringen eben wirklich ganz neue
Chancen gefunden haben.

(Beifall CDU)

Ich will ganz klar sagen, der Landesregierung man-
gelt es hier nicht an Problembewusstsein. Nur, wir
werden junge Menschen auf Dauer nicht gewinnen,
wenn wir immer mit Larmoyanz unsere Probleme
wie eine Monstranz vor uns hertragen. Lasst uns
von den guten Beispielen erzählen, gute Beispiele
schaffen Anziehung

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und nicht ständig die Beschreibung der Defizite.

Über Bildungspolitik haben wir ja jetzt den ganzen
Vormittag anhand zweier Gesetze gesprochen, die
Bildungspolitik, die Thüringen ins Spitzenfeld aller
Länder gebracht hat. Nur eine kleine Nebenbemer-
kung: Welches deutsche Land kann schon für sich
in Anspruch nehmen, dass nach den Lehrplänen
des eigenen Landes in der ganzen Welt unterrichtet
wird? An allen deutschen Botschaften, in allen
deutschen Auslandsschulen gelten die Thüringer
Lehrpläne. Wenn das kein Ausweis von Erfolg ist
und erfolgreicher Bildungspolitik.

(Beifall CDU, SPD)

Und dass wir das Thüringer Schulwesen jetzt ein
Stück noch pluraler aufgestellt haben, die Debatten
haben wir geführt, das müssen wir jetzt hier nicht
wiederholen. Auch die Welt der freien Träger geht
nicht unter. Sie sind in Thüringen in einer Weise ge-
fördert worden in den zwei Jahrzehnten und wir
fahren diesen Kurs ja auch weiter, weil uns daran
liegt, Impulse, Innovation immer wieder auch in die
gesamte Bildungslandschaft einzubringen. Thürin-
gen ist ein Land, das für Pluralität steht, ein Land,
das gerade in der bildungspolitischen Tradition wie
im Übrigen auch in der sozialpolitischen Tradition,
in der kulturpolitischen Tradition seine besten Pfun-
de in der Geschichte gehabt hat, und dass wir auch
das wieder in diesen 20 Jahren wiedererkennen
konnten und nicht nur wiedererkennen und wieder-
entdecken konnten, sondern ganz aktiv daran an-
knüpfen, was die Reformpädagogik betrifft, was die
Träger der freien Wohlfahrtspflege betrifft in Blick
auf vieles, was in vergangenen Jahren und Jahr-
hunderten in Thüringen Stand war. Ich habe da-
mals selbst eine große Regierungserklärung vor
zwei Jahren zur Sozialpolitik im Freistaat Thüringen
gehalten. Das alles ist nach wie vor gültig. Ich will
daran jetzt nicht weiter anknüpfen. Auch in der Kul-
tur haben wir Bemerkenswertes gehabt, wo auch
die Welt auf uns blickt, im Blick auf Ereignisse, die
wir in der Vergangenheit hatten, nur allein das
Europäische Kulturstadtjahr Weimar 1999. Viele Ju-
biläen, in Kürze wird es das Europäische Liszt-Jahr
sein und dann tatsächlich die Vorbereitung auf die
Dekade mit dem Reformationsjubiläum 2017, auch
ein Ereignis, wo die Welt auf uns blickt. Ich übertrei-
be nicht, es ist ein Ereignis von Welt. Dass das hier
in Thüringen stattfindet, bei uns stattfindet im mittel-
deutschen Raum, natürlich auch mit Sachsen-An-
halt und Wittenberg, aber auch in Eisenach, auf der
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Wartburg, in Erfurt, in Schmalkalden, in all den an-
deren Orten, das sind doch Chancen, die wir seit
zwei Jahrzehnten in Freiheit wahrnehmen können,
wo wir uns in Freiheit, im freien Dialog mit der Wis-
senschaft, im freien Dialog auch mit all den Gästen,
die zu uns kommen werden, orientieren können.
Das war in anderen Zeiten, als ähnliche Jubiläen
anstanden, auch nicht möglich und auch dafür wol-
len wir unsere Freiheit nutzen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Glei-
che gilt für die baulichen Hüllen, für die Infrastruk-
tur, das alles ist nachlesbar. Wer hätte je geglaubt,
dass wir allein unser Netz an Autobahnen, unsere
Anbindung, die für den südthüringischen Raum
gleichermaßen wichtig war wie für den nordthüringi-
schen Raum, in einer solchen Weise ausbauen, wo
wir über 40 Jahre nicht einen einzigen Kilometer
Autobahn in diesem Land haben bauen können. Mit
einer Rasanz hat sich hier die Entwicklung vollzo-
gen. Das alles hat dazu gedient, dass wir erreich-
bar sind, dass Menschen zu uns kommen, dass wir
an Attraktivität gewonnen haben, in Vereinen, mit
dem, was wir immer wieder auch da, wo die Men-
schen vor Ort zu Hause sind, getan haben. Ich nen-
ne den Kommunalen Finanzausgleich, ich nenne
die Ausstattung unserer Kommunen ausdrücklich.
Was hier in den vergangenen zwei Jahrzehnten ge-
staltet wurde, hätte man auch nicht geglaubt

(Beifall CDU)

einschließlich des Ehrenamts, einschließlich der
vielen Initiativen, ich sage bewusst, auch ein-
schließlich der inneren Sicherheit für unsere Bürge-
rinnen und Bürger vor Ort. Auch das ist eine Er-
folgsgeschichte im Freistaat Thüringen, sicherstes
Land im letzten Ranking der Länder gewesen zu
sein. Lieber Innenminister, wir haben einen großar-
tigen Stand erreicht und wir wissen auch um die
Verpflichtung gerade in diesem Bereich für die Zu-
kunft.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind auch
ein Land von Weltoffenheit - ich sage es ganz be-
wusst -, wo wir im Blick auf die Integration Leitlini-
en, Handlungsempfehlungen zur Integration von
Zuwanderern vorgelegt haben mit den Schwer-
punkten Sprache, Bildung, Ausbildung, berufliche
Integration, soziale Integration. All das findet hier
auch statt mit einem Landesintegrationsbeirat, der
eingerichtet wird, um auch da einer pluraler gewor-
denen Gesellschaft Rechnung zu tragen. Das alles
geht Hand in Hand in einem Gesamtsystem, in ei-
nem Denken, das sowohl die Situation vor Ort als
auch unsere Verantwortung im Land einbezieht.
Dass Menschen gern zu uns kommen, das wollen
wir auch noch weiter ausbauen, dafür stehen auch
unsere ländlichen Räume, blühende Landschaften
im ländlichen Bereich, wo neben Tourismus aber,
und das sage ich auch ganz bewusst, auch aktiv
gearbeitet wird, unsere Bäuerinnen und Bauern, wir

haben das Landeserntedankfest, da waren ja auch
Kollegen aus allen Fraktionen zugegen, sich wieder
präsentiert haben, wo sie aber auch von ihren Nö-
ten gesprochen haben, weil es Menschen gibt in
diesem Land, die haben nicht so sichere Verhältnis-
se wie wir und nicht so sichere Verhältnisse wie in
unseren Verwaltungen, sondern sie sind halt ange-
wiesen auf Sonne und auf Regen, auf natürliche
Bedingungen. Aber dass dort in einer Selbstver-
ständlichkeit Tag für Tag Arbeit getan wird, die
auch zum Erblühen unseres Landes beigetragen
hat, auch das verdient die Würdigung und auch da-
für stehen wir mit unserer Politik über zwei Jahr-
zehnte. Unsere Bauern, unser ländlicher Raum ge-
hören elementar zu Thüringen und dies prägt die-
ses Land.

(Beifall CDU)

Eng verbunden mit unseren Landwirten ist der Be-
reich der Umwelt, dass wir wieder vom Grünen Her-
zen Deutschlands sprechen, wenn wir an Thürin-
gen denken. Und ich will nur kurz in Erinnerung ru-
fen: Welche ökologischen Altlasten waren zu be-
wältigen? Stichwort Rositz, Stichwort die Flüsse, in
denen kein Fisch mehr schwimmen konnte, Stich-
wort Wismut. Spätestens bei der Wismut haben wir
eine Region erlebt, in der im wahrsten Sinn des
Wortes nicht nur blühende Landschaften entstan-
den sind, sondern sogar Berge versetzt wurden -
die sprichwörtlichen Berge. Die Bundesgarten-
schau 2007 war dafür ein eindrücklicher Beweis.

(Beifall CDU, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist mir auch
wichtig, weil es hier im Haus immer eine große Rol-
le gespielt hat, und zwar zu Recht, dass wir eine
zukunftsfähige Umweltpolitik vor allen Dingen auch
unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit sehen, dass
wir ein Abkommen haben zwischen der Thüringer
Wirtschaft und der Landesregierung, ein Nachhal-
tigkeitsabkommen Thüringen und dass wir uns in
der vergangenen Legislaturperiode hier in diesem
Hohen Haus auf die Dekade der Bildung für Nach-
haltigkeit eingestellt haben, wo jetzt auch Zwi-
schenbilanz gezogen worden ist, dass wir den Glo-
bal Marshall Plan in unserem Haus ganz bewusst
für uns als Verpflichtung gesehen haben, weil wir
sagen, wir sind in Thüringen, aber lasst uns gerade
aus Thüringen auch über den Tellerrand hinaus-
schauen in die Welt, weil uns genau dieses nicht
egal ist, sondern weil wir auch hier Verantwortung
spüren, weil es auch hier gilt, an das Bewusstsein
nicht nur von uns, aber auch im Blick auf die Bürge-
rinnen und Bürger zu appellieren. All das gehört zu
einer zukunftsfähigen Entwicklung, zu einem zu-
kunftsfähigen Bekenntnis, was uns verpflichtet,
auch in der Regierungsverantwortung zu stehen
und wofür wir weiter stehen.
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Sehr verehrte Damen und Herren Abgeordneten,
das Bild - Sie merken es, es ließe sich ausweiten.
Es gibt alle Nachschlagewerke, es gibt ungezählte
Reden, die gehalten worden sind zu diesen einzel-
nen Facetten. Ich will das nicht weiter ausdehnen,
nachdem ich das skizzenhaft jetzt für einige Berei-
che wirklich deutlich gemacht habe. Ich will nur
noch einmal festhalten, so vielleicht, wie wir es
auch auf der Kabinettssitzung mit Hessen und Thü-
ringen gemacht haben, wo sehr viele Facetten un-
serer innerdeutschen Geschichte zum Tragen ka-
men, wo wir eben festgestellt haben: Wir haben
heute die Freiheit, über all das nicht nur frei zu re-
den, sondern es zu tun, weil uns Freiheit und Ver-
antwortung wichtig sind. Es hatte aber eine Voraus-
setzung und vor allem hatte es auch viele Men-
schen, die wir nicht vergessen dürfen. Menschen,
die sich über Jahre, manchmal Jahrzehnte dafür
eingesetzt haben und leider auch nicht alle das
Glück hatten, noch diesen Zustand in Freiheit zu er-
leben. Menschen 1953, damals mit dem Aufstand
gegen das damalige Regime. Menschen, die nichts
anderes wollten als die Freiheit und zu den Tausen-
den von Toten gehören, die an der Mauer, die bei
Stacheldraht an der innerdeutschen Grenze ihr Le-
ben gelassen haben, weil man ihnen die Freiheit
nicht gegeben hat, nicht ermöglicht hat. Menschen,
die aber auch nach wie vor unter uns sind mit allen
Schäden, mit allen Folgen des SED-Unrechts, das
sie erfahren haben, und für die wir immer einge-
standen haben hier im Thüringer Landtag, für die
wir eingestanden haben als Landesregierung im
Bundesrat mit unseren Bundestagsabgeordneten,
um wenigstens anzuerkennen und ein bisschen
auch materielle Linderung dieses Unrechts immer
wieder einzufordern.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Da waren wir auch erfolgreich und auch dieses Ka-
pitel darf nicht zu Ende sein. Ob und wann dieses
Kapitel jemals zu Ende sein wird, das können nur
die bestimmen, die darunter gelitten haben. Das
können die Opfer sagen, aber nicht wir und schon
gar nicht die Täter - auch das gehört zur Wahrheit.

(Beifall im Hause)

In Anbetracht dieser Geschichte, zu der auch Ju-
gendliche ein stärker wahrzunehmendes Interesse
entwickeln, das haben uns auch die Schüler aus
Pößneck und Wiesbaden bestätigt, nach dieser Ge-
schichte der Teilung, nach dieser Geschichte auch
von vielen, vielen Beschwernissen, von all den Ab-
surditäten, die zu durchleben waren über 40 Jahre
oder, wenn man das gesamte 20. Jahrhundert
nimmt, zwei Diktaturen, jetzt nach 20 Jahren deut-
scher Einheit bei allen Schwierigkeiten, die es auch
da gegeben hat, sagen junge Menschen, und ich zi-
tiere auch das noch einmal nach einer gemeinsa-
men Projektwoche: „Es ist, als wären wir in einer

Klasse.“ Als wären wir in einer Klasse - junge Men-
schen, die es nicht mehr interessiert, ist hier Ost
oder ist hier West, sondern die gemeinsam sehen,
sie haben eine Zukunft, die gemeinsam sehen, sie
haben Aufgaben, sie haben Möglichkeiten und wo
wir auch letztlich in den Blick nehmen müssen, was
sind unsere Probleme, was sind unsere Aufgaben
heute - Aufgaben, die anders sind, und zwar deut-
lich anders als vor 20 Jahren, wenn wir an die Auf-
gaben in einer globalisierten Welt denken, wenn wir
an die Aufgaben in einer immer schneller werden-
den Kommunikationsgesellschaft denken, wenn wir
unsere demographische Entwicklung in den Blick
nehmen, wenn wir die Bedarfe, die wir heute im
Blick auf wirtschaftlich-technologische Entwick-
lungen haben, in den Blick nehmen - all das, wo wir
sagen, wir haben gemeinsame Aufgaben und daran
werden wir gemessen, wie wir sie meistern und
welchen Beitrag wir aus Thüringen heraus dafür im
Konzert der deutschen Länder leisten, dafür als Re-
gion in Europa leisten mit all unseren Partnerregio-
nen, mit denen wir verbunden sind, wo ich ganz be-
sonders auch das Weimarer Dreieck nennen möch-
te stellvertretend auch für etwas, was wir hier in
Weimar, was wir in Thüringen für die nationale Ebe-
ne immer wieder auch mitbewegen, da, wo die
Menschen vor Ort sind. Das alles gehört dazu.

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren Abgeordneten, es sind 20 Jahre einer tatsäch-
lich erfolgreichen Wiedergründung des Freistaats
Thüringen. Ich kann nur hoffen und ich trete dafür
mit allem, was ich dazu beitragen kann, und die
Landesregierung tut es mit allem, was wir dazu bei-
tragen können, dass dieser erfolgreichen Entwick-
lung weiter viele Jahre und Jahrzehnte folgen. Die
Menschen haben Thüringen nicht wieder gewollt,
damit wir es in Kürze oder wie auch immer wieder
aufgeben, sondern wir stehen hier für eine Entwick-
lung, die wir für die Menschen im Freistaat Thürin-
gen weiter voranbringen wollen, dazu die richtigen
Entscheidungen weiter zu treffen, auch mithilfe die-
ses Hohen Hauses. Darauf stelle ich mich gern ein,
darauf freue ich mich. Herzlichen Dank und jetzt
noch eine gute Debatte.

(Beifall im Hause)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion erhält die Abgeordnete Hit-
zing das Wort. Frau Hitzing, ich muss noch ein Ver-
säumnis meinerseits klären. Das war ein Sofortbe-
richt. Wird die Aussprache zum Sofortbericht ge-
wünscht? Bestätigen das alle Fraktionen? Das ist
so. Danke. Frau Hitzing, jetzt Sie zum Sofortbericht.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Sehr verehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, 20 Jahre Neubildung des Frei-
staats Thüringen, die Landesprobleme und Per-
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spektiven. Zu Beginn möchte ich Ihnen sagen, ich
bin der Fraktion DIE LINKE an der Stelle schon in
einer gewissen Weise dankbar, dass das Thema
aufs Tableau gekommen ist des heutigen Tages,
dass wir darüber reden und Revue passieren las-
sen, was in den letzten 20 Jahren passiert ist. Ich
finde es richtig, dass der Landtag als gewählte Ver-
tretung der Thüringer Bevölkerung hier in einer of-
fenen Debatte über genau diese 20 Jahren spricht,
zwei Jahrzehnte seiner Existenz, der Existenz des
Freistaats Thüringen.

Gestatten Sie mir, dass ich als Erstes die letzten
Sätze der Frau Ministerpräsidentin aufnehme, die
gerade sagte: Die jungen Leute sehen überhaupt
keinen Unterschied mehr und sagen, es ist als wä-
ren wir in einer Klasse. Ich möchte das gern aus
meinem Erfahrungsschatz untermauern. Meine
Tochter ist 22 Jahre und für sie war das nie wirklich
ein Thema, also kein bewusst erlebtes Thema.
20 Jahre haben wir die veränderte Bundesrepublik
Deutschland, wir haben die Neubildung des Frei-
staats Thüringen. Für meine Tochter sind diese
20 Jahre, also sie kann das überhaupt nicht nach-
vollziehen, was da so vor den 20 Jahren war. Sie
ist ganz normal als Kind groß geworden mit ande-
ren Kindern, die, egal wo sie herkamen, aus Hes-
sen, Niedersachen, was weiß ich wo, also es gab
da nie irgendwie ein Thema und es gab kein Ost
und West, es sei denn, wir als Eltern haben ihr da-
von erzählt. Das ist auch wichtig so. Es gibt genau-
so gut für sie auch das Thema Nord und Süd. Sie
ist im Ausbildungsbereich momentan unterwegs
und für sie ist viel interessanter die unterschiedliche
Sprache zwischen Thüringen und Bayern zum Bei-
spiel.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das gibt es
doch gar nicht.)

Das sind Dinge, worüber sich die jungen Leute viel-
leicht lustig machen, aber dieser Unterschied ist für
sie nie richtig wahrgenommen worden, aber an ei-
ner Stelle hat sie es sehr, sehr doll wahrgenom-
men. Ich war mit ihr vor zwei Jahren in Berlin und
u.a. haben wir uns dort das Stasigefängnis Hohen-
schönhausen angesehen und haben eine Führung
von einem Herrn genießen können - wenn man das
Wort hier überhaupt so gebrauchen darf -, der
selbst dort Insasse war. Was uns dort erzählt wurde
und wie man dort mit den Leuten umgegangen ist
und die Hintergründe der Geschichte, das hat sie
so schockiert, dass sie an irgendeiner Stelle nicht
mehr gesprochen hat. Da gibt es in Hohenschön-
hausen eine Zelle, die ist ausgepolstert mit schwar-
zem Leder - so eine schwarze Dunkelzelle -, sie hat
da mal hingeschaut, dann war sie aber fertig. Also
ich muss sagen, sie war da so ein bisschen selber
mit sich und der Welt fertig und so etwas von
schockiert, dass wir da eine ganze Weile darüber
reden mussten hinterher, denn es kommt selten
vor, dass meine Tochter sprachlos ist, die hat da

ein bisschen etwas von mir geerbt, aber an der
Stelle musste ich ihr wirklich in einem langen und
einfühlsamen Gespräch vieles erklären. Das sind
die Stellen, die sind ganz wichtig, da müssen wir re-
den mit unseren jungen Leuten und das ist mir da-
mals als Mutter sehr bewusst geworden.

(Beifall FDP)

Gerade die offene Debatte und damit die Chance,
seine eigene Meinung ohne Angst vor Repressalien
zu formulieren, ist eine - wenn nicht „die“ - Errun-
genschaft, für die die mutigen Bürger der DDR im
Herbst 1989 auf die Straße gegangen sind.

(Beifall CDU, DIE LINKE, FDP)

Das Recht zur freien Meinungsäußerung und damit
auch die Möglichkeit, kritische Worte öffentlich und
nicht bloß im Kreis der Familie sagen zu dürfen, oh-
ne Angst aussprechen zu können, ist von ganz
grundlegendem Stellenwert.

(Beifall FDP)

Dieses Recht ist Zeichen unserer demokratischen
Gesinnung und ein elementarer Baustein unserer
freiheitlichen Gesellschaft, sehr verehrte Damen
und Herren. Wir Liberale sind dafür bekannt und
von einigen Seiten auch dafür berüchtigt, den Wert
der individuellen Freiheit besonders zu betonen.
Freiheit bedeutet für uns, dass wir es jedem Men-
schen selbst überlassen, wie er sein Leben gestal-
tet, auf welchem Weg er sich in Schule, Ausbil-
dung, Beruf und Familie entscheidet. Wir verstehen
Freiheit als individuellen Raum des Ermöglichens
und als Raum der Entfaltung. Dass nicht per se al-
len persönlichen Wünschen und Vorhaben natürlich
auch eine Realität folgt und dass nicht jeder
Wunsch wahr werden kann, das gehört selbstver-
ständlich dazu. Bei allem Drang zur Verwirklichung
der individuellen Freiheit müssen wir natürlich auch
die Freiheit unserer Mitmenschen akzeptieren und
beachten und auch beachten, dass das Recht auf
Freiheit einhergeht mit der Bereitschaft zur Verant-
wortlichkeit, und zwar zur Verantwortlichkeit dem
Gemeinwesen und auch dem eigenen Leben.

(Beifall FDP)

In diesen Wochen und Monaten ist überall über den
Aufholprozess zwischen Ost und West geredet wor-
den, geschrieben worden und ich möchte in der
heutigen Debatte nicht auf einen Vergleich zwi-
schen z.B. Erfurt und Mainz, Hessen und Thürin-
gen, Jena und Erlangen eingehen, sondern genau,
wie das, denke ich, sein muss, einen Blick wagen
auf die Zeit vor November 1989 und die Zeit nach
dem 9. November 1989.

Sehr verehrte Damen und Herren, der 9. November
1989 ist in die Geschichte eingegangen als Symbol
für den Zusammenbruch des Sozialismus in der
DDR und als Symbol für den Sieg des friedlichen
Strebens nach Freiheit. Das ist ganz wichtig. Der
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9. November 1989 ist also der Todestag des real
existierenden Sozialismus und zugleich die Ge-
burtsstunde des Postsozialistischen, der freiheitli-
chen Zeitrechnung.

(Beifall CDU, FDP)

Aus den Anstrichen des ersten Punktes des vorlie-
genden Antrags habe ich mir zwei Bereiche für
einen Vergleich exemplarisch ausgewählt, weil es
doch sehr umfänglich ist. Lassen Sie mich bitte,
auch wenn wir das heute schon mehrfach im Fokus
hatten, das Bildungswesen heranziehen, weil es
ganz einfach am besten zu mir passt. Mein eigener
Lebensweg erlaubt es mir, das System DDR und
das System im Freistaat Thüringen einzuschätzen.
Und ich warne ganz entschieden und mit Nach-
druck davor - ich nenne es mal Volksbildung -, die
Volksbildung in der DDR im Nachhinein zu verklä-
ren nach dem Motto, in der DDR lief das besser.

(Beifall CDU, FDP)

Hier müssen wir sehr kritisch mit der Debatte um-
gehen und u.a. ist die Verantwortung für den indivi-
duellen Bildungsfortschritt der Kinder und Jugendli-
chen im DDR-System oft nicht nur über die Hände
der Eltern gelaufen. Eigentlich nie, sondern es war
eine Schule die sich kümmerte. Sie und damit in
letzter Konsequenz der SED-Staat, trafen die Ent-
scheidung über Wohl und Wehe der Ausbildung, et-
wa über die Eignung zum Besuch der Erweiterten
Oberschule. Dass diese Entscheidungen stets poli-
tisch motiviert waren, lässt sich übrigens auch dar-
an festmachen, dass ein Besuch der damals EOS
meist nur den Schülern ermöglicht wurde, die auch
die Jugendweihe gemacht haben.

(Beifall FDP)

Der Besuch einer Universität oder Hochschule war
ebenfalls bestimmt von politisch motivierten Hand-
lungsmustern. Das traf ganz besonders die Jungen.
Denn drei Jahre NVA waren doch schon die Regel,
um an ein Universitätsstudium zu kommen. Das
wurde nie so deutlich gesagt, aber suggeriert wurde
es dann schon

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das wurde
aber ziemlich deutlich gesagt.)

oder schriftlich nicht festgehalten. Über Jahrzehnte
hinweg war den Eltern der DDR die Verantwortung
über den Ausbildungsweg ihrer Kinder weitestge-
hend entzogen oder aber abgenommen worden
und die Folgen dessen haben wir dann nach 1989
ab 1990 erleben können, denn da trugen die Eltern
plötzlich neue und mehr Mitverantwortung für den
Bildungsweg ihrer Kinder. Plötzlich konnten Eltern
mitbestimmen, ob Regelschule, ob Gymnasium und
sie konnten sich über das Votum der Schule hin-
wegsetzen. Das war auf der einen Seite ein nicht
zu verleugnender Gewinn, aber auf der anderen
Seite natürlich auch ein Sprung. Denn diese indivi-

duelle Entscheidungsfreiheit der Eltern musste erst
erlernt werden. Und auch das finde ich besonders
bemerkenswert. Auch auf der Ebene des gemein-
samen Gestaltens von Lernen und des Schulallta-
ges näherten sich die Schulen und Eltern vor allem
in den letzten Jahren an und gründeten Foren der
Zusammenarbeit zwischen Schule und Eltern-
schaft. Ich nenne hier gern eine Vielzahl von Aktivi-
täten wie zum Beispiel Elternstammtische, die an
vielen Schulen arbeiten. Und das Herausragende
und der qualitative Unterschied zwischen den El-
ternstammtischen und den früher bestehenden und
bekannten Elternaktiven in der DDR ist der, dass
das eine ganz freiwillige Entscheidung ist. Eltern
entscheiden sich ganz freiwillig, dass sie in einem
Elternstammtisch zusammentreffen wollen und
über die Schule, die Entwicklung der Schule und ih-
re Kinder reden. Im Idealfall laden sie dazu den
Klassenlehrer ein.

Schule und Eltern tragen heute also mehr denn je
Verantwortung, und zwar eine gemeinsame Verant-
wortung für die Ausbildung ihrer Kinder, und das
freiwillig und das finde ich sehr beachtenswert und
das ist ein sehr wichtiges Ergebnis der Entwicklung
der letzten 20 Jahre.

Ein weiteres Thema ist das Thema Umwelt. Auch
auf diesem Gebiet hat sich die Entwicklung der
neuen Länder sehr bemerkbar gemacht und wenn
wir uns heute die Qualität ansehen, eventuell die
Qualität der Atemluft, aber auch die Qualität der
Thüringer Flüsse und Seen, den Artenreichtum von
Flora und Fauna betrachten, dann stellen wir fest,
es ist in Sachen Umweltschutz verdammt viel pas-
siert in den letzten Jahren.

(Beifall CDU)

Ich bin auch wirklich erleichtert, dass die Umweltex-
zesse, die es ja offiziell nicht gab aus DDR-Zeiten,
ein Ende haben. Es ist viel geschafft worden, viel
Geld in die Hand genommen und viel in den Um-
weltschutz investiert worden. Ich erinnere daran,
dass die gesamte Wasser- und Abwasserinfrastruk-
tur seit 1990 erneuert worden ist. Das war nötig und
auch überfällig, denn zum Beispiel war das Lei-
tungsnetz für Trinkwasser so marode, dass man-
ches Mal nur 10 Prozent von dem durchgeleiteten
Wasser tatsächlich am Ende ankam, weil die Lei-
tungen an sich so marode waren wie ein Schweizer
Käse und der Leistungsverlust immens.

Deshalb war es absolut richtig, dass am Anfang der
90er-Jahre investiert wurde. Das Land und die Thü-
ringer Kommunen haben große finanzielle Belas-
tungen auf sich genommen und in Einzelfällen - das
muss man auch der Wahrheit entsprechend sagen
- waren Investitionen vielleicht zu groß, zu überdi-
mensioniert. Aber wir sind natürlich nach 20 Jahren
schlauer als vor 20 Jahren. Das ist eine ganz logi-
sche Sache. Wir haben das heute schon einmal ge-
hört. Keiner kann in die Zukunft schauen. Es ist
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auch so, dass solche Rieseninvestitionen, die zum
Teil wirklich zu groß waren, bis heute Kommunen
noch schwer zu schaffen machen. Deshalb ist na-
türlich die Frage immer erlaubt, ob im Einzelfall be-
darfsgerecht geplant worden ist und aus welchen
Gründen Kläranlagen zum Beispiel zu groß und zu
teuer gebaut wurden.

Diese Probleme bei der Durchführung ändern aber
nichts daran, dass die Investitionen begleitet wur-
den mit einem steten Werben für den Schutz unse-
rer natürlichen Lebensgrundlagen. Es hat - und das
ist unbestritten - ein Prozess des Umdenkens statt-
gefunden. Dieser Denk- und Lernprozess ist heute
nicht abgeschlossen und wird es auch morgen und
übermorgen nicht sein. Aber er hat bereits zu ei-
nem ganz wichtigen Ergebnis geführt, zu einem ge-
sellschaftlichen Konsens darüber, dass die Notwen-
digkeit besteht, mit unseren natürlichen Lebens-
grundlagen bewusst und überlegt umzugehen.

(Beifall CDU)

Sehr verehrte Damen und Herren, die gesellschaft-
liche Transformation in Thüringen war geprägt von
Lernprozessen, die nur möglich waren, weil die
Menschen ernsthaft mitgenommen wurden und weil
sie offen waren für die neuen Möglichkeiten, für die
neuen Freiräume. Im Gegensatz zur bekannten
Praxis in der DDR, jedes Detail von der Staatsfüh-
rung vorbestimmt bekommen zu haben, war es
plötzlich ein selbstverständlicher Bestandteil des
Alltags, an den politischen Entscheidungen kritisch
teilzunehmen. Diese bemerkenswerte Aufbau- und
Aufholleistung, die Thüringen nicht nur in der Bil-
dung, im Naturschutz, sondern in vielen anderen
Bereichen des ökonomischen, gesellschaftlichen
und kulturellen Lebens geschafft hat, ist auch eine
Leistung der Regierenden. Aber, meine Damen und
Herren - das möchte ich betonen - sie ist vor allem
auch die Leistung, die dem Mut und dem Willen der
Thüringer selbst zu verdanken ist.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Es ist eine Leistung, die vor 20 Jahren begann,
aber auf die Thüringen auch morgen noch angewie-
sen sein wird. Bei der Bewertung dieser Aufbauleis-
tungen muss man sich eines vor Augen halten. Die
deutsche Einigung bedeutete nicht nur das Ende ei-
nes abstrakten politischen, gesellschaftlichen und
ökonomischen Systems. Es bedeutete für viele
Menschen auch einen Einschnitt in ihre ganz per-
sönliche Biografie. Typische Berufsbilder der DDR -
da möchte ich als Beispiel den Agrarökonom nen-
nen - waren kaum mehr gefragt. Indessen war eine
berufliche Umorientierung für viele Arbeitnehmer
unumgänglich. Fragwürdig ist vor diesem Hinter-
grund und aus heutiger Perspektive der Umgang
mit dem Expertenwissen, das zweifellos vorhanden
war, und dass während des Transformationspro-
zesses nicht nur um-, sondern in großen Teilen
auch weggeschult worden ist.

Der Anpassungsprozess war herausfordernd - ja,
und er war schmerzhaft. Aber er eröffnete auch
neue und bis dato ungekannte Möglichkeiten. Viele
Türen wurden geöffnet, die 40 Jahre verriegelt wa-
ren. Jetzt standen sie offen. Es wurden Gelegen-
heiten geschaffen und es wurde ermöglicht. Diese
offenen Türen waren der Anfang für genau die Ent-
wicklung, die Thüringen nach 1989 nehmen durfte.
Trotz einiger Unkenrufe und vieler Baustellen, die
wir nach wie vor haben, ist eine positive Entwick-
lung, die weiter fortgesetzt werden muss und die
fortgesetzt werden wird, zu erkennen und nicht
wegzureden. Die Thüringer sind Manns genug, ih-
ren Freistaat weiter voranzubringen, und das wer-
den sie auch tun. Ich bin auch kein Freund davon,
nur die negativen Seiten zu betrachten. Pessimisti-
sches Herangehen an Dinge hilft nicht wirklich. Op-
timismus, glaube ich, ist wichtig, denn mit Optimis-
mus und Mut etwas zu bewegen, dann geht es
auch weiter. Wir sollten ohne Weiteres so selbstbe-
wusst sein, dass wir zeigen, was Thüringen erreicht
hat in den letzten Jahren, und das kann sich sehen
lassen. Deshalb glaube ich, genauso muss es wei-
tergehen und die Entwicklung fortgesetzt werden.
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Bevor ich die nächste Rednerin aufrufe, möchte ich
Folgendes mitteilen, dass sich der Ältestenrat nach
Beendigung dieses Tagesordnungspunkts 38 sofort
zum Thema „Zeitplanung der Haushaltsberatungen“
trifft.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Wer hat das
gefordert? Darf man das auch erfahren?)

Ich rufe als nächste Rednerin für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Frau Abgeordnete Sie-
gesmund auf. Der Antrag ist von der Fraktion DIE
LINKE, Herr Abgeordneter Fiedler.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Frau Ministerpräsidentin Lieberknecht, ich
bin Ihnen sehr dankbar für die Würdigung der frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung, die mitnich-
ten ein Selbstverständnis ist. Ich glaube, es ist
wichtig, dass wir uns heute auch noch mal darüber
verständigen bzw. die Zeit nehmen, innezuhalten,
darüber zu sprechen, denn es ist das Jahr der Jubi-
läen in Deutschland und in Thüringen. Wie viele
Vereine und Verbänden und Institutionen laden uns
gerade zu ihrem 20-jährigen Bestehen ein. Es ist
überhaupt nicht selbstverständlich. Ich habe heute
in meinem aktuellen Ticker und in den Nachrichten
verfolgend gesehen, dass es eine Nominierung für
den Friedensnobelpreis für Helmut Kohl gab - so
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sehr ich es dem chinesischen Dissidenten Liu gön-
ne, dass er ihn jetzt bekommen hat -, ich hätte mir
gewünscht, dass Helmut Kohl im Jahr 20 nach der
friedlichen Revolution ihn bekommen hätte.

(Beifall CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das sage ich hier und jetzt. Er wäre ein würdiger
Preisträger gewesen. Er wäre genauso wie Hans-
Dietrich Genscher ein würdiger Preisträger gewe-
sen.

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Das stimmt.)

(Beifall FDP)

Am vergangenen Sonntag haben wir gemeinsam in
Bremen, Berlin, Erfurt, Jena, in der ganzen Repu-
blik das Ende der letzten deutschen Diktatur gefei-
ert, von einigen wurde dabei das Wort „Wende“ be-
nutzt. Ich vermeide es sehr gern. Es war kein
Krenz’sches Wendemanöver, was wir hatten
1989/1990, es war eine friedliche Revolution.

(Beifall CDU, FDP)

Es ist schon deswegen kein Wendemanöver gewe-
sen, weil auf dem Boot auch nicht die gleiche
Mannschaft geblieben ist, sondern es ganz im Ge-
genteil neue Kapitäne und es eine neue Mann-
schaft gab. Die Bürgerinnen und Bürger haben
sich, und darauf lege ich Wert, in einer friedlichen
Revolution der Diktatur entledigt. BÜNDNIS 90, De-
mokratie Jetzt und viele andere haben für diese
Freiheit gekämpft, zum Teil übrigens unter größten
persönlichen Risiken.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Blockparteien vollzogen die Politik der SED
aber praktisch bis zum Ende mit und standen aus
unserer Überzeugung heute noch viel zu lange auf
der falschen Seite.

(Beifall SPD)

Erlauben Sie mir an dieser Stelle zum Thema
Schwarz-Rot-Gold etwas zu sagen: Schwarz-Rot-
Gold, die Bedeutung dieser Farben, sie stehen vor
allem für die erste deutsche, letztlich aber geschei-
terte Demokratie, die Weimarer Republik und sie
stehen für die zweite Republik, in der über die Jahr-
zehnte hinweg Demokratie, Freiheit und Grund-
rechte weiterentwickelt wurden, und wir als BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN fühlen uns diesen Farben tief
verbunden. Das möchte ich an dieser Stelle auch
ganz deutlich betonen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte auch betonen, dass wir uns als BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN genauso wie den Farben
Schwarz-Rot-Gold der Aufarbeitung der SED-Dikta-
tur verbunden fühlen bzw. dies als langfristiges An-
liegen betrachten, denn Demokratie und Unrecht
werden mitnichten einfach durch die Zeit überwun-

den. Sie erfordern, dass wir uns mit ihr auseinan-
dersetzen, mit der Anerkennung der Opfer ausein-
andersetzen, mit der Anerkennung des Unrechts-
staates auseinandersetzen und mit der Anerken-
nung der Tatsache, dass staatlich verordnetes Ver-
bot von individueller Freiheit nie wieder in Thürin-
gen passieren darf, dass wir das nie wieder hier
wollen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Um über unsere demokratische Kultur von morgen
zu reden, brauchen wir auch diesen Prozess. Wir
unterstützen deswegen auch entschieden - deswe-
gen auch gestern meine Kritik, das sage ich an die-
ser Stelle auch noch mal, zu den exorbitanten Kür-
zungen bei der Landeszentrale für politische Bil-
dung - alle Projekte, die es zur Aufarbeitung gibt,
und Sie werden hier von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN kein Zugeständnis an dieser Stelle bekom-
men; die Kürzungen an dieser Stelle sind falsch.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn wir heute hier darüber reden, dann soll es
nicht nur darum gehen, dass wir über das Selbst-
verständnis reden, dass wir Menschen würdigen,
dass wir Prozesse würdigen, es soll auch darum
gehen zu sagen, wo stehen wir. Deswegen erwarte
ich auch und hoffe auch darauf, nachher klare Wor-
te aus der LINKEN zu hören, wie steht es mit dem
Aufarbeitungsprozess. Und ich schaue genauso in
die CDU. Ich schaue in die CDU und frage Sie und
hoffe sehr, dass ich nachher etwas dazu höre, wie
Sie sich mit dem Thema Aufarbeitung auseinander-
setzen, dazu möchte ich nachher gern hier Antwor-
ten haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wissen nur allzu gut,
welche Opfer der Kampf um die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung im letzten Jahrhundert ge-
fordert hatte. Uns geht es hier nicht um Symbolpoli-
tik. Und Herr Fiedler, ich habe es gestern wieder
zur Kenntnis nehmen müssen, dass Sie von vater-
landslosen Gesellen gesprochen haben. Ich bitte
Sie jetzt an dieser Stelle öffentlich von diesem Pult
aus das letzte Mal, sich zu mäßigen und darüber
nachzudenken, was vaterlandslose Gesellen ei-
gentlich sind und welche politische Kultur Sie im
Jahr 20 nach der friedlichen Revolution hier in die-
sem Haus praktizieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn wir schon dabei sind, es ist genauso herab-
würdigend und anmaßend, darüber zu reden, dass
es Mitbürger erster und zweiter Klasse des Frei-
staats gibt, nämlich die, die hier geboren sind und
diejenigen, die zugezogen sind.

(Beifall DIE LINKE)
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Auch das ist ja eine völlige Unkultur, so zu spre-
chen. Ich bitte Sie sehr, an dieser Stelle einfach
mal innezuhalten, erst zu denken und dann zu re-
den. Das hilft sicher weiter.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Tatsächlich sollte man 20 Jahre nach der friedli-
chen Revolution und der Wiedervereinigung einen
Moment innehalten und deswegen Dank an den
Antrag der LINKEN und Dank an die Tatsache,
dass wir darüber heute noch mal reden. Zweifellos
darf man die Entwicklung, die enorme Leistung, fi-
nanziell wie menschlich, der vergangenen 20 Jahre
nicht kleinreden. Die Tatsache ist aber auch, dass
es nach wie vor große Projekte zu stemmen gibt
und wir viel zu tun haben.

Die Wirtschaft brach über Nacht damals zusam-
men, die Umwelt wurde bis zum Ende der DDR
rücksichtslos ausgebeutet. Ein komplettes Staats-
system wurde umgebaut. Zweifelsohne viele Punk-
te, die sich seitdem verändert haben. Und die Mi-
nisterpräsidentin hat es heute zu Recht gesagt,
wenn wir beim Bereich Wirtschaft kurz verharren
und uns die Arbeitslosigkeit ansehen, ja, 8,6 Pro-
zent ist eine historisch niedrige Arbeitslosenquote,
nur an dieser Stelle, bei allem Lob, den diese
8,6 Prozent auch bedeuten, hinter dieser Zahl ste-
hen auch Menschen, die nach wie vor dabei sind zu
suchen, wo werde ich gebraucht. Und wir dürfen
nicht ruhen in unserem Bemühen darum, ihnen zu
zeigen, sie werden gebraucht.

Zum Zweiten - der Punkt Verschuldung: Wir haben
gestern über den Haushalt geredet. Wir haben es in
Thüringen in diesen 20 Jahren geschafft, das ge-
hört zur Wahrheit auch dazu, eine dreimal so hohe
Pro-Kopf-Verschuldung anzuhäufen wie in Sachsen
- dreimal so hoch. Die zwei Haushalte, die in die-
sem Jahr durch Schwarz-Rot zu verantworten sind
- also, Sie wissen, den 2010er und den 2011er, ich
nehme an, wir kommen im Dezember dazu, ihn zu
verabschieden, vielleicht wissen Sie da mehr als
ich -, die wir in diesem Jahr verabschieden, lassen
die Verschuldung noch einmal exorbitant anwach-
sen. Auch darauf bin ich gestern eingegangen.

Wir haben noch ganz andere Probleme, wir haben
soziale Schieflagen. Jedes dritte Kind in diesem
Land gilt als arm. 60.000 Kinder in Thüringen sind
von Armut bedroht. Das ist eine Armutsquote, die
uns alarmieren sollte und wo wir uns in das Stamm-
buch schreiben müssen, dass wir dringend etwas
tun müssen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann komme ich zum Bereich Umwelt, den Frau
Hitzing vorhin ansprach.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist schon ganz richtig, dass die Luft sauberer
ist, dass unsere Wälder deutlich besser aufgefor-
stet sind und man sich im grünen Herzen auch
wohlfühlen kann. Aber es gehört auch dazu, dass
es nicht reicht, die Wismut zuzuschütten und
gleichzeitig sich zu bekennen, Uran wird jetzt eben
aus Afrika importiert und das Leben ist schön. Das
ist es an der Stelle überhaupt nicht, nur weil vor der
Haustür uns der Blick dafür verstellt wird,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

wo für diese überkommene Technologie die Res-
sourcen herkommen. Und schauen Sie nach Rositz
zum Teersee im Ostthüringer Bereich, schauen Sie
zur Werra, es gibt genug zu tun, es gibt genug für
die Bürgerinnen und Bürger zu tun, die nicht wis-
sen, ob ihr Trinkwasser salzbelastet ist oder nicht
bzw. … Bitte sehr?

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Das ist aber
kein Vergleich zu Bitterfeld oder Wolfen,
oder?)

Da stimme ich Ihnen völlig zu, es geht auch noch
schlimmer, aber das muss ja nicht unser Anspruch
sein. Oder?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie sehen, es gibt noch viele Dinge, die wir zu tun
haben. Und ich weiß auch, dass die erste GRÜNE
Landtagsfraktion hier bereits dafür gestritten hat,
dass wir den Ausbau der Mitte-Deutschland-Bahn
vorantreiben. Herr Mohring, jetzt habe ich Demo-
kratie Jetzt vergessen - wie konnte mir das passie-
ren?

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Und Neu-
es Forum haben Sie auch vergessen.)

Ich habe das gerade ergänzt. Sie müssen mir
schon zuhören. Sie dürfen das nachher gern noch
geraderücken.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gibt bis heute keine Mitte-Deutschland-Bahn,
20 Jahre nach dieser Forderung, die zum ersten
Mal aufgestellt wurde. Es gibt viele andere Dinge,
die wir bis heute in diesem Land nicht umsetzen
konnten. Deswegen bleibt viel zu tun. Auch wenn
20 Jahre Grund zur Freude sind, ich habe das am
Anfang gesagt, so will ich noch einmal wiederholen,
was mich am Sonntagabend in der Erfurter Oper
sehr beeindruckt hat, die Rede von Prof. Dicke von
der Universität Jena. Er hat gesagt: „Drei Dinge
sind für uns wichtig, wenn wir diese 20 Jahre ein-
ordnen“. Ich glaube, das ist ein guter Maßstab und
Kompass. Er hat gesagt:

1. Lassen Sie uns anerkennen und würdigen, was
wir geschafft haben.

2. Lassen Sie uns nicht nur darüber reden, dass es
entweder/oder gibt, also gut oder schlecht, sondern
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dass es auch sowohl/als auch geben muss, also
weg von diesem schwarz-weißen Einordnen.

3. Lassen Sie uns die Möglichkeit geben, um an
diesem Wandel auch weiter zu partizipieren.

Ich glaube, dass wir das hier auch alle mittragen
können. Mich hat das jedenfalls sehr beeindruckt.

Jetzt will ich noch etwas sagen zum Thema „GRÜ-
NE sind teuer“, im Jahr 20 nach der friedlichen Re-
volution ist das, was GRÜNE ihrem Politikverständ-
nis abgewinnen können, nicht realitätstauglich. Das
ist mitnichten so. Wir befinden uns auch im Jahr 1
nach der Krise und wir sagen als GRÜNE ganz be-
wusst, wir brauchen eine Abkehr vom Wachstums-
glauben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das, was wir in den ersten Jahren nach der friedli-
chen Revolution an Aufbauarbeit geleistet haben,
ist gut. Es ist gut, dass wir das geschafft haben.
Aber es ist nicht das, was wir jetzt in dieser Zeit
brauchen. Nur ein Drittel der Deutschen glaubt dar-
an, dass allein Wachstum die Lebensqualität stei-
gert. Wir haben heute eine ganz andere Situation
als vor 20 Jahren. Ich sage Ihnen ganz bewusst:
Ich persönlich bin Wachstumskritikerin und ich
möchte, dass wir ganz anders darüber diskutieren.
Zur Analyse dessen gehört im Übrigen auch dazu,
dass die Selbstheilungskräfte des Marktes es si-
cherlich nicht allein richten werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Frau Renner hat es vorhin gesagt: Ein Fünftel der
Menschen verbraucht vier Fünftel aller Ressourcen.
Sie haben die Zahl nicht verwendet, aber Sie haben
zumindest genau diesen Duktus gehabt. Das sollte
uns alarmieren. Deswegen sage ich Ihnen, dass wir
uns sehr bewusst damit auseinandersetzen, wie wir
hier besser leben können und wollen, ohne dass es
einen teuren Hintergrund gibt. Uns geht es nach
wie vor darum, die natürlichen Lebensgrundlagen
zu erhalten, wir plädieren für nachhaltiges Wachs-
tum. Dazu gehört eine nachhaltige Haushalts- und
Finanzpolitik und wir plädieren für eine Wende zum
„weniger“. Das sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
nach 20 Jahren friedlicher Revolution. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat sich der Abgeordnete
Höhn zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Höhn, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Ministerpräsidentin hat es vorhin er-
wähnt, in den letzten Tagen hatten wir die Ehre und
das das Vergnügen, eine ganze Reihe von Ein-
heitsjubiläumsreden zu hören. Die sind nun ver-

klungen und das Innehalten und das Rekapitulieren
ist gut und vor allem wichtig. Aber nun sollte es
auch weitergehen mit der Arbeit. Wir sind nämlich
ein großes Stück des Weges vorangekommen. Ei-
nige meiner Vorrednerinnen haben das schon deut-
lich gemacht. Viel wurde angepackt, ohne dass es
dafür eine Vorlage gab, vieles ist gelungen, vollen-
det ist die Einheit allerdings noch lange nicht. Wir
haben Grund zu wirklich großer Freude und auch
Stolz, das betone ich ausdrücklich. Allerdings, mei-
ne Damen und Herren, ich will an dieser Stelle nur
bedingt einstimmen in den Jubelchor, der aller Or-
ten zu hören war. Nicht, weil ich meine, 20 Jahre
deutsche Einheit sei kein Grund zur Freude. Nein!
Sondern weil ich bei all der Freude auch immer
noch in Erinnerung habe, welch schwerer Weg für
viele Menschen in diesem Land bis in das Hier und
in das Heute zu bewältigen war. Ich sehe natürlich
auch sehr klar die Schwierigkeiten, die wir auf die-
sem Weg zur Vollendung der Einheit hinter uns ge-
bracht haben und die noch vor uns liegen.

Meine Damen und Herren, an einem Tag wie heute
gehen meine Gedanken zurück in das Jahr 1989, in
die Zeit, bevor die Mauern fielen. Ich erinnere mich
sehr genau wie wahrscheinlich viele, die das da-
mals erlebt haben. Es war eine ganz eigenartige,
eine sehr ambivalente Stimmung im Land. „Über
dem Land DDR lag Mehltau“, wie es die Schriftstel-
lerin Christa Wolf damals zum Ausdruck gebracht
hat. Dennoch liefen die Vorbereitungen auf die Ju-
belfeiern zum 40. Jahrestag der DDR auf Hochtou-
ren, als sei nichts gewesen, und im „Neuen
Deutschland“, dem Zentralorgan, war die Welt in
Ordnung - noch.

Meine Wahrnehmung und die vieler anderer Ost-
deutscher aber war eine völlig andere. Die Unzu-
friedenheit mit den Verhältnissen wurde immer offe-
ner, immer lauter und immer respektloser artikuliert.
In jenem Herbst brach sich bei den Menschen die
Gewissheit Bahn, dass es so nicht mehr weiterge-
hen kann. Wir alle spürten, da geschieht etwas
Großes, da baut sich etwas auf, etwas Wichtiges,
bisher nie Dagewesenes. War es Geschichte? Ein
großes Wort. Konnten wir das eigentlich damals
schon wissen, dass es Geschichte werden kann?
Denn das wird in der Regel erst lange danach in
den Geschichtsbüchern beurteilt.

Meine Damen und Herren, gerade deshalb ist es
wichtig, dass Menschen in Entscheidungssituatio-
nen vor allem eines tun, ihr Herz in die Hand neh-
men, nicht fragen, was könnte mir passieren, son-
dern, was kann ich erreichen, nicht nur die Risiken
abwägen, sondern vor allem die Chancen betrach-
ten. Das ist eine Tugend, meine Damen und Her-
ren, von der wir heute, glaube ich, wieder etwas
mehr gebrauchen könnten. Tun ist besser als unter-
lassen, auch wenn es nicht gerade bequem ist.

(Beifall SPD)
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Meine Damen und Herren, ein weiterer Aspekt ist
mir sehr wichtig. Beim Blick zurück sollten wir uns
immer die ganz konkreten Umstände vor Augen
halten, die damals herrschten. Ich bin davon über-
zeugt, einer der Fehler, der uns heute in diesem
Zusammenhang manchmal unterläuft - uns allen,
ich will da niemanden ausnehmen -, besteht darin,
ausschließlich heutige Maßstäbe anzusetzen und
ausschließlich danach das Handeln von Menschen
in der Diktatur zu beurteilen. Mitunter neigen vor al-
lem jene dazu - das ist auch eine Erkenntnis, die
mir nicht gefällt, aber eine Tatsache -, die selbst nie
in der Diktatur haben leben müssen.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Doch das, meine Damen und Herren, wird weder
uns gerecht noch vielen anderen ehemaligen DDR-
Bürgern, denn die Realität sah doch oft genug an-
ders aus als es nun heute aus dem sicheren Ab-
stand mitunter gern beurteilt wird. Mag sein, der ei-
ne oder andere hat ein bisschen länger gebraucht,
sich von diesem System zu distanzieren. Mag sein,
mancher hat sich sogar schwer getan damit. Für
mich ist die Hauptsache, er hat es überhaupt getan.

(Beifall SPD)

Nicht leichtfertig, weil des gerade angesagt war und
sich für die Karriere in der neuen Zeit möglicherwei-
se besser machte, sondern glaubwürdig. Wahrhaf-
tigkeit ist das Wort, das ich dafür finde.

Die friedliche Revolution - und an dieser Stelle,
Frau Kollegin Siegesmund, ich bin Ihnen ausdrück-
lich dankbar noch mal für die Klarstellung, dass es
nicht dabei bleiben darf, wie es oft geschieht, dass
wir uns der Egon Krenz’schen Verkürzung dieser
Zeit auf eine Wende sozusagen anschließen -,

(Beifall CDU)

es war und bleibt eine friedliche Revolution und sie
war etwas, das war vom ganzen Volk getragen. Wir
sollten uns heute daran erinnern und beim Blick zu-
rück mehr das Gemeinsame betonen als politische
Einzelinteressen zu verfolgen oder, um es mit Jo-
hannes Rau zu sagen, meine Damen und Herren,
„versöhnen statt spalten“.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch wenn es möglicherweise in diesem Raum ei-
nigen nicht gefällt, die DDR war ein Unrechtsstaat.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Wer könnte daran zweifeln angesichts der Tatsa-
che, dass Menschen erschossen wurden, weil sie
in die Freiheit wollten. Unrecht muss Unrecht ge-
nannt werden, da darf nichts verklärt, da darf nichts
relativiert und da darf auch nichts pseudoverwis-
senschaftlicht werden. Für mich ist das auch ein
Gebot von Wahrhaftigkeit, das dazugehört, wenn
wir heute der friedlichen Revolution von 1989 ge-
denken.

(Beifall SPD)

Apropos Gedenken: Vielleicht kann von dem heuti-
gen Tag und dieser Debatte hier im Thüringer
Landtag zumindest der Anstoß ausgehen, ob es
nicht klug und sinnvoll wäre, wenn wir für das Ge-
denken an die Initiatoren, an die Aktiven der Zeit
der friedlichen Revolution mit einer Stätte des Erin-
nerns oder mit einem Denkmal, wie auch immer,
ich will da gar nichts vorfestlegen, auch ob das in
Jena, in Weimar oder vor dem Thüringer Landtag
ist, das sollte Gegenstand einer Debatte sein. Ich
plädiere von dieser Stelle ganz deutlich für einen
Ort des Erinnerns an die friedliche Revolution von
1989 auch in Thüringen.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Es hat eine Menge Gründe gegeben, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, warum dieser Staat so schnell,
so sang- und so klanglos von der politischen Land-
karte verschwand. Stacheldraht und Schießbefehl
gehören sicher dazu, aber auch ein System, das
Grundrechte und Gepflogenheiten ja wirklich zielge-
richtet und systematisch ad absurdum geführt hat.

Lassen Sie mich an dieser Stelle ausdrücklich fest-
stellen: Die Wahrung der Menschen- und Bürger-
rechte, allen voran Meinungs-, Presse-, Religions-
freiheit sowie die Wahrung des Brief- und Postge-
heimnisses, die Beachtung von Gewaltenteilung
und die Berechenbarkeit staatlichen Handelns
durch Vorrang und Vorbehalt des Gesetzes, durch
Verhältnismäßigkeit und Rückwirkungsverbote sind
die zentralen Eckpfeiler des Rechtsstaats. Und ge-
nau die waren in der DDR weitgehend außer Kraft
gesetzt

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

und deshalb spreche ich von einem Unrechtsstaat.
Der Aufbau einer unabhängigen rechtsstaatlichen
Justiz, vor allem in Strafsachen, die Schaffung ei-
ner Verwaltungsgerichtsbarkeit und die Errichtung
des Thüringer Verfassungsgerichtshofs sind für uns
deshalb als eine der wichtigsten Errungenschaften
der Wiedervereinigung und der Neugründung Thü-
ringens zu bezeichnen. Auch das verdient hier ex-
plizit genannt zu werden.

Meine Damen und Herren, wenn ich sage, die DDR
war ein Unrechtsstaat, heißt das aber noch lange
nicht, dass unser Leben, das wir alle bis 1989 in
der DDR geführt haben, nichts wert gewesen wäre.
Ich wünsche mir an dieser Stelle heute mehr Diffe-
renzierung, denn wenn der Blick zurück dazu füh-
ren würde, dass wir unsere Herkunft verleugnen,
dass wir ein Klima erzeugen, in dem es verboten
ist, sich an Gutes im eigenen Leben zu erinnern,
wenn wir unsere Vergangenheit nur noch aus der
Schwarz-Weiß-Brille betrachten mit dem Ergebnis,
dass wir uns mehr und mehr von uns selbst distan-
zieren, dann sage ich ganz ehrlich, dann ist etwas
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faul an der Erinnerungskultur. Zu wissen, wo man
herkommt, ermöglicht erst den Blick in die Zukunft,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall CDU, SPD)

Ich glaube, hier liegt einer der Gründe, warum sich
Menschen im Osten noch immer zum Teil als Bür-
ger zweiter Klasse fühlen, neben der Tatsache,
dass sie schlechter bezahlt werden oder weniger
Rente bekommen als ihre Mitbürger im Westen.
Zum Gefühl, angekommen zu sein in einem neuen
Deutschland, gehört eben auch, sich nicht für die
eigene Biografie dauernd entschuldigen zu müs-
sen.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage
durch den Abgeordneten Fiedler?

Abgeordneter Höhn, SPD:

Herr Fiedler.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Bitte, Herr Fiedler.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Vielen Dank. Herr Kollege Höhn, ich bin bisher Ih-
ren Worten sehr aufmerksam gefolgt und ich kann
99,9 Prozent oder mehr unterschreiben. Stimmen
Sie mir zu, dass es vielleicht wichtig wäre, wenn die
Landesregierung, die gerade - jetzt ist Gott sei dank
noch einer dazugekommen - hier so mager vertre-
ten ist, hier daran teilnehmen würde?

Abgeordneter Höhn, SPD:

Herr Kollege Fiedler, ich stimme Ihnen uneinge-
schränkt zu.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Danke.)

Meine Damen und Herren, natürlich muss man fest-
stellen, und das gehört auch zu einem solchen Tag
der Bilanz dazu, dass wirklich ganz, ganz viel ge-
schafft wurde. Unsere Städte und - das sage ich mit
besonderer Freude - unsere Dörfer sind in weiten
Teilen erblüht. Infrastrukturen, die über 40 Jahre
vernachlässigt worden waren bzw. gar nicht vor-
handen waren, wurden erneuert bzw. auch dann
erstmals geschaffen, die Lebensbedingungen unse-
rer Menschen haben sich grundlegend verändert,
der materielle Wohlstand ist für die meisten Men-
schen ganz deutlich gestiegen, trotz teilweise hoher
Arbeitslosigkeit, trotz Sozialhilfe, später Hartz IV
genannt. Unsere Kinder wachsen selbstbestimmt
auf und bekommen eine gute Bildung, um deren
Verbesserung wir ständig bemüht sind. Wir haben

die Krankenhausversorgung komplett erneuert.
Auch hier, erinnern Sie sich, wo es um Leben und
Tod geht, hinkte die DDR meilenweit hinterher.

(Beifall CDU, SPD)

Das wird heute leider allzu oft vergessen. Selbst an
der wachsenden Lebenserwartung der Menschen
in Ostdeutschland - seit der Wende ist diese, rein
statistisch gesehen, um sechs Jahre gestiegen -
kann man diesen Angleichungsprozess feststellen.
An dieser Stelle wird es vielleicht etwas emotiona-
ler, da möchte ich mich schon im Voraus entschul-
digen, aber kann sich noch jemand von Ihnen an
ein sogenanntes Feierabendheim erinnern? Ich ha-
be eines erlebt in Leipzig, wo die Großmutter mei-
ner Frau untergebracht war. Noch heute, das ist
wirklich so, noch heute stockt mir der Atem, wenn
ich an dieses Haus in der Dimpfelstraße denke, wie
dieser Staat mit seinen - angesichts der Bilder, die
ich noch vor Augen habe, muss ich sagen - ausran-
gierten Arbeitern und Bauern umgegangen ist, das
war ein Spiegelbild der Verhältnisse.

(Beifall CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Auch auf diesem Gebiet, meine Damen und Her-
ren, herrschen heute ungleich andere Bedingungen
für unsere ältere Generation. Ich könnte noch viele
positive Beispiele an dieser Stelle anfügen. Ich be-
rufe mich da ausdrücklich auf die Ausführungen
von Frau Lieberknecht.

Das alles, meine Damen und Herren, wäre ohne
die große Solidarität der Menschen in den alten
Bundesländern so nicht möglich gewesen und dafür
bin ich und sollten wir alle sehr, sehr dankbar sein.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Das alles wäre aber auch ohne die große Lern- und
vor allem ohne die große Veränderungsbereit-
schaft, ohne das große Engagement der Menschen
hier in diesem Lande nicht möglich gewesen - auch
das gilt es festzuhalten. Der nie dagewesene Um-
bruch von der sozialistischen Planwirtschaft hin zu
einer sozialen Marktwirtschaft, meine Damen und
Herren, das müssen wir ehrlicherweise auch kon-
statieren, verlief nun wirklich alles andere als rei-
bungs- und fehlerlos. Wir bauen bis heute auch auf,
was die Treuhand Anfang der 90er-Jahre teilweise
leichtfertig zerschlug. Selbst Bernhard Vogel, vor
dem ich nach wie vor einen hohen Respekt ange-
sichts seiner Aufbauleistung hier in Thüringen ha-
be, musste in seiner Zeit in Thüringen - und das ist
ein Zitat von ihm - „in die hässliche Fratze des Ka-
pitalismus schauen“. Zu der dunklen Seite der Me-
daille gehören eben auch die hohe Arbeitslosigkeit,
die heute gottlob nicht mehr so, aber in den 90er-
Jahren vorherrschend war, und die Unsicherheit,
die für Abwanderung, für Geburteneinbruch in ei-
nem nie so dagewesenen und auch nie vorherseh-
baren Umfang gesorgt haben.
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Meine Damen und Herren, weil diese Unsicherheit
über das eigene Einkommen und die damit verbun-
dene berufliche Perspektive nach wie vor das Be-
wusstsein vor allem der jungen Generation be-
stimmt, geht die demographische Kurve leider wei-
ter nach unten. Wir müssen konstatieren: Die Kluft
zwischen Arm und Reich ist größer geworden. Es
gibt nicht wenige Menschen, die fühlen sich von der
Gesellschaft auch allein gelassen und sind - wie
man so schön sagt - in die innere Immigration ge-
flüchtet. Thüringen war ein Niedriglohnland, ist es
teilweise immer noch, auch wenn es auf diesem
Gebiet mittlerweile deutliche Verbesserungen gibt,
und viele Männer und Frauen können trotz Vollzeit-
beschäftigung nicht vom Verdienten leben und sind
auf ergänzende Leistungen angewiesen.

Meine Damen und Herren, all das ist Thüringen. All
das Positive, aber auch die Schattenseiten - all das
ist Thüringen 20 Jahre nach der Wiedervereini-
gung. All das umschreibt das, was geschaffen wur-
de, aber auch das, was noch zu tun ist. Um keine
Missverständnisse aufkommen zu lassen: Thürin-
gen im Jahr 2010 ist ein modernes Land mit guten
Zukunftschancen. Thüringen ist aber auch - das ge-
hört wiederum auch zu einer Bilanz dazu - ein hoch
verschuldetes Land mit großen strukturellen Proble-
men.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zur Bilanz gehört die Tatsache, dass bis heute
mehr als 17 Mrd. € Schulden angehäuft wurden.
Übrigens, um Legendenbildung vorzubeugen, der
Großteil der Schulden stammt nicht aus sozialde-
mokratischer Mitregierungszeit, da kann man sich
die entsprechenden Statistiken genau anschauen.

Es wurde viel investiert in den letzten 20 Jahren.
Die meisten, man höre genau, die meisten Investiti-
onen waren sinnvoll. Aber die ersten Probleme, wer
würde sich nicht erinnern, von Fehlinvestitionen -
es wurde heute schon einige Male genannt das
Beispiel, auch ich komme daran nicht vorbei, auch
aus eigenem Erleben in meiner Zeit als Bürger-
meister Anfang der 90er-Jahre - traten wegen zu
groß dimensionierter Abwasseranlagen auf. Am
Mittwoch in der Aktuellen Stunde hat Wirtschaftsmi-
nister Matthias Machnig gesagt, es gäbe zu viele
Kläranlagen in Thüringen. Ich korrigiere ihn nicht
gern, aber ich tue es an dieser Stelle. Unser Pro-
blem ist nicht, dass wir zu viele Kläranlagen in Thü-
ringen hätten, im Gegenteil, es gibt Regionen, die
sind noch gar nicht angeschlossen. Unser Problem
ist, dass dort, wo wir eine haben, die zu teuer ge-
baut, zu groß geraten sind und damit zu großen La-
sten bei den Bürgern sorgen. Das ist das, was uns
heute nach 20 Jahren immer noch auf der Tasche -
wie man so schön sagt - liegt.

(Beifall SPD)

Die Ursache dafür war eine zwar von hehren Ziele
ausgehende, aber doch von einem gewissen Gi-
gantismus geprägte abwassertechnische Zielpla-
nung - ich habe dieses Schimpfwort heute noch in
den Ohren -, in der das Land den Aufgabenträgern
vorgab; das sorgte für diese Fehlentwicklung. Da-
mals wurde der Grundstein für viele Probleme im
Wasser- und Abwasserbereich gelegt, die bis heute
fortwirken.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Höhn, gestatten Sie eine Anfra-
ge durch den Abgeordneten Kuschel?

Abgeordneter Höhn, SPD:

Nein.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Nein, Herr Kuschel.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Die
Antwort steht nicht in seinem Manuskript.)

Abgeordneter Höhn, SPD:

Herr Kuschel, es kann mich jeder etwas fragen und
gerade zu diesem Thema, aber Sie nicht.

(Beifall CDU, SPD)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Ha-
ben Sie ein schlechtes Gewissen?)

Ja, ich muss kein schlechtes Gewissen haben, bei-
leibe nicht, im Gegenteil.

Meine Damen und Herren, der Grundstein für viele
Probleme im Wasser- und Abwasserbereich - ich
erwähnte es -, die bis heute fortwirken und für Mil-
lionen Euro, die uns heute noch belasten, für Nach-
förderung und Strukturhilfen, Zinsverbilligungen und
andere Konsolidierungen, die wurden verschlungen
und leider, liebe Kolleginnen und Kollegen der Uni-
on, ich komme nicht umhin, auch die Abschaffung
der Wasserbeiträge im Jahre 2004, die das Land in
Summe irgendwann einmal 1 Mrd. € kosten wer-
den, muss an dieser Stelle ausdrücklich erwähnt
werden.

Natürlich darf in dieser Aufzählung, wenn wir ein-
mal über Fehlentwicklungen reden, nicht die re-
spektable Anzahl von den sogenannten Spaßbä-
dern fehlen. Natürlich haben die Spaß, die eine sol-
che Einrichtung besuchen, wenn sie das Geld dafür
haben, muss man einschränkend sagen. Aber noch
mehr Spaß, liebe Kolleginnen und Kollegen, hatten
einige dubiose Investoren, die vollbepackt mit un-
glaublich hohen Subventionen die Betreiber, in der
Regel blauäugige Kommunen, mit den horrenden
Betriebskosten und den entstandenen Krediten al-
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leingelassen haben. Was wurden da für Millionen
versenkt, meine Damen und Herren! So ließen sich
zahlreiche weitere Investitionen nennen, die zwar
schön anzusehen sind, die aber den Thüringer Lan-
deshaushalt über die aufgenommenen Kredite oder
sogar nun über auszugleichende Verluste immens
belasten. An dieser Stelle seien nur noch stichwort-
artig die Maßnahmen aufgezählt, die da ergriffen
wurden, um den Problemen Herr zu werden - Stich-
wort Schattenhaushalte, alternative Finanzierun-
gen, Sondervermögen oder auch die nicht berück-
sichtigten Pensionslasten. All das sind Verpflichtun-
gen des Landes, die wir in der Zukunft zu tragen
haben.

In den letzten 20 Jahren, meine Damen und Her-
ren, um auf ein Thema zu kommen, wurden Struk-
turen, nämlich die Strukturen unserer Städte, Ge-
meinden und Landkreise, auf- und teilweise wieder
abgebaut. Natürlich musste das vor 20 Jahren neu
entstehen, das war doch klar, und es musste auch
sehr schnell aus dem Boden gestampft werden. In
der Regel geschah das Ganze als Nachbau des je-
weiligen westlichen Betreuungslandes. Ich will das
an dieser Stelle ausdrücklich so nicht kritisieren;
auch an dieser Stelle haben die vielen Helferinnen
und Helfer aus den alten Bundesländern in den
Verwaltungen dafür gesorgt, dass überhaupt etwas
voranging. Aber es sind auch Strukturen entstan-
den, bei denen man konstatieren muss, dass sie
dann nach einer gewissen Zeit einer Überprüfung
nicht mehr standhalten. Das ist der Punkt, meine
Damen und Herren, den ich den Verantwortlichen
in der Zeit, als wir eine 10-jährige Alleinregierung
hier in Thüringen hatten, am meisten ankreiden
muss, nämlich die Tatsache, dass sie nicht erkannt
oder nicht vermocht haben, diese Strukturen nach
einem grundlegenden und durchdachten Konzept
neu zu ordnen. Das wäre die historische Pflicht und
Aufgabe gewesen.

(Beifall SPD)

Andere Länder haben es getan im Osten und ern-
ten inzwischen die Früchte in Form ausgeglichener
Haushalte.

Meine Damen und Herren, wer 20 Jahre später Bi-
lanz zieht, der sieht ein gewaltiges Aufbauwerk, auf
dem wir ein gutes Stück vorangekommen sind und
auf das wir zu Recht stolz sein können. Doch es
braucht neue Anstrengungen von uns allen, es er-
folgreich zu Ende zu führen. Insoweit bin ich auch
da gedanklich bei dem, was Ministerpräsidentin Lie-
berknecht am Wochenende in ihren Reden dazu
ausgeführt hat. Ich komme viel herum in Thüringen,
das bringt der Job nun einmal mit sich. In unseren
Städten und schmucken Dörfern kann man diesen
Aufbau wirklich mit Händen greifen; vielerorts ent-
decke ich wiedererstrahlten Glanz. Die Menschen
leben gern in Thüringen, zumindest die, die sich

entschlossen haben, hierzubleiben, und das sind
immer noch sehr, sehr viele.

(Beifall CDU, SPD)

Unser Land mit seiner reichen Kultur und mit seiner
Geschichte hat etwas gemacht aus der Freiheit, die
wir uns 1989 erstritten haben. Wir wählen frei und
leben Demokratie, als wäre es selbstverständlich,
und das ist es ja auch heute.

(Beifall CDU, SPD)

Aber, meine Damen und Herren, wir dürfen nicht
vergessen, dass die Freiheit, die heute so grenzen-
los ist, es manchem auch schwer machte, z.B.
dem, der arbeitslos wurde. Jetzt konnte er frei rei-
sen - aber konnte er es sich auch leisten? Jetzt
konnte er frei seine Meinung sagen und Kritik üben
- aber wer hörte auf ihn? Jetzt konnte er frei wählen
oder auch am Wahltag zu Hause bleiben, wie er
wollte - doch was folgte daraus? Zukunftsängste
sind heute bei mehr Menschen zu Hause, als es
uns lieb sein kann. Davor sollten wir nicht die Au-
gen verschließen, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD)

Das zeigt mir, wir haben 1989 die Demokratie er-
stritten, aber eben nicht das Paradies. Die aktuelle
Finanz- und Wirtschaftskrise führte uns vor Augen,
wie schnell, wie bedroht das alles ist, was wir in
20 Jahren aufgebaut haben. Was aber heißt das,
meine Damen und Herren? Was aber heißt das -
zurück ins Gestern? Das wäre wohl der falscheste
aller Schlüsse. Ich habe aus der friedlichen Revolu-
tion gelernt, dass Widersprüche, Probleme und Un-
zulänglichkeiten der Stein des Anstoßes sein soll-
ten, eine Gesellschaft besser zu machen, als sie
ist. Das ist uns 1989 gelungen, zweifellos. Doch hat
sich damit alles erledigt, muss man vielleicht seine
Geschicke vielleicht nicht mehr in die eigene Hand
nehmen? Oft begegnet mir eine solche Erwartungs-
haltung, wenn man mit den Menschen spricht.
Doch ist es richtig, dass sich die Menschen wieder
einmal in eine Nische zurückziehen? Genau das
war es vor 1989. Ist es richtig, mit dem Finger auf
andere zu zeigen, frei nach dem Motto: Du Poli-
tiker, hier ist das Problem, löse das mal für mich!
Ich glaube, das ist nicht die richtige Einstellung.
Aber nicht, dass wir uns falsch verstehen, keine
Frage, die Politik hat die Pflicht, sich um die Sorgen
und Nöte der Menschen zu kümmern, dafür sind wir
gewählt, dafür sind wir hier. Dennoch bin ich fest
davon überzeugt, ein Gemeinwesen kann nur dann
funktionieren, wenn sich möglichst viele einbringen.
Unsere Demokratie darf keine Zuschauerdemokra-
tie sein. Das ist für mich die wichtigste Lehre aus
1989.

(Beifall CDU, SPD)

Wir haben es selbst in der Hand, was wir aus unse-
rer Gemeinde, aus unser Stadt, unserem schönen
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Thüringen in der Zukunft machen oder an dieser
Stelle ein Zitat zum Abschluss, meine Damen und
Herren, des von mir sehr hoch geschätzten John F.
Kennedy: „Frage nicht, was dein Land für dich, son-
dern was du für dein Land tun kannst.“ Das haben
wir 89 getan und wir haben allen Grund, uns gut
daran zu erinnern. Vielen Dank, meine Damen und
Herren.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Höhn, der Abgeordnete Unter-
mann würde Ihnen gern eine Frage stellen. Gestat-
ten sie das? Gestattet er nicht. Für die CDU-Frak-
tion erhält der Abgeordnete Mohring das Wort.

Abgeordneter Mohring, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich möchte mich zunächst im Namen mei-
ner Fraktion bei der Ministerpräsidentin für ihren
Bericht bedanken. Vielen Dank dafür.

(Beifall CDU)

Nicht zuletzt deshalb, weil es auch sehr kurzfristig
war, dass sich der Thüringer Landtag entschieden
hat, die Debatte so früh zu führen. Umso beach-
tenswerter ist es, dass sie, Frau Ministerpräsiden-
tin, so klar zum Antrag der Linksfraktion heute Stel-
lung genommen haben. Ich möchte mich auch bei
meiner linken Herzkammer, bei Uwe Höhn, für sei-
ne Stellungnahme der SPD-Fraktion bedanken. Ich
will das unterstützen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Da gibt es Kammerflimmern.)

Da gibt es kein Kammerflimmern, da gibt es ge-
meinsamen Herzschlag. Du hast uns in vielen Din-
gen nach dem Sinne gesprochen. Vielen Dank für
den Beitrag.

(Beifall CDU)

(Heiterkeit DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, das hat auch einen
Grund. Der 3. Oktober, der am Wochenende gefei-
ert wurde und in der Woche danach wir uns jetzt
befinden, ist tatsächlich ein Tag der Freude und ein
Tag der Freiheit, wegen der Wiedervereinigung un-
seres deutschen Vaterlands, aber auch wegen der
Wiederbegründung unseres Freistaats Thüringen,
was mit der deutschen Wiedervereinigung am
3. Oktober 1990 geschehen ist.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, der Weg dahin, dass
diese deutsche Einheit gelingen konnte, den will ich
kurz vorher beschreiben. Weil am Anfang der

4. September 1989 in Leipzig steht. Mit der ersten
friedlichen Montagsdemo von Bürgerinnen und Bür-
gern aus der DDR, was sich am 7. Oktober in Plau-
en fortgesetzt hat, kurz vorher in Dresden und dann
in vielen anderen Städten und kleinen Gemeinden
in ganz Ostdeutschland. Und weil es der Mut der
Bürgerinnen und Bürger der alten DDR war, wurde
der Weg zur deutschen Wiedervereinigung begrün-
det und wir können dankbar sein, dass unsere Bür-
gerinnen und Bürger so mutig waren im
Herbst 1989.

(Beifall CDU, SPD)

Ich will gleich zu Beginn sagen, weil ich auch einen
Vorschlag in meiner Heimatstadt Apolda gemacht
habe und wir am 6. November dort eine Gedenkta-
fel für die erste Montagsdemo, die wir dort gemein-
sam organisiert haben, anbringen wollen. Ich will
sehr gern den Vorschlag von Uwe Höhn aufgreifen,
für eine Gedenkstätte, für einen Erinnerungsort für
die friedliche Revolution im Thüringen des Herb-
stes 1989. Wir werden gemeinsam da initiativ wer-
den. Der Vorschlag ist sehr gut. Wir als CDU-Frak-
tion unterstützen ihn ausdrücklich.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Natürlich meine sehr verehrten Damen und Herren,
dass die Bürgerinnen und Bürger im Herbst 1989
so mutig waren, das lag daran, dass es davor ganz
beherzte Bürgerrechtler gegeben hat, die sich en-
gagiert haben in der Initiative Frieden und Men-
schenrechte, in Demokratie Jetzt, beim Neuen Fo-
rum und dann später auch bei den neu gegründe-
ten demokratischen Parteien, in der Grünen Partei
in der DDR, bei der SDP, beim Demokratischen
Aufbruch und bei all den Gründungen von Bürger-
rechtsbewegungen und Parteien, die dann im
Herbst 1989 stattgefunden haben. Aber liebe Frau
Siegesmund, die kleine Anmerkung sei mir gestat-
tet: Es war auf alle Fälle im Herbst 1989 nicht das
BÜNDNIS 90, sondern es waren grüne Aktivisten,
die sehr wohl als Bürgerrechtler gearbeitet haben,
aber das BÜNDNIS 90 war es jedenfalls nicht, das
weiß ich aus historischer eigener Erfahrung sehr
wohl.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Die Block-CDU war es auch
nicht.)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es sei ja auch nur richtigerweise erwähnt. Nichtsde-
stotrotz zählen viele, die bei BÜNDNIS 90 später
engagiert und bis heute auch dort geblieben sind,
zu denen, die als Bürgerrechtler auch ihren Beitrag
zur friedlichen Revolution geleistet haben, das ist
doch unbestritten.

(Beifall CDU)

Es ging mir auch und nur um den Begriff, deswe-
gen wollte ich das an der Stelle noch einmal sagen.
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20 Jahre deutsche Einheit und 20 Jahre Thüringen,
das ist natürlich - und das sagt ja auch der Antrag
der Fraktion DIE LINKE aus - ein Moment für das
historische Jubiläum, wo Kritiker und Mahner auf
den Plan gerufen werden, weil sie Fehler im Eini-
gungsprozess bemängeln und auf bestehende Defi-
zite beim Angleichungsprozess verweisen. Ich den-
ke, bei allen Abstrichen, die man dazu sagen kann -
die deutsche Einheit ist allen Problemen zum Trotz
ein großer historischer Erfolg, und er ist auch nicht
kleinzureden.

(Beifall CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Natürlich sind im Vereinigungsprozess auch Fehler
gemacht worden. Richtig ist auch, dass die jungen
Länder Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Bran-
denburg und Mecklenburg-Vorpommern auch zwei
Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung noch nicht
vollständig auf dem wirtschaftlichen Niveau der al-
ten Bundesrepublik angekommen sind. Dennoch
bleibt nach zwei Jahrzehnten Wiedervereinigung
festzuhalten: Ostdeutschland ist im wahrsten Sinne
des Wortes auferstanden aus Ruinen, und das war
unser Engagement der letzten 20 Jahre, der Bürge-
rinnen und Bürger und der politisch Verantwortli-
chen.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, es ist ein stürmischer
Angleichungsprozess, wie ihn wahrscheinlich die
Welt noch nicht gesehen hat, in den letzten zwei
Jahrzehnten passiert. Ich denke, meine Damen und
Herren, es bleibt also bei dem Antrag der LINKEN,
auch heute ein Stück darüber zu sprechen, was ha-
ben wir gewonnen und wie sind wir vorangekom-
men.

Ich will deshalb eines an erster Stelle nennen: Wir
haben anstelle einer kommunistischen Parteidikta-
tur eine parlamentarische Demokratie gewonnen.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, es war die SED, die den
hybriden Anspruch hatte, Staat, Wirtschaft, Kultur
und Gesellschaft auf der Basis eines ideologisch
begründeten Wahrheitsanspruchs zu lenken. Sie
schaltete dazu alle politischen und sonstigen Kon-
kurrenten systematisch aus. Alles hatte der Umset-
zung ihrer Politik zu dienen. Elementare politische
Grundrechte wurden den Menschen vorenthalten.
Erst mit der friedlichen Revolution des Herb-
stes 1989 wurden diese Sphären von Gesellschaft,
von Wirtschaft, von Kultur und Staat wieder ge-
trennt. Der Staat wurde gewaltenteilig und demo-
kratisch neu organisiert. Parteienpluralismus, Wahl
und Abstimmung und politische Grundrechte wur-
den wieder in Kraft gesetzt.

Meine Damen und Herren, weil ich zu diesem Kapi-
tel der Gleichschaltung der politischen und sonsti-

gen Konkurrenten auch gesprochen habe, will ich
gern noch einmal einen Hinweis der Abgeordneten
Siegesmund aufgreifen, wo sie fragt: Wie steht es
um die Rolle der CDU in der DDR? Da will ich ganz
klar und deutlich sagen, meine Damen und Herren,
es gibt nach meinem Wissen keinen weiteren Lan-
desverband der CDU in Ostdeutschland, der sich
so klar und deutlich in seiner eigenen Programma-
tik zu seiner eigenen Geschichte auch in der DDR
bekannt hat. Wer es nicht glaubt, der schaut in un-
ser Grundsatzprogramm unseres Landesverban-
des. Dazu gehören aber auch zwei Facetten. Des-
wegen will ich - es sei mir erlaubt - diesen einen
Absatz aus dem Programm noch einmal vortragen,
weil ich denke, dass es wichtig ist, dass dann ein
für allemal dieser dauernde Vorwurf von anderen
an die CDU aufhört, die CDU müsse ihre Rolle in
der DDR noch einmal überdenken. Unser Landes-
verband der CDU in Thüringen hat sich klar und ab-
schließend zu seiner Rolle in der DDR bekannt, zu
den Widrigkeiten, zu den Notwendigkeiten, aber
auch zu den eigenen Opfern, die wir, die unsere
Mitglieder bringen mussten und sogar mit dem To-
de bezahlen mussten - das gehört dazu und muss
immer wieder gesagt sein.

(Beifall CDU)

Deshalb, meine Damen und Herren, will ich aus
dem Grundsatzprogramm zitieren: „Bereits kurz
nach ihrer Gründung war die CDU in Thüringen
schweren Repressalien ausgesetzt. Etliche Mitglie-
der mussten ihr Bekenntnis zu unserer Partei sogar
mit dem Leben bezahlen. Wie in allen Ländern der
sowjetischen Besatzungszone, aus der dann die
DDR entstand, wurde die CDU von der Sozialisti-
schen Einheitspartei Deutschlands als führende
Partei zwangsweise gleichgeschaltet. Viele auf-
rechte Freunde hielten die Idee der christlichen De-
mokratie auch in den Zeiten der Diktatur wach. Sie
versuchten in Nischen zu wirken und konnten so
einen Beitrag zur friedlichen Revolution leisten.
Gleichwohl hat die CDU in den drei Bezirken, in die
Thüringen in der Zeit der SED-Diktatur aufgeteilt
war, in diesem totalitären System mitgewirkt. Gera-
de deshalb stellt sich die CDU der besonderen Ver-
antwortung, nie wieder zuzulassen, dass extremisti-
sches Denken und totalitäre Strukturen die Men-
schen manipulieren und ihrer Freiheit berauben.“

(Beifall CDU)

Wir sind dafür auch in der nationalen Presse sehr
gelobt worden, für diese Klarheit und diese histori-
sche Aufarbeitung. Deshalb müssen wir uns nicht
dauernd neu belehren lassen. Deshalb ist es wich-
tig, auch zu konstatieren: Was haben wir noch ge-
wonnen in diesen 20 Jahren Freiheit, in diesen
20 Jahren Wiedervereinigung? Dazu gehört zwei-
tens, dass wir aus geistiger Bevormundung in gei-
stige Freiheit eintreten konnten. Die SED hatte das
Ziel, neue Menschen zu schaffen, deren Bewusst-
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sein durch die Produktionsverhältnisse bestimmt
sein sollte. Dafür sollten sie aus alten Bindungen
und Traditionen herausgelöst werden, sofern diese
dieser eindimensionalen Logik widersprachen. Von
der Wiege bis zu Bahre waren sie der Erziehungs-
diktatur der beständigen Agitation und Propaganda
ausgesetzt. Was der Ideologie grundsätzlich wider-
sprach, wurde unterdrückt. Dieses Treiben verdich-
tete sich in der Schule, in der buchstäblich zum
Klassenhass erzogen werden sollte. Es war
1989/1990 - und das wird zu oft vergessen - des-
halb zuallererst auch eine geistige Befreiung von
diesen ideologischen Zumutungen. Meinungs- und
Informationsfreiheit, freie Medien und die Freiheit
der Debatte werden als Früchte der friedlichen Re-
volution des Herbstes 1989 übersehen und doch
sind sie ganz entscheidende Freiheiten, die wir im
Herbst 1989 neu dazugewinnen konnten.

(Beifall CDU)

Drittens, meine Damen und Herren, aus einem Un-
rechtsstaat ist ein Rechtsstaat geworden. Ich
schließe mich vollumfänglich - weil wir das auch
hier schon mehrmals getan haben - den Ausführun-
gen von Uwe Höhn an, der genau dazu gesprochen
hat, warum die DDR ein Unrechtsstaat war; nicht
zuletzt deshalb, weil das Verhältnis der Menschen
zum Staat nicht war wie das von Bürgern, sondern
wie das von Untertanen. Es konnten Eingaben ge-
schrieben werden, aber keine Rechte durchgesetzt
werden.

(Beifall CDU, SPD)

Wer in der DDR etwas erreichen wollte, das weiß
doch jeder aus Familiengeschichten und viele von
Ihnen aus eigenem Erleben, der musste kurz vor
den Wahlen - die keine richtigen Wahlen waren -
Eingaben machen. Dann konnte er vielleicht errei-
chen, eine neue Wohnung zu bekommen, da konn-
te er erreichen, dass der Handwerker vielleicht zu
ihm gekommen war, aber er konnte diese Rechte
nicht gerichtlich einklagen und er konnte seine
Rechte nicht durchsetzen. All diese Fragen, die
einen demokratischen Rechtsstaat ausmachen, die
haben an den Merkmalen in der DDR gefehlt. Des-
halb ist es richtig, dass wir gemeinsam das auch so
beurteilen und nicht im Nachhinein die Geschichte
verklären.

(Beifall CDU, FDP)

Es gab keine Gewaltenteilung, keine unabhängige
Justiz, kein demokratisch legitimiertes Parlament
als Gesetzgeber und keine Möglichkeit, sich auf
dem Rechtsweg gegen Partei und Staat zu wehren;
fehlende Verfassungsgerichtsbarkeit spricht dafür
letztendlich Bände, ebenso das Fehlen selbst ele-
mentarster Grundrechte, ein politisches Strafrecht,
politische Gefangene in großer Zahl und Beschlüs-
se einer demokratisch nicht legitimierten Staatspar-
tei als Auslegungsmaxime. Der Charakter eines

Rechtsstaates erweist sich nicht darin, dass alltägli-
che Rechtskonflikte nach Gesetzen gelöst werden,
sondern in den Konfliktzonen zwischen dem Staat
und seinen Bürgern, weil da die Spielregeln klar ge-
regelt sind.

Heute haben wir einen Rechtsstaat mit einem in der
Verfassung verankerten Instanzenweg, in dem die
Bürger sich auch gegen den Staat wehren können,
selbst über diesen Staat hinaus, wenn wir an die
europäischen Institutionen denken. Ist es das nicht
wert, sich darüber zu freuen, dass diese Rechte so
legitimiert und unumstößlich sind? Ich denke schon.

(Beifall CDU, FDP)

Viertens, meine Damen und Herren, aus einer inef-
fizienten Zentralverwaltungswirtschaft ist soziale
Marktwirtschaft geworden. Wenn man heute die
Bürger auch in den neuen Ländern fragt, wie haltet
ihr es um die deutsche Einheit und wie haltet ihr es
um die soziale Marktwirtschaft, dann sagen 84 Pro-
zent, dass sie zufrieden sind und froh sind, dass sie
in Einheit und in sozialer Marktwirtschaft leben und
arbeiten können. Wer hätte das gedacht, dass sich
das so stark in unserer Gesellschaft fest manife-
stiert hat und die Leute um den Mehrwert wissen,
auch um die besondere Verantwortung, die die so-
ziale Marktwirtschaft mit sich bringt, aber auch um
das soziale Netz, was es immer wieder auch neu
zu spannen gilt und neu ausjustiert werden muss,
aber sie wissen, sie werden vom Staat nicht alleine-
gelassen und fallen nicht ins Bodenlose und kön-
nen ihre Chancen nutzen, in der Freiheit auch nach
vorn zu kommen.

Meine Damen und Herren, das Wirtschaftssystem
der DDR hat die Menschen dagegen um die Früch-
te ihrer Arbeit geprellt, vielfach Schindluder mit ihrer
Gesundheit getrieben, Raubbau an der Natur und
an den Ressourcen betrieben und systematisch un-
ternehmerischen Geist erstickt und außerhalb des
Ostblocks war die Wirtschaft nicht konkurrenzfähig.

(Beifall CDU, FDP)

Wer das alles nicht glaubt, der erinnert sich: Anfang
der 70er-Jahre, als die Menschen um ihr Eigentum
gebracht wurden und manche fast 30 Jahre warten
mussten, bis sie alles wiederbekommen haben und
Familienvermögen wieder neu aufbauen konnten,

(Beifall FDP)

all das gehört dazu und gehört auch an diesem Tag
erzählt. Wichtig dabei ist eins, dass die Lebensleis-
tung der Menschen nicht als persönliches Versagen
ausgelegt werden darf, nur weil das DDR-Wirt-
schaftssystem als Misserfolg gekrönt war. Das
bleibt immer wieder festzuhalten, es lag nicht an
den Menschen, aber es waren die Umstände des
Systems, die den Menschen nicht die Freiheit er-
möglicht haben, auch den Lohn ihrer eigenen Arbeit
zu bekommen und auch zu behalten, sondern dass

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 34. Sitzung - 08.10.2010 2905

(Abg. Mohring)



der Staat sie um die Früchte ihrer Arbeit gebracht
hat. Die soziale Marktwirtschaft mit ihrem Wettbe-
werbsgedanken mutet den Menschen einiges zu,
nicht nur an Verantwortung, sondern auch an Not-
wendigkeiten. Natürlich war der Transformations-
prozess schmerzlich und er ist bestimmt noch nicht
in allen Bereichen der Wirtschaft abgeschlossen.
Aber um die Vorteile zu erkennen, genügt ein Gang
in jedes Kaufhaus. Manchmal reicht das aus, wenn
man sich zurückversetzt in diesen Tagen des Okto-
ber 2010 und überlegt, wie sah es in den Geschäf-
ten im September und Oktober 1989 aus. Wenn
man da mal ein Stück zurückblickt und überlegt,
wie war das eine und wie ist es heute, dann sieht
man schon, da ist eine Menge passiert. Wir können
gemeinsam froh sein, dass die Soziale Marktwirt-
schaft auch hier in den jungen Ländern Einzug ge-
halten hat.

(Beifall FDP)

Fünftens, meine Damen und Herren, ist aus einer
durchherrschten Gesellschaft eine pluralistische
Gesellschaft geworden.

(Beifall CDU, SPD)

Durch den demokratischen Zentralismus hat die
SED alle Bereiche von oben nach unten kontrolliert
und durch die Massenorganisationen hat sie alle
Arten gesellschaftlicher Betätigung kanalisiert und
unter Kontrolle gehalten - und zwar lückenlos - mit
einer Ausnahme, nämlich der der Kirchen. Denn
zum religiösen Bereich konnte sie als erklärterma-
ßen atheistische Partei nichts sagen und außerhalb
des kirchlichen Bereichs konnte sich Eigenständig-
keit und Eigensinn keinen organisatorischen Rah-
men geben. Heute haben wir ein freies und vielfälti-
ges Vereinswesen. Ein Drittel aller Thüringerinnen
und Thüringer sind ehrenamtlich inner- und außer-
halb von Vereinen engagiert. Die Bürger können
selbst entscheiden, für was und in welcher Form
und vor allen Dingen wann sie sich engagieren wol-
len. Heute ist die Mitgliedschaft in der DSF und an-
deren gesellschaftlichen Gruppen nicht mehr Vor-
aussetzung dafür, dass man vermeintlich gesell-
schaftliche Anerkennung und berufliche Erfolge ver-
zeichnen kann.

(Beifall CDU)

Mit dem Föderalismus, der kommunalen Selbstver-
waltung und dem Subsidiaritätsprinzip ist auch auf
unterschiedlichen politischen Ebenen Vielfalt einge-
kehrt.

Sechstens, meine Damen und Herren, aus Insas-
sen eines Mauerstaates sind freie Bürger gewor-
den. Im nächsten Jahr, am 13. August 2011, wer-
den wir uns an 50 Jahre Mauerbau erinnern. Die-
ses Datum zeigt und diese Mauer zeigt wie kein an-
deres Bauwerk, dieser Staat war zum Davonlaufen
und er musste Mauern bauen, um seine Bürger in

seinen Grenzen festzuhalten und ihnen ihre Freiheit
wegzunehmen.

(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, die mit Blut gezogene
Grenze ist nicht mehr. Wir leben in einem Europa,
das frei ist und wo die Grenzen nicht mehr die Län-
der durchtrennen, sondern miteinander verbinden.

(Beifall CDU, FDP)

Ich will mich ausdrücklich - und ich bin da sehr froh
gewesen - den Worten von Frau Siegesmund an-
schließen: Es hätte wunderbar gepasst nach diesen
20 Jahren deutsche Einheit, nachdem wir in Europa
friedlich in Gemeinsamkeit leben und einen langen
historischen Zeitraum in Frieden ohne Krieg in
Europa haben, wenn der Ehrenbürger Europas und
der Kanzler der deutschen Einheit Dr. Helmut Kohl
heute den Friedensnobelpreis bekommen hätte.
Nichtsdestotrotz, seine Lebensleistung ist uner-
reicht und zu würdigen. Aber ich danke ausdrück-
lich für Ihre Worte, dass Sie diese Auffassung mit
uns teilen. Wir können dankbar sein, dass Helmut
Kohl diese Lebensleistung für die deutsche Einheit
und die Einheit Europas gebracht hat.

(Beifall CDU, SPD)

Meine Damen und Herren, die LINKEN fragen ja
auch nach Zahlen. Jetzt ist es müßig, all diese Zah-
len aufzublättern. Aber ich habe ein Buch gefun-
den: „Thüringen - ein statistisches Porträt“. Es
stammt von den Statistischen Bezirksämtern der
Städte Erfurt, Gera und Suhl aus dem Juni 1990.
Die haben sich die statistischen Zahlen der Jah-
re 1988 und 1989 vorgenommen und sie aufberei-
tet. Es macht Sinn, diese aufbereiteten Zahlen von
1988/89 mit denen des Jahres 2010 zu vergleichen.
Vielleicht, wenn man mit ein paar elementaren Din-
gen anfängt, wird sich manches gut erhellen. Viel-
leicht fange ich zuerst mit der Lebenserwartung an.
Die ist zwischen den Jahren 1991 und 2009 bei den
Männern um 7,8 Jahre und bei den Frauen um sie-
ben Jahre angestiegen. Ganz nebenbei: Jeder ach-
te Rentner musste sich 1989 noch etwas dazu ver-
dienen, um mit seiner mickrigen Rente einigerma-
ßen ein Auskommen zu haben.

(Beifall CDU, FDP)

Im Gesundheitswesen kam 1989 in Thüringen ein
Arzt auf 432 Einwohner. Im Jahr 2010 kommt ein
Arzt auf 282 Einwohner. Im Umweltschutz war es
1991 so, dass 16 Prozent der Flüsse im guten Zu-
stand waren. Heute sagt die Statistik 70 Prozent
der Flüsse sind in einem guten Zustand. Was wir
aus dem Umweltschutz kennen, diesen schönen al-
ten Spruch „In der DDR war alles grau, nur die
Flüsse waren bunt.“, das ist lange Geschichte und
vorbei.

(Beifall CDU, SPD, FDP)
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Meine Damen und Herren, das Bruttoinlandspro-
dukt ist im Verhältnis von 1989 zu 2010 um
211 Prozent je Erwerbstätigen und Euro gestiegen.
Selbst bei den Löhnen, wo zu Recht auch oft darauf
hingewiesen wird, dass viele so wenig verdienen,
trotzdem sie den ganzen Tag arbeiten und es
manchmal nicht reicht, die Familie zu ernähren, ist
es so, dass das Arbeitnehmerentgelt in Euro umge-
rechnet ein Plus von 92,7 Prozent gegenüber der
gleichen Entwicklung von 1989 bis 2010 im Westen
von 32 Prozent erfahren hat.

(Beifall CDU, FDP)

Das muss gesagt werden, weil es auch dazu dient,
ein Stück weit alles in die richtige Richtung einzu-
ordnen. Wie sah es denn auf dem Wohnungsmarkt
aus? 1989 gab es rund 1 Mio. Wohnungen für
2,6 Mio. Einwohner in Thüringen. Der Wohnungs-
mangel brach der DDR mit das Genick. 1989 hatten
25 Prozent dieser 1 Mio. Wohnungen nicht einmal
eine Innentoilette und lediglich 46 Prozent eine
moderne Heizung. Es gab zerfallende Altbauten
und Plattenbauten und nicht zu Unrecht wurden
manche von diesen als Arbeiterschließfächer be-
zeichnet. Im Jahr 2009 haben wir 1,17 Mio. Woh-
nungen für 2,2 Mio. Einwohner.

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD: Wohnflä-
che?)

Das war der richtige Zwischenruf, im Jahr 1989 be-
trug die Wohnfläche je Einwohner 28 m², heute be-
trägt der Quadratmeterdurchschnitt pro Einwohner
und Wohnfläche 40 m². Wer erinnert sich nicht
noch daran, als im Herbst 1989 14 Prozent der
Thüringer - wenn überhaupt - nur ein Telefon hat-
ten. Als wir die ersten Gespräche machen wollten
1989, um die Freunde in den alten Ländern anrufen
zu wollen, musste man es einen Tag lang in irgend-
einem zentralen Büro anmelden, damit man telefo-
nieren konnte. Das ist alles Geschichte, aber es
muss erwähnt werden. Sie wollten diese Zahlen hö-
ren, jetzt seien Sie ein Stück kurz dabei und lassen
Sie sich Ihre Statistik mit unserer von heute im
Jahr 2010 vergleichen.

(Beifall CDU, FDP)

Dann macht es Sinn, auch im Bildungswesen mal
kurz nachzuschauen. Sie sind ja die, die regelmä-
ßig von früh bis abends nach besserer Bildung
schreien und wir mit Ihnen in Diskussion stehen,
was ist das bessere Bildungssystem. Wie sah es
denn in der DDR aus?

(Zwischenruf Abg. Bärwolff, DIE LINKE: Bes-
ser.)

Die Übertrittsquote an die EOS betrug 1989 10 Pro-
zent. Wir wissen das doch, es durften nicht die Bes-
ten an die Schule, sondern es durften auch
Schlechte an die Schule, wenn sie sich für 25 Jahre

NVA verpflichtet haben, das war ihnen mehr wert
als gute Schulleistung.

(Beifall CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Heute haben wir eine Übertrittsquote an das Gym-
nasium von 44 Prozent gegenüber 10 Prozent an
die EOS im Jahr 1989. Sie können doch alle an die
alten Schulen gehen und fragen, wir waren doch al-
le dabei, wie schwierig das war. Die drei Besten
wurden genommen und die anderen wurden ausge-
sucht. In meiner eigenen POS-Klasse war es doch
so, da sind zwei an die EOS gekommen, weil sie
kurz vorher für 25 Jahre Armee unterschrieben ha-
ben. Deswegen wurden andere mit 1,0 nicht ge-
nommen, obwohl sie die Silberne Lessingmedaille
bekommen haben, durften sie nicht auf die EOS,
weil die anderen, Hinz und Kunz, mit NVA-Erklä-
rung 25 Jahre auf einmal hindurften. Auf einmal
sind die Noten angestiegen, auf einmal hatten sie
die EOS-Zulassung. Das muss doch alles mal ge-
sagt sein.

(Beifall CDU, FDP)

Wie sieht es an den Hochschulen aus? Im
Jahr 1988 hatten wir an den sechs Hochschulen in
Thüringen 12.680 Studierende und wir haben im
Jahr 2009 an fünf Hochschulen ohne die Fachhoch-
schulen 36.422 Studierenden gehabt.

Um noch einmal auf die normale Volksbildung zu
kommen. An den Volkshochschulen gab es 1988 in
Thüringen 45.000 Besucher. Jetzt fragen Sie mal
nach den Zahlen von heute: 125.692 Besucher an
den Volkshochschulen. Und da wollen Sie uns
weismachen, dass Bildungschancen bei Ihnen bes-
ser waren als heute in der freien Gesellschaft? Ich
bezweifele das.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, ich will nicht davon spre-
chen - wir könnten das fortsetzen - wie es um die
CO2-Ausstöße stand, um die Selbstständigenquote
und all die anderen Fragen, die eine Rolle spielen,
wenn man so eine Statistik miteinander aufarbeitet.
Aber eine Infrastrukturzahl sei noch gesagt: Wir
hatten im Jahr 1989 in Thüringen 250 Autobahnki-
lometer und wir haben jetzt im Jahr 2010 580 Auto-
bahnkilometer. Wir haben das mehr als verdoppelt,
was wir an verschlissener Infrastruktur 1989/90 vor-
gefunden haben. Wir sind dankbar, dass diese In-
frastruktur sich so weiterentwickeln konnte und das
ist gelungen, weil wir so große Hilfe von der Bun-
desrepublik Deutschland, aber auch von den Ge-
berländern West erhalten haben im Rahmen des
Solidarpakts II. Danke für diese Hilfe, sonst wäre
die Infrastruktur nicht so toll, wie wir sie heute vor-
finden.

(Beifall CDU)

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 34. Sitzung - 08.10.2010 2907

(Abg. Mohring)



Ich bin deshalb auch dankbar, dass die Ministerprä-
sidentin in diesen Tagen sich noch mal zu Wort ge-
meldet hat und noch mal eins klargestellt hat: Der
Solidarpakt II ist ausgehandelt und unbestritten bis
zum Jahr 2019 festgeschrieben. Wir brauchen ihn
auch, weil er notwendig ist, um die restlichen tei-
lungsbedingten Lasten weiter zu beseitigen, aber er
dient auch dafür, diese notwendigen Ausgaben
durch Einnahmen im Haushalt sicherzustellen. Da-
mit das gelingt, deswegen zahlen mit Unterbre-
chung seit 1990 und darüber hinaus in verschiede-
nen Maßstäben und Veränderungen alle Bürger
Deutschlands ihren Solidaritätszuschlag als Zu-
schlag zur Einkommensteuer, zur Kapitalertrags-
steuer und zur Körperschaftssteuer. Diese Sum-
men fließen in den allgemeinen Haushalt hinein,
daraus werden dann auch die Solidarleistungen für
den Aufbau der neuen Länder finanziert. Ich finde
es richtig, dass wir, solange der Aufbau Ost not-
wendig ist, auch am Solidaritätszuschlag festhalten.
Gleichzeitig macht es Sinn, wenn wir im Jahr 2012
und darüber hinaus in eine Phase der Finanzierung
kommen, wo der Bund durch den Solidaritätszu-
schlag mehr einnimmt, als er noch in den Aufbau
Ost investiert, dass dann das übriggebliebene Geld
auch dafür verwendet würde, in anderen Regionen
Deutschlands das Geld zu investieren und auch
dort zu helfen, dass Nachteile in den Regionen be-
seitigt werden. Deswegen soll es auch so sein, die
Solidarität Ost ist festgeschrieben und muss erfüllt
werden, aber gleichzeitig sollten die Chancen aus
Überschüssen genutzt werden, auch in anderen
Regionen Deutschlands zu helfen und Struktur-
nachteile auszugleichen.

(Beifall CDU, FDP)

Aber, meine Damen und Herren, eine Zahl will ich
Ihnen noch nennen, weil die mich sehr freut. Im
Jahr 1989 hatte allein im Bezirk Erfurt die SED
156.000 Mitglieder. Ich bin froh, dass in ganz Thü-
ringen DIE LINKE jetzt gerade noch 7.000 Mitglie-
der hat. Auch da ist eine Menge passiert

(Beifall CDU, SPD)

und wir sind froh, dass sich das so entwickelt hat.

Meine Damen und Herren, wenn Sie schon so
einen Bericht „20 Jahre Thüringen“ verlangen, dann
hätte es sich gehört, dass Sie nicht nur fragen nach
den Statistiken, die Sie interessieren, sondern dass
Sie auch eine Verantwortung übernommen hätten -
und die GRÜNEN haben das zu Recht angespro-
chen -, dass Sie auch fragen: Wie steht es nach
20 Jahren um die Opfer unserer eigenen Diktatur?
Sie haben es weggelassen, Sie haben es bewusst
vorsätzlich wieder nicht abgefragt, weil es Sie nicht
interessiert und weil es nicht ehrlich ist,

(Beifall CDU, SPD, FDP)

wenn Sie einmal so eine Debatte ansprechen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Sie
haben überhaupt nichts beantragt, das ist ja
lächerlich, und dann machen Sie am 7. Okto-
ber so einen Krawattenzirkus.)

Meine Damen und Herren, der Ausgangspunkt ist
noch eine Statistik, die ich sagen will. Im Jahr 1989
gab es allein in Thüringen 20.000 inoffizielle Mitar-
beiter bei der Staatssicherheit; in ganz Ostdeutsch-
land waren es 189.000 im Jahr 1989. Jedes
20. SED-Mitglied war selbst Spitzel, und dass dar-
aus Opfer entstanden sind, meine Damen und Her-
ren, das muss doch festgehalten werden, und dass
die einen Anspruch darauf haben, dass sie aus ih-
rer nicht selbst verursachten, sondern durch die
Diktatur verursachten Opferrolle herausbegehren,
wieder gleichberechtigt in der Gesellschaft zu sein
und Anerkennung und Entschädigung verlangen,
das ist doch selbstverständlich. Sie hätten fragen
können, fragen müssen: Wie steht es um die Opfer-
entschädigung aus unserer eigenen Diktatur?

(Beifall CDU, SPD, FDP)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Sie
dürfen es doch sagen, niemand hindert Sie
daran.)

Meine Damen und Herren, die Ministerpräsidentin
hat deshalb zu Recht angesprochen im zweiten Teil
ihrer Erklärung, dass Thüringen eine Menge geleis-
tet hat und sich besonders dieser Gruppe der Opfer
aus der SED-Diktatur angenommen hat. Das ist
mindestens eine moralische Verpflichtung für die
Gesellschaft, aber es ist auch eine notwendige Ver-
pflichtung für politisch Handelnde, dass diese Opfer
aus der Rolle von damals in der Diktatur in der heu-
tigen Zeit keinen neuen Nachteil erleiden sollen.
Deshalb ist es wichtig und richtig und ich bin dank-
bar, dass es Thüringen war, das als einziges Bun-
desland vor allen Dingen zum Beispiel den
Zwangsausgesiedelten mit einer einmaligen Ent-
schädigungsleistung geholfen hat. Es macht Sinn,
dass sich auch darüber hinaus der Bund in beson-
derer Weise den Zwangsausgesiedelten widmet.
Der 50. Jahrestag der Aktion „Kornblume“ im
nächsten Jahr wäre dafür übrigens ein guter An-
lass.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Meine Damen und Herren, der Bundestag hat sich
gestern erneut mit dem SED-Unrechtsbereini-
gungsgesetz beschäftigt und trotzdem bleiben im-
mer noch Dinge offen. Deshalb brauchen wir eine
Entfristung dieses SED-Unrechtsbereinigungsge-
setzes über den 31.12.2011 hinaus und wir brau-
chen auch eine Neuregelung der Bedürftigkeitsre-
geln. Wer Opfer war im SED-Staat, der muss An-
spruch auf Entschädigung haben, unabhängig von
seiner materiellen Lage heute, weil die materielle
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Lage heute nichts mit der Opferrolle von damals zu
tun hat.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, ich bin der FDP aus-
drücklich dankbar, weil wir das in diesem Plenum
oder in den nachfolgenden Plenarsitzungen auch
noch besprechen werden, dass sie sich mit einem
eigenen Antrag auch zum Unrecht in den Erzie-
hungsheimen und Jugendwerkhöfen äußert. Auch
diese besondere Opfergruppe muss Berücksichti-
gung finden. Wir werden diesen Antrag in den Aus-
schüssen dann weiterberaten, das kündige ich jetzt
schon an. Es ist richtig, dass Sie mit Ihrer Fraktion
ausdrücklich auch diese Opfergruppe aufmerksam
ins Licht rücken.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Meine Damen und Herren, wir brauchen auch eine
neue Initiative zu verlorenen Schulabschlüssen von
verfolgten Schülern. Diese besondere Opfergruppe
von Kindern und Schülern, die in der DDR gebro-
chen wurden und die deshalb Schwierigkeiten hat-
ten mit ihren Schulabschlüssen und bis heute einer
Anerkennung ihrer Rolle hinterherrennen, denen
müssen wir helfen. Es kann nicht sein, dass die
Kinder von damals als Erwachsene immer noch
Opfer in der heutigen Gesellschaft sind; es braucht
dazu eine neue Initiative.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Meine Damen und Herren, ich will es rund machen
und noch mal auf das Jahr 1990 kommen. Vom
4. September 1989 - der ersten Leipziger Montags-
demo - über das Jahr der deutschen Einheit 1990
am 3. Oktober, liegen entscheidende Momente ei-
gener freier Gesetzgebung. Ich bin der Landtags-
präsidentin dankbar, dass sie am Mittwoch in der
Eröffnung zum Plenum darauf aufmerksam ge-
macht hat und auch anerkannt hat, welche beson-
dere politische einmalige Lebensleistung die Abge-
ordneten der ersten und einzig frei gewählten
Volkskammer im Jahr 1990 bewerkstelligt haben.
Und weil es in diesem Rund auch zwei Abgeordne-
te meiner Fraktion betrifft: Siegfried Wetzel und
Wolfgang Fiedler, wir sind euch dankbar für euer
Mittun und für eure Verantwortung, die Ihr im
Jahr 1990 in der Volkskammer wahrgenommen
habt und den Weg der deutschen Einheit bereitet
habt.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Darin zeigt sich das auch wieder: Engagierte Bür-
gerrechtler - die mitten in der Diktatur gesagt ha-
ben, so kann das nicht gehen, diese Gesellschaft
ist unfrei - engagierte Bürgerinnen und Bürger, die
mit der Kerze in der Hand auf die Straße gegangen
sind; frei gewählte Abgeordnete, die ihre Rechte
wahrgenommen haben und Gesetze auf den Weg
gebracht haben; ein deutscher Bundestag, der auf

der anderen Seite die deutsche Einheit mit unter-
stützt hat und dann am Ende auch die vier Mächte,
die gemeinsam die Wiedervereinigung unterstützt
haben, damit ein freies und friedliches Europa zu-
sammenwachsen kann - all das hat dazu beigetra-
gen, dass wir heute eine so positive Bilanz nach
20 Jahren Wiedervereinigung und Wiederbegrün-
dung des Freistaats Thüringen beschreiben kön-
nen. Kurz: 20 Jahre deutsche Einheit waren und
sind ein Grund zur Freude und 1989/90 war ein
Sieg der Freiheit - und deshalb gilt das, was im
Herbst 1989/90 gegolten hat: „Wehret den Anfän-
gen“, nie wieder Kommunismus. Vielen Dank, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion DIE LINKE erhält der Abgeordnete
Hausold das Wort.

Abgeordneter Hausold, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Ministerpräsidentin, Sie haben dan-
kenswerterweise heute am Anfang dieser Debatte
für die Regierung unseres Landes einige - wie ich
schon finde - wichtige Positionen verdeutlicht. Sie
haben sich in allererster Linie auf die Erfolge seit
1989/90 und auf die historischen Zusammenhänge
bezogen. Als Ministerpräsidentin dieses Freistaats
ist das selbstverständlich Ihre Aufgabe und auch ei-
ne berechtigte Position. Sie sind weniger auf Pro-
bleme und Herausforderungen eingegangen - ha-
ben das aber sehr wohl benannt -, vor denen wir
auch 20 Jahre nach der friedlichen Revolution von
1989 stehen. Wir hatten hier im Haus eine sehr
vielfältige Debatte mit sehr unterschiedlichen Facet-
ten und das allein rechtfertigt schon, diesen Tages-
ordnungspunkt und dieses Thema hier im Hohen
Hause auf dieser Sitzung im Oktober des Jah-
re 2010 aufzurufen. Frau Siegesmund hat noch ein-
mal auf die Frage der Aufarbeitung der geschichtli-
chen Verantwortung und Zusammenhänge verwie-
sen, hat sich auch an meine Partei völlig zu Recht
gewandt und ich will deshalb meine Bemerkungen
zu unserem Antrag auch noch einmal mit diesem
Thema beginnen. Meine Kollegin hat schon bei der
Begründung darauf hingewiesen und der Bundes-
präsident hat das, glaube ich, in seiner Rede am
3. Oktober auch hervorgehoben: Die Bürgerinnen
und Bürger in der DDR - auch in Thüringen - haben
1989/90 ihre Freiheit selbst in die Hand genommen.
Sie mussten dies tun, weil die DDR zum Scheitern
verurteilt war. Die entstandene gesellschaftliche Si-
tuation verantwortet in allen wesentlichen Punkten
unsere Vorgängerpartei SED und insbesondere de-
ren Führung. Natürlich, meine Damen und Herren,
der deutsche Faschismus, der Zweite Weltkrieg mit
60 Mio. Toten und einem verwüsteten Kontinent als

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 34. Sitzung - 08.10.2010 2909

(Abg. Mohring)



Folge hatte nach 1945 schon eine übrigens nicht
nur von Kommunisten damals benannte demokrati-
sche und soziale Alternative, auch eine sozialisti-
sche Gesellschaftsverfassung auf die Tagesord-
nung gesetzt, ein Stück weit auch historisch legiti-
miert. Die SED-Führung übernahm jedoch in vieler
und entscheidender Hinsicht das stalinistische
Herrschaftsprinzip.

(Beifall SPD)

Ihr Sozialismus musste letztlich scheitern, da er De-
mokratie verweigerte, meine Damen und Herren.

(Beifall SPD)

Die DDR ist gescheitert an ihrem grundlegenden
demokratischen Mangel, an der Tatsache, dass es
Demokratie, dass es Meinungsfreiheit, dass es Re-
defreiheit, dass es Beteiligung von Bürgerinnen und
Bürgern im direkten und umfassenden Sinne an
staatlichen Entscheidungen nicht gegeben hat.
Auch parlamentarische Gremien haben nicht wirk-
lich entschieden, sondern die Parteibürokratie hat
alles vorbestimmt. Freie Wahlen gab es in der Ver-
fassung und im Wahlgesetz, aber nicht in der Reali-
tät, meine Damen und Herren. Mit den Einheitslis-
ten und der damit gesicherten Mehrheit für die SED
in diesen Gremien wurden Entscheidungen der
Wählerinnen und Wähler für politische Alternativen
ausgeschlossen.

Ja, meine Damen und Herren, als Folge des fa-
schistischen Krieges und dann des Kalten Krieges
wurde Deutschland geteilt. Dieser Kalte Krieg wur-
de von beiden Seiten zum Teil heftig geführt. Nicht
nur einmal stand die Menschheit vor einem dritten,
einem atomaren Weltkrieg. Aber - und das sage ich
hier noch einmal mit aller Deutlichkeit - dieser Kalte
Krieg rechtfertigte jedoch nicht auch nur einen ein-
zigen Toten an der Staatsgrenze und der Mauer

(Beifall DIE LINKE)

und rechtfertigte nicht das Grenzregime, welches
die DDR erschaffen hat. Es rechtfertigte auch nicht
- ich sage das, weil die Berufung ja darauf ständig
bei uns in der DDR gegenwärtig war - das Fehlen
der Demokratie und wirklicher demokratischer Insti-
tutionen.

Die friedliche Revolution von 1989 war ausschlag-
gebend für den Zusammenbruch der stalinistischen
Strukturen, für eine Perspektive in Freiheit und De-
mokratie. Für meine Partei begann mit dem Druck
dieser friedlichen Revolution - ich kann das aus
meiner Sicht natürlich noch stärker sagen, also
nicht freiwillig, aber auch aus der eigenen Ausein-
andersetzung mit den Verhältnissen auf dem au-
ßerordentlichen Parteitag der SED - im Dezember
1989 das, was wir als Bruch mit dem Stalinismus
als System bezeichnet haben. Das ist keine Ange-
legenheit, die man abschließen kann für meine Be-
griffe. Das war aus meinem Erleben in den 20 Jah-

ren der Entwicklung unserer Partei immer wieder
Debatte, es wird es und es muss es auch weiter
sein. Vor diesem Hintergrund sage ich aber erneut
auch gerade heute, 20 Jahre nach der Neugrün-
dung Thüringens, der Wiedergründung Thüringens,
Frau Lieberknecht, ich kann mich Ihnen anschlie-
ßen, einen Schlussstrich unter die Geschichte im
Allgemeinen und besonders auch unter die Ge-
schichte der DDR im Sinne eines beendet, eines
„Nicht-mehr-Themas“ kann es nicht geben, schon
wegen unserer demokratischen und freiheitlichen
Zukunft nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE)

Herr Mohring, Sie haben die Frage der Opfer der
SED angesprochen. Ich will an der Stelle nur so viel
sagen, dass wir hier im Hause wiederholt dazu dis-
kutiert haben. Jawohl, die Thematik gehört zum
Kontext unseres Antrags, da gebe ich Ihnen recht.
Sie können aber auch wissen, dass Sie uns immer
in diesem Haus an Ihrer Seite gefunden haben,
wenn Sie für die berechtigten Interessen der Opfer
des SED-Regimes gearbeitet haben, Anträge ein-
gebracht haben und Debatten geführt haben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gerade
weil wir 1989 unseren Weg in Demokratie und Frei-
heit in Thüringen beginnen konnten, ist es 20 Jahre
später angemessen, eine Bilanz zu ziehen und er-
folgreiche Entwicklungen zu benennen. Ich will an
dieser Stelle sagen: Ja, ich fühle mich als Thürin-
ger, ich weiß es von ganz vielen Menschen in mei-
nem unmittelbaren Umfeld, wir möchten auch - wie
Sie das heute gesagt haben, Frau Lieberknecht -
Thüringen nicht etwa wieder preisgeben, auch wir
möchten natürlich Demokratie und Freiheit als ge-
sellschaftliche Grundlagen nie wieder infrage stel-
len und insofern ist natürlich die positive Bilanz, die
Sie insgesamt gezogen haben, eine berechtigte Bi-
lanz, Frau Lieberknecht. Aber das sollte uns gerade
so, wie wir diese Bilanz auch in den folgenden Jah-
ren und Jahrzehnten noch so ziehen können, eben
nicht den Blick für Probleme verbauen lassen, die
wir analysieren müssen, für Perspektiven, die wir
miteinander diskutieren müssen und dabei auch
Rückschau halten auf die 20 Jahre dieses Transfor-
mationsprozesses - wie Sie ihn und andere Redner
auch, darunter Herr Höhn -, ausgehend von der
friedlichen Revolution 1989/90, genannt haben. Da-
bei sind wir uns natürlich im Klaren darüber - bei
dem Stichwort Globalisierung -, dass es hier nicht
nur um ein Thüringer Thema geht. Was ich zur
DDR kritisch vermerkte, was zu ihrem Scheitern
führen musste, steht heute natürlich auf der Ha-
benseite der neuen gesellschaftlichen Verhältnisse.
Das betonen wir ausdrücklich. Ich sage das noch
einmal: Freie Wahlen, Rede- und Versammlungs-
freiheit, Pressefreiheit, Freizügigkeit im Reisever-
kehr, eine bessere Umwelt, Freiheit der Kunst - ja,
ein großes Warenangebot, Herr Mohring -, moder-
ne Infrastruktur und wieder ansehnliche Städte und
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Gemeinden. Das gehört zur positiven Bilanz aus
der Arbeit der Menschen in den zurückliegenden
zwei Jahrzehnten.

(Beifall DIE LINKE)

Das wäre ohne friedliche Revolution nicht möglich
gewesen. Alles also unbestritten, was die Erfolge
betrifft, aus meiner Sicht. Unser Bundespräsident
Wulff bemerkte am 3. Oktober vor diesem Hinter-
grund: „Gewiss ist auch in diesen 20 Jahren in der
Umbruchzeit Erhaltenswertes verloren gegangen.“
Wir sollten auch diese Debatte, meine Damen und
Herren, gerade angesichts der positiven Bilanz, die
wir ziehen können, als Zukunftsgewinn offen füh-
ren. Gerade angesichts der vielfältigen Probleme
und Herausforderungen, die wir heute haben, ist es
erforderlich, sich an einiges aus der Zeit 1989/90
und den letzten 20 Jahren auch politisch zu erin-
nern. In Polen wurde der runde Tisch etabliert. In
der Wendezeit griffen vor allem die Bürgerbewe-
gungen der DDR dieses politische Instrument auf.
Die runden Tische auf allen Ebenen waren unter
schwierigen Bedingen darauf aus, in komplizierten
Fragen Konsens zu erreichen. Sie haben unter
Führung der Bürgerbewegung aus meiner Sicht
auch das ganz schwierige Thema „Sicherheitsorga-
ne der DDR und Ministerium für Staatssicherheit“
thematisiert und Voraussetzungen auf diesem Ge-
biet gesetzt, dass hier eine friedliche Überwindung
dieser Zustände erreicht werden konnte. Diese run-
den Tische, meine Damen und Herren, haben sehr
maßgeblich aus meiner Sicht zur ersten freien Wahl
einer Volkskammer der DDR am 18. März 1990
beigetragen. Allerdings muss man auch feststellen,
kaum waren diese Wahlen erfolgreich absolviert,
kaum standen die parlamentarischen Mehrheiten
fest, da - und das ist mir eine Debatte wert - war es
meiner Erinnerung nach vor allem die CDU und die
damals mit ihr verbundenen Parteien, die die Arbeit
an den runden Tischen relativ schnell für beendet
erklärt haben. Da muss ich Ihnen sagen, das finde
ich heute noch bedauerlich, nicht weil es darum
ging, das Wählervotum der Bürgerinnen und Bürger
der DDR auch nur irgendwie infrage zu stellen,
aber weil wir heute 20 Jahre später wissen - des-
halb werfe ich Ihnen ihr Verhalten von damals heu-
te auch nicht so vor -, dass eine Ergänzung unserer
parlamentarischen Gremien mit direkter Bürgerbe-
teiligung - ich komme noch darauf zurück - gerade-
zu enorm wichtig für die Stärkung von Freiheit und
Demokratie ist, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE)

Es war nicht die Erfindung der SED-Führung, es
war auch nicht die Erfindung der sich langsam ent-
wickelnden und auseinandersetzenden SED/PDS,
sondern es war die Sicht von Bürgerinnen und Bür-
gern und von Bürgerbewegungen, diese runden
Tisch in der Regel in Gang zu setzen, meine Da-
men und Herren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, deshalb
möchten wir heute übrigens auch für unser Land
gern eine umfassende Volksgesetzgebung, auch
auf der Bundesebene.

Helmut Kohl, er wurde ja heute schon wiederholt
genannt, und seine Allianz für Deutschland verstan-
den das Wahlergebnis vom 18. März aus Sicht vie-
ler Menschen damals, heute will ich es mit Frage-
zeichen versehen, nicht unbedingt als temporäres
Mandat für die CDU in der DDR, sondern offen-
sichtlich eher als ein grundsätzliches Signal, alle ih-
re politischen Ansichten und das politische Wirt-
schafts- und Wertesystem der BRD möglichst
schnell auf die DDR zu übertragen. Diese Haltung
zeigte sich übrigens alsbald auch bei den CDU-ge-
führten Landesregierungen nach 1990. Ja, meine
Damen und Herren, weil Sie das öfters einwenden:
Es ist richtig, in der Demokratie wird regiert, nicht
geherrscht. Geherrscht wird in der Diktatur. Zumin-
dest sollte es so sein.

(Zwischenruf Abg. Koppe, FDP: Das hatten
wir.)

Ja, das hatten wir bis 1989. Aber jetzt sehen wir
uns mal an, ausgegangen von Helmut Kohl und sei-
ner Politik - dem ich als Person und als Kanzler der
Bundesrepublik Deutschland selbstverständlich
Achtung entgegenbringe, was ja nicht heißt, dass
man seine politischen Positionen teilen muss -, was
dann etwa bei uns im Land mit Bischofferode ver-
bunden war, mit der Stilllegung von Bischofferode,
das kann man natürlich kaum mit demokratischem
Regieren einfach so erklären. Knallhart ging es um
die Konzerninteressen von Kali + Salz.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Petitionen, Proteste, selbst ein Hungerstreik wur-
den ebenso in den Wind geschlagen wie sachlich
vorgetragene ökonomische Argumente und Erwä-
gungen, meine Damen und Herren. Das gehört
meiner Meinung nach ein Stück weit zu den Fra-
gen, die wir in kritischer Reflexion aus den vergan-
genen 20 Jahren auch für unsere weitere Politik
miteinander erwägen müssen. Und wenn Frau Mi-
nisterpräsidentin eingangs darauf verwiesen hat,
dass wir als Partei das Kapital, den Kapitalismus
kritisieren und sie sich ein bisschen kritisch damit
auseinandergesetzt hat, dann muss ich Ihnen sa-
gen, unser Grundgesetz schreibt keine Wirtschafts-
form vor.

(Beifall DIE LINKE)

Ich muss auch sagen, in dem zitierten Passus aus
den Eckpunkten ging es um wirtschaftliche Macht.
Meine Damen und Herren, wirtschaftliche Macht,
wie sie Kali + Salz in Bischofferode ausgeübt hat,
gehört nicht zu den Prinzipien unserer freiheitlich-
demokratischen Grundordnung, meine Damen und
Herren.
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(Beifall DIE LINKE, SPD)

Ich darf an dieser Stelle zu einigen Wirtschaftsfra-
gen kommen. Ich hatte ja schon zu einem anderen
Tagesordnungspunkt darauf verwiesen, dass Mittel-
stand und Handwerk nach 1990 sich vielfach sehr
gut entwickelt haben, entwickeln konnten, dass sie
unter den neuen Bedingungen am Wesentlichsten
zu dem beigetragen haben, was heute wirtschaft-
lich positiv zu bewerten ist - Mittelstand, Handwerk
und Gewerbe in Thüringen und nicht Kali + Salz,
das will ich hier schon noch einmal deutlich sagen.
Aber natürlich hatten wir nach 1989/90 schwierige
wirtschaftliche Situationen. Zur Einführung der D-
Mark, obwohl viele Experten davor ja gewarnt hat-
ten, gab es 1990 aus meiner Sicht sicherlich keine
Alternative, meine Damen und Herren. Wie dies
nun allerdings geschah, verursachte viele Proble-
me, die zumindest zum Teil vermeidbar gewesen
wären. Auch vorhandene sanierungsfähige Unter-
nehmen wurden von heute auf morgen in die Be-
dingungen des freien Marktes gestürzt. Investitio-
nen aus dem Westen führten - wenn nicht mitunter
direkt zur Stilllegung - dann doch zumindest dazu,
dass hier die verlängerten Werkbänke der west-
deutschen Industrie aufgestellt wurden. Das hat
schon mit politischen Entscheidungen zu tun.

Ich will auch noch einmal sagen, was Edelbert
Richter aus Weimar vor einiger Zeit im Juli, als es
um diesen historischen Termin der Währungsunion
gegangen ist, in etwa so skizziert hatte. Den Exper-
ten war damals schon klar, dass Lebenshaltungs-
kosten in Ost und West trotz einer völlig unter-
schiedlichen Struktur - also darauf haben ja Vorred-
ner verwiesen, Wohnungsgrößen und andere Fra-
gen - in etwa gleich waren und somit in etwa auch
die Kaufkraft gleich war und dass es auch sehr
wohl in den zuständigen Gremien - vielleicht erin-
nert sich ja Herr Wetzel oder Herr Fiedler - die
Überlegung gab, im Ganzen 1 : 1 umzutauschen.
Aber die Bundesbank - ich muss mal sagen, nach
der Finanz- und Wirtschaftskrise, die uns immer
noch nicht losgelassen hat des Jahres 2009, ist es
schon interessant - hat darauf bestanden, dass die
Umtauschsätze unterschiedlich gemacht wurden.
Sie hat sich durchgesetzt. Egal, ob es dazu nun
wirklich eine Alternative gegeben hätte, aber es ist
natürlich völlig klar, eine teilweise Enteignung der
Bürgerinnen und Bürger der DDR war das den-
noch, meine Damen und Herren. Es hat auch ihre
Möglichkeiten geschmälert, in den folgenden Jah-
ren sich zum Beispiel wirtschaftlich zu betätigen.

Es ist natürlich nicht zu übersehen, meine Damen
und Herren, dass eine über weite Teile, letztendlich
in ihrer Gesamtheit ineffiziente, ökonomisch wie
ökologisch völlig problematische DDR-Wirtschaft
die größten wirtschaftlichen Probleme für den Ver-
einigungsprozess erbracht hat. Dennoch war sie
nicht die einzig Verantwortliche, in vielerlei Hinsicht
auch nicht einmal hauptsächlich für das, was sich

dann in Deindustrialisierung und natürlich leider
auch vielfach in Arbeitslosigkeit und Massenarbeits-
losigkeit hier vollzogen hat ohne Schuldzuweisung
zu dieser Problemlage, die eben doch mehrheitlich
in der DDR zu suchen ist. Aber worin bestand denn
nun über viele Jahre die Antwort der Thüringer
CDU? Die Antwort auf diese Situation bestand in ih-
rer Politik „Thüringen - das Billiglohnland“, meine
Damen und Herren. Diese Situation hemmt uns bis
heute. Niedrige Einkommen, Platz 15 im Bundes-
länderranking, schwache Kaufkraft und Binnen-
nachfrage, diese Fakten sowie die vielfältigen un-
terbrochenen Erwerbsbiografien bringen Familien in
soziale Nöte, verursachen offensichtlich Altersar-
mut, die eine der größten Herausforderungen für
die nächsten Jahre sein wird.

Meine Damen und Herren, wenn wir den Aufbruch
und die Hoffnung von 1990 nicht infrage stellen
wollen, dann benötigen wir dringend auch Korrektu-
ren, in vielen Punkten auch eine andere Politik. Wir
benötigen die Verbesserung der Einkommenssitua-
tion, wir benötigen deshalb einen flächendecken-
den Mindestlohn, aber zum Beispiel im Wirtschafts-
bereich auch die stärkere Förderung von betriebli-
cher Forschung und Entwicklung, meine Damen
und Herren. Wir brauchen moderne Energiekon-
zepte, erneuerbare Energien statt fauler Atomkom-
promisse, das will ich hier noch einmal mit aller
Deutlichkeit sagen.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Diese Fragen heute in Angriff zu nehmen, das heißt
auch, dafür zu sorgen, dass die Perspektiven der
Bürgerinnen und Bürger von 1989/90 weiterhin
ernst genommen werden und wir uns auf einen gu-
ten Weg in die Zukunft machen können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, über die
sozialen Leistungen der Gesellschaft nach 1990
wurden von meinen Vorrednern hier ja verschie-
dentlich Beispiele genannt. Aber dennoch muss ich
sagen - und das haben wir auch in jenen Jahren
schon kritisiert - die Wirtschafts- und Währungsuni-
on war eben nicht vom durchgängigen Konzept ei-
ner wirklichen Sozialunion gekennzeichnet. Des-
halb haben wir auch zu verzeichnen, dass es bei
uns bis heute keine nachhaltige Sozialplanung im
Land und kein durchgehendes Konzept für eine
funktionierende soziale Infrastruktur gibt. Dies wird
auch daran deutlich, dass es seit 1990 nur zwei So-
zialberichterstattungen gegeben hat, insbesondere
in der letzten Legislaturperiode verunsicherte die
CDU geführte Landesregierung mit ihrer sogenann-
ten Familienoffensive viele Menschen im Land. Die
durch Sie verschlechterte Situation der Kinderta-
gesstätten konnte bekanntlich erst durch ein Volks-
begehren wieder infrage gestellt und schließlich
von diesem Landtag wieder überwunden werden,
meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD)
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Diesen Weg - das sage ich Ihnen ganz offen - hät-
ten wir uns ersparen können. Wir haben dort we-
sentliche Zeitverluste unnötigerweise gehabt.

Nach wie vor gibt es auch - auch hier haben Vor-
redner darauf hingewiesen - große Unterschiede
zwischen den Menschen in Ostdeutschland und im
Westen, damit natürlich auch für viele Thüringerin-
nen und Thüringer eine solche Situation. Das be-
trifft nicht nur die niedrige Entlohnung, sondern bei-
spielsweise auch die nach wie vor geringeren Ren-
ten in Ostdeutschland. Die Rentenangleichung, zu-
letzt auch von unserer Ministerpräsidentin als Ziel
bekräftigt, bleibt eben bisher nur ein Lippenbe-
kenntnis. Das ist, meine Damen und Herren, wirk-
lich kein Beitrag zur weiteren Ausgestaltung der in-
neren Einheit.

(Beifall DIE LINKE)

Wenn wir diese ausgestalten wollen, und das wol-
len wir gemeinsam, denke ich, dann müssen wir
diese Fragen in Angriff nehmen.

Ja, ich stimme zu, es ist nicht zu übersehen, dass
sich gerade im Gesundheitsbereich durch hohe In-
vestitionen materielle Arbeitsbedingungen, vor al-
lem Behandlungs- und Therapiemöglichkeiten für
Patienten, in den letzten zwei Jahrzehnten ent-
scheidend verbessert haben. Das zählt meiner An-
sicht nach zu den großen Errungenschaften der
letzten 20 Jahre. Andererseits bestehen auch hier
aktuell erhebliche Probleme. Die auch von unserer
Landesregierung mitgetragene Finanz- und Steuer-
politik der Bundesregierung hat die sozialen Sicher-
heitssysteme schon untergraben und die Lasten im-
mer mehr zum Nachteil der gesetzlich Versicherten
ausgeweitet, meine Damen und Herren. Darüber
brauchen wir im Land eine Debatte, auch eine De-
batte im Interesse von Freiheit und Demokratie.

(Beifall DIE LINKE)

Denn wir sagen, so kann es nicht bleiben. Wir ste-
hen nach wie vor für eine solidarische Bürgerversi-
cherung. Dieses Problem wird uns auch weiterhin
leiten.

Es ist hier sehr engagiert debattiert worden zu den
Fragen der Bildung. Ja, auch ich will das noch mal
deutlich sagen: Nach 1989/1990 erstritten sich die
Bürgerinnen und Bürger durch die Umbruchspro-
zesse in der friedlichen Revolution, dass überall in
der DDR und auch in Thüringen die Schule von
Ideologie und Staatspropaganda befreit wurde. Ne-
ben den staatlichen Schulen wurden freie Schulen
möglich; eine wichtige Bereicherung. Die, ich glau-
be auch vor allen Dingen auch von Frau Hitzing,
genannten Barrieren für die höhere Schulbildung,
die kann ich zum Teil auch aus eigenem Erleben in
meinem Umfeld bestätigen. Ja, auch dort gab es in
vieler Hinsicht und für bestimmte Personengruppen
nicht Chancengleichheit. Das gehört zu den großen
Defiziten der DDR. Allerdings muss ich auch sagen,

dass diese positiven Entwicklungen, die zu ver-
zeichnen sind, dennoch damit verbunden waren,
dass wir übergegangen sind zu einem gegliederten
Schulsystem, das an vielen Stellen schon in der al-
ten Bundesrepublik zumindest unumstritten und in
der Debatte gewesen ist, meine Damen und Her-
ren.

Wenn ich noch mal auf den Bundespräsidenten und
seine Bemerkungen, viel Erhaltenswertes ist auch
verloren gegangen, zurückkomme, dann will ich
schon sagen, mit der berechtigten und notwendigen
Entideologisierung der Schule wurde aber auch
zum Beispiel die praxisbezogene Polytechnik mit
über Bord geworfen - eine Frage, die nicht nur Wirt-
schaftsverbände heute immer stellen. Wir haben
stattdessen die zeitige Trennung der Schülerinnen
und Schüler nach der 4. Klasse und wir müssen
uns damit auseinandersetzen, dass das ein Kern-
problem bei der Tatsache ist, dass wir gegenüber
allen anderen westeuropäischen Ländern bei uns
die größte Abhängigkeit der sozialen Stellung in
Bezug auf Chancen im Bildungssystem haben, mei-
ne Damen und Herren. Das ist ein Diskussions-
punkt, dem wir uns für die nächsten Jahre stellen
und aus unserer Sicht Veränderungen schaffen
müssen.

(Beifall DIE LINKE)

Zum Thema Kulturpolitik: Auch hier will ich wieder
ganz deutlich sagen, die große Veränderung nach
1989/90 war, dass Kultur, dass Freiheit von Kunst
und Kultur wirklich hergestellt wurde, dass ideologi-
sche Gängelei gegenüber Kunst und Kultur ein En-
de fand und dass deshalb natürlich bessere Bedin-
gungen für eine sich frei entfaltende Kunst, Kultur
und auch Wissenschaft gegeben war. Aber gerade
im Kulturbereich müssen wir natürlich fragen, dass
diese wichtigsten Grundlagen nicht allein zählen.
Es zählen auch die materiellen Möglichkeiten für
Kulturschaffende, für Theaterschaffende, für den
Bereich der Bibliotheken und vieles andere mehr.
Hier haben wir Aufgaben, die nach wie vor vor uns
stehen mit der entschiedenen Reduzierung z.B. der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Bibliotheken
in den letzten 20 Jahren. Die Regierung Althaus -
insofern bin ich von der positiven Bilanz, Frau Mi-
nisterpräsidentin, die Sie angeführt haben, wirklich
nicht so überzeugt, was die Regierung Althaus be-
trifft -,

(Zwischenruf Lieberknecht, Ministerpräsiden-
tin: Das sind die offiziellen Daten.)

hat versucht, im Handstreich die Thüringer Kultur
um 10 Mio. € zu erleichtern, und erst ein großer
Aufschrei unter den Kulturschaffenden, unter vielen
Menschen im Land, hat es ermöglicht, dass diese
gleiche Regierung das wieder zurücknehmen mus-
ste, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE)
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Mit anderen Worten, hätten wir eher auf die Mei-
nung der Öffentlichkeit und der Betroffenen gehört
und hätte die Regierung eher darauf gehört, dann
wäre diese Situation gar nicht erst so entstanden.

Ich will - es gäbe noch vieles hier zu erwägen -
mich doch etwas kurz an dieser Stelle fassen. Ich
glaube, es wurde auch schon darauf verwiesen, ja,
die friedliche Revolution hat die Wiedergeburt der
kommunalen Selbstverwaltung in diesem Land er-
möglicht und - das ist auch klar - gerade die Kom-
munalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker haben
nach 1990 eine wahrlich anstrengende Pionierar-
beit in diesem Land geleistet. Unsere Erfolge in den
nachfolgenden Jahren bauen gerade auch auf de-
ren Arbeit auf. Deshalb denke ich auch, wenn es
zum Beispiel - man könnte vielen danken - einen
Dank wert ist, dann bei dem Schaffen und dem Wir-
ken unserer Kommunalpolitikerinnen und Kommu-
nalpolitiker in diesem Land gerade nach 1990.

(Beifall DIE LINKE)

Die mussten die konkreten Prozesse in den Land-
kreisen, in den Städten und Gemeinden im ständi-
gen Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern be-
wältigen. Heute sehen wir uns natürlich einer Situa-
tion ausgesetzt, die manchmal - abgesehen von
den verbrieften Rechten, die ich nicht infrage stel-
len will - mit Selbstverwaltung und Gestaltungs-
spielräumen ganz wenig noch zu tun hat, mitunter
fast überhaupt nichts mehr. Das hat Ursachen nicht
hauptsächlich in den Städten und Gemeinden un-
seres Landes und auch nicht hauptsächlich in der
Kommunalpolitik. Ausreißer kann es da natürlich
immer geben, das ist mir schon völlig klar. Das hat
zu tun mit einer systematischen Politik des Bundes,
aber auch von unseren Landesregierungen assi-
stiert, die den Kommunen allein in den letzten zehn
Jahren 1 Mrd. € an zustehenden Mitteln vorenthal-
ten haben, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE)

Deshalb steht für uns die entscheidende Frage, wie
ist es mit dem Kommunalen Finanzausgleich und
anderen Dingen - auch heute ganz aktuell. Viele
Probleme sind struktureller Art; auch hier will ich
mich gar nicht mit großer Kritik an den Entschei-
dungen am Anfang der Zeit nach 1989/90 aufhal-
ten. Aber Fakt ist doch eines, Wasser und Abwas-
ser hat heute schon eine Rolle gespielt, die Überdi-
mensionierung, das viele Geld, was dort hineinge-
flossen ist. Aber ich will es noch mal sagen,
220 Zweckverbände im Bereich Wasser und Ab-
wasser machen nun jedem bei der Größe unseres
Landes klar, dass wir Strukturprobleme haben, auf
die wir gemeinsam schauen müssen

(Beifall DIE LINKE)

und die wir wegen der Zukunft miteinander ändern
sollten.

(Zwischenruf Richwien, Staatssekretär: Im
Abwasserbereich haben wir vieles geerbt.)

Ich habe nichts bestritten, Herr Staatssekretär, ich
sage es Ihnen gern noch einmal. Ich habe nichts
bestritten an dieser Stelle. Ich habe es an anderer
Stelle auch schon des Öfteren bei Debatten er-
wähnt. Selbstverständlich ist es richtig, dass Sie
und wir alle die Erblast des maroden Wasser- und
Abwassersystems der DDR geerbt haben. Das stel-
le ich nicht infrage. Das hebt uns aber nun auch
nicht aus unserer Verantwortung, über die heutigen
Probleme miteinander zu debattieren. Darum geht
es doch in der Debatte.

(Beifall DIE LINKE)

Es ist schon so, dass viele Bürger - weil Sie ja jetzt
natürlich auf das Reizwort warten, ich will es Ihnen
auch gern noch einmal sagen, in einer Funktional-,
Verwaltungs- und Gebietsreform - fragen nach der
Arbeit der Verwaltungen. Sie haben den Eindruck,
dass es eine überbordende Bürokratie im Land gibt.
Ob das immer an jeder Stelle stimmt, ist doch nicht
die Frage. Aber ich sage es noch einmal: Wir ha-
ben neun Ministerien einschließlich Staatskanzlei,
rund 150 Landesmittel- und Sonderbehörden, die
17 Landkreise, die sechs kreisfreien Städte,
200 Kommunalverwaltungen für 950 Gemeinden.
Das ist natürlich eine Frage, der man sich mit Blick
auf die Zukunft stellen muss. Wir müssen - davon
bin ich überzeugt, wenn wir für das Land Zukunft
erreichen wollen - diese Kleingliedrigkeit zur Debat-
te stellen. Ich sage auch noch einmal: Wir brauchen
auch unter europäischen Gesichtspunkten die Stär-
ken der Regionen, die müssen wir bündeln. In den
Regionen müssen wir das Gewicht der Städte und
Gemeinden erhöhen und so mehr Bürgernähe und
Handlungsfähigkeit erreichen. Deshalb stellen wir
dieses Thema immer wieder als eines, was heute
auf der Tagesordnung ist.

All diese Fragen im 20. Jahr der deutschen Einheit
sind grundlegend demokratische Fragen. Wenn ich
jetzt dieses Wort auch in den Mund nehme, dann
sage ich ja - wenn man schon so will: Die Wende in
der DDR fand nicht statt, weil Egon Krenz sie aus-
rief, als sie, meine Damen und Herren, längst im
Gange war. Sie wurde von den Menschen im Land
erstritten und da sind wir wieder bei dem Thema
„direkte Demokratie“. Ich will jetzt nicht alle einzel-
nen Facetten unserer Landespolitik, der Entwick-
lung von mehr Demokratie hier im Land aufzählen.
Wir haben einen langen Weg zu einer verbesserten
Gesetzgebung, der nicht selten gegen ziemlich
prinzipiellen Widerstand, der von der CDU-geführ-
ten Landesregierung erstritten wurde, aber er wur-
de gemeinsam erstritten. Doch auch hier sagen wir,
wir können dabei im Interesse der Zukunft und mit
Blick auf die vergangenen 20 Jahre nicht stehen
bleiben, meine Damen und Herren. Wir sind der
Meinung, es muss bei der Volksgesetzgebung und
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bei diesen Begehrensmöglichkeiten wirklich mittler-
weile darum gehen, den Finanzvorbehalt zurückzu-
drängen, und - ich sage es ganz offen - für die Zu-
kunft aufzuheben, meine Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE)

Die Bürgerinnen und Bürger müssen in viel größe-
rem Umfang über Gesetzesprojekte abstimmen
können, gerade auch wenn es um die Verwendung
finanzieller Mittel oder deren Umschichtung geht.

Meine Damen und Herren, im 20. Jahr der deut-
schen Einheit gibt es eine mehrheitliche Zustim-
mung zur Demokratie in unserem Land. Es gibt
aber auch große Unzufriedenheit darüber, wie die-
se Demokratie gehandhabt wird, wie Entscheidun-
gen inhaltlich aussehen, wie Institutionen unserer
Demokratie heute funktionieren. Nicht nur in Stutt-
gart sind immer mehr Menschen - nach aktuellen
Umfragen sogar eine große Mehrheit - der Auffas-
sung, dass nur ihr direktes Eingreifen, zum Beispiel
auch auf Demonstrationen, politisch etwas in die
richtige Richtung bewegt. Im Übrigen, meine Da-
men und Herren, gäbe es heute Volksentscheide
auf der Bundesebene, so würde die Rente mit 67
zurückgenommen und der Abzug der Bundeswehr
aus Afghanistan würde vollzogen.

(Beifall DIE LINKE)

Ich betone nochmals: Die parlamentarische Demo-
kratie und ihre Grundlagen, auch der darauf auf-
bauende Rechtsstaat, sind unverzichtbare Grundla-
gen unseres gesellschaftlichen Zusammenlebens.
Sie sind nicht infrage zu stellen, aber wir müssen
sie mit mehr direkter Demokratie stärken.

(Beifall DIE LINKE)

Freiheit und Demokratie können wir auf Dauer nur
bewahren, wenn wir sie einfach nicht weiter ausge-
stalten, sondern grundlegend erneuern. Das heißt,
die individuellen Freiheitsrechte umfassend stärken
und die sozialen Grundrechte, den sozialen Zusam-
menhalt in unserer Gesellschaft gleichermaßen und
für alle Menschen zu gewährleisten.

(Beifall DIE LINKE)

Unsere Lehre aus dem, was wir in der DDR erlebt
und zu verantworten haben und unsere Erfahrun-
gen aus den vergangenen 20 Jahren sagen, dass
wir genau in dieser Richtung gemeinsam politisch
aktiv sein müssen. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Hausold. Es hat
jetzt das Wort Abgeordneter Fiedler für die CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich freue mich, dass wir
heute hier über dieses Thema debattieren und re-
den können. Sie werden es nicht glauben - in Rich-
tung LINKE -, ich persönlich bin Ihnen sogar dank-
bar, dass der Punkt 38, nachdem Sie ihn am An-
fang ganz hinten angesiedelt hatten,

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

dann mit Unterstützung von einigen, die sich ent-
halten haben, heute hier drauf ist.

(Beifall DIE LINKE, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der Beifall ist mir zwar nicht ganz angenehm, aber
was recht ist muss recht bleiben. Deswegen bin ich
froh, dass wir heute darüber reden können. Ich
glaube, ich habe es schon versucht, hier zu sagen,
was gibt es eigentlich Wichtigeres als 20 Jahre
deutsche Einheit, 20 Jahre Thüringen, dass man
das eigentlich vorn anstellt vor allen anderen Punk-
ten. Deswegen, auch wenn es heute spät ist, die
Presse nicht mehr da ist, Besucher nicht mehr da
sind, werden wir uns, denke ich, trotzdem weiter
darüber verständigen müssen. Ich sage Ihnen ganz
klar und deutlich, ich danke auch Christine Lieber-
knecht, die das hier deutlich gemacht hat, aber
auch beiden Herzkammern, der linken und der
rechten Herzkammer, die beide sehr gut gespro-
chen haben. Ich denke, das war auch sehr wichtig,
damit klar wird, wie wir uns das Ganze hier in unse-
rem Land weiter vorstellen.

Ich sage Ihnen auch deutlich, ich bin froh, dass ich
in einem wiedervereinigten Deutschland lebe, dass
ich in Thüringen lebe, was wieder neu entstanden
ist, und dass ich heute hier in diesem Thüringer
Landtag mitreden darf.

(Beifall CDU)

Natürlich muss man sich hier viele Dinge anhören
von allen Seiten, man muss das aushalten. Auch
Sie, Frau Rothe-Beinlich, sollten das aushalten,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ich weiß es eben.)

Sie haben gestern so viele Fotos gemacht, damit
Sie unsere schwarz-rot-goldenen Binder draufbe-
kommen haben, da bin ich Ihnen richtig dankbar.
Geben Sie mir mal einen Abzug davon, ich habe
Sie doch gestern gesehen; es wäre schön, dass ich
mal noch einen persönlichen hätte.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Was Sie alles wissen.)

Selbstverständlich haben Sie es gestern gemacht,
ich habe es doch gesehen und mehrere mit. Aber
das ist jetzt uninteressant.
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Mir geht es einfach noch mal darum, dass wir heute
hierüber reden. Ich lasse mich auch nicht durch den
Wolf im Schafspelz, der zuletzt hier gesprochen
hat, zu sehr aus der Hütte locken. Ich finde es
schon sehr stark, dass gerade IM Kaiser heute
auch noch im Saal ist, hätte er mal lieber draußen
gewartet und hätten wir dann die Dinge weiter bere-
det.

(Beifall CDU)

Auch das gehört zur Demokratie.

Meine Damen und Herren, wir in Deutschland, wir
in Thüringen haben gemeinsam die friedliche Revo-
lution auf den Weg gebracht. Ich schließe alle mit
ein, die guten Herzens dort mitgemacht haben. Alle
schließe ich mit ein, ob der eine mehr oder der an-
dere weniger mitgemacht hat. Ich habe damals
auch bedauert, dass meine eigene Partei damals
vielleicht hätte noch mehr tun können. Solche Muti-
gen wie Christine Lieberknecht, Gottfried Müller mit
dem Weimarer Brief gab es auch nicht so viele.
Aber es sind trotzdem viele mit eingesprungen, die
gesagt haben, wir wollen das verändern, wir wollen
auch den Makel - wie man es auch immer nennen
will - der Blockpartei abschütteln. Wir wussten,
dass das gleichgeschaltet ist und es gab viele Din-
ge, die uns dort überhaupt nicht gepasst haben.
Aber es gab zumindest noch Möglichkeiten, um
sich dort auch zu wehren. Damit das ein für alle Mal
auch klar ist, Mike Mohring hat es hier deutlich ge-
sagt, was die CDU gemacht hat. Ich kann nur für
mich erklären - und das sage ich klar und deutlich -
ich bin 1985 damals in die CDU eingetreten, ich ha-
be bei Carl Zeiss Jena gearbeitet.

(Zwischenruf Abg. Dr. Augsten, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Abteilungsleiter.)

Am Ende Abteilungsleiter. Aber vergessen Sie mal
eines nicht, ich war amtierender Abteilungsleiter,
weil ich es nicht wert war, weil ich nicht in der SED
war, deshalb war ich immer nur amtierender Abtei-
lungsleiter. Das sollten Sie dabei auch noch nachle-
sen. Das ist eben, ja, ja, so macht man es ganz
leicht von hinten durch die Brust, das wird Ihnen
aber nicht gelingen, auch das wird den GRÜNEN
nicht gelingen von hinten durch die Brust.

(Zwischenruf Abg. Dr. Augsten, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das ist eine Ehre.)

Sie haben gestern gezeigt, dass Teile von Ihrer
Fraktion von Deutschland wenig halten, Teile, ich
nehme Herrn Adams und andere aus, Teile sage
ich ausdrücklich.

Meine Damen und Herren, ich bin 1985 in die CDU
eingetreten, weil ich entkommen wollte. Wenn man
noch ein Stückchen weiterkommen wollte, musste
man dort in die SED gehen. Mir ist es gelungen,

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie können darüber lachen oder nicht, die einen ha-
ben im Westen gelebt, die anderen hier, der eine
hat es so erlebt, der andere anders. Ich rede für
mich, für meine Biografie, und ich habe versucht,
viele Dinge mit auf den Weg zu bringen in meiner
Region, mit dem runden Tisch, mit dem Neuen Fo-
rum und allen, die mitgewirkt haben, auch das
muss genannt werden. Dass später, es wurde von
einigen bedauert, auch diese positiven Kräfte,
nachdem die erste frei gewählte Volkskammer da
war, in den Hintergrund geraten sind, das hat ein-
fach auch etwas mit den demokratischen Verhält-
nissen zu tun gehabt. Auch das waren dann frei ge-
wählte, demokratisch gewählte Volksvertreter. Dar-
über kann man nun denken wie man will, das muss
man akzeptieren, und diese haben dann mit ihren
Mehrheiten entsprechend auch die Dinge auf den
Weg gebracht und weiterbefördert. Und ich sage es
gern wieder von der Stelle und nicht vielleicht, weil
wir zwei noch da sind, in Kürze wird keiner mehr da
sein, der von der ersten frei gewählten Volkskam-
mer berichten kann - freuen Sie sich nicht zu früh,
vielleicht trete ich noch mal an. Ich sage nur, ich will
das nur mal deutlich nennen, es gibt nicht mehr so
viele, die auch noch berichten können, wie das da-
mals gelaufen ist. Und es gibt nicht mehr so viele,
die damals nach Berlin gegangen sind. Wir sind ge-
wählt worden, jawohl, und wir sind als Erste in ein
Stasi-Hotel eingezogen, in dem noch dieselben
Leute da waren, die damals die anderen bedient
haben. Das war unser Erstes, wo wir eingezogen
sind. Es war nichts anderes da in dem roten Berlin
zur damaligen Zeit, das muss man einfach mal sa-
gen. Sie müssen sich auch solche Dinge anhören,
das gehört zu unserer Geschichte, das gehört mit
dazu, nicht nur das Feine und Schöne rauspicken,
sondern auch diese Dinge. Ich bin sehr dankbar,
dass wir in der Volkskammer damals und ich erin-
nere an Herrn Schröder von der SPD, ein sehr ho-
noriger Fraktionsvorsitzender, ich könnte jetzt noch
viele andere von uns oder von anderen nennen,
aber ich will damit nur sagen, es war übergreifend.
Auch bei uns gab es Lothar de Maizière und ande-
re, die haben noch von dem anderen Sozialismus
geträumt. Wir wollten das nicht. Wir wollten, dass
wir ein einig Vaterland werden und der Weg damals
war nur der Beitritt, der möglich war. Das war nur
der Beitritt,

(Beifall CDU)

darüber kann man heute noch lange simulieren und
kann sagen, man hätte doch dieses und jenes, eine
neue Verfassung. Alle kennen noch die Rufe:
Kommt die D-Mark nicht zu uns, gehen wir zur D-
Mark. Wie viele waren es denn, die damals gegan-
gen sind. Dass heute noch welche gehen, ist ge-
nauso traurig und dem müssen wir genauso entge-
genwirken. Aber damals war die richtige Entschei-
dung. Ich bin sehr froh, dass man gerade auch heu-
te dankenswerterweise, und das gehört einfach mit
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dazu, auch Helmut Kohl nennt. Leider ist er zurzeit
schon gesundheitlich sehr angeschlagen und ich
hätte mir gewünscht für ihn als Lebenswerk, dass
er das Ganze auch noch mal mit dem Nobelpreis
hätte gekrönt bekommen.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Vielleicht klappt es noch beim nächsten Mal. Man
darf auch Genscher nicht vergessen, er ist genannt
worden. Aber ich sage auch, man darf auch Brandt
nicht vergessen. Auch Brandt hat damals eine
wichtige Rolle gespielt und Willy Brandt hat auch
damals - das weiß ich noch aus den ganzen Ge-
sprächen, die dort liefen -, lange mit Helmut Kohl
gesprochen immer, als die sich abgestimmt haben,
wie gehen wir den Weg der deutschen Einheit. Das
sollten auch die Sozialdemokraten nicht vergessen
und das mit in ihrem Gedächtnis behalten, dass
auch Willy Brandt zur Wende mit beigetragen hat -
Wende darf man ja nicht mehr sagen, das steht
zwar in allen öffentlichen Schriften zur Wiederverei-
nigung -, man muss einfach selber aufpassen, dass
man nicht immer in diesen Duktus hineingerät.

(Zwischenruf Abg. Hausold, DIE LINKE: Ich
bin …)

Sie haben es heute schon gut gelernt, ich habe es
gemerkt, das war bei Ihnen schon ganz flüssig
drauf, vielleicht gelingt es mir auch noch.

Dass wir zu dieser Wiedervereinigung gekommen
sind, daran hat er auch großen Anteil und da muss
man nur hier nach Erfurt schauen und die Erfurter
und alle damals wussten es. Da war nicht der Willi
gemeint, der hier drüben bei den SED-Genossen
war, sondern da war der Willy gemeint, der aus der
Bundesrepublik zu uns kam. Das waren die ersten
Dinge, die dort losgingen. Ich denke, das ist wich-
tig.

Man muss aber auch bei diesen Dingen bedenken -
und daran will ich erinnern -, es gab auch einen
Herrn Lafontaine. Der war mal bei der Sozialdemo-
kratie, ihr habt ihn lange ertragen müssen, er ist
dann Gott sei Dank freiwillig gegangen und dann
hat er sein Hemd gewechselt und ist damals in die
entsprechende Folgepartei der jetzigen Linkspartei
eingetreten. Mag sein, dass er das damals aus sei-
nem ökonomischen Verstand heraus, den er meinte
zu haben, gemacht hat. Also dass es auch ganz
Linke in der SPD gibt, weiß ich ja, die Jungsozialis-
ten sind immer noch ein bisschen stürmisch, die
werden noch ein bisschen dazulernen. Lafontaine
damals wollte nämlich nicht diese Wiedervereini-
gung und er wollte nicht diesen Umtausch. Vorhin
hat jemand von 1 : 1 gesprochen. Es war schon
mühsam, das 2 : 1 hinzubekommen. Da gab es
einen, der hieß Lafontaine, der immer dagegen ge-
zogen ist. Das war vielleicht auch ein Grund,
warum wir damals - damit meine ich die Allianz für
Deutschland - vielleicht auch noch mehr Stimmen

bekommen haben. Das war so, aber da muss man
auch wissen, wie Leute ihr Mäntelchen nach dem
Wind hängen und wo sie gerade mal sitzen und in
weiterer Folge kommen sie auf einmal dahin, dass
sie sogar noch sagen, also die DDR war doch kein
Unrechtsstaat, um Gottes willen, wie kann man
denn so etwas sagen. Ich glaube, dass in dem
Hause zumindest 95 Prozent sich darüber einig
sind, dass das ein Unrechtsstaat war, ich hoffe es,
dass das auch bei der LINKEN angekommen ist.

(Beifall CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir müssen es einfach nur akzeptieren und müs-
sen unsere Lehren daraus ziehen. Das ist das Ent-
scheidende, dass wir unsere Lehren daraus ziehen,
was damals passiert ist. Wenn wir am Denkmal in
meinem Dorf der Toten des Ersten und Zweiten
Weltkriegs sowie der Vertreibung und der Diktatu-
ren gedenken, dann muss man auch das den jun-
gen Menschen mitgeben - und das machen wir seit
20 Jahren. Das sollten viele im Lande weiterma-
chen, dass man darauf hinweist, dass solche Dinge
nicht wieder passieren dürfen - das ist unsere Auf-
gabe. Wir müssen daran erinnern und vor allen Din-
gen auch die Schulen. Ich habe das von diesem
Pult - und andere auch - schon mehrfach unseren
diversen Kultusministern mitgegeben, den letzten -
zwei Staatssekretäre sind da: Sorgen wir dafür,
dass in diesen Schulen die Geschichte so weiterge-
geben wird, wie sie wirklich war und nicht verklärt
wird, das ist wichtig für unsere Demokratie.

(Beifall CDU, FDP)

Mir ist es wichtig und es ist vorhin davon gespro-
chen worden, meine Damen und Herren, ich will
ausdrücklich, damit ich es nicht vergesse - Habe
ich überhaupt noch Zeit? Genug? Nicht, dass ich
auf einmal weg muss.

Vizepräsidentin Hitzing:

Ich bremse Sie, wenn es soweit ist.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Danke. Ich habe nämlich sonst manches nicht ge-
sagt. Ich will ausdrücklich unterstützen, was beide
Fraktionsvorsitzenden gesagt haben über dieses
Denkmal oder Erinnerung oder wie auch immer. Ich
bin froh und dankbar, dass dieser Thüringer Land-
tag seinen Sitz in der Jürgen-Fuchs-Straße hat,
meine Damen und Herren.

(Beifall CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Bei allen Dingen, die es da immer mal gab, wo wir
uns gestritten haben, aber wir sitzen hier in der Jür-
gen-Fuchs-Straße und das sollte uns Ansporn sein,
auch daran zu denken, was solche Leute damals
auf den Weg gebracht haben. Wir sollten wirklich
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das dazu nutzen, dass wir auch hier ein - da sollte
man drüber reden in aller Offenheit und ich bitte die
Haushälter, noch ist das Königsrecht des Landtags
nicht vorbei, zumindest einen Nulltitel oder Leertitel
mit hineinzunehmen, dass das mit Ruhe angegan-
gen werden kann. Ich glaube, so viel werden wir
zusammenbringen und wenn es nicht reicht, legen
wir alle zusammen und geben jeder 50 € oder
100 €, dass das Ganze irgendwo hinkommt. So viel
muss sein, dass wir so etwas auf den Weg bringen.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, ich will trotzdem - wir
sind noch bei der Vergangenheit - auch mal darauf
hinweisen, dass wir im Hohen Hause schon auch
sehr, sehr gute Stunden hatten. Daran erinnere ich
mich sehr gern an die Anfangszeiten, an Frieder
Lippmann, an Schuchardt, an Pohl, ich könnte auch
noch andere nennen. Ich erinnere mich selbst an
den GRÜNEN Olaf Möller - er war eine Bereiche-
rung für dieses Parlament, da waren wir noch drü-
ben in der „Eierkiste“, er kam auch mal im Kaftan
oder im Schlafanzug an, aber er war eine Bereiche-
rung für dieses Parlament. Ich würde mir wün-
schen, dass wir das so weitermachen, vielleicht ist
das noch steigerungsfähig, dass wir auch in diese
Richtung weiter vorankommen. Ich erinnere mich
sehr gern daran, obwohl damals auch die SPD
nicht immer in der Regierung war, ist es uns gelun-
gen, viele Gesetze gemeinsam zu machen. Das ist
heute fast nicht mehr so richtig vorstellbar, aber ab
und zu gelingt es ja noch, zum Beispiel das Polizei-
gesetz und Ähnliches. Sie waren nicht in der Regie-
rung, wir haben so lange miteinander gesprochen
und sie haben die wichtigsten Dinge mitgetragen.
Das waren auch Zeiten. Leider sind wir ein
bisschen weiter fortgeschritten, die Bundesrepublik
hat auch da ein paar Spuren hinterlassen, da hat
dieses menschliche Miteinander vielleicht etwas ge-
litten, man kann ja versuchen, es wieder zu verbes-
sern. Auch das sind solche Dinge, die sollte man
einfach nicht vergessen. Da Sie das, Herr Hausold,
angesprochen haben, auch in Richtung Bischoffe-
rode, natürlich in dem ganzen Prozess, den wir hier
hatten nach der Wiedervereinigung, gab es viele,
viele Dinge, die zu bedenken waren. Wir hatten
eben - das ist vorhin angesprochen worden - nicht
nur Bischofferode, wir hatten einfach 40 Jahre alte
oder noch länger marode Wasserleitungen etc. pp.
Es gab so gut wie nichts, es gab kaum Kläranlagen,
außer vielleicht dann später in den großen Städten,
es war einfach nichts da. Ich sage einmal, ich habe
schon immer von Anfang an gesagt, es wird minde-
stens 20 Jahre dauern und länger, bevor wir den
Standard erreichen, den wir uns alle gesamt-
deutsch vielleicht erhofft hatten. In Fragen der Löh-
ne, dass wir dort noch nicht bei 100 Prozent sind,
dass wir in vielen Dingen nachhängen, ich stimme
auch zu, Billiglohn u.Ä., das sind solche Dinge, da
sind aber auch die Tarifpartner gefordert, nicht im-

mer nur die Politik, sondern da gibt es auch Tarif-
partner, die dort mit einstehen. Da muss man jetzt
nachbessern. Wir müssen die jungen Leute heute
hier halten. Viele Dinge, die wir alle wissen und wo
wir alle darauf hinarbeiten sollten, dass so etwas
eben nicht passiert. Ich denke auch, wenn Sie sa-
gen, Herr Hausold, Kindertagesstätten, dass es
doch höchste Eisenbahn war, dass hier ein Volks-
begehren kam. Ich und meine Partei sind für Volks-
begehren ja sehr offen. Sie wissen, dass wir, wenn
auch sicher mit etwas Druck, aber Druck hat noch
nie geschadet, auch hier ein modernes Volksbe-
gehren und - was dazugehört - Gesetz auf den
Tisch legen. Ich verstehe meine sozialdemokrati-
schen Kollegen sehr gut, dass natürlich bestimmte
Dinge auch sie dort umsetzen wollten und mussten.
Aber unsere Kindertagesstätten waren schon auf
einem sehr guten Stand. Jetzt sind sie noch besser
und das ist gut so. Das ist gut so, das muss nur be-
zahlbar bleiben. Da muss man immer aufpassen,
dass wir dort auf die Bezahlbarkeit ein bisschen mit
hinschauen.

Meine Damen und Herren, ich habe hier mal ange-
fangen nach der Volkskammer, vorher war ich am
Ende amtierender Abteilungsleiter, ich bin Meister
für Feinwerktechnik, damit Sie wissen, was ich
auch beruflich gemacht habe.

(Zwischenruf Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ich weiß, was Sie gemacht ha-
ben.)

Ja, das ist doch in Ordnung. Hoffentlich haben Sie
sich richtig erkundigt, dass ich dann in der Volks-
kammer war und dann bin ich in diesen Thüringer
Landtag gekommen. Ich könnte noch etwas dazwi-
schen erwähnen, das sprengt die Zeit heute. Ich
habe von Anfang an versucht, hier Dinge auf den
Weg zu bringen. Aber vorher - das ist heute schon
benannt worden - gab es erst einmal die frei ge-
wählten Kommunen, angefangen bei den Gemein-
den, bei den Städten, dann bei den Landkreisen,
wir haben von der Landräterepublik gesprochen,
manchmal lächelnd, manchmal auch ein bisschen
grimmig, weil sie dort noch machen konnten, was
sie wollten, weil die Gesetzlichkeiten noch nicht da
waren. Aber es hat gut funktioniert. Es hat funktio-
niert. Dass Fehler sich eingeschlichen haben, also
ich glaube, ich kenne wenige nur, die wissentlich so
etwas produziert haben mit überdimensionierten
Kläranlagen, wenige, es gab auch das. Es gab aber
auch - und bei allem Dank an alle aus der alten
Bundesrepublik, die uns geholfen haben - einige
darunter, die auch gern ihr Geschäft dabei betrie-
ben haben. Am Anfang hat es nicht jeder durch-
schaut. Auch das muss man sagen heutzutage. Wir
haben an dieser - ich möchte das Wort gar nicht in
den Mund nehmen - abwassertechnischen Zielpla-
nung erkannt, dass das ein Monstrum ist, was nicht
funktioniert. Da haben wir uns damals, einige Ältere
wissen das noch, in Weimar zusammengesetzt und
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haben gesagt, hier muss etwas passieren und da
gab es die sogenannte untechnisch gesprochene
Nachförderung, die das Land dann eingestellt hat,
damit wir einige Dinge bereinigen konnten. Ich den-
ke, man muss auch dazu stehen, auch wenn es viel
Geld kostet, dass wir unter der Regierung Althaus
hier entsprechend die Beträge, die bezahlt wurden,
wieder zurückgezahlt und das abgeschafft haben.
Darüber kann man trefflich streiten. Ich denke, es
hat auch zur Befriedung im Lande beigetragen,
aber es hat auch sehr viel Geld gekostet, das muss
man sagen. Wir sind nicht mehr in der Lage, dieses
Füllhorn, wie es teilweise dort war, heute noch wei-
ter zu streuen. Das haben wir nicht mehr und da
müssen wir alle mitnehmen. Weil mir das so wichtig
ist, weil ich auch Bürgermeister der ersten Stunde
bin, ich bin nämlich seit 20 Jahren Bürgermeister,
konnte ich immer aus dieser Zelle ganz unten viel
rausziehen, wie denken die Menschen, wie geht
das alles voran. Das hat vielen Bürgermeistern, Ge-
meinderäten, Stadträten - es sind ja viele unter uns,
die da mitgemacht haben - geholfen, dass wir diese
Dinge dann in das Parlament hier transportieren
konnten und gegebenenfalls zum Bundestag etc.
Ich glaube, das hat uns sehr geholfen, dass man
auch viele Dinge dort abmildern konnte. Eines will
ich ausdrücklich sagen als Kommunaler der ersten
Stunde: Meine Damen und Herren, diese Mär, die
schon wieder heute gekommen ist von der LINKEN,
dass wir unsere Kommunen doch so schlecht be-
handelt haben, also hören Sie doch bitte wirklich
mal damit auf. Wir sind das Land, was seine Kom-
munen hervorragend ausgestattet hat.

(Beifall CDU)

Das kann man sehen und fühlen und wenn man
das will, bekommt man das mit. Die Kommunen,
auch wenn sie mit den Spitzenverbänden in kleiner
Runde reden - na, was machen denn Spitzenver-
bände? Das sind Lobbyisten für ihre Vertretung, die
sie vertreten. Das sind Lobbyisten,

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, DIE LINKE: Das
sind aber auch Bürgermeister.)

wenn Sie mit denen in kleiner Runde reden und mit
vielen Bürgermeistern, dann sagen die Ihnen, unse-
re Kommunen wurden die ganzen Jahre deutlich
besser ausgestattet. Da kann man noch nach
Sachsen schauen, die haben die viel schlechter
ausgestattet. Deswegen haben sie auch heute nicht
so viele Schulden, weil wir nämlich viel in die kom-
munale Ebene reingegeben haben.

Dafür bin ich nach wie vor dankbar, dass wir das
hinbekommen haben auch mit den diversen Regie-
rungen, die dort regiert haben.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, DIE LINKE:
Jetzt haben wir die Ursache.)

Ich glaube, das ist auch ein Punkt, das muss man
einfach heute hier sagen. Sie können doch vorge-
hen, Herr Kollege. Sie sitzen in der Nähe von ei-
nem, der eigentlich hier draußen sein sollte, wenn
wir reden, aber Sie können doch vorgehen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Was sagen Sie, wer hier im Saal
bleiben darf? Das ist doch unmöglich.)

Sie können doch hier vorgehen. Seit wann nehmen
Sie denn Stasispitzel in Schutz? Da bin ich aber
jetzt wirklich ein bisschen von den Socken. Ich ha-
be Ihnen gestern wirklich mit vollem Herzen und In-
brunst gedankt, wie Sie sich gestern geäußert ha-
ben. Ich hoffe, dass Sie das jetzt nur aus parlamen-
tarischer Sicht sagen und nicht, dass Sie einen Sta-
sispitzel jetzt schützen wollen. Davon gehe ich
doch aus, Herr Adams. Ich gestatte die Frage.

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Fiedler, ein klein wenig Mäßi-
gung in der ganzen Runde würde ich an dieser
Stelle vorschlagen und außerdem, die Frage haben
Sie ja schon gestattet von Herrn Adams. Bitte, Herr
Adams.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Lieber Herr Fiedler, würden Sie mir denn zustim-
men, dass über die Frage, welche Personen hier in
diesem Hohen Hause sind, die Bevölkerung des
Freistaats Thüringen abstimmt? Würden Sie mir
nicht zustimmen, dass es ein hohes Gut dieses
Rechtsstaates, dieser parlamentarischen Demokra-
tie ist, dass das Volk darüber abstimmt und dass
wir das alle akzeptieren, so sehr es einzelnen mög-
licherweise missfällt?

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Herr Adams, da stimme ich Ihnen nur teilweise zu,
weil man natürlich auch wissen muss, das Volk,
dass sie damals einen Stasispitzel gewählt haben.
Dann hätten sie das ankreuzen müssen oder hätten
es sagen müssen, ich war Stasispitzel, bitte ent-
scheide darüber, ob ich gewählt werde oder nicht.
Ich will Sie da überhaupt nicht belehren. Ich weiß
auch um die Demokratie und dass die in den alten
Ländern und von der Rechtsstaatlichkeit ganz an-
ders betrachtet wird.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich hätte mir gewünscht, dass sich viele, auch Alt-
parlamente, in der Bundesrepublik alt auch hätten
überprüfen lassen. Auch das hätte ich mir ge-
wünscht. Das gehört auch zum gesamtdeutschen
Zusammenwachsen. Da haben es auch viele leider
nicht gemacht. Ich entscheide nicht darüber, aber
der vorhergehende Landtag in diesem Hohen Haus
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hat damals eine Entscheidung getroffen. Mit großer
Mehrheit ist eine Entscheidung getroffen worden,
dass man dem damaligen Mitglied der letzten Le-
gislaturperiode - nicht unserer -, den Herrn Kuschel
als Stasi-IM bezeichnen darf, als IM Kaiser.

Mehr konnten wir nicht machen und das haben wir
gemacht und das muss auch heute noch zu sagen
sein. Die Überprüfungen laufen ja übrigens von al-
len Parlamentariern und, ich denke, dass das ent-
sprechende Hohe Haus, die dabei sind, darüber
entscheidet.

Meine Damen und Herren, ich will das gar nicht hier
in irgendeiner Form hochstilisieren, aber das gehört
auch mit zur Geschichte, dass man zu seiner Ge-
schichte steht und dann die auch offen ansagt.
Wenn man das macht - hatten Sie etwas gesagt,
Frau Rothe-Beinlich, was ich überhört habe. Sie
können es ja gern noch einmal etwas lauter sagen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das ist schon sicher, Herr
Abteilungsleiter.)

Oh, Frau Rothe-Beinlich, Sie haben es wohl nie
zum richtigen Abschluss gebracht, sonst wären Sie
vielleicht auch etwas geworden.

Meine Damen und Herren, jetzt kommen wir zu
dem Punkt, zu dem ich nicht hin wollte, ich hatte
aber darauf gewartet, dass das von Ihnen kommt.
Mir geht es darum, meine Damen und Herren, wir
bleiben dabei, dass wir diese unsere friedliche Re-
volution - denke ich mal - alle gut hingekriegt ha-
ben. Wir haben jetzt im Freistaat Thüringen viele
Dinge noch nachzuarbeiten. In dem Antrag steht ja
drin „Bilanz, Probleme und Perspektiven“ - natürlich
gibt es noch Probleme, ich habe einige genannt.
Ob das jetzt Billiglohn ist, es gibt so viele Dinge, die
noch zu klären sind. Unsere Straßen müssen noch
verbessert werden. Es muss uns endlich gelingen,
mal wieder etwas auf die Schiene zu kriegen. Wir
reden immer und reden und reden. Selbst zu grü-
nen Zeiten ist nichts auf die Schiene gekommen.
Vielleicht gelingt es dem neuen, unserem Minister
mit seiner Konferenz das noch ein bisschen her-
auszuarbeiten, dass wir, lieber Christian Carius,
mehr auf die Schiene bekommen. Da muss es hin,
auf die Schiene muss es.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Ja, auf die Schiene.)

Da können Sie sich aufregen wie Sie wollen, ich
lasse mich überhaupt nicht aus der Hütte locken.
Aber eines will ich Ihnen auch noch einmal sagen,
meine Damen und Herren, ich versuche und viele
andere machen das auch, damit ich Ihnen auch
dieses noch einmal deutlich machen kann, und ich
kenne viele Abgeordnete vor Ort die das machen.
An mich ist mal die Frage herangetragen worden

vor längerer Zeit, ob ich nicht Botschafter werde
von der Agentur für Arbeit für KOOP, sprich
„50 Plus“. Da habe ich mir das angehört, da habe
ich gesagt, das mache ich sehr gern. Dass man
Gespräche herbeiführt, Unternehmen an einen
Tisch bringt, Institutionen an einen Tisch bringt und
versucht, gerade Ältere, die lange arbeitslos sind -
und ich kann Ihnen sagen, das wissen viele von Ih-
nen so wie ich, wie schwer das ist, wenn man meh-
rere Jahre arbeitslos war, die muss man überhaupt
daran gewöhnen, dass sie früh wieder aufstehen,
dass sie an die Arbeit kommen und dass sie dort
was machen.

Vizepräsidentin Hitzing:

Herr Abgeordneter Fiedler, Ihre Redezeit geht zu
Ende.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Das hätten Sie mir ein bisschen eher sagen kön-
nen.

Meine Damen und Herren, ich bin froh, im wieder-
vereinigten Deutschland zu leben.

Und jetzt an die GRÜNEN - und da können Sie auf-
jaulen, wie Sie wollen -, ich sage Ihnen von diesem
Platz aus, ich werde Sie weiterhin bezeichnen als
vaterlandslose Gesellen, die gestern nicht für
Schwarz-Rot-Gold waren, die nehme ich ausdrück-
lich aus. Und da können Sie sich aufregen, wie Sie
wollen.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das stimmt doch gar
nicht.)

Das gehört auch zur Rede- und Pressefreiheit und
das hat damals Thierse auch gesagt. Und dazu ste-
he ich.

Vizepräsidentin Hitzing:

Ihre Redezeit ist jetzt zu Ende.

(Beifall CDU)

Herr Abgeordneter Fiedler, für die „vaterlandslosen
Gesellen“ spreche ich Ihnen einen Ordnungsruf
aus.

Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, möchte ich
im Sinne des Hohen Hauses noch einmal darauf
verweisen und erinnern, dass der Verzehr von
Speisen und Getränken hier nicht gestattet ist.

(Zwischenruf Abg. Holzapfel, CDU: Wer
macht denn das?)

Es ist nur eine Erinnerung. Ich rufe jetzt auf den
Herrn Abgeordneten Dr. Augsten für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
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Abgeordneter Dr. Augsten, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, zunächst eine Bemerkung, zu dem was
Herr Fiedler zum Schluss gesagt hat. Herr Fiedler,
schauen Sie bitte mal im Protokoll nach oder lassen
Sie sich vom Parlamentarischen Geschäftsführer
Ihrer Fraktion mal unterrichten, wie das gestern
wirklich gewesen ist und hören Sie auf mit diesen
Mythen, die Sie hier verbreiten.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ich habe es
doch gesehen.)

Nein, schauen Sie nach, was gestern wirklich ge-
wesen ist. Vielleicht hilft das dann, dass auch Sie
zur Wahrheit finden.

Meine Damen und Herren, selbstverständlich habe
ich es bei so einem wichtigen Thema zunächst ein-
mal meiner Fraktionsvorsitzenden überlassen, zu
sprechen, aber trotzdem treibt es mich, als jeman-
den, der mehr Zeit seines Lebens in dieser fürchter-
lichen Diktatur verbracht hat als in der Freiheit,
nach vorn. Ich sage Ihnen ganz deutlich und Sie
merken auch, es geht mir sehr nahe, für mich war
das, was vor 20 Jahren passiert ist, die zweite Ge-
burt.

(Beifall FDP)

Das liegt daran, dass ich vielleicht 15 Jahre lang,
wenn ich aufgestanden bin und zum Fenster raus-
geschaut habe, Stacheldraht gesehen habe. Dass
ich in einem Dorf gewohnt habe, wo nur eine Stra-
ße rein ging und wieder raus und dass ich dann als
Militärkraftfahrer Menschen rausfahren musste,
Kommandos, die Totgeschossene eingesammelt
haben. Menschen, die nichts verbrochen haben,
sondern die nur woanders leben wollten und denen
man nicht die Gelegenheit gegeben hat, ihr Leben
woanders zu verwirklichen. Das prägt. Insofern sa-
ge ich es noch einmal in aller Deutlichkeit: Wenn
ich eine Minute Zeit habe, wenn ich im Sterben lie-
ge, über mein Leben nachzudenken, dann werde
ich eine halbe Minute dieses Sterbens dieser Zeit
vor 20 Jahren widmen, so wichtig war das für mich
damals gewesen.

Meine Damen und Herren, drei Bemerkungen zu
dem, was hier gesprochen wurde. Ich bin zunächst
einmal Frau Hitzing außerordentlich dankbar, dass
sie das Gedenken an diejenigen hier betont hat, die
diese Wende, diese Wiedervereinigung nicht mehr
erleben konnten. Jedem von uns, der das erlebt
hat, fallen Menschen ein, die kurz vorher gestorben
sind, wo man sagt: Mensch, dem hätte man es
doch gegönnt. Uns fallen Leute ein, die kritisch dem
System gegenübergestanden haben, wo wir gesagt
haben: Hätten die das noch einmal erlebt, dass die-
ser Traum, dass dieser Lebenstraum in Erfüllung
gegangen ist.

Mir fallen persönliche Bekannte ein, mir fällt mein
Großvater ein, der gestorben ist, als man die Wal-
nussbäume im Grenzstreifen umgemacht hat, um
ein besseres Schussfeld zu haben und besser auf
Menschen schießen zu können. Mir fallen viele an-
dere Menschen ein. Das Problem ist, wenn man
dann anfängt darüber nachzudenken, wem man
das noch gegönnt hätte, dann findet man kein En-
de. Eigentlich kommt man zu dem Schluss, dass
dieses furchtbare System überhaupt nicht hätte
stattfinden dürfen,

(Beifall CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

weil es außer denjenigen, die das damals getragen
haben, jeder verdient hätte, in einer Freiheit zu le-
ben.

Meine Damen und Herren, damit komme ich zum
zweiten Stichpunkt, und das ist: Warum konnten
viele dieser Menschen, die es verdient hätten, das
nicht mehr erleben? Jetzt komme ich zur Rolle der
CDU: Wenn man die Diskussion in der Zeitung ver-
folgt, da gibt es ja die merkwürdigsten Geschichts-
schilderungen, wie toll das alles gewesen ist zu
DDR-Zeiten. Es gibt aber auch Menschen, die of-
fenbar in diesem System nicht gelebt haben und
genauso hier falsche Auffassungen vertreten. Ich
habe - und das hat mit meiner Biografie zu tun - in
einem Leserbrief formuliert - ein Stück war gestern
in der TLZ zu lesen - dass das, was wir in der DDR
erlebt haben, ganz viel mit Glück und Pech zu tun
hatte. Ich weiß, mein Kollege Adams hat sich vorhin
ein bisschen aufgeregt, als Frau Hitzing geschildert
hat, wie man denn zu einem Studium kam. Er hat
sich zu Recht aufgeregt. Herr Adams hat studiert
wie viele andere auch, ohne dass er systemtreu
war. Er hat eben Glück gehabt, andere hatten
Pech. Ich sage noch einmal, Glück ist kein Maßstab
dafür, ob eine Gesellschaft gerecht ist, kein Bewer-
tungsmaßstab.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wichtig ist, was ist denn mit den anderen Men-
schen gewesen? Jetzt komme ich zu Herrn Fiedler.
Selbstverständlich hat Herr Mohring recht, ich war
einer von denen, denen man auf der Dorfschule
einreden wollte, dass man mit 1,2 zu schlecht für
die EOS ist. Als sie dann mein trauriges Gesicht
gesehen haben, weil ich unbedingt weg wollte von
zu Hause, dann haben sie gesagt: Na gut, es gibt
noch eine Chance für Sie (oder für dich - damals).
25 Jahre Armee, und schon darfst du auf die EOS.
Das war Erpressung. Ich habe mich verpflichtet, um
studieren zu können, ich durfte es dann trotzdem
nicht. Aber das war Erpressung. So ist man mit
Menschen umgegangen - im Übrigen das Mäd-
chen, welches noch besser war als ich, durfte nicht
studieren, weil ihre Eltern eine Gastwirtschaft hat-
ten und als Selbständige natürlich ein Besuch der
EOS fast unmöglich war. Das war die Realität, das
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war Erpressung, das war etwas, wie man mit den
Menschen umgesprungen ist.

Meine Damen und Herren, insofern gab es Men-
schen, die Glück hatten, und es gab Leute, die
Pech hatten.

Jetzt komme ich wirklich zu Herrn Fiedler. Herr
Fiedler - und das ist das, was mich wirklich hier
nach vorn getrieben hat -, mir tut das ein bisschen
leid, dass ich mich jetzt gar nicht auf DIE LINKE fi-
xiere. Herr Kuschel hat oft genug erlebt, wie ich es
mit ihm gehalten habe, wenn er irgendwo in einem
Raum war, da habe ich den Raum verlassen. Jetzt
bin ich Teil des Parlaments, ich muss anerkennen,
dass er mit mir hier drin sitzt. Dass ich mich jetzt
ein bisschen auf Sie einschießen muss, hat aber
damit zu tun, dass auch Sie eine Geschichtsverfäl-
schung hier betreiben. Denn es hat nichts mit Glück
und Pech zu tun, ob man in der DDR Karriere ge-
macht hat. Vielleicht wissen Sie es nicht, ich war
Arbeitskollege von Ihnen, ich habe auch bei Carl
Zeiss Jena gearbeitet. In dieser roten Hochburg der
DDR-Produktion mit einem Kombinatsdirektor, der
Widerstand an dieser Einrichtung gar nicht zugelas-
sen hat. Und während Sie Karriere gemacht haben
mit einem Parteibuch, war ich noch nicht einmal gut
genug, um eine Optikerlehre anfangen zu können,
ich war Hilfsarbeiter. Zum Glück gab es dann in der
Landwirtschaft so große Not, dass ich den ehrbaren
Beruf eines Rinderzüchters erlernen durfte. Aber
ich sage noch einmal: Wenn Sie vorn schon - das
ärgert mich von Anfang an, seitdem ich hier drin bin
- so tun, als ob Sie der große Widerstandskämpfer
waren. Jemand, der zu DDR-Zeiten Abteilungsleiter
geworden ist, hat sich eingerichtet, hat dafür ge-
sorgt, dass dieses System lange genug oder viel zu
lange überlebt hat und Sie waren Teil des Systems.
Hören Sie doch auf, an dieser Stelle so zu tun, als
ob Sie ein großer Widerstandskämpfer gewesen
sind.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist unerträglich für jemanden, der zu DDR-Zeiten
wirklich Widerstand geleistet hat.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: In der …
war ich nicht.)

Meine Damen und Herren, um das noch mal auf
den Punkt zu bringen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ja, bringen
Sie es auf den Punkt.)

1985 CDU: Ja, ich hatte auch das Angebot, studie-
ren zu dürfen; gehe in die SED und gehe zur Stasi
und du darfst sofort studieren. Ich habe abgelehnt.
Und was kam dann? Dann gehe doch in die CDU
oder in eine der Blockparteien. Gut, Frau Lieber-
knecht, die CDU hat sich für mich erledigt, weil
mein Pfarrer damals - ich bin in die Christenlehre
gegangen, ich bin in einem christlichen Haushalt

aufgewachsen - mir geraten hat, keine Konfirmation
zu machen, um mir meine Zukunftschancen nicht
zu verbauen. Von diesem Pfarrer hätte ich erwartet,
dass er das Recht einforderte damals. Dass er
sagt, es gibt gar keine rechtliche Grundlage dafür,
dass jemand, der konfirmiert ist, nicht studieren
darf. Das war die Kirche, die ich erlebt habe im
Sperrgebiet. Eine staatstragende, staatstreue Kir-
che, die mir nicht geholfen hat im Prinzip.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Also insofern kam die CDU für mich auch nicht in-
frage. Herr Fiedler, so ging das weiter, jede dieser
Blockparteien habe ich erlebt und vor allen Dingen
auch im Eichsfeld - ich hatte da dienstlich viel zu
tun gehabt -, wie sie dieses System mitgetragen hat
bis zum Schluss. Ich freue mich über das, was wir
danach geschafft haben, aber die CDU war Be-
standteil dieses Systems

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und insofern ärgert es mich unglaublich, wenn Sie
uns dann vorwerfen, dass wir noch keine Bürger-
meister haben. Sie sind noch in der DDR so ver-
wurzelt und sie haben noch so eine Grundlage und
so eine Geschichte, dass es doch kein Wunder ist,
dass Sie heute so gut aufgestellt sind in diesem
Freistaat. Aber Sie sind Teil dieses Systems gewe-
sen. Insofern nehmen Sie das zur Kenntnis.

Letzte Bemerkung: Jetzt komme ich zur Würdigung
vor allen Dingen dessen, was alles gut gelaufen ist
in den letzten 20 Jahren.

Meine Damen und Herren, die Leserbriefe, die ich
lese in den Zeitungen, haben ganz viel mit dem zu
tun, wie wir die 20 Jahre bewerten. Wenn ich mit je-
manden zusammentreffe, der dann die Verdienste
und alles was wir so hatten zu DDR-Zeiten würdigt,
dann sage ich, das alles war auf Pump finanziert.
Wenn jemand auf dem Dorf wohnte und hat für
25 DDR-Mark ein Karnickel verkauft, der später für
7 Mark wieder zu kaufen war, da war doch klar,
dass ein System, was solch einen ökonomischen
Unfug anstellt, nicht politisch durchhalten kann.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Ich habe das
dreimal gemacht.)

Ja, ich auch. Aber mit welchem Erfolg? Meine Da-
men und Herren, alle Menschen, die glauben, dass
man das würdigen muss, was zu DDR-Zeiten auch
gut war, muss man sagen, das war auf Pump finan-
ziert, das war fremdes Geld, das war Geld, was gar
nicht da war und so ein System kann nicht am Le-
ben erhalten werden. Das war also zwangsläufig,
dass die DDR auf dieser Basis kaputtgehen mus-
ste.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Warum erzähle ich das? Weil natürlich 20 Jahre
Würdigung CDU-Politik genau das Gleiche ist. Die,
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die diese letzten 20 Jahre mit den tollen Ergebnis-
sen, die Herr Mohring vorgestellt, Frau Lieber-
knecht hier gewürdigt haben, ob das wirklich die
Würdigung wert ist, die wir heute erfahren, das wer-
den unsere Kinder und Enkel beurteilen müssen.
Sie werden das beurteilen. Wenn wir es nicht
schaffen, von diesen hohen Schulden runterzukom-
men auf ein Maß, dass es unseren Kindern und En-
keln auch ermöglicht, weiter innovativ und kreativ
zu sein, dann haben wir in den letzten 20 Jahren et-
was falsch gemacht.

Insofern entschuldigen Sie, wenn ich da ein
bisschen kritischer rangehe, aber das erinnert mich
doch oft an diese Leserbriefe, die die DDR in den
Himmel heben und sagen, das war doch alles so
toll. Vieles von dem, was wir hier geschafft haben
gemeinsam in den letzten 20 Jahren, haben wir auf
Pump finanziert. Jetzt müssen wir zeigen, dass wir
es besser machen können in Zukunft, dass wir das,
was wir geschaffen haben, auch erhalten können.
Erst dann werden die 20 Jahren wirklich ein Erfolg
gewesen sein.

Meine allerletzte Bemerkung zu Herrn Mohring
noch mal: Wir sitzen hier auch im Parlament, um
Dinge möglicherweise richtigzustellen oder aufzu-
halten, die falsch laufen. Wenn er vorhin - ich sage
es mal als Umweltpolitiker - die CO2-Minderung der
letzten 20 Jahren anführt, dann fange ich gar nicht
mit Autobahnen an. Ich nutze die auch und muss
manchmal lächeln, dass ich mich damals an den
Baum gekettet habe und heute freue ich mich, dass
ich in einer Stunde in Meiningen bin. Also da gibt es
auch einen Umdenkprozess.

Aber meine Damen und Herren, Neustadt an der
Orla, wer von dort ist, der weiß, 125.000 Mast-
schweine mit unglaublichen Folgen für Mensch,
Tier und Umwelt. Ich kann nicht erkennen, dass die
Landesregierung irgendwie versucht, das, was wir
jetzt gerade erleben - und wir sind wieder bei über
100.000 Mastschweinen in Mecklenburg und Sach-
sen-Anhalt -, dass gerade CDU-regierte Länder und
SPD-regierte Länder dort versuchen, das, was da-
mals schiefgelaufen ist, auch aufzuhalten. Da könn-
te ich eine ganz große Liste aufführen mit Dingen,
die einfach mich so sehr an DDR erinnern, wo ich
sage, wir laufen wieder in die Falle hinein, wieder
Dinge falsch zu machen, wieder die Menschen
nicht mitzunehmen.

Meine jetzt wirkliche letzte Bemerkung: Der Kollege
Hauboldt hat es, glaube ich, angesprochen, damals
- Sie haben es, glaube ich, gesagt, Frau Lieber-
knecht - wurden die Menschen gehindert, das Land
zu verlassen; Menschen, die weg wollten. Heute
werden Menschen aus dem Land getrieben, z.B.
weil sie eine gute Ausbildung haben und nicht ad-
äquat bezahlt werden dafür. Heute werden Men-
schen auch zum Teil aus dem Land getrieben, weil
sie woanders bessere Entwicklungschancen haben.

Insofern will ich einfach anmahnen: Zu einer guten
Zukunftsgestaltung gehört natürlich nicht nur eine
Aufarbeitung der Vergangenheit - und da nehme
ich die CDU sehr in die Pflicht -, dazu gehört auch
zu lernen, was zu DDR-Zeiten falsch gelaufen ist
und was möglicherweise heute wiederholt wird, wo
man dann zu einem Ergebnis kommt, es muss sich
weiterhin vieles auch verbessern, damit das, was
wir in den letzten 20 Jahren gemeinsam erreicht
haben, auch Bestand hat.

Meine Damen und Herren, so leicht kommt die
CDU an der Stelle nicht davon. Zur Vergangen-
heitsaufarbeitung gehört auch eine Entschuldigung
an all die Menschen, die dieses System bis vor
20 Jahren so lange ertragen mussten, und da war
die CDU ein Bestandteil davon. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Danke, Herr Abgeordneter Dr. Augsten. Ich habe
jetzt niemanden mehr auf meiner Rednerliste. Ich
frage noch einmal nach: Gibt es noch Redebedarf?
Wenn das nicht der Fall ist, frage ich: Können wir
davon ausgehen, dass das Berichtsersuchen hier-
mit erfüllt ist? Ich sehe ein Nicken. Dann schließe
ich an dieser Stelle den Tagesordnungspunkt.

Ich unterbreche jetzt die Sitzung und berufe den Äl-
testenrat entsprechend der Übereinkunft vor die-
sem Tagesordnungspunkt ein. Wir treffen uns im
Ältestenratszimmer.

Sehr verehrte Damen und Herren, ich führe die
heutige Sitzung fort und rufe auf den Tagesord-
nungspunkt 7 „Thüringer Erwachsenenbildungsge-
setz“, Gesetzentwurf der Landesregierung in der
Drucksache 5/1534. Augenblick, ich muss noch ein-
mal unterbrechen.

Ich bitte die Parlamentarischen Geschäftsführer der
Fraktionen zu mir.

Ich führe die Sitzung des heutigen Tages fort. In
Absprache mit den Parlamentarischen Geschäfts-
führern der einzelnen Fraktionen rufe ich jetzt als
Erstes den Tagesordnungspunkt 5 auf, neu und im
Anschluss an den Tagesordnungspunkt 5 werden
Tagesordnungspunkt 7 und 9 in Reihe aufgerufen.
Es gab ein Kommunikationsmissverständnis, ob-
wohl schon länger beschlossen wurde, dass wir
jetzt die Tagesordnungspunkte 7 und 9 machen, ist
es leider beim Fachministerium kommunikativ nicht
angekommen. Da ist jetzt diese Entscheidung ge-
troffen worden.

Ich komme jetzt zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 5
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Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Verwaltungs-
kostengesetzes
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 5/1506 -
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung? Bitte, Frau Ministerin Walsmann.

Walsmann, Finanzministerin:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, das
Gesetz zur Änderung des Thüringer Verwaltungs-
kostengesetzes steht auf der Tagesordnung. Das
grundlegend neu gefasste Thüringer Verwaltungs-
kostengesetz ist am 1. April 2006 in Kraft getreten.
Das hat sich als ein modernes, rechtssicheres und
anwenderfreundliches Gesetzeswerk bewährt. Das
Thüringer Verwaltungskostengesetz findet in fast
allen Bereichen der Landesverwaltung Anwendung.
Es gilt außerdem für Behörden der Gemeinden, der
Gemeindeverbände und der sonstigen juristischen
Personen des öffentlichen Rechts für Aufgaben im
übertragenen Wirkungskreis. Daneben gilt es auch
für beliehene Unternehmen. Es ist das zentrale Re-
gelungswerk, das Verwaltungskostenrecht und
Rechtsgrundlage für eine Vielzahl von Verwaltungs-
kostenordnungen. Das Thüringer Verwaltungskos-
tengesetz wurde als Folge des Kabinettsbeschlus-
ses vom 10. bzw. 17. Dezember 2002 auf fünf Jah-
re befristet und jetzt kommen wir zum Grund,
warum es heute auf der Tagesordnung steht. We-
gen dieser Befristung würde es nämlich mit Ablauf
des 31. Dezember 2010 außer Kraft treten. Das
wollen wir natürlich nicht und deshalb haben wir
gleich eine Evaluation des Gesetzes mit eingebun-
den in die Frage der Verlängerung. Im Ergebnis der
Evaluation des Gesetzes sieht der Gesetzentwurf
folgende, ich sage mal, übersichtliche Änderungen
vor:

Der § 2 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes enthält einen
abschließenden Katalog über sachliche verwal-
tungskostenfreie öffentliche Leistungen. Hierzu
zählen Entscheidungen über die Festsetzung von
Entschädigungen aus öffentlichen Mitteln. Nach der
Intention des Gesetzgebers soll die entschädi-
gungspflichtige Körperschaft die Entschädigungs-
höhe nicht im Wege der Geltendmachung von Ver-
waltungskosten schmälern können. Diese Intention
kam aber bisher im Wortlaut des Gesetzes nicht
eindeutig zum Ausdruck. Die Regelung in Nummer
6 wird deshalb dahin gehend klarstellend ergänzt,
dass die sachliche Verwaltungskostenfreiheit nur in
den Fällen gilt, in denen der Entschädigungsbe-
günstigte zugleich Verwaltungskostenschuldner ist.
An Verfahren beteiligte Dritte sollen durch die sach-
liche Verwaltungskostenfreiheit nicht begünstigt
werden.

Eine weitere Änderung: Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1
Nr. 13 sind öffentliche Leistungen in Angelegenhei-
ten des Wahlrechts, des Volksbegehrens und des
Volksentscheids verwaltungskostenfrei. Diese Ver-
fahren sind Instrumente der direkten Demokratie.
Durch die Normierung der Verwaltungskostenfrei-
heit wird eine Einschränkung der grundlegenden
demokratischen Rechte vermieden. Auf Landes-
ebene existiert darüber hinaus das Rechtsinstru-
ment des Bürgerantrags. Hinsichtlich der Verwal-
tungskostenfreiheit kann für dieses Instrument
nichts anderes gelten. Insofern ist für einen im Frei-
staat Thüringen gestellten Bürgerantrag aufgrund
Sachzusammenhang zu den im Gesetz genannten
Verfahren schon jetzt die Verwaltungskostenfreiheit
zu gewähren. Im Sinne der Rechtsklarheit wird
Nummer 13 nun explizit um „einen im Freistaat
Thüringen gestellten Bürgerantrag“ ergänzt. Das
sind die wesentlichen Ergebnisse aus der Evaluati-
on.

Eine weitere Befristung ist darüber hinaus entbehr-
lich, da mit dem Gesetz die Funktionsfähigkeit des
Landes sichergestellt wird. Die Befristung des Thü-
ringer Verwaltungskostengesetzes wird nunmehr
aufgehoben. Es gilt dann unbefristet fort. Die Ände-
rungen des Thüringer Verwaltungskostengesetzes
dienen der Rechtsklarheit. Daraus resultieren auch
keine Kosten. Die Anhörung der Verbände und an-
derer Stellen nach §§ 20 und 21 der ThürGGO ge-
staltete sich deshalb problemlos. Insofern bitte ich
um die entsprechende Beratung des Gesetzent-
wurfs. Danke.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Frau Ministerin. Ich eröffne jetzt die
Aussprache. Das Wort hat als Erster der Abgeord-
nete Meyer von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, man lernt immer noch etwas dazu, nämlich
dass man jetzt zu einer Vorlage spricht, zu der man
eigentlich gar nicht sprechen wollte, wir alle nicht
sprechen wollten, über die wir deshalb sprechen,
damit wir noch darüber gesprochen haben, damit
die Zeit vergeht, damit der Herr Minister kommt.

(Beifall CDU)

Schön. Dann werde ich mal dazu sprechen, da
möchte jemand anderes auch noch, ich höre dann
sofort auf. Das habe ich befürchtet, danke für die
erste Aufforderung.

Es gibt nur eine Sache, auf die ich noch mal hinwei-
sen möchte, dass ich die auch sehr schön finde,
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dass sie in diesem Gesetz steht, nämlich die Tatsa-
che, dass man klargestellt hat, dass bei Volksbe-
gehren und Bürgerbegehren keine Verwaltungskos-
ten erhoben werden, das wäre ja wohl auch noch
schöner. Das war ja vorher schon klar, dass die an-
deren redaktionellen Änderungen, die darin sind,
die aufgehoben werden, ist eine Sache der Norma-
lität. Dass das Gesetz insgesamt entfristet wird, fin-
det auch meine Billigung.

Jetzt noch ein letzter Zusatz dazu, ich kann nur ein-
einhalb Minuten reden, tut mir echt leid.

(Heiterkeit CDU)

Wenn man dann noch den Rechnungshofbericht
zur Kenntnis nimmt, der dafür sorgt, dass wir hof-
fentlich demnächst bald die zweite Änderung des
Gesetzes bekommen hinsichtlich der Tatsache,
dass wir noch irgendwo andere Verwaltungskosten
gefunden haben, die wir noch erheben dürfen, um
den Verwaltungsbedarf entsprechend abzudecken
und bei Gebühren und Beiträgen noch ein bisschen
mehr einzunehmen, dann wäre ich auch dafür sehr
dankbar. Vielen Dank. Ich bitte um Zustimmung, in
diesem Fall Überweisung.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Hitzing:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Meyer. Als Nächs-
ten habe ich auf meiner Rednerliste für die SPD-
Fraktion den Abgeordneten Dr. Pidde.

(Zuruf Abg. Dr. Pidde, SPD: Ich ziehe zu-
rück.)

Herr Dr. Pidde zieht zurück. Ich habe als Nächsten
auf meiner Rednerliste für die Fraktion DIE LINKE
den Herrn Abgeordneten Kuschel.

(Unruhe im Hause)

(Zwischenruf Abg. Kellner, CDU: Das hättest
du nicht gedacht, dass du das mal rettest.)

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, wir haben Diskussionsbedarf zu dem vorlie-
genden Gesetzentwurf. Ich bedaure, dass Herr
Meyer auch darauf hereinfällt, wie diese Landesre-
gierung diesen Landtag vorführt und ihn wieder in
eine Falle lockt. Ich dachte, nachdem Frau Leh-
mann auf mich zugekommen ist und gesagt hat, wir
haben alle keinen Diskussionsbedarf, kann denn
DIE LINKE das nicht auch durchwinken ohne Dis-
kussion, dass es da noch mal eine Rückkopplung
mit der Landesregierung gegeben hätte.

Es ist eben bedauerlicherweise nicht so, dass das
Gesetz jetzt vorsieht, dass Verwaltungshandeln im
Zusammenhang mit Bürgeranträgen, Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheiden auf kommunaler Ebene

unter die sachliche Gebührenfreiheit fallen soll. Ich
darf also noch mal zitieren aus dem Gesetzentwurf.
Es wird jetzt der Punkt 13 in Abs. 2 oder Num-
mer 13 neu geregelt - öffentliche Leistungen in An-
gelegenheiten des Wahlrechts, des Volksbegeh-
rens, der Volksentscheid und des Bürgerantrags
auf Landesebene. Da ist von der kommunalen Ebe-
ne nicht die Rede. Jetzt weiß der Innenminister auf-
grund einiger Anfragen, dass es immer wieder An-
wendungsprobleme gibt auf kommunaler Ebene,
was die Gebührenfreiheit des Verwaltungshandelns
im Zusammenhang mit kommunalen Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheiden betrifft.

Da gibt es einen CDU-Bürgermeister in Zeulenro-
da-Triebes, der erhebt doch tatsächlich für einen
Antrag im Zusammenhang mit Bürgerbegehren ei-
ne Verwaltungskostengebühr von über 300 €. Die
Rechtsaufsichtsbehörde, die untersteht dem Innen-
minister, bestätigt das Ding. Wir müssen erst zum
Verwaltungsgericht, damit der Richter sagt, also lie-
be Leute, seit wann darf denn Demokratie durch
solche Gebührenhürden eingeschränkt werden. Da
dachten wir, jetzt wird es klargestellt. Nach einem
Jahr der nächste Fall, diesmal in Unterbreizbach im
Wartburgkreis, ein Antrag auf ein Bürgerbegehren
erneut gebührenpflichtig, diesmal nicht im dreistelli-
gen Bereich, es sind nur 35 €. Aber auch selbst
dort müssen wir uns erst über eine Anfrage an die
Rechtsaufsichtsbehörde wenden. Dort hat zum
Glück das Innenministerium reagiert. Dafür bin ich
dankbar. Der Bürgermeister hat formuliert - der hat
übrigens das Mandat der SPD -, die sollen doch
klagen. Zum Glück hat der Innenminister reagiert
und die Rechtsaufsichtsbehörde und es konnte im
vorgerichtlichen Verfahren geklärt werden.

Wir waren der Überzeugung, diese Anwendungs-
probleme animieren die Landesregierung bei der
Novelle des Gesetzes, das einfach mit aufzuneh-
men. Das ist doch überhaupt nicht schwer, einfach
eine Klarstellung. Sicherlich hat der Innenminister
recht, der sagt und die Finanzministerin hat das
jetzt noch mal bestätigt, das ergibt sich aus dem
Sachzusammenhang. Wir kennen ja nun, es gibt
solche und solche kommunalen Akteure und wenn
wir solche Anwendungsprobleme haben, warum er-
weitern wir nicht einfach diese Passage und sagen,
das trifft auch auf die kommunale Ebene zu. Des-
wegen haben wir auch den Diskussionsbedarf. Die
Landesregierung kann jetzt nicht mehr reagieren,
denn der Gesetzentwurf ist zugeleitet. Frau Leh-
mann hatte von uns den Hinweis. Aus der CDU-
und der SPD-Fraktion gibt es bisher keine Reaktion
darauf, das kann noch im Ausschussverfahren
kommen. Wir unterstützen gern dort die Regie-
rungskoalition und werden entsprechend einen Än-
derungsantrag einbringen. Es widerspiegelt nur die
jetzige Rechtsanwendung und die Finanzministerin
hat formuliert, es geht auch um Rechtsklarheit und
deshalb sollten wir das mit aufnehmen.
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Zu einem zweiten Punkt, wo wir Probleme sehen,
wo wir auch Klarstellungen für notwendig erachten,
das ist die persönliche Gebührenfreiheitspflicht für
Parteien und ihre Fraktionen und Wählergruppen.
Auch dort haben wir einen aktuellen Fall in der
Stadt Eisenach, dass die LINKE, die dort eine Pla-
katierung durchgeführt hat, einen Gebührenbe-
scheid erhalten hat von 80 €. Es gab ein Verfahren
beim Verwaltungsgericht. Das Verwaltungsgericht
hat das bestätigt und hat gesagt, solange das ge-
setzlich nicht geregelt ist, das ist eine Sondernut-
zung, kann es gebührenpflichtig werden. Nun stel-
len Sie sich mal vor, wir haben 950 Gemeinden in
Thüringen. Eine Partei möchte außerhalb von
Wahlzeiten, denn während der Wahlzeit ist die
sachliche und persönliche Gebührenfreiheit gesi-
chert, und die Parteien müssen, sie sind privilegiert
laut Grundgesetz und sollen an der Meinungsbil-
dung mitwirken und eine Partei in Thüringen will ei-
ne landesweite Plakataktion machen in 950 Ge-
meinden und jede Gemeinde erhebt wie die Stadt
Eisenach dafür eine Gebühr von 80 €. Das sind
80.000 €. Ich weiß nicht, ob es in Thüringen eine
Partei gibt, die einfach einmal 80.000 € für eine Pla-
kataktion ausgeben kann, und ob da nicht die Privi-
legierung der Parteien, nämlich zur Meinungsbil-
dung beitragen zu dürfen, nicht eingeschränkt wird.

Jetzt kommen wir zu Widersprüchen, dass nämlich
zum Beispiel Initiatoren eines Volksbegehrens, die
fallen unter die Gebührenfreiheit, warum nicht die
Parteien und ihre Fraktionen, die in der Verfassung
noch privilegiert sind? Und wir haben die persönli-
che Gebührenfreiheit auch für Kirchen, Religions-
gemeinschaften und Weltanschauungsgemein-
schaften. Wenn aber Kirchen, Religionsgemein-
schaften und Weltanschauungsgemeinschaften un-
ter dieses Privileg der persönlichen Gebührenfrei-
heit fallen, weshalb dann nicht Parteien und ihre
Fraktionen? Dies ist aus unserer Sicht nicht sach-
gerecht und das wollen wir auflösen. Auch das wer-
den wir im Ausschuss thematisieren und werden si-
cherlich auch mit den Experten und Betroffenen im
Rahmen der Anhörung darüber in den Dialog kom-
men. Ich bitte insbesondere die Vertreter der Re-
gierungskoalition, dann im Ausschuss auch eine
mündliche Anhörung zu diesen Sachverhalten zu
ermöglichen, denn wir brauchen den Dialog dar-
über. Sie wissen, im Rahmen einer schriftlichen An-
hörung ist ein Dialogverfahren nahezu ausge-
schlossen.

Zu einem dritten Punkt, meine sehr geehrten Da-
men und Herren: Wir reden über die Notwendigkeit,
alle Einnahmemöglichkeiten auszuschöpfen, auf
Landesebene, auch auf kommunaler Ebene. Nun
ist Verwaltungshandeln sehr vielschichtig, sehr dif-
ferenziert und es gibt bestimmte Verwaltungsent-
scheidungen, die vermitteln tatsächlich für einen
engen Kreis von Betroffenen einen materiellen Vor-
teil, die darüber hinaus auch noch in der Lage sind,

dies zu finanzieren, die also als leistungsfähig gel-
ten. Das ist jetzt sehr abstrakt, deswegen möchte
ich es an einem Beispiel festmachen: Ich habe we-
nig Verständnis dafür, dass im Bereich Kfz- und Zu-
lassungswesen das Verwaltungshandeln aus dem
allgemeinen Steueraufkommen subventioniert wird.
Da bin ich für die Durchsetzung des Kosten-
deckungsgebotes, und zwar nach realen Kosten.
Sie wissen, das betrifft auch kalkulatorische Kos-
ten, die da mit einzubeziehen sind. Es ist nicht ein-
zusehen, dass dort das subventioniert wird, zumin-
dest nicht in einer Zeit, wenn gleichzeitig soziale
Projekte mit Mittelkürzungen zurechtkommen müs-
sen. Oder im Bereich der Bauordnungsbehörden,
was Bauanträge betrifft: Auch dort sind wir davon
überzeugt, ist der Vorteil für den Antragsteller ge-
nau zu fassen und muss auch im Rahmen des Kos-
tendeckungsprinzips kostendeckend erfolgen.

Nun ist dieser Katalog dieses Verwaltungshandelns
sehr dynamisch und deshalb nicht geeignet, im Ge-
setz zu regeln, sondern wir schlagen vor, über eine
Verordnungsermächtigung die Landesregierung in
die Lage zu versetzen, diesen Katalog ständig fort-
zuschreiben, also das Verwaltungshandeln zu defi-
nieren, wobei dann bei der Gebührenerhebung das
Kostendeckungsgebot festgeschrieben wird. Wir
wollen damit - und ich hoffe, das nehmen Sie zur
Kenntnis - bewusst einen Beitrag dazu leisten, dass
das Äquivalenzprinzip durchgesetzt wird und dass
natürlich wir uns auch um Einnahmen kümmern,
dort, wo sie berechtigt und sachlich gerechtfertigt
sind.

Eine letzte Anmerkung: Wie differenziert Kommu-
nen gegenwärtig das Verwaltungskostengesetz an-
wenden - und die Finanzministerin hat ja davon ge-
sprochen, es ist modern, es ist rechtssicher und es
ist anwenderfreundlich -, will ich an einem Beispiel
festmachen. Auf Grundlage des Verwaltungskos-
tengesetzes erheben auch die Widerspruchsbehör-
den Widerspruchsgebühren in Rechtsmittelverfah-
ren, z.B. gegen Kommunalabgabenentscheide.
Dort handelt es sich ja oftmals um sogenannte
Massenverfahren. Wenn jetzt ein Zweckverband
Beitragsbescheide erlässt, dann ist die Rechtsauf-
sichtsbehörde oftmals mit einer Vielzahl von Wider-
sprüchen konfrontiert oder bei Straßenausbaubei-
trägen analog. Allerdings steigt der Verwaltungsauf-
wand nicht linear mit der Anzahl der Verfahren,
sondern er ist degressiv, weil natürlich die Behörde
sich nur einmal mit dem Satzungsrecht beschäfti-
gen muss, nur einmal mit der Kalkulation und dann
ja nur noch mal draufschauen muss, ob der einzel-
ne Widerspruch noch eine Besonderheit aufweist.
Deshalb haben wieder einige Widerspruchsbehör-
den eine sehr vernünftige Entscheidung auf Grund-
lage des Verwaltungskostengesetzes getroffen. Da-
zu gehört z.B. der Wartburgkreis mit einem CDU-
Landrat - das betone ich bewusst, um nicht in den
Verdacht zu geraten, dass ich ihm politisch nahe-
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stehe und deshalb ihn hier lobe -, der hat verfügt,
bei solchen Massenwidersprüchen wird die Wider-
spruchsgebühr einheitlich mit 40 € festgesetzt. Das
ist vernünftig und ist auch für die Widerspruchsfüh-
rer nachvollziehbar. Ein anderer Landrat aus mei-
nem Kreis, wo ich auch im Kreistag bin, im Ilm-
Kreis, auch CDU, der betrachtet den Bürger ein
bisschen so als eine Größe, die eher der Verwal-
tung feindlich gegenübersteht nach dem Prinzip
„Kommunalpolitik macht so viel Spaß, es gibt nur
eins, was stört, das ist der Bürger“, der verfügt
5 Prozent der Bescheidsumme als Verwaltungskos-
ten. Stellen Sie sich vor, der dortige Zweckverband
Arnstadt erhebt Abwasserbeiträge, zum Teil
5.000 €, wie schnell ist man da bei 250 €, 300 € pro
Widerspruch, obwohl der Aufwand identisch ist.
Auch mit diesen Problemen müssen wir uns mal
beschäftigen, ob wir über das Verwaltungskosten-
gesetz möglicherweise die Rechte der Bürger, das
Rechtsmittel wahrzunehmen, also eine Verwal-
tungsentscheidung noch mal zu überprüfen, nicht
einschränken, insbesondere wenn es um solche
Massenwidersprüche geht. Es gibt übrigens sehr
viele Aufgabenträger und Gemeinden, die haben
wenig mit Widersprüchen zu tun. Wir haben uns
mal damit beschäftigt, wo da die Ursachen liegen.
Die haben einfach ein anderes Verhältnis zu ihren
Bürgern. Die verschicken nicht wie jetzt die Stadt
Neustadt-Orla - ich weiß gar nicht, wie die darauf
kommen - in dieser Woche Straßenausbaubeitrags-
bescheide, die Bürger waren heute bei mir, für eine
Baumaßnahme im Sanierungsgebiet, wo ich große
Zweifel habe, ob da überhaupt eine Beitragspflicht
entsteht, von 14.000 €, fällig am 21.12.2010 - Fröh-
liche Weihnachten! Also wie kann ein Bürgermeis-
ter so was aus seinem Haus rausgeben und damit
Ängste erzeugen? Da steht nicht mal drin, dass das
Land Zinsbeihilfen gewährt und dass sie einen An-
spruch haben auf Stundung, weil das Ängste schon
mal nehmen würde. Nein, es steht nur eins drin,
wenn sie sich wehren, müssen sie erst mal zahlen,
das ist klar und da werden auch Verwaltungskosten
auf Grundlage des Verwaltungskostengesetzes fäl-
lig und dann wird nur der Korridor formuliert von
30 € bis 3.000 €. Was denken die Leute? Die sa-
gen, jetzt muss ich schon 14.000 € Straßenausbau-
beiträge bezahlen und wenn ich mich wehre, darf
ich noch bis zu 3.000 € Verwaltungskosten bezah-
len. Dabei ist das ja nur der Korridor, übernommen
als Textbaustein aus dem Gesetz. Also auch da
sollten wir in der Ausschussberatung noch mal
nachdenken, ob wir im Gesetz nicht entweder als
Ermächtigung für den Verordnungsgeber oder
durch gesetzliche Regelungen hier Ordnung schaf-
fen, dass die Behörden auch mit dem Bürger ver-
nünftig umgehen und nicht zusätzliche Ängste
schüren und insbesondere Menschen nicht davon
abhalten, ihr legitimes Mittel im Rechtsstaat wahr-
zunehmen, nämlich noch einmal eine einseitige
Willenserklärung der Behörde, das ist ja der Ver-

waltungsakt, noch einmal rechtlich überprüfen zu
lassen. Sie sehen, meine sehr geehrten Damen
und Herren, es gibt durchaus Diskussionsbedarf zu
einem scheinbar sehr trockenen juristischen The-
ma. Aber uns gelingt es immer wieder, daran auch
die Vielfalt des Lebens festzumachen.

(Beifall DIE LINKE)

Sie wissen, unser Grundsatz ist aus Sicht des Bür-
gers heraus auch Gesetze zu bewerten. Wir sind
davon überzeugt, hier haben wir noch über das,
was die Landesregierung jetzt uns vorgeschlagen
hat, was wir mittragen - das will ich zum Schluss
noch betonen, das, was die Landesregierung hier
als Änderung vorgeschlagen hat, tragen wir mit -,
aber es gibt noch andere Probleme, beispielhaft ha-
be ich hier drei genannt und diese sollten wir weiter
in der Ausschussberatung und dann auch im Rah-
men der Anhörung diskutieren. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Abgeordneter Ku-
schel. An welchen Ausschuss möchten Sie das
denn gern überweisen, an den Innenausschuss?

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Federführend an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss und an den Innenausschuss.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank. Es gibt jetzt keine weiteren
Wortmeldungen. Oder gibt es noch Wortbeiträge
vonseiten der Regierung? Frau Ministerin Wals-
mann, Sie haben das Wort.

Walsmann, Finanzministerin:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, eine
kurze Anmerkung. Über die konkreten Änderungs-
vorschläge, denke ich, reden wir dann im Aus-
schuss. Ich wollte nur noch einmal nachfragen. Ich
denke, bei den Plakatierungen, das ist im Rahmen
des Straßengesetzes, dieser Sondernutzungser-
laubnistatbestand. Ich denke, das geht in die Rich-
tung. Für Sondernutzungen trifft § 21 Abs. 1 Thürin-
ger Straßengesetz zu, wo Sondernutzungsgebüh-
ren erhoben werden können. Da gibt es im Übrigen
auch einen Runderlass des Innenministeriums und
des Wirtschaftsministeriums dazu, die den Gemein-
den in geschlossenen Ortschaften empfohlen ha-
ben, die Sondernutzung der Straße für Wahlwer-
bung von der Erlaubnispflicht zu befreien. Das ha-
ben sie ja insbesondere getan vor Wahlen in be-
stimmten Korridoren oder in Zeiten vor Wahlen.
Wenn jetzt keine Befreiung von der Erlaubnispflicht
erfolgt, da wurde ja auch in diesem Schreiben emp-
fohlen, auf Gebührenerhebungen usw. zu verzich-
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ten. Trotzdem müssen wir feststellen, dass Sonder-
nutzungsgebühren keine Verwaltungskosten im
Sinne des Thüringer Verwaltungskostengesetzes
sind, also da ist die Rechtfertigung, die Grundlage
im Straßengesetz angelegt. Insofern müssen wir
uns im Ausschuss dann wirklich noch einmal über
die unterschiedlichen Grundlagen unterhalten. Dan-
ke.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Ministerin Walsmann.
Es wurde Ausschussüberweisung beantragt, zu-
nächst an den Haushalts- und Finanzausschuss
und dann auch an den Innenausschuss.

Wir stimmen zunächst über die Überweisung an
den Haushalts- und Finanzausschuss ab. Wer die-
ser Überweisung so zustimmt, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. Vielen herzlichen Dank. Das ist
Zustimmung aus allen Fraktionen. Gibt es Gegen-
stimmen? Das ist nicht der Fall. Enthaltungen? Das
ist auch nicht der Fall. Damit ist dieser Gesetzent-
wurf an den Haushalts- und Finanzausschuss über-
wiesen.

Jetzt stimmen wir ab über die Überweisung an den
Innenausschuss. Wer auch dieser Überweisung die
Zustimmung erteilt, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. Das sind Stimmen aus der Fraktion DIE
LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP. Gibt
es Gegenstimmen? Das sind die Stimmen aus den
Fraktionen CDU und SPD. Gibt es Enthaltungen?
Das ist nicht der Fall. Damit ist diese Ausschuss-
überweisung abgelehnt.

Damit ist auch die Federführung klar, weil es nur an
einen Ausschuss überwiesen wurde.

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und rufe
jetzt auf den Tagesordnungspunkt 7

Thüringer Erwachsenenbil-
dungsgesetz (ThürEBG)
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 5/1534 -
ERSTE BERATUNG

Der Minister ist da und er hat auch das Wort.

Matschie, Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Frau Präsidentin, meine werten Kolleginnen und
Kollegen, ich will es angesichts der fortgeschritte-
nen Zeit heute versuchen kurz zu machen. Sie wis-
sen, Lernen ist wie Rudern gegen den Strom; so-
bald man aufhört, treibt man zurück. Deshalb ist es
wichtig, dass wir lebenslange, lebensbegleitende
Lernprozesse organisieren, denn unsere Gesell-
schaft, unsere Arbeitswelt verändern sich rasant.
Es ist wichtig, dass Menschen die Möglichkeit ha-

ben, sich diesen rasanten Veränderungen anzupas-
sen. Dazu dient unser System der Erwachsenenbil-
dung. Dieses ist seit 2005 in einem Erwachsenen-
bildungsgesetz geregelt. Damit ist diese vierte Säu-
le des Bildungssystems fest auch rechtlich etabliert.

Ziel der Landesregierung ist, dieses System abzusi-
chern und weiter auszubauen; so ist es auch im Ko-
alitionsvertrag festgehalten. Mit Ablauf dieses Jah-
res tritt das bislang gültige Gesetz außer Kraft.
Deshalb haben wir uns angeschaut, welche Verän-
derungen hat es seit 2005 gegeben und was muss
neu im Gesetz verankert und aufgenommen wer-
den. Das neue Gesetz wertet die Erwachsenenbil-
dung auf und es wird zudem ein verstärktes Augen-
merk auf die gute Zusammenarbeit mit den ande-
ren drei Säulen im Bildungssystem gelegt. Die Ziele
des Gesetzes wurden neben der redaktionellen
Überarbeitung auch inhaltlich weiterentwickelt. Ein
Ziel der Erwachsenenbildung ist künftig auch die
Berücksichtigung der Aspekte der Bildung für nach-
haltige Entwicklung und die Stärkung der integrati-
ven Kräfte. In der Grundbildung wird neben Veran-
staltungen zum externen Erwerb von Schulab-
schlüssen auch das Angebot von Alphabetisie-
rungskursen genannt und künftig können entspre-
chende Angebote von allen Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung erbracht werden. Wir wollen mit
dem neuen Gesetz moderne Steuerungsmodelle
mit Zielvereinbarungen in der Projektförderung eta-
blieren. Ich sage an dieser Stelle aber auch deut-
lich: Einige Punkte müssen offen bleiben, z.B. die
Frage der Bildungsfreistellung, die auch im Koaliti-
onsvertrag angeschnitten ist, die werden wir mit
dieser Gesetzesnovelle noch nicht regeln können,
sondern erst in den kommenden Jahren auf den
Weg bringen. Das Finanzierungsmodell, das seit
Anfang 2006 gilt, hat sich bewährt, bleibt im Grund-
satz auch unangetastet. Weiterhin soll es einen
Sockelbetrag in Höhe von 35.000 € für jede Volks-
hochschule sowie für jeden freien Träger und in Hö-
he von 50.000 € für jede Heimvolkshochschule ge-
ben. Zudem sollen bei der Bemessung der Grund-
förderung die Unterrichtsstunden bzw. die Teilneh-
mertage berücksichtigt werden. Auch bei diesem
Gesetz ist es so, dass Einzelheiten der Berechnung
dann in einer Durchführungsverordnung geregelt
werden. Diese wird gerade noch mit den Erwachse-
nenbildungseinrichtungen in einer Arbeitsgruppe
diskutiert. Klar ist - das gilt auch für die anderen Bil-
dungsbereiche -, dass wir auch hier der Haushalts-
lage Rechnung tragen müssen; auch hier wird es
zu moderaten Einsparungen kommen. Im Haus-
halt 2011 sind knapp 5,6 Mio. € eingestellt. Das ist
weniger als in diesem Jahr, aber immer noch deut-
lich über dem Ansatz des Jahres 2009. Damit wol-
len wir auch deutlich machen, dass Erwachsenen-
bildung eine wichtige Zukunftsinvestition bleibt. Wir
haben gestern Abend den parlamentarischen
Abend mit den Volkshochschulen hier gemeinsam
im Hause gehabt und ich will auch heute noch ein-
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mal die Gelegenheit nutzen, all denen, die dort im
hauptamtlichen Bereich arbeiten, aber auch den
vielen, die als Kursleiter im ehrenamtlichen Bereich
tätig sind, meinen ganz herzlichen Dank auszuspre-
chen. Hier wird eine sehr wichtige und wertvolle Ar-
beit für Thüringen geleistet.

(Beifall SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Entscheidend ist, dass das System Erwachsenen-
bildung rechtlich auf sicheren Füßen steht, finanzi-
ell langfristig planen kann und wir die Bildungspro-
zesse, die notwendig sind, damit Menschen auf der
Höhe der Zeit bleiben, hier in Thüringen gut organi-
sieren können. Ich bitte auch bei diesem Gesetz
um eine konstruktive und zügige Beratung, damit
wir rechtzeitig zum 1. Januar des kommenden Jah-
res das neue Gesetz in Kraft setzen können. Herzli-
chen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich eröffne die Aussprache und rufe auf für die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Frau Abge-
ordnete Rothe-Beinlich.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Lieber Herr Minister Mat-
schie, Sie haben es gesagt, gerade erst gestern
waren wir zu Gast hier im Hohen Haus beim parla-
mentarischen Abend des Volkshochschulverbandes
und haben uns eindrucksvoll die Berichte angehört,
welche wichtige Arbeit dort geleistet wird. Wir wis-
sen alle, dass sich die Qualität einer Gesellschaft
daran auch bemisst, wie sie den Menschen ermög-
licht, ihr Leben zu leben, und dass Bildung und der
Zugang zu Bildung dabei eine herausragende Rolle
spielen, ist auch deutlich geworden, nicht zuletzt an
dem Beispiel, was ich heute schon an anderer Stel-
le erwähnt habe, wie ein junger Mann seinen Le-
bensweg geschildert hat und wie es ihm möglich
war, über die Volkshochschulen bestimmte Bil-
dungsabschlüsse zu erreichen.

Die Lebenschancen des Einzelnen hängen heute
aufgrund der Anforderungen in der Arbeitswelt und
im Alltag immer mehr von Bildung und Wissen ab,
aber - und das will ich auch ganz deutlich sagen -
es geht dabei um mehr als um bloße Verwertbarkeit
auf dem Arbeitsmarkt, denn Bildung vermittelt auch
soziale Kompetenzen und ist Teil der Erziehung zur
Demokratie. Das ist mir ganz wichtig auch an die-
ser Stelle zu erwähnen. In einer Wissensgesell-
schaft können Teilhabe und Innovation nur gesi-
chert werden, wenn wir lebenslanges Lernen auch
stärker fördern, und dafür tragen wir ja hier die Ver-
antwortung. Gerade durch die demographische

Entwicklung, das wissen wir auch, werden uns in
vielen Bereichen bald Fachkräfte fehlen. Das ist
zum Teil auch schon der Fall. Ältere werden nicht
mehr so früh aus dem Erwerbsleben ausscheiden
wie derzeit. Mit Geld allein ist es dabei nicht getan,
sondern es braucht auch Teilhabechancen auch für
die, die beispielsweise lehren. Da haben wir ja
gestern ein eindrucksvolles Beispiel gehört, von der
71-jährigen Deutschlehrerin, die seit acht Jahren,
wenn ich mich richtig erinnere, in der JVA Gräfen-
tonna unterrichtet. Ebenso wichtig sind Bildungsbe-
ratung, Alphabetisierungskurse - Sie sprachen es
an -, Angebote für besondere Zielgruppen und na-
türlich auch das Wissen darum, dass Lernen uns
ein Leben lang begleiten wird und das Erwachse-
nenalter nun mal der längste Lebensabschnitt ist, in
dem wir dazulernen wollen und auch müssen. Bil-
dung sichert Selbstständigkeit und soziale Integrati-
on jeder und jedes Einzelnen. Sie ist auch Voraus-
setzung für Kreativität und Innovation, egal ob es
um gesellschaftliches Engagement oder wirtschaft-
liche Aktivität geht. Daher stellt Erwachsenenbil-
dung als ein fundamental wichtiger Bestandteil des
lebenslangen Lernens für unsere Zukunft ein wichti-
ges Handlungsfeld dar, indem wir als Politik die
Chancengerechtigkeit im Zugang zu Bildung im Er-
wachsenenalter definieren und festlegen. Von da-
her ist es positiv zu bewerten und wir wollen ja eine
konstruktive Debatte führen, dass wir im Zuge der
Novellierung durch das Auslaufen des Gesetzes
über Erwachsenenbildung und den dazu von der
Landesregierung vorgelegten Gesetzentwurf spre-
chen können.

Was sind unsere Prämissen für eine erfolgreiche
Erwachsenenbildungspolitik? Wir meinen, es
braucht die Sicherung und den Ausbau eines wohn-
ortnahen und pluralen und bezahlbaren Erwachse-
nenbildungsangebots, um Bildungsbarrieren abzu-
bauen. Dass sich die Erwachsenenbildung in den
letzten Jahren, gerade nach 1989, sehr plural und,
wie wir meinen, auch sehr gut entwickelt hat, das
wissen alle, die die Träger der Erwachsenenbildung
kennen, erleben dürfen und ihre Arbeit wertschät-
zen und deren Früchte tragen. Wir wollen den Trä-
gerpluralismus in Thüringen erhalten und die Arbeit
der Träger planbar machen und auf solide Beine
stellen. Wir sind der Meinung, dass es dafür drei
Voraussetzungen braucht: Erstens muss die
Grundfinanzierung der Einrichtung gesichert wer-
den. Zum Zweiten braucht es mehr Geld pro Unter-
richtsstunde zur Verfügung, um die Qualität der An-
gebote zu sichern, und drittens - das sage ich ganz
deutlich, weil wir ja den Haushalt immer mitdenken
müssen, denn er wird ja parallel schon mitberaten -,
im Bereich der Erwachsenenbildung kann nicht der-
art gestrichen werden, wenn wir das aufrechterhal-
ten wollen.

Zu Ihrem Anspruch an den Gesetzentwurf vonsei-
ten der Regierung, Herr Matschie, haben Sie ja Ihre
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Punkte ausgeführt, die Ihnen wichtig sind. Ich
möchte auch aufgrund der schon fortgeschrittenen
Zeit zu unserer Bewertung des Gesetzentwurfs
kommen. In den Vorbemerkungen spricht die Lan-
desregierung davon, dass das bisherige Gesetz
sich bewährt habe. Aus Sicht der freien Träger der
Erwachsenenbildung jedoch hat sich das Thüringer
Erwachsenenbildungsgesetz mitnichten derart be-
währt. So schildern Einrichtungen, dass die mit der
Gesetzesnovelle 2005 einhergehende Neuprofilie-
rung der Thüringer Erwachsenenbildung, flankiert
damals durch eine rigide Kürzung der Fördermittel,
durchaus fatale Folgen hatte. Vor dem Hintergrund
einer Strategie des lebenslangen Lernens und der
Stärkung von Erwachsenenbildung kann das bishe-
rige Gesetz nicht als „sich bewährt“ angesehen
werden. Ich will das kurz erläutern:

1. Die Gestaltungsmöglichkeiten der Einrichtungen
wurden durch die Sparpolitik weiter eingeengt. Es
gab drastische Kürzungen der Fördermittel, die Ko-
finanzierungsfähigkeit der Einrichtung ging teilweise
verloren. Zentrale nationale und internationale Pro-
gramme, zum Beispiel Lernen vor Ort, EU-Pro-
gramme etc., sind nicht finanziert worden.

2. Die Arbeits- und Entlohnungsbedingungen der
Beschäftigten in der Erwachsenenbildung wurden
weiter verschlechtert. Die Arbeitsbedingungen im
öffentlichen Erwachsenenbildungssektor sind weit
entfernt von tariflichen Parametern wie zum Bei-
spiel dem TVöD, wie wir ihn hier kennen. Stattdes-
sen beobachten wir immer mehr prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse in all ihren Facetten, sowohl bei
der Entlohnung als auch was Befristungen von Ar-
beitsverhältnissen anbelangt etc. In der Praxis ist
damit auch eine gesellschaftliche Ent- und Abwer-
tung der Erwachsenenbildung zu konstatieren.

3. Statt einer Stärkung der öffentlichen Verantwor-
tung ist eine weitere Vermarktlichung der Erwach-
senenbildung vorangetrieben worden, wenn ich das
so nennen darf. Durch die öffentlichen Kürzungen
im Erwachsenenbildungsbereich wurden die Ein-
richtungen gezwungen, sich auf Bildungsbereiche
zu konzentrieren, die durch Teilnehmerinnenbeiträ-
ge gesichert werden können. Gerade sozial schwä-
cher gestellte Bürgerinnen … Inhaltsfelder, wie zum
Beispiel die politische Bildung, wurden dadurch aus
unserer Sicht geschwächt.

Ganz konkret, was muss im vorliegenden Gesetz-
entwurf aus unserer Sicht geändert werden? Es
fehlt der gesetzliche Rechtsanspruch auf Förde-
rung. Stattdessen gibt es nun den Finanzierungs-
vorbehalt nach Maßgabe des Landeshaushalts in
§ 11. Wir meinen, wer Planungssicherheit und
Rechtssicherheit für die Erwachsenenbildung
schaffen will, darf sich nicht nur plakativ zur Er-
wachsenenbildung bekennen, sondern muss auch
bei der Förderung verlässlicher Partner bleiben.

Daher fordern wir diese Streichung des Finanzie-
rungsvorbehalts.

Die Frage der zunehmenden unterschiedlichen Ko-
finanzierung ist im vorliegenden Gesetzentwurf aus
unserer Sicht nicht hinreichend gelöst. Wir hätten
uns gewünscht, dass es ebenso als Aufgabe der
Einrichtung der Erwachsenenbildung angesehen
wird, weitere öffentliche und möglicherweise auch
private Mittel aus Bildungsprogrammen von natio-
naler und internationaler Ebene für Thüringen nutz-
bar zu machen. Es fehlt eine aufeinander abge-
stimmte koordinierte Initiative durch das Land, be-
zogen auf Bundes- und EU-Mittel. Mit der Einfüh-
rung der Möglichkeit von Projektförderung auf Basis
von Ziel- und Leistungsvereinbarungen in § 14 wird
ein neues Steuerungsmodell in der Projektförde-
rung der Erwachsenenbildung eingeführt. Wir kriti-
sieren, dass dieses lediglich durch Rechtsverord-
nungen - diese kennen wir ja nun schon aus unter-
schiedlichen Gesetzesdiskussionen - vereinfacht
bzw. überarbeitet werden. Da geht es gerade um
den § 12.

Die Nachrangigkeit von Einrichtungen freier Träger
in § 13 bei der Förderung von Veranstaltungen zum
Erwerb der externen Schulabschlüsse und zur Al-
phabetisierung widerspricht der in § 3 formulierten
Gleichbehandlung aller Einrichtungen der Erwach-
senenbildung. Unseres Erachtens liegt kein Grund
vor, die Anzahl der Vertreter der Volkshochschulen
für das Landeskuratorium von drei auf vier aufzu-
stocken, wie sich das in § 17 wiederfindet. Es feh-
len zudem einige wichtige Punkte im Entwurf des
Thüringer Erwachsenenbildungsgesetzes, so zum
Beispiel die Förderung von Integrationskursen, Bil-
dungsberatung, eine festgeschriebene Weiterbil-
dungsberichterstattung usw. Es besteht demnach
ein Zielwiderspruch, wenn man berufliche Bildung
als Aufgabe der Erwachsenenbildung festschreibt
(§ 2 Abs. 4) und gleichzeitig in § 1 Abs. 3 den Lern-
ort Betrieb aus der Erwachsenenbildung aus-
schließt. Das macht jedenfalls aus unserer Sicht
keinen Sinn.

Zudem möchte ich noch einen abschließenden
Punkt bringen, den ich ganz wichtig finde, etwas
Positives zum vorliegenden Gesetzentwurf zu sa-
gen, dass wir es begrüßen, wenn Bildung für nach-
haltige Entwicklung Einzug auch in die Ziele der Er-
wachsenenbildung findet. Insgesamt ist allerdings
festzustellen, dass die Erwachsenenbildung nicht
zur gern zitierten vierten Säule des Bildungssys-
tems, sondern aus unserer Wahrnehmung eher
zum fünften Rad am Wagen wird. Die Gesetzesno-
velle geht einher mit einer drastischen Kürzung der
Finanzmittel im Haushaltsplan 04. Es gibt eine be-
trächtliche Anzahl von Regelungen, die inhaltlich
anders und besser geregelt werden können. Wir
befürchten, dass die Weiterentwicklung der Er-
wachsenenbildung darin besteht, dass die Gestal-
tungsmöglichkeiten der Einrichtungen durch die
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Sparpolitik weiter eingeengt werden, die Arbeits-
und Entlohnungsbedingungen der Beschäftigten
sich weiter verschlechtern und die öffentliche Ver-
antwortung für die Erwachsenenbildung weiter ab-
nimmt.

Zu einem letzten Punkt möchte ich auch noch kom-
men. Herr Minister, Sie haben gesagt, dass Sie auf
das Bildungsfreistellungsgesetz in diesem Zusam-
menhang nicht eingehen und es daher sich auch im
Erwachsenenbildungsgesetz als möglicher Part
nicht wiederfindet. Wir möchten daher ankündigen,
dass wir ein solches Bildungsfreistellungsgesetz in
nächster Zeit auf den Weg bringen werden, weil wir
der Meinung sind, dass ein solches längst überfällig
ist in Thüringen. Vielen herzlichen Dank.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Bevor ich Frau Abgeordneten Sojka das Wort für
die Fraktion DIE LINKE gebe, möchte ich noch Fol-
gendes feststellen: Ein Gesetz, welches heute auch
noch behandelt werden muss, finden Sie unter dem
Tagesordnungspunkt 12. Es ist das „Gesetz zur Än-
derung des Thüringer Verwaltungsfachhochschul-
gesetzes und zur Änderung des Thüringer Perso-
nalvertretungsgesetzes“, Gesetzentwurf der Lan-
desregierung. Ich sehe die Parlamentarischen Ge-
schäftsführer schon in Verhandlungen. Aber das
müsste auf alle Fälle heute auch noch aufgerufen
werden, damit sich jeder erst einmal darauf einstel-
len kann.

Frau Abgeordnete Sojka, Sie haben das Wort.

Abgeordnete Sojka, DIE LINKE:

Werte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren
Kolleginnen und Kollegen, das ist die erste Lesung
und wir haben sicherlich noch sehr viel Zeit, über
die einzelnen Details im Ausschuss zu sprechen.
Ich will mich daher kurz fassen. Am 31.12. läuft das
derzeit gültige Thüringer Erwachsenbildungsgesetz
aus, insofern wird es wohl Zeit, dass Sie, sehr ver-
ehrte Vertreter der Koalition, Ihren Entwurf dem
Landtag zuleiten.

Immerhin, es ist ein Qualitätssprung, weil die Re-
gierungen davor haben solche Art der Gesetzesän-
derung mit drastischen Einsparungen in einem
Haushaltbegleitgesetz versteckt, so dass wir als Bil-
dungsausschuss noch nicht einmal die Chance hat-
ten, darüber zu reden, sondern nur im Haushalts-
ausschuss das nebenbei besprochen haben. Inso-
fern ist es tatsächlich ein Qualitätssprung, ein Ge-
setzeswerk vorgelegt zu bekommen, worüber wir
im Ausschuss reden können. Leider lassen die Viel-
zahl der Aufgaben in unserem Ausschuss es dann
aber nicht zu, eine mündliche Anhörung dazu
durchzuführen. Deshalb werden wir uns durch viel
Papier kämpfen müssen und müssen dann auch

beraten und das wird sicherlich noch ein schwieri-
ger Part sein.

Also angemessene Zeit, die wir als Parlamentarier
zur Diskussion bräuchten, haben wir wahrscheinlich
wieder nicht.

Die Bedeutung der Erwachsenbildung wird immer
unterschätzt. Der gestrige Abend hat vielen, die da
waren, nähergebracht, was Erwachsenbildung ei-
gentlich ist, nämlich der längste Lebensbereich, der
uns dann immer noch am Lernen hält. Ich erinnere
an die ironischen Bemerkungen seitens der CDU
zu Kreativkursen und anderen Dingen in der letzten
Legislatur, als diese drastischen Kürzungen in dem
Erwachsenbildungsbereich passiert sind. Ich hoffe,
dass wir darüber hinweg sind. Trotzdem stelle ich
fest, dass es auch hier so ist, dass die zwei Absich-
ten, eine Kultur lebenslangen Lernens zu ent-
wickeln und die dazu passende Förderstruktur zu
entwickeln, dass diese entscheidenden Zielpunkte
des vorliegenden Gesetzentwurfs auch nicht erfüllt
sind.

Gewiss, der generationenübergreifende Ansatz
wurde neu in die Zielformulierung des Gesetzes
aufgenommen. Gut so, aber von Prosa allein wird
die Welt nicht besser. Im Übrigen besteht das Ge-
setz aus sehr viel neuer Prosa, aber im Landes-
haushalt trotzdem sehr viel weniger Geld. Wie ernst
meinen Sie das eigentlich mit den neu formulierten
Aufgaben? Das ist uns schleierhaft. Wie steht es ei-
gentlich mit dem gebührenfreien Nachholen von
Schulabschlüssen, wie das in anderen Bundeslän-
dern der Fall ist? Ich denke, wir brauchen Instru-
mentarien, wie wir gerade Menschen, die sich
schon länger in Berufstätigkeit befinden und erst
recht solche, die bereits längere Zeit aus ihr her-
ausgefallen sind, motivieren, sich der Weiterbildung
zu stellen. Hierzu bietet das Gesetz keine Ansatz-
punkte.

Wir brauchen eine verlässliche Grundlage für die
Finanzierung der Träger der Erwachsenbildung, da-
mit sie diese großen Aufgaben auch schultern kön-
nen. Wenn es tatsächlich so ist, dass Bildung unser
wichtigster einheimischer Rohstoff ist, dann braucht
es zuverlässige Finanzierungsgrundlagen

(Beifall DIE LINKE)

und die tatsächlich gemessen an den Aufgaben der
Träger als angemessen bezeichnet werden kön-
nen. Ständig nach Maßgabe des Haushaltes da et-
was wegzukürzen, das halten wir für kontraproduk-
tiv.

(Beifall DIE LINKE)

Ich muss sagen, dass wir von dem vorliegenden
Entwurf ganz und gar nicht begeistert sind, obgleich
einige Dinge enthalten sind, die wir in den letzten
Debatten in den letzten Jahren zu dem Thema im-
mer wieder verlangt haben. Zunächst das Positive:
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Der Gesetzentwurf wird der Pluralität in der Ver-
fasstheit der Träger und in der möglichen inhaltli-
chen Schwerpunktsetzung gerecht. Er greift inhalt-
lich weit und macht die bisher starre Grenze zwi-
schen Allgemeinbildung und beruflicher Bildung fle-
xibler und durchlässiger. Wir begrüßen das. Auch
die Vereinheitlichung im Bereich der Landesorgani-
sation halte ich für sinnvoll. Sie unterstützt die Inte-
gration und Zusammenarbeit der Träger und sichert
deren Partizipation im Rahmen des Kuratoriums.
Ebenso ist die Festlegung konkreter Sockelbeiträge
für die Grundförderungen der Einrichtungen zu be-
grüßen. Aber die Garantie für eine angemessene
Ausstattung, auf die es für die Träger ankommt,
verweigert Ihr Gesetzentwurf.

Wir glauben, dass dem Bedürfnis der Träger der
Erwachsenbildung nach einer verlässlichen Finan-
zierungsgrundlage bald weitaus deutlicher Rech-
nung getragen werden muss, gerade angesichts
der auf uns zukommenden schwierigen Haushalts-
lage in den nächsten Jahren. Sonst sind alle Worte
über die Wichtigkeit lebenslangen Lernens Gerede,
Herr Matschie.

Wir wollen klare Vorgaben im Gesetz und nicht in
irgendwelchen Rechtsverordnungen, die irgend-
wann einmal kommen, so dass die Finanzausstat-
tung der Thüringer Erwachsenausbildung bei
gleichbleibender Nachfragelage den aktuellen
Stand nicht unterschreitet. Erst dann gibt es Pla-
nungssicherheit und erst dann wird der wachsen-
den Bedeutung für die zukünftige Gestaltung von
Wirtschaft und Gesellschaft in Thüringen ein Min-
destmaß gerecht.

Ich habe mir mal die Mühe gemacht, vergleichend
andere Landesgesetze zu lesen. In Sachsen-Anhalt
gibt es zwei knackig kurze Gesetze zur Förderung
der Erwachsenbildung und auch ein Bildungsfrei-
stellungsgesetz. Natürlich gibt es auch dazu nach-
lesbar die Verordnungen. Was mir auch gut gefällt,
dort steht bereits im Gesetz, dass die Landesregie-
rung zum 01.10. eines jeden ungeraden Jahres
dem Landtag schriftlich Bericht über den Vollzug
dieses Gesetzes erstattet. Ich erinnere an Zeiten in
Thüringen, als im Kuratorium auch von jeder Frak-
tion beratende Mitglieder mitarbeiten konnten.
Schade, auch dieses scheint für Sie eher störend
zu sein, sonst hätte man das ja wieder aufleben
lassen können.

Aber auch auf einen anderen Punkt möchte ich
noch hinweisen, der keineswegs unwesentlich ist.
Es gibt in Thüringen immer noch keine Regelung,
Frau Rothe-Beinlich hat darauf hingewiesen, zur
Bildungsfreistellung. Sie haben die Chance, mit ei-
ner Neuformulierung dieses Gesetzes diese Frage
zu regeln, ausgelassen - schade. Alle anderen Bun-
desländer, außer Sachsen, Bayern, Baden-Würt-
temberg, haben eigene Bildungsfreistellungsge-
setze oder die Fragen der Bildungsfreistellung in ih-

ren Erwachsenenbildungsgesetzen geregelt. Sie
weigern sich also hier, auf Normalmaß zu gehen,
das ist wieder schade. Sicher, auch wir verspre-
chen uns von einem Thüringer Bildungsfreistel-
lungsgesetz keine übertriebenen Ergebnisse, aber
immerhin einen Anreiz, den wir, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, gerade angesichts der auf
uns zukommenden Fachkräfteprobleme dringend
brauchen.

Gestatten Sie mir, Herr Matschie, in der ersten Le-
sung noch ein abschließendes Wort an Sie als ver-
antwortlicher Minister. Nachdem Ihre Partei, die
SPD, in den Debatten 2003 und 2005 es vor allem
gewesen ist, die sich besonders gegen den Wegfall
der Präambel engagiert hatte - ich erinnere Sie dar-
an, damals war die Rede von einem für ganz
Deutschland beispielgebendem inhaltlichen Ansatz
in der Erwachsenenbildungsarbeit -, dann hätte ich
erwartet, dass in einem Entwurf aus Ihrem Hause,
wo ja mit Ihnen heute ein bildungspolitisch
durchaus versierter SPD-Minister Verantwortung
trägt, jetzt eine Vorlage erfolgt, auf die damals von
Ihnen verteidigten Grundgedanken, die darauf zu-
rückkommt, ein Entwurf, der die Aufgaben der Ge-
genwart in den Blick nimmt und ein zeitgemäßes
Bildungsverständnis deklariert. Warum haben Sie
die Chance nicht ergriffen, die Präambel wieder
einzufügen? Ich fordere Sie auf, dies zu überden-
ken und auch Sie, Herr Döring, wieder mit uns im
Ausschuss dafür zu kämpfen, dass wir die tatsäch-
lich wichtigen grundgesetzlichen Gedanken, wie
auch eine ausreichende Planungssicherheit für die
Träger mit in das Gesetz bekommen.

(Beifall DIE LINKE)

Vor allen Dingen versuchen Sie, dafür zu sorgen,
dass die Rechtsverordnungen dann gleichzeitig,
vielleicht auch im Ausschuss vorliegen. Ich erinnere
auch noch mal daran, ab 01.01. soll das Gesetz
gelten und Planungssicherheit ist meines Erachtens
oberstes Ziel. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank. Das Wort hat jetzt der Ab-
geordnete Grob für die CDU-Fraktion.

Abgeordneter Grob, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, die Erwachsenenbildung ist ein nicht weg-
zudenkender Bestandteil der Thüringer Bildungs-
landschaft und steht allen Bürgerinnen und Bürgern
offen. Der Grundsatz der Freiheitlichkeit hat zur
Folge, dass die Bildungsveranstaltungen ohne in-
haltliche Auflagen eigenständig gestaltet werden
können. Im Unterschied zur Schule gibt es für die
Erwachsenenbildung keinen staatlichen Lehrplan.
Dieses Recht auf freie Planung und Gestaltung der
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Veranstaltung ist wohl die eigentliche Ursache für
die Vielfalt der angebotenen Themen aus dem mu-
sisch-gestalterischen, persönlichen, gesellschaftli-
chen und politischen Bereich. Abgesehen von die-
sen klassischen Bereichen der Erwachsenenbil-
dung zeigt sich ein Trend zur zunehmenden Ver-
zahnung mit beruflichen Weiterbildungen. Im Ange-
bot sind in steigendem Maße berufsbezogene Qua-
lifikationsmaßnahmen. Sie geben Gelegenheit,
Kenntnisse zu vertiefen und in der modernen Ar-
beitswelt wichtige Schlüsselqualifikationen zu er-
werben. Durch diese Entwicklung ergeben sich für
die Erwachsenenbildung neue Herausforderungen,
beispielsweise ist die Qualität der Weiterbildungs-
maßnahmen zu sichern.

Die Landesorganisationen und Träger der Erwach-
senenbildung auf Landesebene unternehmen dies-
bezüglich mittlerweile bereits beachtliche Anstren-
gungen. Ich erinnere Sie an den gestrigen Abend,
wo wir die drei - oder waren es sogar vier - Beiträge
gehört haben, von der Dame, die von dem Knast
berichtete, welches Engagement sie hatte und auch
von der jungen, hübschen rumänischen Frau, die
mit fünf Kindern eine Weiterbildung gemacht hat
und jetzt schon in der Altenbildung so weit ist, dass
sie schon die Lehrlinge betreut. Bei allen Überle-
gungen zur inhaltlichen Weiterentwicklung des be-
währten Systems bleibt erneut zu beachten, dass
die Freiheit und Unabhängigkeit der Träger der Er-
wachsenenbildung gesetzlich garantiert ist, was
sich insbesondere aus Artikel 4 Abs. 2 Erwachse-
nenbildungsgesetz ergibt. Diese Bestimmung legt
fest, dass die Einrichtungen der Erwachsenenbil-
dung auf eigene Verantwortung handeln, das Recht
auf selbstständige Gestaltung der Bildungsangebo-
te haben sowie die unabhängige Auswahl des Per-
sonals gewährleisten. Zu inhaltlichen und organisa-
torischen Weiterbildungen und Weiterentwick-
lungen sind also zunächst die Träger selbst aufge-
rufen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, viele
Bürgerinnen und Bürger wollen sich auch im Er-
wachsenenalter in verschiedenen Bereichen weiter-
bilden, weil sie dies als wichtige Bereicherung für
ihre Persönlichkeitsentwicklung ansehen. Erwach-
senenbildung trägt aber nicht nur zur Identitätsbil-
dung des Einzelnen bei. Jeder macht die Erfah-
rung, dass wir heute in einer Zeit beschleunigten
gesellschaftlichen und ökonomischen Wandels le-
ben. Erwachsenenbildung ist in diesem Zusammen-
hang ein wichtiges Instrument zur Förderung der
gesellschaftlichen Integration. Man kann sich heute
nicht mehr darauf verlassen, dass die in Schule,
Hochschule und Beruf erworbene Bildung ein Le-
ben lang ausreichen wird. Jeder muss bereit sein,
sich immer wieder aufs Neue Wissen und Kompe-
tenzen anzueignen und so seinen Horizont lernend
zu erweitern. Der Erwachsenenbildung kommt bei
dieser Aufgabe des lebenslangen Lernens eine

Schlüsselrolle zu. Die Träger der Erwachsenenbil-
dung in Thüringen bieten den Bürgerinnen und Bür-
gern ein breit gefächertes, bedarfsorientiertes und
qualitativ hochwertiges Themenspektrum. Zu den
klassischen Bereichen der Erwachsenenbildung ge-
hören insbesondere Fremdsprachen, Gesundheits-
bildung, Lebens- und Erziehungsfragen, Kunst und
Kultur, Gesellschaft, Politik, Wirtschaft. Es ist eine
besondere Stärke der Erwachsenenbildung, dass
sie auf neue gesellschaftliche Entwicklungen und
Anforderungen rasch reagiert. Die Arbeitsfelder der
Erwachsenenbildung haben sich in den letzten Jah-
ren entsprechend erweitert. So stellen sich heute
mit der Besetzung von Themen der Zeit wichtige
aktuelle gesellschaftliche Herausforderungen. Dazu
gehören beispielsweise die Sprachförderung von
Migranten, modulare Weiterbildungsangebote,
Lern- und Schlüsselkompetenzen, Eltern- und Fa-
milienbildung, Krisenbewältigung und Konfliktmana-
gement. Jedenfalls haben wir gestern Abend ge-
hört, dass das Alphabetisierungsprogramm sehr gut
angelaufen ist und in den Volkshochschulen wirk-
lich intensiv vorangetrieben wird. Die Erwachsenen-
bildung ist ein wichtiger Bestandteil der Thüringer
Bildungslandschaft und ist vielerorts geprägt von
vorbildlichem ehrenamtlichen Engagement, was wir
heute auch schon mit Dank und Anerkennung ver-
sehen haben. Es gibt viele Bürgerinnen und Bürger,
denen ich an dieser Stelle ausdrücklich noch mal
danken möchte.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, das Thüringer Erwach-
senenbildungsgesetz läuft - wie Sie es schon ge-
hört haben - am 31.12. dieses Jahres aus. Wir wol-
len mit dem vorliegenden Gesetzentwurf das her-
vorragende System der Erwachsenenbildung in
Thüringen langfristig absichern und das Gesetz an
neue Gegebenheiten anpassen. Ich bitte Sie daher,
den vorliegenden Entwurf an den Ausschuss für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur zu überweisen und
freue mich auf die Diskussion. Vielen Dank.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Grob. Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Peter Metz für die SPD-Frak-
tion.

Abgeordneter Metz, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, Herr Grob hat vieles zur Funktion der Er-
wachsenenbildung schon gesagt, das will ich jetzt
nicht wiederholen.

(Beifall CDU)

Damit wird Zeit erspart, absolut. Applaus von der
CDU, so etwas habe ich im Protokoll bei mir noch
nicht oft gelesen. Aber dann spielen wir doch noch
einmal die linke Herzkammer der Koalition,

Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 34. Sitzung - 08.10.2010 2933

(Abg. Grob)



(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Das ist die
linke Herzkammer, neben mir.)

im Auftrag der linken Herzkammer sozusagen. Thü-
ringen hat eine große Tradition zu verteidigen. Das
Gebiet des heutigen Freistaats war die erste wirkli-
che Hochburg der Erwachsenenbildung und dabei
darf man auch, wenn man sich zurückerinnert, die
Arbeiterbildungsstätten, z.B. auch die Heimvolks-
hochschule in Tinz nicht vergessen, bei der Carl
Korsch und Paul Levy gelehrt haben und 1919
auch bereits die Gründung der Volkshochschule in
Thüringen basierend auf der Initiative der Jenenser-
innen und Jenenser Pädagogen.

Von stolzer Tradition ist auch heute in den Inhalten
noch viel zu sehen. Aber heute steht die Erwachse-
nenbildung eben auch vor neuen Aufgaben, näm-
lich berufliche Qualifikation und Weiterbildung im
Rahmen neuer gesellschaftlicher Entwicklungen
eben im Bereich neuer Technologien, neuer Ent-
wicklungen, hier Berufswechsel aus den unter-
schiedlichsten Gründen, Burnout oder eben auch
nur aus Interesse an Weiterbildung und Aufstieg,
neue Wertigkeit von Wissen und auch soziale Un-
gleichheit. Erwachsenenbildung steht vor der Auf-
gabe, die berufliche Qualifizierung und berufliche
Weiterbildung auch tatsächlich umfassend zu ge-
stalten, denn in vielen Fällen und wenn man mit
den Erwachsenen redet, mit den öffentlich geför-
derten Trägern müssen erst wieder Grundkompe-
tenzen beschult werden, der Alltag muss wieder or-
ganisiert werden, um in berufliche Qualifikationen
einzusteigen.

Deshalb ist für meine Fraktion eines klar und auch
bei zukünftigen Gesetzesnovellierungen immer klar:
Die öffentlich geförderten Träger und die Volks-
hochschulen haben für uns klaren Vorrang beim
Qualifikationsmanagement vor Ort, beim Berufsma-
nagement, bei Weiterbildungen im Gegensatz zu
privaten Anbietern, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

Ich will an dieser Stelle meinen herzlichen Dank an
alle öffentlich geförderten Träger, an die Volkshoch-
schulen und all diejenigen, die helfen auch einen
gesellschaftlichen Skandal mit zu beseitigen, aus-
sprechen. Das haben wir gestern auch mit den
Volkshochschulen noch mal diskutiert, nämlich im
Bereich der Alphabetisierung. Da reagiert das Ge-
setz eben auf solche gesellschaftlichen Entwick-
lungen. Alphabetisierung ist jetzt Teil der Grundbil-
dung, kann aber auch von weiteren Trägern vielfäl-
tig angeboten werden. Frau Astrid Rothe-Beinlich
hat vorhin die Bildung auch für nachhaltige Entwick-
lung angesprochen. Alles Reaktionen sicherlich auf
neue gesellschaftliche Umstände.

Lassen Sie mich kurz auf die Bildungsfreistellung
eingehen. Ja, für unsere Fraktion ist die Bildungs-
freistellung nach wie vor ein Projekt, das wir in die-
ser Legislatur umsetzen wollen und, Frau Sojka,

den Einklang mit Wirtschaft und Arbeitnehmerseite
zu organisieren. Ich glaube, das ist an der Stelle
auch wichtig, weil Bildungsfreistellung, um auch ei-
ne breite Mehrheit dafür zu organisieren und auch
fachlich gut reinzugehen, dauert auch seine Zeit.
Lassen Sie uns das gemeinschaftlich entwickeln.
Das Erwachsenenbildungsgesetz wird im Aus-
schuss beraten. Ich freue mich auf die Debatte.
Vielen Dank.

(Beifall im Hause)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Peter Metz. Das Wort hat
jetzt Abgeordnete Franka Hitzing für die Fraktion
der FDP.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Werte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und
Herren, es ist ganz wichtig, dass dieses Gesetz
noch bis zum Ende dieses Jahres beschlossen
wird, deshalb freue ich mich auf eine sehr konstruk-
tive Beratung im Ausschuss und in der Anhörung.
Es ist schon sehr viel gesagt worden und ich möch-
te es nicht wiederholen. Danke.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank. Gibt es weitere Wortmel-
dungen? Das ist nicht der Fall. Es wurde Aus-
schussüberweisung beantragt an den Ausschuss
für Bildung, Wissenschaft und Kultur. Wer der Aus-
schussüberweisung so folgen möchte, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. Vielen herzlichen Dank.
Das ist Zustimmung aus allen Fraktionen. Gibt es
Gegenstimmen? Das ist nicht der Fall. Enthaltun-
gen? Das ist auch nicht der Fall. Damit wurde das
Gesetz einstimmig an den Ausschuss für Bildung,
Wissenschaft und Kultur zur weiteren Beratung
überwiesen.

Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 9

Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Berufsakade-
miegesetzes
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 5/1560 -
ERSTE BERATUNG

Ich frage die Landesregierung: Wünschen Sie das
Wort zur Begründung? Das ist nicht der Fall. Mir
wurde auch signalisiert, dass es keinen Rede-
wunsch vonseiten der Fraktionen gibt. Ist das rich-
tig? Es wurde aber beantragt, diesen Gesetzent-
wurf ebenfalls an den Ausschuss für Bildung, Wis-
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senschaft und Kultur zur weiteren Beratung zu
überweisen.

Dann lasse ich jetzt über die Ausschussüberwei-
sung abstimmen. Wer der Ausschussüberweisung
dieses Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur die Zustimmung er-
teilt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Vielen
herzlichen Dank. Das sind Zustimmungen aus allen
Fraktionen. Gibt es Gegenstimmen? Das ist nicht
der Fall. Enthaltungen? Das ist auch nicht der Fall.
Damit wurde dieser Gesetzentwurf einstimmig
überwiesen.

Jetzt kommen wir zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 12

Gesetz zur Änderung des Thü-
ringer Verwaltungsfachhoch-
schulgesetzes und zur Ände-
rung des Thüringer Personal-
vertretungsgesetzes
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 5/1553 -
ERSTE BERATUNG

Ich frage: Wünscht die Landesregierung das Wort
zur Begründung? Sie ist schon da. Herr Minister
Huber, Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Huber, Innenminister:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die
beiden Gesetze würden am 31.12.2010 auslaufen.
Da wir keinen personalvertretungsfreien und ver-
waltungsfachhochschulfreien Zustand dulden kön-
nen, bitte ich Sie, diesen Gesetzentwurf zu beraten
und zu beschließen.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank. Ich frage: Gibt es Wortmel-
dungen aus den Reihen der Abgeordneten? Ja. Es
hat sich als Erste Abgeordnete Renner für die Frak-
tion DIE LINKE zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Renner, DIE LINKE:

Nicht jammern, ich bin um 18.00 Uhr fertig, verspro-
chen.

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, zum
Personalvertretungsgesetz muss ich doch noch ein
paar Worte verlieren, weil, wenn es knirscht in der
Regierung, dann ist es Pflicht der Opposition, das
auch zu sagen.

Formal gesehen ist, und da gebe ich Herrn Innen-
minister Prof. Huber recht, der vorliegende Gesetz-
entwurf sicherlich kein großer Akt und vollkommen

unproblematisch; es geht schließlich um die Verlän-
gerung der bestehenden Befristung in den beiden
Gesetzen.

Die erneute Befristung auf einen absehbaren und
relativ kurzen Zeitraum erfolgt aber aus einem
Grund - deswegen stehe ich hier -, der durchaus
politische Bedeutung hat und auf den ich am Bei-
spiel jetzt des Personalvertretungsgesetzes ganz
kurz eingehen muss. Die neuerliche Befristung ist
Ausdruck dafür, dass die Landesregierung ihre
selbst gesetzten Ziele leider verfehlt hat. Im Koaliti-
onsvertrag heißt es dazu - ich zitiere: „Motivierte
Mitarbeiter sind das Fundament des öffentlichen
Dienstes. Die Koalitionspartner sehen es daher als
eine der vornehmsten Aufgaben der jeweiligen Be-
hördenleitung an, dass diese mit ihren Mitarbeitern
eng und vertrauensvoll zusammenarbeiten. Um
dies zu sichern, wird das Personalvertretungsge-
setz im öffentlichen Dienst in enger Abstimmung
mit den Gewerkschaften und Personalvertretungen
novelliert.“ Diese Feststellung und die Absichtser-
klärung sind schon sehr bemerkenswert, kommt
doch zum Ausdruck, dass das bestehende Perso-
nalvertretungsrecht eben nicht sicherstellt, dass Be-
hördenleitung und Mitarbeiter eng und vertrauens-
voll zusammenarbeiten können. Da kann ich
durchaus mal einen Kollegen der SPD zitieren, der
im November 2009 hier im Thüringer Landtag aus-
führte: „Das derzeit geltende Personalvertretungs-
gesetz ist alles andere als mitbestimmungsfreund-
lich“ - so Herr Hey, er ist ja auch da, was wohl
nichts anderes heißt, als dass das derzeit geltende
Personalvertretungsrecht in Thüringen mitbestim-
mungsfeindlich ist.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Ja.)

Es scheint dann folgerichtig, dass die Koalitions-
partner vereinbarten, die Beseitigung der mitbe-
stimmungsfeindlichen Regelungen ist die vornehm-
ste Aufgabe der Landesregierung.

(Beifall DIE LINKE)

Dem Koalitionsvertrag folgten dann auch starke
Worte von Herrn Innenminister Prof. Huber. Er in-
formierte im Dezember 2009, die Landesregierung
werde ihren Gesetzentwurf zum Personalvertre-
tungsgesetz im 1. Halbjahr 2010, voraussichtlich
bis Mai 2010, vorlegen. Der Mai 2010 ist bekannt-
lich jetzt schon ein wenig vorbei.

(Beifall DIE LINKE)

Nun aber liegt dem Landtag ein Gesetzentwurf vor,
der die Restlaufzeit des derzeit geltenden mitbe-
stimmungsfeindlichen Gesetzes um ein weiteres
Jahr verlängern soll. Das Ziel verfehlt, kann man an
der Stelle sicherlich attestieren. Und es kommt
noch etwas Weiteres hinzu, Sie blockieren nämlich
die parlamentarische Beratung unseres Gesetzent-
wurfs.
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(Beifall DIE LINKE)

Seit dem 30. September 2009, das ist mehr als ein
Jahr zurück, liegt Ihnen der Vorschlag der Fraktion
DIE LINKE in Drucksache 5/26 vor, falls es irgend-
jemand vergessen hat. Seit Juni 2010 existiert der
Entwurf der Landesregierung als Referentenent-
wurf, der zwar den Gewerkschaften zur Kenntnis
mit der Bitte um Stellungnahme zugegangen ist,
aber seitdem hört man keinen Laut mehr zu diesem
Referentenentwurf. Man kann nur vermuten, dass
die Kritiken, die aus den beteiligten Organisationen
gekommen sind, einer ganzen Abteilung im Thürin-
ger Innenministerium den K.-o.-Schlag versetzt ha-
ben.

Das Erste, was dem Parlament zur Kenntnis gege-
ben wird, ist das Eingeständnis, dass es der Lan-
desregierung innerhalb von 16 Monaten nicht ge-
lungen ist, ein novelliertes Personalvertretungsge-
setz vorzulegen. Da kann ich nur sagen, meine Da-
men und Herren Koalitionäre, Sie sind an der „vor-
nehmsten Aufgabe“ gescheitert. Wir sind die Verzö-
gerungen leid. Zwar können wir uns vorstellen, was
im Hintergrund los ist, welche Scherkräfte wirken
und diese Scherkräfte haben ja so manchen ande-
ren Innenminister in Thüringen auch schon aus der
Bahn geworfen, aber wir wollen jetzt als Parlament
doch endlich zügig zur Behandlung eines Personal-
vertretungsgesetzes kommen. Unsere Vorstellun-
gen liegen auf dem Tisch. Die Gewerkschaften, die
Berufsverbände und die Personalvertretung sitzen
in den Startlöchern, haben ihre Forderungskataloge
längst erarbeitet, dem Landtag liegt ein Entwurf von
uns zur Beratung vor. Das Parlament muss nicht
auf die Landesregierung warten, wir können im In-
nenausschuss jetzt eine Anhörung unseres Gesetz-
entwurfs beschließen.

(Beifall DIE LINKE)

Da aber nun schon so lange gewartet wurde, ist
das jetzt auch Ursache dafür, dass, wenn wir so
weitermachen, die Personalräte im Jahr 2011 mit
einem Mitbestimmungs- und Beteiligungsrecht in
die Arbeit gehen werden, das bereits im Jahr 2001
veraltert war und Ausdruck eines Obrigkeitsstaates
ist. Ich denke, Sie sollten reflektieren, dass Sie die-
sen Schaden jetzt für die Personalräte in 2011 zu
verantworten haben und bitte endlich die Landesre-
gierung, dazu zu kommen, was sie uns im Koaliti-
onsvertrag versprochen hat. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Frau Abgeordnete Renner.
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Fiedler für die
CDU-Fraktion.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Nein.)

Nein? Er ist aber angemeldet. Dann nicht. Das
Wort hat jetzt der Abgeordnete Hey für die SPD-
Fraktion.

Abgeordneter Hey, SPD:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, auch ich will es kurz ma-
chen. Es geht hier um eigentlich zwei Dinge, näm-
lich einmal die Entfristung des Gesetzes zur Ände-
rung des Thüringer Verwaltungsfachhochschulge-
setzes und das ist das Gesetz zur Änderung dazu.
Diese Entfristung ist sinnvoll, sie würde nur bis Sil-
vester laufen, das Gesetz hat sich bewährt. Es geht
hier um die Ausbildung von qualifizierten Verwal-
tungs-, Steuer- und Polizeibeamtinnen und -beam-
ten des Freistaats Thüringen. Das Zweite, es ist
richtig, Frau Renner, was ich gesagt habe, Sie ha-
ben mich zitiert aus einem Protokoll des Plenums.
Ich gehe sogar noch weiter und ich glaube, das
steht dann ein bisschen tiefer von dem von Ihnen
gefundenen Zitat. Ich habe damals gesagt, dass
das gültige Personalvertretungsrecht eines der
rückschrittlichsten Gesetze seiner Art in der Bun-
desrepublik ist.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Ja-
wohl.)

(Beifall DIE LINKE)

Das habe ich auch gesagt, das will ich gar nicht
hier dementieren. Genau deswegen ist heute in die-
ser ersten Lesung Thema, dass wir dieses Gesetz
überarbeiten sollen und da muss es eben noch wei-
ter gelten. Ich weiß, Sie sind ungeduldig und sagen,
es müsste eigentlich so schnell wie möglich weg.
Ich könnte jetzt auch mokant antworten, da können
Sie mal sehen, wie viele Änderungsbedürfnisse es
in diesem Gesetz gibt, dass es da etwas länger
dauert. Sie können sich sicher sein, dass wir eng in
der Abstimmung mit Personalvertretung und Ge-
werkschaften sind und ich denke, dass hier die
Überarbeitung des Gesetzes erstens dringend not-
wendig ist und zweitens eben nichts anderes heute
hier beschlossen werden soll in dieser ersten Le-
sung als die Überweisung an den Ausschuss. Dann
können wir auch gern noch darüber diskutieren,
das machen wir auch.

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Herr Hey, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Ab-
geordneten Renner?

Abgeordneter Hey, SPD:

Gern.

Abgeordnete Renner, DIE LINKE:

Herr Hey, würden Sie mir recht geben, wenn ich sa-
ge, wenn ein Gesetzentwurf für Mai 2010 angekün-
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digt ist und er im Oktober nicht vorliegt, dass dann
dieses „etwas ungeduldig“ vielleicht etwas tief ge-
stapelt ist?

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Es
ist ja noch nicht 18.00 Uhr.)

(Beifall DIE LINKE)

Abgeordneter Hey, SPD:

Ja, da würde ich Ihnen recht geben, dass Sie si-
cherlich in einer Verfassung sind, die mehr ist als
an Ungeduld grenzend. Kann schon sein, aber ich
bin ja jetzt nicht hier, um über Ihre Verfassung zu
reden, das haben Sie eben schon hier kundgetan.
Ich halte es durchaus für notwendig, im Ausschuss
darüber zu diskutieren und deswegen werden wir
das auch tun. Ich bitte um Überweisung an den In-
nenausschuss und danke Ihnen für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Hey. Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Carsten Meyer für die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordneter Meyer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Frau Prä-
sidentin, von unserer Seite aus zu den Inhalten der
beiden Gesetzesvorlagen nur so viel, dass ich mich
Frau Renner ziemlich vollinhaltlich anschließen
kann und auch Herrn Hey. Mir ist noch einmal wich-
tig, darauf hinzuweisen, dass diese Verschiebung,
die heute hier im Raum steht, um ein Jahr auch ei-
ne Chance bieten kann. In bin noch unter dem Ein-
druck des Sonderberichts des Rechnungshofs nach
hier vorn gekommen, um das noch einmal zu beto-
nen. Ich gehe davon aus, dass diese beiden Ge-
setze, die dann in der Debatte sind, natürlich
selbstverständlich auch durch die Haushaltsstruk-
turkommission noch einmal auf die Fragen unter-
sucht werden, welche Auswirkungen diese Gesetze
auf die Finanzierung des Landeshaushalts und den
Bedarf haben und dass diese Gesetze notwendi-
gerweise dann auch noch einmal daraufhin über-
prüft werden, welche Möglichkeiten der Einnahme-

beschaffung oder Ausgabenreduzierung durch eine
Novellierung dieser beiden Gesetze dann auch voll-
umfänglich, und nicht nur was die Entfristung an-
geht, entsprechend organisiert werden können.
Denn sowohl das Thema Personalvertretungsrecht
als auch das Thema des Verwaltungsfachhoch-
schulgesetzes bieten dazu meiner Ansicht nach,
ohne die Debatte jetzt hier aufmachen zu wollen,
durchaus Möglichkeiten. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Rothe-Beinlich:

Vielen herzlichen Dank, Herr Meyer. Gibt es weite-
re Wortmeldungen aus den Reihen der Abgeordne-
ten oder vonseiten der Regierung? Das ist nicht der
Fall. Dann kommen wir jetzt zum Antrag auf Über-
weisung dieses Gesetzentwurfs an den Innenaus-
schuss. Wer dieser Überweisung so die Zustim-
mung erteilt, den bitte ich um das Handzeichen.
Vielen herzlichen Dank. Das ist Zustimmung aus al-
len Fraktionen. Gibt es Gegenstimmen? Das ist
nicht der Fall. Enthaltungen? Das ist auch nicht der
Fall. Dann ist diese Überweisung so einstimmig be-
schlossen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sind
übereingekommen, heute keine weiteren Tagesord-
nungspunkte aufzurufen. Ich darf daher mitteilen,
dass alle weiteren 26 Tagesordnungspunkte, die
wir nicht behandelt haben, sich auf die nächste Ple-
narsitzung verschieben, die am 10. November die-
ses Jahres stattfindet.

Außerdem möchte ich darauf hinweisen, dass im
Anschluss an diese Sitzung der Ausschuss für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur noch einmal zusam-
mentritt.

Ich wünsche Ihnen allen einen guten Heimweg und
ein angenehmes Wochenende. Vielen herzlichen
Dank.

Ende: 17.58 Uhr
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